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51. Sitzung 

Bonn, Mittwoch, den 6. September 1995 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, die Sitzung ist eröffnet. 

Wir setzen die Haushaltsberatungen - Tagesord-
nungspunkt 1- fort : 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Haushaltsjahr 1996 

(Haushaltsgesetz 1996) 

- Drucksache 13/2000 — 

Überweisungsvorschlag: 

Haushaltsausschuß 

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Finanzplan des Bundes 1995 bis 1999 

- Drucksache  13/2001  — 

Überweisungsvorschlag: 

Haushaltsausschuß 

Ich erinnere daran, daß wir gestern für die heutige 
Aussprache insgesamt 8,5 Stunden beschlossen ha-
ben. 

Wir kommen zunächst zu den Geschäftsbereichen 
des Bundeskanzleramtes, des Auswärtigen Amtes 
und der Bundesministerien der Verteidigung sowie 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung. Das sind die Einzelpläne 04, 05, 14, 35 und 23. 

Das Wort  hat der Fraktionsvorsitzende der SPD, 
Herr Scharping. 

Rudolf Scharping (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wer den Zustand 
unseres Landes beschreiben wi ll, wird auf Wider-
sprüchlichkeiten stoßen. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der CDU/ 
CSU und der F.D.P.) 

Wir leben in einer gefestigten Demokratie; aber die 
Erosion ihrer sozialen Grundlagen schreitet fo rt . 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Gemeinsam verurteilen wir eine der Folgen dieser 
Entwicklung: Gleichgültig, ob rechtsradikal oder ter-
roristisch motiviert, der Brand in Lübeck ist ein er-
neutes Zeichen dafür, daß wir uns entschlossen ge-
gen Deutschland als Tummelplatz für terroristische 
Gewalt und für Rechtsradikalismus engagieren müs-
sen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Dennoch ist unser Land im Innern weitgehend 
friedlich. Das Einvernehmen mit unseren Nachbarn 
ist groß. Hunger, Umweltzerstörung und Kriege, auf 
deren Ende wir jedenfalls in Europa nach 1989 
hofften, kennzeichnen zugleich ungelöste Probleme 
in unserer Nachbarschaft und global. In diesem Zu-
sammenhang sind die Wiederaufnahme der Atom-
waffentests durch Frankreich und die Fortsetzung 
der Atomwaffentests durch China substantiell eine 
Gefahr für Mensch und Umwelt und politisch ein 
fatales Signal, das wir gemeinsam zurückweisen 
sollten. 

(Beifall bei der SPD, beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei der PDS sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Wir haben den anderen Fraktionen des Hauses 
angeboten, sich in dieser Woche in einer gemeinsa-
men Entschließung zu äußern. Ich rufe das ganze 
Haus auf, gerade im Interesse einer klaren Politik, 
gerade im Interesse der deutsch-französischen 
Freundschaft auch dem französischen Präsidenten 
zu sagen und damit den öffentlichen Protest zu un-
terstützen: Wir wollen diese Testserie nicht; brecht 
sie sofort ab! 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

In Bosnien hatten die Grausamkeiten des Krieges, 
des Terrors gegen die Menschen eine neue Dimen-
sion erreicht. Die Antwort der internationalen Staa-
tengemeinschaft ist klar, eindeutig und richtig. Das 
darf nicht den Blick dafür verstellen, daß wir in die-
sem schmerzhaften und belastenden Prozeß gemein- 
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sam mit anderen nach politischen Lösungen suchen 
müssen; denn es bleibt wahr: Eine dauerhafte Lö-
sung wird nur auf f riedlichem Wege und nur politisch 
erreicht werden können. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie des 
Abg. Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Zu den Widersprüchlichkeiten gehört: Wir haben, 
noch jedenfalls, eine leistungsfähige Wirtschaft . 
Aber Innovation und umweltbewußte Erneuerung 
kommen zu kurz. Der soziale Friede ist brüchiger ge-
worden, aber die Bundesregierung sucht nicht nach 
Wegen, den sozialen Frieden zu festigen - im Gegen-
teil, sie schädigt fortwährend seine Grundlagen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie des 
Abg. Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Die ungleiche, ungerechte Teilhabe an den Mög-
lichkeiten unseres Landes nimmt zu. Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer, Jugendliche und Ältere - 
die  Arbeitnehmer vor a llem, wenn sie ihren Arbeits-
platz verloren haben - spüren das zuallererst. 

Und: Wir haben eine reiche Kultur. Bildung als 
persönliches Recht und in Verbindung mit Wissen-
schaft und Forschung als d i e Investition in die Zu-
kunft unseres Landes genießt aber nicht mehr die 
notwendige Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Der Wettbewerb um Arbeitsplätze und Standorte 
ist international geworden, die Arbeitslosigkeit 
ebenso. Wer angesichts dieser Entwicklung lediglich 
die Antwort gibt, man solle auf einem primitiven 
Wege soziale Schranken und Rechte einreißen, Ko-
sten senken und Menschen entlassen, der gibt die 
falsche, nach rückwärts gewandte Antwort, der hat 
kein Konzept mehr für die Zukunft. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS und des Abg. Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

So vielfältig, reich, aber auch zwiespältig und wi-
dersprüchlich der Zustand unseres Landes ist, so ein-
deutig ist der Zustand der Bundesregierung und ih-
rer Politik: Stillstand im allgemeinen, Vorantreiben 
der sozialen Erosion im besonderen und Ignoranz ge-
genüber den Herausforderungen der Zukunft. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Es ist wahr, Herr Bundeskanzler: Sie haben zur 
Zeit Grund zum Lächeln. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Gott sei 
Dank! - Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] 

[F.D.P]: Das macht er auch!) 

Es ist leider auch wahr: Einige wenige von uns ha-
ben Ihnen einen außerordentlich bequemen Sommer 
verschafft. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Freilich - ich weiß, das wird ja kommen, und es kam 
ja auch schon -: Gönnerhafte Ratschläge in der Atti-
tüde des Besorgten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wird auch 
weitergehen!) 

wahrscheinlich geboren aus der Erinnerung, das 
würde bei mir dieselbe Wirkung haben wie die 
Bleichlautenden Ratschläge von Helmut Schmidt an 
Sie, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wäre aber gut!) 

werden uns nicht weiterhelfen, und sie werden vor 
allen Dingen eines nicht verdecken, nämlich daß 
diese Bundesregierung die falschen Prioritäten setzt. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

- Mit Ihrem Lachen bestätigen Sie: Es ist ja durchaus 
nicht als Hilfe gemeint. Wie wollte man das auch er-
warten? 

Viel wichtiger scheint mir zu sein, daß eine De-
batte in Deutschland, wenn sie politisch fruchtbar 
sein soll, sich auf den Zustand der Politik, auf die Er-
wartung der Menschen, auf ihre Hoffnungen ange-
sichts schwerer sozialer Bedrängnisse konzentrieren 
sollte, statt sich in vordergründigen Personalkleinig-
keiten zu erschöpfen, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

und das alles in einer Situation, in der ja ohnehin viel 
zu viele fragen, ob die Bundesregierung oder das 
Parlament überhaupt noch gestalten kann, was ge-
staltet werden soll. Und so ganz von der Hand zu 
weisen ist diese Frage ja nicht. 

Die Versenkung der Ölplattform „Brent Spar" ist ja 
nicht durch kluges politisches Handeln, durch ent-
schlossenes Eingreifen der Regierungen verhindert 
worden, sondern durch die Entfaltung von Verbrau-
chermacht durch die vielen verantwortungsbewuß-
ten Bürgerinnen und Bürger. 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Die umweltbewußte Erneuerung unseres Landes 
folgt ja nicht der klugen Zielsetzung der Regierung, 
sondern ist häufig nichts anderes als das Ergebnis 
von großem Druck innerhalb der Bevölkerung. Auch 
insofern ist z. B. die Entscheidung über die Ozonge-
setzgebung eher eine Niederlage als ein politischer 
Fortschritt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Die Bekämpfung rechtsradikaler Gewalttaten ist 
politisch entschlossen erst dadurch zustande gekom-
men, daß viele hunderttausend Bürgerinnen und 
Bürger in diesem Land sich engagiert haben, bei 
Lichterketten, in praktischer Solidarität mit den Men- 
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schen. Vieles andere, was an Fortschritt in Deutsch-
land durchgesetzt wird, ist nur wegen des konse-
quenten zivilen Engagements vieler Bürgerinnen 
und Bürger durchsetzbar. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Deshalb scheint es mir fruchtbarer zu sein, über 
die Erwartungen zu reden, die in diesem Engage-
ment stecken, und über die Antworten, die die Bun-
desregierung verweigert - Antworten auf fünf zen-
trale Fragen unseres Landes. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Jetzt kommt's!) 

Erstens. Können wir überhaupt noch den Lebens-
standort Deutschland mit einer kräftigen Wirtschaft 
und der Fähigkeit, die Arbeitslosigkeit zu bekämp-
fen, sichern? Das ist und bleibt die Priorität Nummer 
eins sozialdemokratischer Politik. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Haben wir angesichts des globalisierten 
Wettbewerbs noch die Chance, wi rtschaftliche Kraft 
so einzusetzen, daß den Schwächeren solidarisch ge-
holfen wird, oder müssen wir unter den Bedingun-
gen des internationalen Wettbewerbs tatsächlich je-
des soziale Recht und jede soziale Schranke gefähr-
den? 

Drittens. Haben wir noch die Chance, umweltbe-
wußt unser gesamtes Leben, nicht nur unser Wirt

-schaften, zu gestalten und damit Vorsorge für die 
Zukunft zu treffen? 

Viertens: Welche Möglichkeiten bietet der Staat 
für Mitbestimmung, Partizipation, für die Beteiligung 
von Bürgerinnen und Bürgern, die alltäglich bewei-
sen, daß sie an den Belangen des Gemeinwesens 
stärker interessie rt  sind, als die modische Rede von 
der Politikverdrossenheit nahelegt? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Und nicht zuletzt: Welche Chancen haben wir, so-
zialen Frieden im Inneren mit Engagement für den 
Frieden insgesamt zu verbinden? 

Eine Politik, die solche Fragen aufgreift, Entwick-
lungen ermöglicht, Engagement fördert, wäre zu-
kunftsträchtig. Herr Bundeskanzler, Ihre Politik ist 
nicht mehr zukunftsträchtig, sie ist nach hinten ge-
wandt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS - Zurufe von der CDU/CSU: 
Oh!) 

Wir wissen alle: In diesem Land leben viele Men-
schen noch sicher mit einer enormen beruflichen Lei-
stung, mit gesicherten Einkommen. Aber angesichts 
dieser durchaus begrüßenswerten Situation zu ver-
gessen, daß es viele andere gibt, die zunehmend stär-
ker von der gleichberechtigten Teilhabe an dieser 
Entwicklung ausgeschlossen werden, angesichts die-

ses Zustandes sogar zu sagen, das sei keine neue 
Nachricht mehr, das halte ich für einen sozialen Zy-
nismus, den kein verantwortungsbewußter Mensch 
vertreten kann. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die Zahlen sind hier oft genannt worden. Es geht 
aber nicht um die Zahlen, sondern um die Schicksale 
von Menschen, die damit verbunden sind. Wie soll 
eine Wirtschaftspolitik glaubwürdig vermittelt wer-
den, wenn sie keine Antwort mehr darauf geben wi ll , 
daß 3,7 Millionen Menschen keine Arbeit haben? 
Welche Perspektive ergibt sich aus den Entscheidun-
gen der Bundesregierung bei der Arbeitslosenhilfe 
und bei vielen anderen Maßnahmen für die Men-
schen, die 51, 52 Jahre alt sind und ihren Arbeits-
platz nicht aus persönlichen Gründen verlassen müs-
sen, sondern weil ihr Bet rieb oder Teile davon ge-
schlossen werden? 

Wer so kaltherzig mit Menschen umgeht, darf sich 
nicht wundern, wenn daraus Enttäuschung, Resigna-
tion, irgendwann Protest und Zorn entstehen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Dr. Christa Luft [PDS]) 

Wer hinter den Zahlen noch die Menschen sieht, 
der wird sich über die Unverfrorenheit wundern, mit 
der die Koalition und einige ihrer Vertreter sich im 
Sommer dieses Themas zugewendet haben. Da ist 
von der Aufweichung des Kündigungsschutzes, von 
der Kürzung der Lohnfortzahlung, von der Reduzie-
rung sozialer Hilfe, von der alleinigen Belastung der 
Arbeitnehmer mit den steigenden Kosten in der 
Krankenversicherung geredet worden. Es ist davon 
gesprochen worden, die Tarifautonomie, also das 
Grundgesetz, sei nicht mehr zeitgemäß. Manche ha-
ben nach dem Samstag als einem normalen Werktag 
gerufen. 

Ich weiß wohl, diese Regierung, diese Koalition 
versucht, den Eindruck zu erwecken: A lles, was bei 
uns debattiert wird, ist zweitrangig; wichtig wird es 
erst dann, wenn sich der Bundeskanzler damit be-
schäftigt. 

Also fordere ich Sie auf, Herr Kohl, hier in diesem 
Hause einmal zu sagen - und zwar etwas schneller 
als beim Schürmann-Bau; da hat es 600 Tage gedau

-

ert -: 

(Beifall bei der SPD) 

Soll das wirklich so weitergehen? Sind Sie dafür, daß 
der Kündigungsschutz aufgeweicht wird? Sind Sie 
dafür, daß die Lohnfortzahlung gekürzt wird? Sind 
Sie für die Reduzierung sozialer Leistungen? Halten 
Sie die Tarifautonomie nicht mehr für zeitgemäß? 
Wollen Sie, daß die Arbeitnehmer den Samstag wie-
der als Werktag erfahren? 

Wenn Sie sich den Schuh schnüren, daß nur ent-
scheidend ist, was der Kanzler in dieser Koalition 
sagt und entscheidet, dann müssen Sie auch Rede 
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und Antwort dazu stehen, was Sie zu diesen Vor-
schlägen des sozialen Abbaus sagen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne
-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Es ist gut und richtig, wenn Sie sich für die europä-
ische Integration engagieren; das respektieren und 
anerkennen wir. Es ist gut und richtig, wenn Sie sich 
für den Nahen Osten engagieren und dort  eine kluge 
Politik betreiben. Es ist gut und richtig, wenn Sie den 
Versuch machen, das deutsch-französische Verhält-
nis zu verbessern - obwohl nach unserer Auffassung 
der Versuch nicht sonderlich gut gelingt. Noch bes-
ser wäre es, eine transatlantische Agenda zu formu

-

lieren. 

Aber, Herr Bundeskanzler, nur auf die Position im 
Ausland - so wichtig sie sein mag - zu setzen, das 
reicht angesichts der enormen Schwierigkeiten unse-
res Landes nicht mehr aus. Hier sind Hausaufgaben 
zu machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn uns gesagt wird, das alles sei notwendig, um 
die wirtschaftlichen Grundlagen zu befestigen, dann 
antworten wir Ihnen: Sie bekämpfen nicht mehr die 
Arbeitslosigkeit, Sie mißbrauchen sie als Rammbock 
gegen den sozialen Frieden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Was haben Sie uns denn alles versprochen: Wenn 
nur anständig dereguliert werde, dann ginge es 
schon voran. Die Beispiele dafür sind Legion: Im Mie-
tenrecht müsse man nur zur anständigen Deregulie-
rung kommen;. dann wären mehr Wohnungen zu 
preiswerten Mieten da. Das Gegenteil ist eingetre-
ten: Wir haben weit über zwei Millionen Wohnungs-
suchende in Deutschland. In Ballungsräumen ist es 
für einen Normalverdiener kaum mehr möglich, eine 
bezahlbare Wohnung zu finden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Gleichzeitig kürzen Sie das Wohngeld. 

Sie haben uns gesagt: Deregulierung auf dem Ar-
beitsmarkt, private Arbeitsvermittlung. Während 
des Sommers ist ein Bericht dazu gekommen. Was ist 
denn daraus geworden? 

(Zurufe von der SPD: Nichts!) 

Nicht einmal Peanuts sind dabei entstanden. 

Ihre Deregulierungspolitik zu Lasten der sozialen 
Sicherheit und zu Lasten des sozialen Friedens hat 
die Spirale nach unten immer stärker in Gang ge-
setzt. Sie hat nicht den gemeinsamen Vorteil, die ge-
meinsame Entwicklung, den gemeinsamen Wohl-
stand und die gleichberechtigte Teilhabe gefördert, 
sondern die soziale Erosion und die Spaltung von Le-
bensmöglichkeiten vorangebracht. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Früher wurde das einmal andersherum gesagt. 
Heute muß man den Eindruck haben: Sie wollen die 
Lebensrisiken der Menschen vollständig privatisie-
ren und die unternehmerischen Risiken immer stär-
ker sozialisieren. Soll das wirk lich so weitergehen? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wir halten dagegen: Der soziale Friede ist kein bü-
rokratisches Kunstprodukt. Er ist ein stabiler Anker 
unserer Gesellschaft und ein unverzichtbarer Faktor 
für wirtschaftlichen Erfolg. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Joseph 
Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Ludwig Erhard wußte das, Konrad Adenauer akzep-
tierte es, Helmut Kohl ignoriert es. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN] - Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Rexrodt kann es nicht ignorieren; er hat es nie 
gewußt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Ludwig Erhard schrieb: Maßstab und Richter über 
Gut und Böse der Wi rtschaftspolitik sind nicht Dog-
men oder Gruppenstandpunkte; es ist ausschließlich 
der Mensch, der Verbraucher, das Volk. Eine Wi rt

-schaftspolitik ist nur dann und nur so lange für gut zu 
erachten, als sie den Menschen schlechthin zum Nut-
zen und Segen gereicht. 

Wo ist der Segen, wo ist der Nutzen bei gekürzter 
Lohnfortzahlung? Wo ist der Segen bei der Aufwei-
chung des Kündigungsschutzes, wo der Nutzen bei 
der Verabschiedung von der Tarifautonomie? Sie ha-
ben sich schon lange von der Sozialen Marktwirt-
schaft, von den Ideen Ludwig Erhards, verabschie-
det. Ihre Praxis ist genau entgegengesetzt. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. 
Dr. Christa Luft [PDS]) 

Täuschen Sie sich nicht: Wenn Ruhe herrscht, dann 
hat das nichts mit Frieden, sondern eher viel mit Re-
signation zu tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es hat viel mit dem Gefühl der Menschen zu tun, daß 
es bei den Regierenden gar nicht mehr ankommt, 
daß sie überhaupt nicht mehr zur Kenntnis nehmen, 
wie die Wirklichkeit in Deutschland aussieht. 

Das hat durchaus seine praktischen Seiten. Wenn 
in diesem Jahr die Renten um kümmerliche 0,61 % 
steigen, dann ist das auch die Frucht einer Politik, 
die die Arbeitslosigkeit nicht mehr bekämpft und die 
Einkommen der Arbeitnehmer immer stärker mit 
Steuern und Abgaben belastet hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
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Wenn die Steuern immer noch und trotz des Jahres-
steuergesetzes 1996 steigen, dann muß man sich ein-
mal Ihre Debatte über den Solidaritätszuschlag an-
schauen. Ich schicke eines voraus: Der Transfer in 
den Osten Deutschlands ist und bleibt auf absehbare 
Zeit notwendig. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Dr. Christa Luft [PDS]) 

In den letzten fünf Jahren wurden rund 1 000 Mil-
liarden DM in den Osten Deutschlands transferiert, 
davon 750 Milliarden DM im Sinne eines sozialen 
Transfers und nur 250 Milliarden DM für Investitio-
nen bei Unternehmen oder in die Infrastruktur. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Was heißt 
denn hier „nur"?) 

Eine ordnungspolitisch saubere Entscheidung hätte 
bedeutet, die Investitionen verantwortbar durch Kre-
dite zu finanzieren und damit eine Zukunftsaufgabe 
zu lösen, den sozialen Transfer jedoch nicht durch 
Schulden und schon gar nicht durch eine einseitige 
Belastung der Sozialversicherung zu finanzieren. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Dr. Christa 

Luft [PDS]) 

Da hat Ihnen aber der Mut gefehlt. Wir reden ja nicht 
nur über einen Haushalt für das Jahr 1996, sondern 
über Fragen einer langfristig angelegten Politik. 

Herr Bundeskanzler, wie erklären Sie uns denn die 
Debatte in Ihrer Koalition über den Solidaritätszu-
schlag, bei der die einen von 1997 reden, die ande-
ren von 1998, die nächsten meinen: Das geht gar 
nicht! und der Rest sagt: Vielleicht in zehn Jahren!, 
während Sie selbst im Deutschen Bundestag eine 
mittelfristige Finanzplanung vorlegen, in der in be-
zug auf dieses Thema bis 1999 kein einziges Wo rt , 
geschweige denn eine Zahl steht? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Also erwarten wir von Ihnen hier eine klare Äuße-
rung zu diesem Thema, denn es kann nicht sein, daß 
jede Gruppe in dieser Koalition vermeintlich die eine 
oder andere Klientel bedient, der Bundeskanzler sich 
selbstgefällig zurücklehnt, freundlich lächelt und 
sagt: Na wartet, irgendwann sage ich euch schon, 
was gilt. Hier und heute wollen wir wissen, was im 
Zusammenhang mit dem Solidaritätszuschlag gilt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich finde, die Bürgerinnen und Bürger haben einen 
Anspruch auf die Antwort zu einer anderen Frage. Es 
ist wahr: Der Sozialstaat kann auf Dauer nur behaup-
tet werden, wenn er modernisiert wird. Er kann noch 
besser behauptet werden, wenn das gemeinsam in 
Europa geschieht. Sind Sie denn bereit, die notwen-
dige Modernisierung voranzubringen, wenigstens 
dem zu folgen, was auch innerhalb Ihrer Koalition 
diskutiert wird? 

Manches wird ja nicht dadurch zur Nachricht, daß 
der eine oder andere etwas sagt, sondern dadurch, 
daß es in seinem „Laden" als etwas scheinbar Neues 
gilt oder gegen jemand anders gerichtet ist. 

Da schreibt der Bundesarbeitsminister Dr. Norbe rt 
 Blüm am 31. August 1995 an die Mitglieder der 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion, im übrigen sei zu be-
achten, daß eine auf die Rückführung der Staats-
quote gerichtete Politik gefährdet ist, wenn die sozia-
len Sicherungssysteme zielwidrig genutzt werden. 
Und etwas später: Gleichermaßen von Wi rtschaft und 
öffentlicher Hand sind intelligentere personalpoliti-
sche Strategien gefordert, die nicht die Verschrot-
tung von Humankapital bei Privatisierung, Beförde-
rungsstau, Unternehmenszusammenschlüssen und 
Rationalisierungsvorhaben als alleinige Lösung vor-
sehen. 

Eine so klare Bestätigung langjährig formulierter 
sozialdemokratischer Politik habe ich aus den Reihen 
der Regierung noch selten gehört. Nur: Was tun Sie 
denn, um diesen Weg zu ändern? 

(Beifall bei der SPD) 

Ganz am Ende seines B riefes schreibt Norbe rt 
 Blüm: 

Anders sind dagegen die Effekte strukturell sich 
ändernder Abgabenbelastungen auf Unterneh-
men und Arbeitnehmer zu bewe rten. Dies gilt um 
so mehr, wenn gesamtgesellschaftliche Aufga-
ben über Sozialversicherungsbeiträge finanziert 
werden. Dadurch steigen für die Unternehmen 
die Arbeitskosten. Zunehmend werden die so-
zialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer zum 
Teil unabhängig von ihrer wirtschaftlichen Lei-
stungsfähigkeit belastet. 

Wann zieht die Bundesregierung, wann ziehen Sie, 
Herr Bundeskanzler, endlich den dringend notwen-
digen Schluß, den wir seit langem vorschlagen? Er 
lautet: Entlastet endlich die Arbeit von Kosten, die 
dort  nicht hingehören, und beteiligt alle an der ge-
meinsamen Aufgabe, nicht nur die Arbeitnehmer 
und die Arbeitsplätze! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Manfred 

Müller [Berlin] [PDS]) 

Es ist doch, Herr Bundeskanzler, nicht der Sozialstaat 
zu teuer. Diesem Land kommt Ihre Unfähigkeit zu 
teuer, die Arbeitslosigkeit wirksam zu bekämpfen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Manfred 

Müller [Berlin] [PDS]) 

Bei aller Notwendigkeit der Modernisierung sozial-
staatlicher Strukturen fehlt einem Land, das jeden 
Tag über 380 Millionen DM aufwendet, um Arbeits-
losigkeit zu finanzieren, nicht das Geld; ihm fehlt es 
auch nicht an Arbeit. Dieser Bundesregierung fehlt 
es an Mut, Kreativität und Phantasie, das Krebsübel 
anzugehen, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. Der 
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Bundeskanzler, der sich nur selbstgefällig und lä-
chelnd zurücklehnt, versäumt seine wichtigste in-
nenpolitische, gesellschaftspolitische Aufgabe, wenn 
er dazu nicht einen klaren Kurs vorgibt. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Jawohl, wir reden über lange Linien der Politik, 
nicht nur über den Haushalt 1996. Ich erinnere Sie, 
Herr Bundeskanzler, an Ihren eigenen Anspruch, 
1982 formuliert, der auf die Gegenwart angewendet 
bedeutet: Sie sind der Kanzler der 3,5 Millionen Ar-
beitslosen. Sie sind der Kanzler der 1 Mil lion Kinder, 
die mit Sozialhilfe großwerden müssen. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Der Kanzler 
der Einheit!) 

Sie sind der Kanzler der Obdachlosigkeit und vieler 
anderer Mißstände. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wenn Ihr eigener Maßstab gilt, dann wenden Sie ihn 
nicht nur gegen die Sozialdemokratie! 

Die Bundesregierung kommt schon wieder zu spät. 
Herr Blüm schlägt jetzt vor, das Arbeitsförderungsge-
setz zu novellieren. Da ist das Stichwort vom soge-
nannten Marktwert von Arbeitnehmern in die De-
batte gekommen. Ich muß Ihnen sagen: Eine kalther-
zigere Formulierung habe ich noch selten gehört. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Ich will gar nicht nach dem Marktwert der Regierung 
fragen. Die Umfragewerte, der Schein, sind zur Zeit 
wesentlich besser als die Substanz. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU j: Ihr Markt

-

wert ist viel interessanter!) 

- Verehrter Kollege Hörster, Sie wissen doch, daß ich 
mit solchen Fragen gänzlich unbefangen umgehe. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich weiß schon, daß einige in der SPD Ihren Umfra-
gewert deutlich gesteigert und den unseren deutlich 
gesenkt haben. Das ändert an den substantiellen Un-
terschieden zwischen Ihrer und unserer Politik nichts 
und auch nichts daran, daß sich die Umfragewerte 
wieder den Marktwerten anpassen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wären ja durchaus bereit, mit Herrn Blüm bei-
spielsweise über die Frage zu reden, wie denn eine 
moderne Arbeitsmarktpolitik aussehen könnte. Die 
sozialdemokratische Bundestagsfraktion hat ihre 
Vorschläge auf den Tisch gelegt. Das waren im Ja-
nuar der Vorschlag für eine breit angelegte Anstren-
gung im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit und vor 
wenigen Wochen der Entwurf eines neuen Arbeits-
förderungsgesetzes. Die Regierung verharrt und 
schaut. Sie wartet ab, wie die Vorschläge der Opposi-

tion aussehen könnten und ob sie sich darüber zu 
streiten beginnt, um dann einen Teil dieser Vor-
schläge zu übernehmen und sich dafür als erfolg-
reich feiern zu lassen. 

So war das mit dem Jahressteuergesetz. 

(Beifall bei der SPD) 

Noch im Frühjahr 1995 hat die Regierung jede Erhö-
hung des Kindergeldes abgelehnt. Es wird jetzt deut-
lich erhöht. Damit ist ja nicht nur eine Zahl verbun-
den, sondern auch die Durchsetzung einer Logik, die 
wir für die gesamte Modernisierung des Sozialstaates 
durchsetzen wollen: Die Besteuerung richtet sich 
nach der Leistungsfähigkeit. Die soziale Leistung der 
Allgemeinheit für jeden einzelnen Bürger wird frei 
von Vorteilen aus der Steuerprogression; sie ist unab-
hängig vom Einkommen; sie wird zielgenau und ef-
fektiv eingesetzt. Beim Kindergeld haben wir das für 
95 % der Bevölkerung durchgesetzt. 

Beim Wohnungsbau übernimmt die Bundesregie-
rung nach jahrelanger Debatte die Vorschläge der 
Sozialdemokratie, nachdem sie vorher beschimpft, 
verteufelt und als unsachgemäß abqualifiziert wor-
den sind. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Plötzlich soll es eine einheitliche, progressionsunab-
hängige Förderung geben. Herr Bundeskanzler, man 
kann Sie und Ihre Regierung durchaus zu dieser Ein-
sicht beglückwünschen. Ärgerlich bleibt, daß die zu-
kunftsgewandten Einsichten bei Ihnen durch einen 
jahrelangen Prozeß gemangelt werden müssen und 
deswegen vieles nicht rechtzeitig und nicht zielbe-
wußt geschieht, sondern zögerlich und verspätet. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich bin übrigens ganz sicher: Der Kollege Rüttgers 
wird noch häufiger darüber nachdenken, ob es nicht 
klug wäre, den Vorschlag der Sozialdemokratie zu 
übernehmen, die Ausbildungsförderung unabhän-
gig vom Einkommen und direkt an jene zu geben, 
die in ihrer Ausbildung gefördert werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Bei diesem Thema will ich etwas zu den Jüngeren 
in Deutschland sagen. Sie hatten versprochen, jeder 
werde einen Ausbildungsplatz bekommen. Sie ha-
ben sich mit der Wirtschaft zusammengesetzt und 
eine Trendumkehr verkündet. Dann haben Sie wirk-
lich im allerletzten Moment, am 1. September, für 
den Osten Deutschlands ein Notprogramm, ein drin-
gend notwendiges Programm, verkündet. Tatsache 
ist jedoch, daß eine unverantwo rtlich große Zahl jun-
ger Schulabgängerinnen und Schulabgänger ohne 
Ausbildungsplatz bleibt und daß sich dieses Spiel 
Jahr für Jahr wiederholt. Wenn Sie, Herr Bundes-
kanzler, nicht endlich bereit sind, von den schönen 
Runden der Erörterung mit irgendwelchen wichtigen 
- das will  ich nicht bestreiten - Verbandsfunktionä-
ren der deutschen Wi rtschaft zur Tat zu schreiten, 
nicht jedes Jahr dieses Theater zu wiederholen, dann 
werden junge Menschen enttäuscht und frustriert 
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bleiben. Wie soll ein junger Mensch dieses Gemein-
wesen als den Ort für soziale Sicherheit, der Entfal-
tung seiner eigenen Leistung, seiner persönlichen 
Fähigkeiten wahrnehmen, wenn wir zigtausenden 
Jugendlichen am Ende ihres Schülerdaseins signali-
sieren: Jetzt müßt ihr 100 Bewerbungen schreiben, 
und dann habt ihr immer noch keine Gewißheit, daß 
ihr Ausbildung und Sicherheit für die Zukunft erhal-
tet? Das ist ein unwürdiges, die Jugend belastendes 
Spiel. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Was große Industrieunternehmen tun - nicht alle, 
beispielsweise nicht die der chemischen Indust rie, 
wo das übrigens tarifvertraglich gesichert worden 
ist -, mag einer betriebswi rtschaftlichen Betrachtung 
standhalten, den langfristigen, gemeinsamen Nut-
zen, den gemeinsamen Fortschritt, den gemeinsa-
men Wohlstand aus gemeinsam erarbeiteter wirt-
schaftlicher Kraft hat es nicht im Auge. Wer in dieser 
Situation das humanitäre Engagement von Jugendli-
chen übersieht, einen Keil treibt zwischen Wehr-
pflichtigen, die einen Dienst für die Allgemeinheit 
tun, und Zivildienstleistenden, die auch einen Dienst 
für die Allgemeinheit tun, der begeht einen groben 
Fehler. Das sind keine Egoisten, sondern Menschen, 
die helfen wollen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Also schlagen wir Ihnen vor: ein neues Arbeitsför-
derungsgesetz, das die Verantwortung der Tarifpart-
ner steigert, Gemeinden und andere mit einbezieht; 
eine Reform der Sozialhilfe, die die Nachrangigkeit 
der Sozialhilfe betont und klarmacht, daß sich ein Le-
ben aus Arbeitseinkommen auch finanziell mehr 
lohnt als das Leben aus einem sozialen Transfer; 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Das wol

-

len wir! - Joachim Hörster [CDU/CSU]: Oh! 
Neue Erkenntnisse!) 

eine Änderung der Ausbildungsförderung, die pro-
gressionsabhängige Tatbestände beseitigt und jedem 
Auszubildenden einen gleichen Förderbetrag zur 
Verfügung stellt, das andere Notwendige als Darle-
hen obendrauf. 

Also schlagen wir Ihnen vor, für die Zukunft zu be-
achten, das, was uns im Jahressteuergesetz - uns in 
der SPD ja übrigens auch - Schwierigkeiten gemacht 
hat, nämlich das Bund-Länder-Verhältnis, nicht über-
zustrapazieren und aufzuhören mit einer Politik, die 
den Ärger und den Frust über den März 1993, den 
Solidarpakt und das Föderale Konsolidierungskon-
zept, 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Das haben 
Sie doch mitbeschlossen als Ministerpräsi

-

dent, Herr Scharping!) 

jetzt in immer neuen Volten abzureagieren versucht 
zu Lasten der finanziellen Kraft der Länder und Ge

-

meinden. Im übrigen: Verlangen Sie nicht immer Be

-
weglichkeit von den Bürgerinnen und Bürgern, wer-
den Sie selbst einmal etwas beweglicher! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Das gilt auch für Wirtschaft und ökologische Er-
neuerung. Die Lohnnebenkosten in Deutschland 
sind eindeutig zu hoch. Das ist aber nur ein Element 
einer klaren ordnungspolitischen Entscheidung, die 
getroffen werden muß. Beim Stichwort Ordnungs-
politik fällt mir auf, daß der Kollege Lambsdorff eine 
klare Ordnungspolitik formuliert - aber eine aus un-
serer Sicht falsche -, 

(Jörg Tauss [SPD]: Unanständige!) 

während der Bundeswirtschaftsminister nur formu-
liert, weder klar noch ordnungspolitisch. 

(Beifall bei der SPD) 

Das erste, was erreicht werden muß, ist diese ord-
nungspolitische Grundentscheidung: Die Belastung 
der Arbeitsplätze und der Arbeitseinkommen in 
Deutschland ist zu hoch. Das schädigt Freiheit und 
Verantwortungsbewußtsein der betroffenen Men-
schen. Es ist ganz eindeutig eine zu große Belastung 
für die Arbeitnehmer und die Arbeitgeber. Wer die 
Arbeitskosten durch Senkung der Beiträge zur Ar-
beitslosenversicherung entlastet, entlastet nicht nur 
die Arbeitnehmer und die Arbeitgeber, die Unter-
nehmen, sondern er entlastet auch die Tarifpolitik. 
Ich sage Ihnen voraus, daß wir auch diese Entlastung 
in den nächsten Jahren dringend brauchen werden. 

Deshalb schlagen wir Ihnen vor, alle versiche-
rungsfremden Leistungen aus der Sozialversiche-
rung herauszunehmen und sie allgemein, und zwar 
auch mit Blick auf die notwendige, umweltbewußte 
Modernisierung unseres Lebens und Wirtschaftens, 
zu finanzieren. Diese zusätzliche Antriebskraft für 
Rationalisierung muß weg. Der Nachteil für lohn- 
und beschäftigungsintensive Betriebe - namentlich 
in Handwerk und Mittelstand - muß weg. 

Wir stimmen ausdrücklich zu, wenn Herr Blüm da-
von redet, daß die „Verschrottung von Humankapi-
tal" ein Ende haben muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Kluge Manager und Unternehmer wissen: Der größte 
Standortvorteil Deutschlands liegt in der Qualifika-
tion, dem Können, der Leistungsfähigkeit der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, der Ingenieure, der 
Selbständigen. In dieses Kapital haben wir am mei-
sten investiert. Es ist ein grober wi rtschaftspolitischer 
Fehler - übrigens auch eine menschliche Unanstän-
digkeit; so empfinde ich es jedenfalls -, den Jünge-
ren den Eintritt in das Berufsleben zu erschweren 
und die Älteren mit 50 oder 52 Jahren entweder über 
Sozialpläne oder - schlimmer noch - über Arbeitslo-
sigkeit hinauszuwerfen und nicht nach Methoden zu 
suchen, wie Arbeit in Deutschland wettbewerbsfähi-
ger gemacht werden kann. Das hat die unange-
nehme Antwort zur Folge, daß der Konsum verteuert 
werden muß, vor allem dann, wenn er zu Lasten der 
Umwelt geht. 
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Sie, Herr Bundeskanzler, waren 1990 nicht in der 

Lage, die unangenehme Wahrheit auszusprechen, 
nämlich daß der Aufbau in Deutschland von allen ge-
meinsam geleistet werden muß. Sie haben mit den 
dafür erforderlichen Mitteln die Sozialkassen bela-
stet und die Verschuldung erhöht. Sie sind auch 
heute nicht in der Lage, die unangenehme Wahrheit 
auszusprechen, nämlich daß die Wettbewerbsfähig-
keit unserer Arbeitsplätze nicht die Demontage des 
Sozialstaates voraussetzt, wohl aber eine gemein-
same Anstrengung, die auch von allen gemeinsam fi-
nanziert werden muß. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Was also, Herr Bundeskanzler, sagen Sie zu den 
Vorschlägen Ihres Arbeitsministers? Sind Sie bereit, 
der „Verschrottung von Humankapital" ein Ende zu 
bereiten? Sind Sie bereit, die Arbeitsplätze von Kosten 
zu entlasten? Sind Sie bereit - auch im Interesse der 
Rentnerinnen und Rentner -, die Nettoeinkommen 
der Arbeitnehmer zu steigern? Sind Sie bereit, die 
daraus notwendigen Schlußfolgerungen zu ziehen 
und für den Verbrauch von Umwelt und Natur endlich 
den Preis zugrunde zu legen, der der Wahrheit und 
nicht irgendeiner betriebswirtschaftlichen Fiktion 
entspricht? Wenn Sie zu dieser klaren ordnungspoli-
tischen Entscheidung fähig sind, dann werden wir 
Sie loben; Ihre bisherige Haltung war leider - - 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der CDU/ 
CSU und der F.D.P.) 

- Was haben Sie, Herr Gerhardt, eigentlich dagegen, 
daß es in den Grundfragen unserer wirtschaftlichen, 
sozialen und sonstigen politischen Entwicklung den 
Versuch der Gemeinsamkeit gibt? Es ist doch nicht 
so, daß das an unserem guten Willen oder an unseren 
Vorschlägen scheitert. Sie haben sich mittlerweile 
ideologisch doch so verrannt, daß Sie nur noch den 
sozialen Frieden und den Sozialstaat im Auge haben, 
aber nicht mehr in der Lage sind, sorgfältig und zu-
kunftsweisend zu verknüpfen, was zusammenge-
hört, nämlich wirtschaftliche, soziale und umweltbe-
wußte Entwicklung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wenn Sie bereit sind, auf der Grundlage einer sol-
chen - ordnungspolitisch klaren - Entscheidung eine 
weitere zu treffen, dann könnten wir auch hier zu ge-
meinsamen Positionen kommen, obwohl ich da nicht 
sehr optimistisch bin. 

Es ist genauso klar, daß eine ordnungspolitisch 
und damit auch wirtschaftspolitisch saubere Linie die 
Senkung und die Umstrukturierung der Steuerbela-
stung für Unternehmen erfordert. Nominell kann 
das geschehen, indem viele Einzelregelungen des 
Steuerrechts beseitigt werden. Das würde jedenfalls 
ein wichtiges psychologisches Hindernis für auslän-
dische Investoren beseitigen. 

Tatsächlich brauchen wir aber die Konzentration 
auf drei große Zukunftsfelder, Felder, auf denen sich 
entscheiden wird, ob die deutsche Volkswirtschaft  

dauerhaft wettbewerbsfähig bleiben kann: Investitio-
nen als erstes, vor allen Dingen dann, wenn sie einen 
Umweltnutzen versprechen, Forschung und Ent-
wicklung als zweites und Ausbildung, Weiterbildung 
und Fortbildung als drittes. 

Der Staat kann nicht unternehmerische Initiative 
ersetzen. Er kann nicht Innovation in den Unterneh-
men schaffen, aber er kann dafür sorgen, daß für 
diese Initiative, für diese Innovation ein fester Rah-
men da ist, einer, der auch für die Zukunft verläßlich 
gilt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Steuer- und Finanzpolitik der Bundesregie-
rung, das Hin und Her bei der Körperschaftsteuer, 
beim Solidaritätszuschlag, bei der Abschaffung des 
Meister-BAföG und seiner Wiedereinführung, bei der 
Streichung der Erfindervergütung - für die bisher 
noch kein Ersatz geschaffen wurde - hat nur eines 
bewirkt: Die Innovationskraft wird nicht gefördert, 
die Risikobereitschaft eher gemindert. 

In den Unternehmen gibt es reichlich Menschen, 
kluge, verantwortungsbewußte Unternehmer und 
Manager, die genau das einklagen, was ich hier ge-
rade eingeklagt habe: Wo ist die klare, wirtschafts-
politische Orientierung, die Verläßlichkeit für unter-
nehmerische Initiative und Innovation bietet? 

(Beifall bei der SPD) 

Damit wir uns nicht falsch verstehen: Branchendia-
loge, wie sie Herr Rexrodt führt, ersetzen diese wirt-
schaftspolitische Initiative nicht. Das dicke Brett muß 
auch gebohrt werden, nicht nur die „dünnen Din-
ger" . 

Wenn Sie dann den Druck von den Arbeitsplätzen 
zwar nicht nehmen, aber mindern und für eine klare 
Orientierung sorgen, für eine Umstrukturierung und 
damit für die Chance einer allmählichen Senkung 
der Unternehmensbesteuerung, dann hätten wir 
noch eine weitere Sache miteinander zu besprechen: 
Was sind die Zukunftsfelder wirtschaftlicher Ent-
wicklung? Normalerweise müßte eine Bundesregie-
rung, die 330 Millionen DM zusätzlich für wehrtech-
nische Erprobungen in den Haushalt einstellt, sofort 
mit einer Initiative im Deutschen Bundestag sein und 
sagen: Es darf nicht geschehen, daß der letzte grö-
ßere Hersteller von Solarzellen dieses Land verläßt 
und wir damit den Anschluß an eine entscheidende 
Zukunftstechnik verlieren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben einmal gesagt, Sie 
fühlten sich wie ein Förster. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Die Frage ist: Wer ist der 

Dackel?) 

Man müsse heute vieles tun, dessen Ertrag erst in 
den nächsten 70, 80 Jahren - meinetwegen auch in 
etwas kürzeren Fristen - zu sehen sei. - Wenn das 
wahr ist, dann würde ich doch anraten: Legen Sie 
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einmal diese gefällige, sich selbst bescheinende, sich 
wohlfühlende Attitüde zur Seite und kümmern Sie 
sich wieder entschlossen um die Entwicklung, die in 
Deutschland stattfindet! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Kümmern Sie sich entschlossen um die Zukunftsfel-
der der wirtschaftlichen Entwicklung wie den Um-
stieg in eine Energieversorgung, die umweltverträg-
liche Energiearten endlich nutzt, die Wachstum er-
möglicht, das Probleme löst, statt neue Probleme zu 
schaffen! 

So wie die Sozialstaatlichkeit dem wi rtschaftlichen 
Fortschritt Sinn und Richtung gegeben hat, so wird 
in Zukunft nur die Verbindung aus sozialer und öko-
logischer Entwicklung dem Wi rtschaften Sinn und 
Richtung geben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Der Generationenvertrag wird ein doppelter. Er hat 
seine soziale und notwendigerweise auch seine ökolo-
gische Seite: klare Ordnungspolitik, Ermunterung von 
Risikobereitschaft und Leistungswillen, Anschluß an 
Zukunftsfelder, an Zukunftstechnologien und schließ-
lichaktive Arbeitsmarktpolitik. So wie ich den französi-
schen Präsidenten wegen seiner Entscheidung, Atom-
waffentests wiederaufzunehmen, kritisiere, stelle ich 
genauso fest: In Frankreich beispielsweise hat eine 
konservative Regierung den Stellenwert aktiver Ar-
beitsmarktpolitik wesentlich besser begriffen als die 
Bundesregierung hier in Deutschland. 

Wenn Sie schon darüber nachdenken, wie aktive 
Arbeitspolitik aussehen könnte - wir warten ge-
spannt auf die Vorlage eines neuen Arbeitsförde-
rungsgesetzes -, dann bleibt noch ein Hinweis: Es 
hat im Sommer eine Debatte über den Ladenschluß 
gegeben, als sei das die zentrale Frage der wirt-
schaftlichen Zukunft unseres Landes. Ich will nicht 
bestreiten: Mit Lebensqualität und anderem mag das 
hier und da etwas zu tun haben. Dennoch ist sorgfäl-
tig zu prüfen: Für wen eigentlich hat das mit Lebens-
qualität zu tun? 

(Beifall bei der SPD) 

Manches könnte man viel unbefangener besprechen, 
wenn sich der Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland nicht nur hier hinstellte und monierte - 
wie häufig geschehen -, wir hingen bei den Teilzeit-
arbeitsplätzen nach, manches auf dem Arbeitsmarkt 
könnte besser sein, wenn mehr Teilzeitmöglichkeiten 
angeboten würden; dann wird der Hinweis auf die 
Niederlande gegeben und anderes mehr. Herr Bun-
deskanzler, solange Sie eine Gesetzgebung dulden, 
die den Unternehmen die Möglichkeit bietet, ganz 
schmale Stammbelegschaften zu beschäftigen und 
über 4 Millionen Frauen ohne jede soziale Sicherheit 
daneben einzusetzen, werden keine Teilzeitarbeits-
plätze entstehen, weil gar kein ökonomischer Anreiz 
dafür da ist, wenn diese Möglichkeit der Ausbeutung 
so bleibt, wie sie ist. Und es ist Ausbeutung! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Die Politik der Bundesregierung mehrt den allge-
meinen Nutzen nicht. Der Bundesfinanzminister 
sagt, er wolle sparen und Steuern senken, „symme-
trische Finanzpolitik". Das hört sich gut an. Der 
Haushalt enthält hier - mit Ausnahme der durch das 
Jahressteuergesetz erzwungenen Möglichkeiten - 
nichts, die mittelfristige Finanzplanung schon gar 
nicht. 

Die Wirtschaft unseres Landes ist leistungsfähig, 
aber sie ist in ihrer Leistungsfähigkeit auch gefähr-
det. Gerade gestern sind von dem Davoser Forum 
Zahlen dazu veröffentlicht worden, und sie machen 
wie viele andere Studien deutlich: Das größte Pro-
blem unserer wirtschaftlichen Entwicklung ist die 
Belastung von Arbeitsplätzen mit Kosten, die ihnen 
nicht zugerechnet werden dürften, und der Unwi lle 
im Management, sich auf flexible Lösungen einzulas-
sen. Flexibilität, die von den Arbeitnehmern gefor-
dert wird, wird von diesen längst erbracht. Flexible 
Arbeitszeitmodelle gibt es reichlich. Man wird den 
Tarifpartnern Unterstützung signalisieren müssen, 
wenn sie diesen Weg fortsetzen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu gehören Lebensarbeitszeitkonten, dazu gehört 
variable Wochenarbeitszeit, dazu gehört aber nicht 
eine Politik, die den Arbeitnehmern signalisiert, daß 
ihre Bereitschaft zur Flexibilisierung und zum sorg-
fältigen Umgang mit den eigenen Arbeitsplätzen von 
der Politik noch dadurch bestraft wird, daß die Lohn-
nebenkosten zu hoch bleiben und gleichzeitig der so-
ziale Frieden demontie rt  wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Samstag wird kein Werktag, hoffen wir alle. 
Wenn Politik signalisiert, daß die Bereitschaft zur 
Verantwortung, zum flexiblen Handeln in den ein-
zelnen Unternehmen nicht flankie rt  und unterstützt 
wird, sondern mit Abbau des sozialen Staates, des so-
zialen Friedens beantwortet wird, dann werden Sie 
diese Bereitschaft zur Verantwortung hemmen, an-
statt sie zu fördern. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, wir erwarten von Ihnen Ant-
wort  auf Fragen der gesellschaftlichen, der wirt-
schaftlichen, der sozialen und der inneren Entwick-
lung unseres Landes, Antworten, die die Grundlagen 
des sozialen Friedens, die Leistungsfähigkeit unserer 
Wirtschaft sowie eine dauerhafte, nachhaltige und 
für die Zukunft tragfähige Entwicklung betreffen. 

Der Haushalt, den Sie uns vorgelegt haben, ist 
Ausdruck einer Falle. Er verschärft einen risikorei-
chen Trend. Es liegt ihm keine klare Ordnungspoli-
tik, schon gar nicht Mut zugrunde. Es fehlt ihm und 
dieser Bundesregierung folglich damit auch die Fä-
higkeit, schwierige, im Zweifel auch belastende Ein-
zelentscheidungen zu begründen. Die Falle, in die 
Sie uns über Jahre hinweg manövriert haben, be-
steht haushaltspolitisch aus steigender Zinsbela-
stung, steigenden zwangsweisen Verpflichtungen 
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und sinkenden Investitionen - allein im Haushalt 
1996 um über 5 Milliarden DM, was faktisch bedeu-
tet, zwischen 130 000 und 150 000 Arbeitsplätze zu-
sätzlich aufzugeben. 

Der Haushalt, wie er uns für 1996 vorliegt, ist Er-
gebnis einer längeren Entwicklung. Er ist kein Zei-
chen der Korrektur, 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Zeichen der 
Hoffnung!) 

weder mit Blick auf den sozialen Frieden noch mit 
Blick auf eine klare Ordnungspolitik, die zu Innova-
tion, Leistung und Risikobereitschaft ermuntert. Er 
ist auch keine Korrektur hinsichtlich der Umweltpoli-
tik. Im Gegenteil: Er ist Ergebnis mangelnden Mutes 
und mangelnder Zukunftsvorsorge. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir rechnen, Herr Bundeskanzler, nicht damit, daß 
Sie in Ihrer Rede heute in irgendeiner Weise Korrek-
tur andeuten könnten. Wir rechnen auch nicht damit, 
daß Sie auf die zentralen Fragen, auch auf die inne-
ren Widersprüche Ihrer Koalition, Antwort geben. 
Wir rechnen damit, daß das - so wie in vielen Fällen - 
eher eine Debatte wird, die sich an Vordergründig-
keiten festhält. - 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir haben Ihnen dazu durch die A rt  und Weise, wie 
manchmal auch in meiner Partei diskutiert wird, das 
eine oder andere vordergründige Stichwort geliefert. 
- Was wir allerdings erwarten, ist, daß Sie sich der 
Auseinandersetzung darüber stellen, daß wirtschaft-
liche Leistung gefördert und Risikobereitschaft er-
muntert wird. Wir erwarten, daß Sie sich der Ausein-
andersetzung darüber stellen, daß eine klare Ord-
nungspolitik verfolgt und die Fähigkeit der Bundes-
regierung zur Begleitung von Initiative sowohl in der 
Bevölkerung als auch in den Unternehmen wieder 
gestärkt wird. Sonst führen wir eine Debatte, die sich 
an den personalpolitischen Aufgeregtheiten und 
Aufmerksamkeiten orientiert. Wichtiger ist die De-
batte über die Zukunft unseres Landes. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir fordern Sie auf, Herr Bundeskanzler, sich end-
lich wieder der Zukunft dieses Landes und den 
Grundentscheidungen, die zu treffen sind, zu stellen 
und wenigstens, wenn Sie schon Ihre Politik in den 
Grundlinien nicht korrigieren, Klarheit darüber zu 
schaffen, wie Sie mit den einzelnen Vorschlägen und 
Widersprüchen in Ihrer Koalition umgehen wollen. 
Dann hätten die Debatte und Ihr Beitrag einen ge-
wissen Ertrag. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Beifall 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: In der Debatte 
spricht jetzt der Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU, 
Wolfgang Schäuble. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
war nicht überraschend, daß Kollege Scharping ein 
Interesse daran hat, von der Horrorshow, die seine 
Partei in den letzten Wochen und Monaten geboten 
hat, abzulenken, und daß er verlangt, man solle das 
Ganze beenden. Ein bißchen überraschend war, daß 
er sagt, die Bundesregierung, der Bundeskanzler 
und die Koalition mögen sich den Fragen der Zu-
kunft zuwenden. Sie haben sich doch in den letzten 
Monaten nur mit sich selbst beschäftigt und mit nie-
mand anderem. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich will  Ihnen ehrlich sagen, Herr Kollege Schar-
ping, ich habe nicht sympathisch gefunden, was der 
niedersächsische Ministerpräsident Schröder getrie-
ben hat. Das kann auch niemand sympathisch fin-
den. Aber die letzte Dreiviertelstunde hat in mir eher 
Verständnis geweckt als verringert. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.  - Joseph Fischer [Frankfu rt] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Krokodil, 
dein Name sei Wolfgang! - Zurufe von der 

SPD) 

- Es hilft ja nichts. Man müßte hier einen Spiegel auf-
stellen, damit Sie sich in Ihre eigenen Gesichter 
schauen könnten. Ich will das Thema gar nicht ver-
tiefen. 

(Zuruf von der SPD: Unverschämtheit! - La

-

chen bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

- Verehrte leidgeprüfte Kolleginnen und Kollegen 
von der SPD, je länger Sie Zwischenrufe machen, um 
so länger bleiben wir bei dem Thema. Es hilft nichts. 

Eines, Herr Scharping, geht wirk lich nicht. Wenn 
Sie in der Aussprache zum Bundeshaushalt 1996 
beim Einzelplan des Kanzleramtes in der General-
aussprache über deutsche Politik sagen, wir sollten 
von den Zukunftsfragen unseres Landes reden, Sie 
aber zum Bereich der Außenpolitik gerade einein-
halb Sätze in sechzig Minuten zustande bringen, 
dann zeigt das etwas von der Verkommenheit des 
Denkens über Prioritäten in Ihrer Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD) 

- Doch, das zeigt die Verkommenheit des Denkens 
über politische Prioritäten in unserem Lande. Wenn 
man sich einmal vor Augen führt, daß, während Sie 
ein solches Theater aufgeführt haben, entsetzliche 
Verbrechen in unserer Nachbarschaft in Europa be-
gangen worden sind, daß der Friede in Europa be-
droht ist, 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Das hat er doch ge

-

sagt!) 

und Sie dazu keine zwei Sätze in sechzig Minuten 
zustande bringen, dann zeigt das, daß die Prioritäten 
in der Politik verkommen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 
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Wir haben die französische Entscheidung, Atom-
waffenversuche wiederaufzunehmen, bedauert und 
davon abgeraten, dies zu tun. 

(Lilo Blunck [SPD]: Das ist Ihre Antwort?) 

- Das ist meine Antwort. Ja, natürlich! Verehrte Frau 
Kollegin, regen Sie sich ab! Sie haben mich gefragt, 
und da mußte ich antworten. Ob Ihnen die Antwort 
gefällt, ist eine andere Frage. Herr Scharping hat, an-
statt Antworten zu geben, nur Fragen an den Bun-
deskanzler gerichtet. Das ist verständlich. Auch ich 
würde an seiner Stelle die Hoffnung auf den Bundes-
kanzler setzen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Dr. Peter Struck [SPD]: 

Sehr arrogant!) 

Herr Kollege Scharping, ich halte wenig von dem 
Gedanken, in einer Bundestagsresolution zum Aus-
druck zu bringen, was wir alle lange und frühzeitig 
und klar gesagt haben: 

(Joseph Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Na ja!) 

daß wir der französischen Regierung von dieser Ent-
scheidung abgeraten haben, daß wir aber zugleich 
die deutsch-französische Freundschaft davon unbe-
rührt halten wollen und daß wir im übrigen begrü-
ßen, daß die französische Regierung und der franzö-
sische Präsident für den Abschluß und für die Been-
digung aller Atomwaffenversuche - sobald wie mög-
lich - eintreten und daß Frankreich angeboten hat, 
im Rahmen der gemeinsamen europäischen Außen- 
und Sicherheitspolitik, wenn wir sie endlich haben - 
wir müssen sie erst noch schaffen -, auch über den 
Beitrag der französischen Nuklearstreitmacht für eu-
ropäische Sicherheit gemeinsam zu reden; auch dies 
begrüßen wir ausdrücklich. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bei aller 
Enttäuschung über die Entwicklung in den letzten 
Stunden muß ich sagen: Ich kann mir, nachdem ich 
die Berichte des UNO-Abrüstungsbeauftragten aus 
dem Irak in den letzten Wochen zur Kenntnis genom-
men habe, in der Welt, in der wir leben, für die ab-
sehbare Zukunft europäische Sicherheit nicht ohne 
eine nukleare Komponente vorstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wer hat denn in den Irak 

exportiert?) 

- Ach, lenken Sie doch nicht ab! 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist doch unglaublich! 
Über zehn Jahre hinweg wurde do rt  aufge

-

rüstet! - Gegenruf von der CDU/CSU: 
Ruhe!) 

- Jetzt ist der Kollege Fischer wach geworden. Dazu 
bedurfte es einer besonderen Anstrengung. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich will ein Zweites sagen. Ich glaube, wir sollten 
gerade in diesen Tagen, in denen die klare und ent-
schiedene Haltung der NATO zum erstenmal die 
Aussichten für eine politische Lösung des elenden 
Kriegs in Bosnien und im ehemaligen Jugoslawien 
zu verbessern scheint, anerkennen, daß gerade 
Frankreich und der französische Präsident einen ent-
scheidenden Beitrag dazu geleistet hat, daß die Hal-
tung der NATO so klar und so entschieden geworden 
ist. Ich will  mich dafür bedanken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Aber, Herr Kollege Scharping und Herr Kollege Fi-
scher - Sie haben ja einen dreizehnseitigen B rief zu 
dieser Debatte beigesteuert; das war Dünndruck in 
jeder Hinsicht -, was ist es denn für eine Haltung, auf 
der einen Seite jetzt die Entscheidung und die Maß-
nahmen der NATO zu begrüßen - Sie, Herr Schar-
ping, haben in Ihrer Rede gesagt, die Antwort der 
NATO sei klar und richtig gewesen; dem ist zuzu-
stimmen -, aber zugleich kein Wort dazu zu sagen, 
daß Sie in der Debatte und Entscheidung des Deut-
schen Bundestags am 30. Juni den notwendigen 
deutschen Beitrag dazu verweigert haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir können doch nicht, wie Ihnen, Herr Fischer, aus 
Ihrer eigenen Fraktion und Partei zu Ihrem Papier 
vorgehalten worden ist, sagen: Wir kämpfen bis zum 
letzten Franzosen. So wird der Friede in Europa nicht 
sicher werden, und so werden wir unserer Verant-
wortung nicht gerecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deswegen, Herr Kollege Scharping, wäre heute die 
Stunde gewesen, die falsche Verweigerungshaltung 
Ihrer Partei und Fraktion zum Einsatz und zum Bei-
trag der Bundeswehr und der deutschen Soldaten 
zum Frieden in Jugoslawien und in Europa aufzuge-
ben, zu korrigieren und zurückzunehmen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Ich will  an dieser Stelle den Soldaten der Bundes-
wehr, den Soldaten der Luftwaffe wie auch denen 
des Sanitätsverbandes in Split und allen anderen, 
meinen Dank, den Dank meiner Fraktion und den 
Respekt für ihren Mut und ihre Besonnenheit zu-
gleich ausdrücken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich finde, sie haben gerade mit ihrer klaren, ruhigen 
und besonnenen Haltung zugleich ein Beispiel gege-
ben. Ich habe mir bei manchen Fernsehinterviews 
gedacht: Wenn alle Verantwortlichen von großen 
Verbänden aus Wirtschaft, Politik und sonstwo bei öf-
fentlichen Äußerungen so besonnen und verantwort-
lich wären, wie sich die Soldaten der Bundeswehr, 
Herr Bundesverteidigungsminister, in diesen schwie-
rigen Tagen und Wochen gezeigt haben, stünde es 
besser um die gesellschaftliche Wirklichkeit in unse-
rem Lande. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Ich will  genauso der Bundesregierung, dem Bun-
deskanzler, dem Bundesverteidigungsminister und 
dem Bundesaußenminister danken, daß sie in diesen 
schwierigen Wochen mit Ruhe, Besonnenheit, Zu-
rückhaltung und zugleich Entschiedenheit den uns 
Deutschen möglichen Beitrag zu einer besseren Ent-
wicklung in diesem Elend von Gewalt und Verbre-
chen geleistet haben und weiter leisten. Dabei unter-
stützen wir die Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist die Schicksalsfrage unseres Landes; denn 
wenn der Friede in Europa nicht gesichert bleibt oder 
wieder gesichert wird, wenn Gewalt und unsägliche 
Verletzungen von Menschenrechten Schule machen, 
dann ist alles andere nichts. Herr Kollege Scharping, 
Sie haben zum 1. September an den Satz von einem 
Ihrer Vorgänger im Amt, Willy Brandt, erinnert, daß 
der Friede nicht alles ist, aber daß ohne Frieden alles 
nichts ist. Das ist wahr. Aber dann dürfen wir Deut-
schen unseren Beitrag dazu nicht verweigern, sonst 
werden wir unserer Verantwortung für den Frieden 
nicht gerecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie haben so wundersame Wandlungen gehabt. 
Ende vergangenen Jahres haben Sie in Ihrem Weih-
nachtsbrief noch geschrieben, daß ein deutscher Bei-
trag zwingend notwendig sei. Im Juni haben Sie 
dann gesagt, daß man mit Luftangriffen den Frieden 
auf der Erde nicht erreichen könnte. Das war einer 
dieser Sätze, die anzuhören einem morgens zwi-
schen 9 und 10 Uhr so schwerfällt, wenn sie so anein-
andergereiht werden, weil sie so bedeutungsschwer 
inhaltlos sind. Sie helfen nämlich keinen Schritt wei-
ter. Jetzt haben Sie wieder gesagt, daß genau dieses 
die klare, richtige und notwendige Antwort war. 
Nein, wir müssen ohne jeden falschen Eifer unseren 
Beitrag leisten, weil wir sonst unserer Verantwortung 
für unsere und unserer Kinder Zukunft nicht gerecht 
werden. Deswegen ist es im Interesse der Zukunft 
unseres Landes mindestens genauso wichtig - so 
schwer das auch sein mag und so groß die Wider-
stände bleiben mögen -, daß wir in der europäischen 
Einigung weiter vorankommen. Herr Bundeskanzler, 
wir setzen wie Herr Scharping alle Hoffnung auf Sie 
und Ihre Regierung. Wir werden Sie mit allen Kräften 
dabei unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir müssen gegen alle Widerstände, gegen alles, 
was uns auch im einzelnen nicht gefällt, in dem Pro-
zeß der europäischen Einigung unumkehrbar weiter 
vorankommen, wenn wir die Verantwortung unserer 
Generation für eine Zukunft in Frieden und Freiheit 
nicht versagen wollen. 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, eine 
dritte Bemerkung zu dem machen, was wirklich Zu-
kunftsfragen unseres Landes sind. Es ist in diesen 
Tagen fünf Jahre her, seit wir den Vertrag über die 
deutsche Einheit unterzeichnet haben. Ich denke, 
daß wir bei der Vollendung der deutschen Einheit 
gut vorangekommen sind. Es ist schwieriger gewor-
den, als wir 1990 geglaubt haben. Aber wir sind viel 
weiter, Herr Kollege Scharping, als wir es alle mitein-

ander 1992 für möglich gehalten hätten. Was ich al-
lerdings schlimm finde, ist, daß es Ihrem Stellvertre-
ter, Herrn Thierse, aus Anlaß der Unterzeichnung 
des Einigungsvertrags vor fünf Jahren aus der Feder 
läuft, daß der Einigungsvertrag auch ein Dokument 
ideologischen Denkens und Resultat erfolgreicher 
westlicher Lobbyarbeit sei. Wenn man so mit der 
deutschen Einheit umgeht, dann ist man unfähig, die 
Einheit in Deutschland zu vollenden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Im übrigen, Herr Kollege Scharping, was Sie heute 
zu dem notwendigen Beitrag aus Westdeutschland 
für den Aufbau in den neuen Bundesländern gesagt 
haben, das haben wir schon lange gesagt. Ich be-
grüße, daß Sie es auch gesagt haben. Aber ich habe 
die Pressemeldungen noch in Erinnerung, in denen 
Sie Anfang des Jahres gesagt haben, daß der Solida-
ritätszuschlag nicht notwendig sei und daß Sie ihn 
bekämpfen würden. 

Ich habe diese Meldungen sogar dabei. Aber wir 
wollen das nicht vertiefen. Wenn Sie jetzt mit uns ge-
meinsam die notwendigen Lasten nach vierzig Jah-
ren Teilung sowie sozialistischer Diktatur in einem 
Teil Deutschlands solidarisch zu tragen bereit sind, 
ist es gut. Es gilt das, was der Bundesfinanzminister 
Theo Waigel in seiner so vorzüglichen Rede gestern 
zum Abbau des Solidaritätszuschlags gesagt hat: So 
rasch wie möglich wird er abgebaut, aber so lange 
wie nötig bleibt er erhalten, und er muß solidarisch 
getragen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daß Ihre Partei den „Geschmack" aufgebracht hat, 
das einjährige Jubiläum der Zusammenarbeit von 
Sozialdemokraten mit Kommunisten in Sachsen-An-
halt mit Sekt im Landtagshof in Magdeburg zu fei-
ern, das, so finde ich, gehört nun wirk lich zu den un-
glaublichen Dingen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie feiern das Jubiläum der Zusammenarbeit mit der 
kommunistischen PDS. Ich finde, eine Schweigemi-
nute der Schande und der Scham wäre eher ange-
bracht gewesen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU - Bei

-

fall bei Abgeordneten der F.D.P. - Bundes

-

minister Dr. Theodor Waigel: Schämt euch! 
- Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie müssen jetzt eine Mi

-

nute schweigen!) 

- Herr Kollege Fischer, Sie sind nicht mehr allein. 
Dank der Großzügigkeit der Sozialdemokraten brau-
chen Sie nicht mehr allein zu sitzen. Ich habe Ihnen 
schon gestern gesagt, jetzt brauchen Sie nicht mehr 
soviel zu schreien. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Schweigen Sie doch jetzt 

eine Minute!) 

- Das machen wir während Ihrer Rede. Dort paßt es 
auch gut. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 
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Dr. Wolfgang Schäuble 
Wenn die so nichtssagend ist wie Ihr B rief, dann ist 
es auch besser. 

Herr Kollege Scharping, ich habe mir den schönen 
Satz aus Ihrer Rede gemerkt, daß Deutschland nicht 
zum Tummelplatz von Gewalttätern werden darf. 
Aber dann hätte ich mir schon gewünscht, daß Sie 
ein Wort  zu den unglaublichen Vorfällen in Hanno-
ver gesagt hätten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU - Bei

-

fall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Ob und wie die Bundesratsbank besetzt ist, das 
wechselt hin und her. Das nehmen wir mit geziemen-
der Demut hin. Aber ich erwarte schon, daß der Mini-
sterpräsident des Landes, der die Verantwortung da-
für trägt, daß der Rechtsstaat und der innere Frieden 
in unserem Lande in einer unerträglichen Weise 
Schaden gelitten haben, hierherkommt und zu seiner 
Verantwortung für die Schädigung unseres freiheitli-
chen Rechtsstaates steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Tagelang wurden im Fernsehen Bilder gezeigt, 
übrigens rund um die Welt, wie Hunderte von Polizi-
sten auf Geheiß der Verantwortlichen für die innere 
Sicherheit im Lande Niedersachsen zugesehen ha-
ben, wie Ladengeschäfte geplündert worden sind. In 
Berichten von Polizisten, die aus anderen Ländern 
angefordert worden sind, wird beschrieben, wie es 
ihnen ergangen ist: Sie mußten sich während dieser 
Tage in Sportgeschäften Eishockeyschoner beschaf-
fen, weil die Ausrüstung der Polizei für diese gewalt-
tätige Auseinandersetzung völlig unzureichend ge-
wesen ist. 

Meine Damen und Herren, das ist keine Sache von 
Hannover und von Niedersachsen. Wenn der Staat 
nicht mehr in der Lage ist, das Gewaltmonopol 
wahrzunehmen, verkommen der innere Frieden und 
der freiheitliche Rechtsstaat. Das ist eine Frage von 
gesamtstaatlicher Bedeutung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir treiben Schindluder mit den Polizisten, und wir 
treiben Schindluder mit den Interessen der Bürger, 
die darauf vertrauen, daß ihr Staat Frieden, Freiheit, 
Leben, körperliche Unversehrtheit und Eigentum 
schützt, wenn durch die Entscheidung der Verant-
wortlichen der innere Frieden und die innere Sicher-
heit nicht mehr gewahrt werden. Das hätten Sie sa-
gen müssen, Herr Scharping. Denn es ist eine Sache, 
die Sie als Vorsitzenden der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands bet rifft. 

(Günter Verheugen [SPD]: Aber es gibt 
auch so etwas wie Gewaltenteilung in die

-

sem Land!) 

- Wenn irgend etwas schiefgeht, wird sofort nach der 
Bundesverantwortung gerufen. Herr Bundesge-
schäftsführer der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands, was in Hannover geschehen ist, wirkt 
weit über das Land Niedersachsen hinaus. Deswe-
gen muß vor dem Forum der Nation, im Deutschen 

Bundestag, darüber geredet werden. Es darf sich 
nicht wiederholen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Niemand kann ja von Herrn Schröder sagen, daß 
er in den letzten Wochen und Monaten nicht hinrei-
chend in allen Medien präsent gewesen sei. Aber 
daß er tagelang zu diesen unglaublichen Vorkomm-
nissen trotz Handy und Hillu kein Wo rt  gefunden 
hat, ist ein unglaublicher Skandal. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Am Ende sagte er nach tagelangem Wegtauchen: Na 
ja, wenn solche Ereignisse nur durch eine Änderung 
des geltenden Rechts zu unterbinden sind, muß man 
das tun. Und ebenfalls erst nach Tagen sagte er, die 
Menschen in Hannover hätten ein Recht darauf, daß 
es zu solchen Gewalttätigkeiten nicht kommt, und es 
sei die Pflicht der Landesregierung, das ihr Mögliche 
zu tun, diese zu verhindern. Gegen genau diese 
Pflicht hat sie verstoßen, genau diese Pflicht hat sie 
sträflich verletzt. 

Meine Damen und Herren, daß Niedersachsen den 
Verfassungsschutz in einer unverantwo rtlichen 
Weise abgebaut hat, daß die Bereitschaftspolizei in 
Niedersachsen kaum noch funktionsfähig ist, daß die 
Ausrüstung der niedersächsischen Polizei nichts 
taugt, daß das niedersächsische Polizeigesetz nicht 
die notwendigen rechtlichen Möglichkeiten aufwies 
und man diese jetzt erst schaffen will, 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerungen] [F.D.P.]: In 
NRW wird es genauso!) 

das alles, Herr Kollege Fischer, ist eine Folge rotgrü-
ner Politik, an der Ihre Partei ja großen Anteil hat. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Da hilft es wenig, hinterher, wenn das Kind im 
Brunnen liegt, zu sagen, jetzt müßten Korrekturen 
vorgenommen werden. Herr Kollege Scharping, weil 
rot-grüne Politik, ob in Niedersachsen oder in Hes-
sen oder wo immer, stets solche katastrophalen Er-
gebnisse erzielt, ist es ein solches Desaster, daß wir 
jetzt im größten Bundesland Nordrhein-Westfalen 
auch eine rot-grüne Regierung haben. 

(Zuruf von der SPD: Die werden wir auch in 
Bonn haben! - Stefan Heym [PDS]: Reden 

Sie über die Arbeitslosigkeit!) 

- Ja, ich wollte gerade dazu kommen. Wenn wir über 
Arbeitslosigkeit, Wirtschaftswachstum, soziale Si-
cherheit reden, meine Damen und Herren, dann ist 
das Allerwichtigste, daß es uns weiterhin gelingt, un-
sere Wirtschaft in Ordnung zu halten. Wir sind ja ge-
genwärtig in einer wirtschaftlich guten Lage. Sie ha-
ben wenig zum Haushalt gesagt; es fiele Ihnen ja 
auch schwer. 

(Günter Verheugen [SPD]: Aber Sie! - Joa

-

chim Poß [SPD]: Sie haben schon viel dazu 
gesagt, nicht? - Ingrid Matthäus-Maier 
[SPD]: Sie reden dauernd über den Haus

-

halt!)  
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Sie hätten ja vielleicht noch sagen können, was Sie 
von den Rahmendaten der deutschen Finanzpolitik - 
das hat ja etwas mit dem Haushalt zu tun - halten. 
Sie werden ja wohl nicht darüber hinwegsehen kön-
nen, daß wir die niedrigste Preissteigerungsrate seit 
Jahren haben, daß wir dank der Finanzpolitik der 
Bundesregierung, des Finanzministers Theo Waigel 
und der Koalition die niedrigsten Zinsen seit Jahren 
haben - das alles trotz der gewaltigen und historisch 
einmaligen Sonderbelastungen nach 40 Jahren deut-
scher Teilung -, daß OECD wie Weltbank der Finanz-
politik dieser Bundesregierung Gütezeichen verlie-
hen und sie als vorbildlich für alle Industrieländer be-
zeichnet haben. Dazu haben Sie natürlich nichts ge-
sagt. 

Aber das ist ja das Entscheidende, denn das sind 
die Rahmendaten, die die Weichen dafür stellen und 
die Voraussetzungen dafür schaffen, daß wir wirt-
schaftlich in einer guten Entwicklung sind, daß wir 
Schwankungen des Dollarkurses verkraften und eine 
stetige konjunkturelle Aufwärtsentwicklung ver-
zeichnen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist noch nicht alles; aber das ist die Vorausset-
zung dafür, daß wir überhaupt in der Lage bleiben, 
weiterhin an der Lösung der vorhandenen Probleme 
zu arbeiten. Wir hätten nicht die Kraft für die Über-
windung der Folgen der deutschen Teilung, für den 
Aufbau der neuen Bundesländer, wenn wir nicht in 
einer guten wirtschaftlichen Entwicklung wären. 
Wir haben nicht die Kraft, in einem weltweit härter 
werdenden Wettbewerb um Arbeitsplätze und den 
Standort von Investitionen wettbewerbsfähig und 
konkurrenzfähig zu bleiben, wenn wir nicht eine 
gute wirtschaftliche Entwicklung haben. 

Aber wir müssen - auch darüber ist zu reden - 
diese gute wirtschaftliche Entwicklung weiterhin 
nutzen. Deswegen muß auch die Finanzpolitik ge-
nauso fortgesetzt werden, und deswegen unterstüt-
zen wir diesen Bundeshaushalt und werden ihn 
durchsetzen. Wir müssen sie nutzen, um in einer sich 
so schnell verändernden Welt die Grundlagen für 
Wohlstand, für soziale Sicherheit und das Ziel „Ar-
beit für alle" nicht aus den Augen zu verlieren. 
Daran muß gearbeitet werden. 

Herr Kollege Scharping, es geht nicht, daß man auf 
der einen Seite Ludwig Erhard zitiert - das war übri-
gens die beste Passage Ihrer Rede; das ist kein Wun-
der - 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

und den Wert der Tarifautonomie verteidigt und 
dann anschließend in derselben Rede für alle Fehl-
entwicklungen der Tarifpartner die Bundesregierung 
verantwortlich macht. Entweder wir haben Tarif auto-
nomie, oder wir haben sie nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn wir Tarifautonomie haben - und wir verteidi-
gen sie -, dann müssen wir allerdings die Tarifpart-
ner auch für das in Anspruch nehmen, wofür sie die 
Verantwortung tragen. Die Tarifpartner tragen in er-
ster Linie die Verantwortung für Vollbeschäftigung 
in unserem Lande. Das muß gesagt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der SPD: Sie verabschieden sich 

doch davon!) 

- Nein, ich wehre mich doch nur gegen den Wider-
spruch. Ich weiß nicht, ob Sie nicht lernfähig sind; 
wahrscheinlich sind Sie es nicht. 

Der schlimmste Fehler, den Bundeskanzler Brandt 
1969 insoweit gemacht hat, war die Abgabe einer 
Vollbeschäftigungsgarantie durch den Staat. Damit 
hat er nämlich die Tarifpartner von der Verantwor-
tung für die Vollbeschäftigung scheinbar entbunden, 

(Widerspruch bei der SPD) 

und mit dem Elend haben wir es seitdem zu tun. 

In einem freiheitlichen Staat, in einer Ordnung der 
Sozialen Marktwirtschaft mit Tarifautonomie muß 
der Staat das Seine tun, aber er kann die Tarifpartner 
nicht von ihrer Verantwortung entbinden. Wer so re-
det wie Sie, treibt die Entwicklung genau in die fal-
sche Richtung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Wie stellt sich die Situation bei den Investitionsent-
scheidungen dar? Lassen Sie sich die Zahlen doch 
einmal geben: Wo sind Investitionen in Arbeitsplätze 
in Deutschland möglich? Wie ist die Gefahr der Ab-
wanderung? 

Wir wissen doch, daß angesichts einer nicht befrie-
digenden Lage auf dem Arbeitsmarkt die Gefahr, 
daß weitere Arbeitsplätze abwandern, nicht gebannt 
ist, weil jeder Investor, jeder Bet rieb immer wieder 
neu prüfen muß: Bin ich überhaupt noch wettbe-
werbsfähig? 

Deswegen hilft es doch gar nichts: Wir müssen 
auch bei den Lohn- und Lohnnebenkosten konkur-
renzfähig bleiben oder teilweise erst wieder werden. 
Auch dafür tragen übrigens in allererster Linie die 
Tarifpartner Verantwortung. 

Wir kommen deshalb nicht darum herum, flexibler 
zu werden, zu deregulieren und Lohn- und Lohnne-
benkosten zu begrenzen und, wo möglich, auch ab-
zubauen. 

Dazu haben Sie zwar Fragen gestellt, aber nicht 
eine einzige Antwort gegeben. Ich bitte Sie herzlich: 
Wenn man den Anspruch hat, deutsche Politik mitge-
stalten zu wollen, darf man sich nicht darauf be-
schränken, nur Fragen zu stellen, sondern man sollte 
gelegentlich auch die eine oder andere Antwort ge-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Dr. Schäuble, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dreßen? 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Bitte sehr. 

Peter Dreßen (SPD): Herr Schäuble, wenn Sie 
schon den Tarifpartnern die Aufgabe der Vollbe-
schäftigung zuweisen, wie beurteilen Sie dann die 
Äußerung des Kanzlers, in der er die Bestrebungen, 
die 35-Stunden-Woche und damit Vollbeschäftigung 
zu erreichen, als dumm und töricht bezeichnete? Es 
paßt ja wohl nicht zusammen, daß die Tarifpartner 
dann, wenn sie versuchen, Vollbeschäftigung zu er-
reichen, von der Regierung in solcher Art und Weise 
begleitet werden. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Herr Kollege, 
ich habe erstens gesagt, daß der Staat für die Vollbe-
schäftigung das Seine tun und Rahmenbedingungen 
schaffen müsse, daß aber die Tarifpartner einen we-
sentlichen Teil der Verantwortung trügen. 

(Zuruf von der SPD) 

- Ich will wenigstens richtig zitiert werden, wenn Sie 
schon nicht zuhören können. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Zweitens schließt ja Tarifautonomie nicht aus, daß 
man seine Meinung zu dem, was die Tarifpartner ma-
chen oder nicht machen, auch sagt, und das habe ich 
für mich auch in Anspruch genommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das gilt auch für den Bundeskanzler. 

Allerdings glaube auch ich - manche bei Ihnen ha-
ben es ja inzwischen auch beg riffen -, daß die Politik 
der Arbeitszeitverkürzung, der Verkürzung der Wo-
chenarbeitszeit der falsche Weg ist, um mehr Be-
schäftigung zu erreichen. 

Unser Problem ist nicht, daß wir einen Mangel an 
Arbeit in Deutschland haben - das haben manche 
immer noch nicht begriffen -, sondern unser Problem 
ist, daß bei uns Arbeit teilweise so teuer geworden 
ist, daß die Nachfrage nach Arbeit zu diesen Preisen 
geringer wird und somit das Problem der Arbeitslo-
sigkeit verschärft wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Die Verringerung der Wochenarbeitszeit verteuert 
die Arbeit, und damit ist sie kein Beitrag zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit, sondern sie ver-
schärft sie. 

Ich habe mir ziemlich kopfschüttelnd in den letzten 
Wochen etwas anderes aus Ihrer Partei angesehen. 
Man muß ja über alles reden; ich finde, es darf keine 
Tabus geben. Wir werden in den nächsten Wochen 
und Monaten - das ist die Aufgabe der kommenden 
Monate - Schritt für Schritt durch die Reform des Ge-
sundheitswesens den Anteil der Kosten der gesetzli-
chen Krankenversicherung begrenzen müssen. Das 
ist schwierig, aber notwendig. 

Wir müssen durch die Reform des Arbeitsförde-
rungsgesetzes einschließlich der Arbeitslosenhilfe ei-
nen weiteren Schritt zur Begrenzung von Lohnne-
benkosten leisten. Wir müssen die Sozialhilfereform 
voran- und zustande bringen. Und wir müssen auch 
in anderen Fragen ohne Tabus über alles reden, auch 
mit den Tarifpartnern, was möglich, notwendig und 
geeignet ist, um Beiträge zur Begrenzung von Lohn-
nebenkosten und damit zur Bekämpfung von Ar-
beitslosigkeit und zur Schaffung von neuen, zusätzli-
chen Arbeitsplätzen zu leisten. 

Wer aber all dies immer vom Tisch wischt und im-
mer nur sagt, etwas sei unmöglich und komme nicht 
in Frage, der verweigert sich der Zukunft unseres 
Landes und leistet keinen Beitrag zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit. 

Ich lese Ihnen jetzt vor, was Herr Spöri in diesen 
Tagen gesagt hat. Er hat gesagt, daß die Hängepartie 
zwischen Herrn Scharping und Herrn Schröder eine 
Unentschiedenheit in der Partei überlagert habe, die 
für die Zukunftschancen der SPD von weit funda-
mentalerer Bedeutung sei. Die SPD habe aus den 
Folgen des radikalen wirtschaftlichen Wandels, der 
Globalisierung von Arbeitsmarkt und Produktion 
noch nicht die entscheidenden Folgerungen gezo-
gen. Die SPD müsse die Standortattraktivität 
Deutschlands mit seinen unbestreitbaren Vorzügen 
wieder an die Attraktivität anderer hochentwickelter 
Länder angleichen. Wenn Einkommens- und Arbeits-
platzverluste vermieden werden sollten, seien eine 
Flexibilisierung der Arbeitsorganisation, konkurrenz-
fähige Unternehmensbesteuerung und eine Senkung 
der Lohnnebenkosten durch Strukturreform des So-
zialstaats dringend notwendig. Wenn Herr Spöri bei 
dem Interview schon die Rede von Herrn Scharping 
gekannt hätte, hätte er das wahrscheinlich noch 
schärfer formuliert. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Ich will  Ihnen einmal vorlesen, was - übrigens 
überwiegend zu Vorschlägen aus Ihrer eigenen Par-
tei; den Samstag als Regelarbeitstag haben in den 
letzten Wochen doch Sozialdemokraten gefordert; 
ich habe die Zitate da - 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hermann 
Rappel) 

der dafür zuständige stellvertretende SPD-Fraktions-
vorsitzende, Herr Dreßler, gesagt hat. Er hat eine be-
merkenswerte Art  zu formulieren: 

Lohnfortzahlung im Krankheitsfall - schlicht un-
sinnig, Verlängerung der Lebensarbeitszeit - 
auch unsinnig, Deregulierung beim Ladenschluß 
- kurios, geradezu grotesk, Einführung des Sams-
tags als Arbeitstag - ein Hohn, 

- das letzte hat er auch als Antwort auf Schröder ge-
sagt, das vorletzte als Antwort auf Lafontaine - 

Einfrieren der Arbeitgeberbeiträge zur gesetzli-
chen Krankenversicherung - ein Irrsinn, Sozial-
hilfereform - ein Hirngespinst 

usw. usw. 
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Dr. Wolfgang Schäuble 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn 
wir jeden denkbaren Ansatz für ein Stück mehr Be-
weglichkeit und ein Stück Senkung der Lohnneben-
kosten mit einer solchen Sprache blockieren und ta-
buisieren, werden wir die Zukunft unseres Landes 
nicht gewinnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Kollege Scharping, Sie haben heute einen 
Satz gesagt, den ich aufgreifen will, weil er am Ende 
eines quälenden Verfahrens um das Jahressteuerge-
setz steht. Sie haben gesagt, Sie hätten es auch 
manchmal als schmerzlich empfunden, daß das 
Bund-Länder-Verhältnis etwas überstrapaziert wor-
den sei. Das ist in Ordnung. Auch ich empfinde das - 
bis zu der Grundgesetzänderung, die leider ein not-
wendiger Preis für das Vermittlungsergebnis war, ge-
gen die wir alle erhebliche Bedenken haben. 

Herr Kollege Scharping, zuerst hatten Sie die Hoff-
nung, mit den relativ knappen Mehrheitsverhältnis-
sen - wenn man die PDS bei Ihnen mitzählt, ist die 
Mehrheit der Koalition nicht so groß; das tun Sie, da 
feiern Sie sogar Jubiläum - hier große Erfolge erzie-
len zu können. In dieser Hinsicht sind Sie bisher ein 
bißchen enttäuscht worden. Dann haben Sie, nie-
mand sonst, die Parole ausgegeben, daß die sozialde-
mokratische Mehrheit im Bundesrat zum Instrument 
gemacht wird, um sozialdemokratische Politik gegen 
die Bundestagsmehrheit, die Bundesregierung, die 
Koalition durchzusetzen. Jetzt haben Sie festgestellt, 
daß das auch nicht funktioniert, und geben es wieder 
auf. Das ist in Ordnung, aber es muß noch einmal 
quittiert werden. 

(Dr. Peter Struck (SPD): Was Sie sagen, ist 
falsch! Scharping hat immer von den eige

-

nen Interessen der Bundesländer im Bun

-

desrat gesprochen! - Lachen bei der CDU/ 
CSU und der F.D.P.) 

- Herr Kollege Struck, ich bewundere Ihren Mut, die-
sen Zwischenruf hier zu machen und mich in Versu-
chung zu führen, zu zitieren, was Ihr Landesvorsit-
zender von Ihnen hält. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
- Dr. Peter Struck [SPD]: Nichts gegen mei

-

nen Freund Gerhard Schröder!) 

- Nein, nein. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Jetzt sind wir nicht 
nur bei Zwischenrufen, sondern bei Zwischendialo-
gen angekommen. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerungen] [F.D.P.]: 
Aber nicht uninteressante! - Heiterkeit) 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin, dann nehme ich jetzt einmal - man muß ja 
auswählen bei den vielen Zitaten - 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

eine Meldung vom 3. März. Do rt  heißt es: 

Gleichzeitig deutete Scharping an, daß die SPD 
es im Streit um das Jahressteuergesetz '96 not-
falls auf eine Blockade der gesamten Steuerpoli-
tik ankommen lassen werde. 

Eine Blockade geht nur über den Bundesrat. 

Nein, es hilft nichts. Wir sollten alle miteinander 
wirklich begreifen, daß wir im Bundesstaat darauf 
angewiesen sind, daß die Organe und Institutionen 
ihrer Verantwortung gerecht werden und daß eine 
Mehrheit im Bundesrat nicht dazu angetan ist, die 
Mehrheitsverhältnisse im Bundestag, die der Wähler 
in den Bundestagswahlen entschieden hat, und die 
Zuständigkeitsverteilung zwischen Regierung und 
Opposition durch Bundesratsobstruktionspolitik zu 
korrigieren. Das funktioniert nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auch wir haben damit unsere schlechten Erfahrun-
gen gemacht. Deswegen habe ich Ihnen schon wie-
derholt geraten: Tun Sie das nicht, lassen Sie das 
bleiben. Deswegen begrüße ich jetzt ausdrücklich, 
daß Sie da ein Stück weitergekommen sind. 

Jetzt haben Sie gesagt: Das Zentrum der Ausein-
andersetzung mit der Regierung ist die Bundestags-
fraktion, und das Machtzentrum der Partei sind die 
gewählten Gremien. Hoffentlich ist es kein Ohn-
machtszentrum. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Aber das ist eine andere Geschichte. 

Wir müssen aber im Deutschen Bundestag und 
auch mit Vertretern der Bundesländer darüber reden, 
daß unser Bundesstaat und unser freiheitlicher 
Rechtsstaat Schaden nimmt, wenn die jewei ligen 
Positionen mißbraucht werden. Wir haben in den 
letzten Jahren, Herr Bundesfinanzminister, im 
Grunde seit dem Jahre 1990, wegen einer unzurei-
chenden Bereitschaft der deutschen Bundesländer, 
solidarisch ihren Teil an den Lasten zur Überwin-
dung der deutschen Teilung zu tragen, zunehmend 
eine Verschiebung vom Bund weg zu den Ländern. 
Das kann niemanden, der für die Bundespolitik Ver-
antwortung trägt, ruhig halten. 

Dies wird von einer Entwicklung begleitet - insbe-
sondere, Herr Bundesinnenminister, auf dem Felde 
der inneren Sicherheit -, wo Länder immer weniger 
die Bundesgesetze vollziehen, wofür sie nach dem 
Grundgesetz zuständig sind, und die zuständigen 
Bundesministerien immer mehr mit dem Instrument 
der Weisung an Bundesländer - was eigentlich die 
Ausnahme ist - arbeiten müssen. Der Rechtsstaat 
verkommt, wenn die Bundesländer in Niedersach-
sen, in Hessen und anderswo die Praxis fortsetzen, 
sich nicht mehr an Gesetze des Bundes zu halten, 
sondern einen ausstiegsorientierten oder sonstwie 
gearteten Vollzug machen. Nein, so geht das nicht. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sagen Sie doch einmal et

-

was zur CSU, wie die CSU mit dem Bundes

-

verfassungsgericht umgegangen ist!) 
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Wir werden bei der inneren Sicherheit unserer 
Verantwortung nur dann gerecht werden, wenn je-
der seinen Teil zur gemeinschaftlichen Verantwor-
tung trägt. 

Wenn dies nicht geschieht, wenn die Bürger erle-
ben, daß Bund und Länder ohne Rücksicht auf Ver-
fassung und Recht ihre jeweilige Position gegenein-
ander überstrapazieren, dann verkommt ein wenig 
von der notwendigen Einstellung, die wir brauchen, 
wenn unser demokratischer, freiheitlicher Bundes-
staat nicht Schaden nehmen soll. 

Ich bekenne: Natürlich haben wir auch Schaden-
freude über Ihr Personaltheater in den letzten Wo-
chen und Monaten empfunden; das können Sie auch 
nicht anders erwarten. 

(Joachim Poß [SPD]: Das ist Ihnen sonst 
fremd!) 

- Nein, menschliche Regungen sind auch uns nicht 
fremd. - Aber ich will Ihnen doch sagen: Über die 
Schadenfreude hinaus macht mich für das Ansehen 
von Politik und demokratischen Institutionen be-
sorgt, daß durch dieses Theater, das Sie alle mitein-
ander aufgeführt haben, bei den Bürgern in unserem 
Lande der Eindruck entsteht, daß es Politikern wie 
Ihnen und Herrn Schröder und anderen nur um ihre 
eigenen, persönlichen Interessen und sonst um gar 
nichts geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der SPD: Das haben wir auch bei 

der Regierung schon erlebt!) 

Auch persönliche Interessen - wer wollte es leugnen - 
spielen immer eine Rolle. Wenn aber politische Ver-
antwortung nur noch zur Durchsetzung egoistischer, 
persönlicher Interessen verkommt, dann leidet un-
sere Demokratie Schaden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deshalb frage ich Sie: Was haben Sie sich eigent-
lich dabei gedacht, Herr Parteivorsitzender Schar-
ping, im Präsidium der SPD zu beschließen und dies 
dann auch noch zu verkünden, der Parteivorsitzende 
habe - man achte auf diese Worte - das Recht des er-
sten Zugriffs auf die Kanzlerkandidatur. Wer so 
denkt und so redet, ist nicht in der Lage, gesamt-
staatliche, demokratische Verantwortung zu über-
nehmen. Das ist der Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Sie brauchen sich doch nicht zu wundern, wenn in 
Teilen unserer Bevölkerung der Eindruck entsteht - 
wir leiden alle unter dieser Sorge -, daß als Folge des 
langanhaltenden Wohlstands, des äußeren und inne-
ren Wohlergehens, Tendenzen zum Egoismus, zur El-
lenbogengesellschaft, zum Hedonismus oder wie im-
mer man das nennen mag, um sich greifen. 

(Zurufe von der SPD) 

- Das wird doch in allen Teilen unserer Öffentlichkeit 
ernsthaft reflektiert. Man muß, wenn man über die 
Lage der Nation und die Zukunftsmöglichkeiten 
Auskunft geben wi ll, darüber nachdenken, ob das 
nicht vielleicht auch eine Folge des Wohlstands ist. 

Dabei muß man ebenfalls danach fragen: Welchen 
Beitrag leisten eigentlich diejenigen, die eine heraus-
gehobene öffentliche Verantwortung haben und die 
öffentlich anders wahrgenommen werden als irgend-
welche Schulbuben oder Kinder, die im Sandkasten 
ihre Spiele treiben, wie dies Frau Simonis gesagt hat? 
Dazu müssen Sie und wir alle unsere Verantwortung 
ein Stück weit stärker wahrnehmen, weil wir ohne 
die Einübung von Tugenden und gemeinschaftsver-
träglichen Verhaltensweisen am Ende unseren frei-
heitlichen, demokratischen Staat nicht werden be-
wahren können. 

Deswegen finde ich, daß das Personaltheater, das 
Sie und Ihre Partei in den letzten Wochen und Mona-
ten aufgeführt haben, nicht nur ein Schaden für die 
SPD war; es hat am Ende uns allen nicht genützt. Ich 
meine, wir alle sollten mehr daran denken, daß wir 
über den Tag hinaus eine Verantwortung für die Zu-
kunft unserer Demokratie und für die Zukunft unse-
res Landes haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Wir werden in den kommenden Wochen, Monaten 
und auch Jahren in vielen schwierigen Fragen 
schwierige Auseinandersetzungen haben. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Haben Sie auch 
etwas zum Haushalt zu sagen?) 

Die Union, die Koalition und die Regierung - wir 
werden diese Auseinandersetzungen nicht scheuen. 

Es geht eben nicht so einfach, wie Sie, Herr Schar-
ping, das gesagt haben, daß man z. B. die Lohnne-
benkosten senken könne, indem man möglichst 
viele, auch versicherungsfremde Leistungen auf den 
Bundeshaushalt überträgt. Das klingt abstrakt nicht 
so ganz falsch. In einer Zeit aber, in der wir eine so 
hohe Belastung durch Steuern und Abgaben haben 
und die öffentlichen Haushalte so angespannt sind, 
sind die Spielräume für solche Umschichtungen ge-
ringer, als wir es alle wünschen. Wir müssen vor allen 
Dingen darauf achten, daß, wenn wir Leistungen auf 
den Bundeshaushalt, d. h. auf die Allgemeinheit der 
Steuerzahler, übertragen, die Gefahr besteht, daß 
dann der Anreiz zur Sparsamkeit und Eigenverant-
wortung noch geringer wird. Deswegen wird das 
nicht so einfach sein. 

Auch bezüglich der Erhaltung der Umwelt - wir 
haben oft darüber debattiert und werden das auch 
weiterhin tun - ist es nicht so einfach, wie man es in 
manchen Parteitagspapieren oder Resolutionen dar-
stellen kann - ob bei Grün oder Rot. Wir werden je-
den möglichen Schritt, auch im Steuerrecht, mitge-
hen, um Sparsamkeit beim Verbrauch von Ressour-
cen, Natur und Umwelt zu fördern, und uns dafür 
einsetzen. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Richtig!) 
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Wir werden aber alle diese Schritte abklopfen und 
überprüfen und sie nur dann gehen, wenn sie nicht 
die Gefahr beinhalten, die Chancen für mehr Ar-
beitsplätze, mehr Wirtschaftswachstum und mehr so-
ziale Sicherheit zu gefährden. Das ist der Zielkon-
flikt. 

Deswegen ist das Umsteuern nicht so einfach. Des-
wegen kann man nur Schritt um Schritt und mit gro-
ßer Eindringlichkeit vorangehen. Wer meint, die ein-
fachen Patentrezepte zu haben und er bräuchte nur 
an diesem oder jenem Rädchen des staatlichen Diri-
gismus zu drehen - wenn man aber Ihre Papiere liest, 
sieht man, daß das nicht so funktioniert - und in ein 
paar Jahren könne der Benzinpreis auf 5 DM erhöht 
werden, dem sage ich, was er damit erreicht: nicht 
einen Funken an Verbesserung für die Umwelt, son-
dern lediglich eine Zerstörung der wirtschaftlichen 
Grundlage, eine Verlagerung der Produktion ins 
Ausland, wo sie zu weniger .umweltfreundlichen Be-
dingungen erfolgt. Dann haben wir eine größere 
Luftbelastung und eine größere Schadstoffbelastung 
von Luft und Wasser. So dienen wir der Umwelt nicht 
und werden unserer Verantwortung nicht gerecht. 
Wir müssen Schritt für Schritt gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auch werden wir unserer Verantwortung für die 
Zukunft nicht gerecht und werden wir die Umwelt-
probleme und die Arbeitsmarktprobleme nicht lösen, 
wenn wir nicht dafür eintreten, daß die Eigenverant-
wortung, auch die freiwillige Solidarität der Men-
schen wichtig ist. Das gilt in der Sozialpolitik wie in 
der Umweltpolitik. Wir können nicht alles auf das 
anonyme Kollektiv abschieben, sondern sind alle 
selbstverantwortlich. Wenn wir nicht dafür eintreten, 
daß es auch Bescheidenheit, Sparsamkeit, Bereit-
schaft auch zum Verzicht auf hohem Niveau in unse-
rem Lande gibt - es ist keiner Generation vergleich-
bar gut gegangen wie uns Deutschen im Jahr 1995 -, 
wenn wir das Subsidiaritätsprinzip nicht auch in der 
Sozialpolitik wieder ernstnehmen, wenn wir Fami-
lien nicht stärken, wenn alles beliebig werden soll, 
wenn alles auf den Staat abgeschoben wird, dann 
werden wir weder der Umwelt noch der sozialen Si-
cherheit dienen. 

Das hat mit der Rolle von führenden Politikern zu 
tun. Deswegen sage ich in diesem Zusammenhang: 
Wir müssen uns auch ein wenig darüber im klaren 
sein, daß wir selbst, wie wir uns verhalten und be-
handeln, Entwicklungen mit beeinflussen. Deswe-
gen ist es für mich so wichtig. Deswegen bemühen 
wir uns in unserer Fraktion, ehrenamtliches Engage-
ment zu stärken. 

Sie können überall etwas, von Amerika bis Europa, 
über die Diskussion, wie wir soziales Kapital stärken, 
wie Netzwerke der freiwilligen Solidarität stärker ge-
macht werden, lesen. Unsere Gesellschaft wird är-
mer, wenn man alles nur auf die großen Institutionen 
abschiebt und wenn Nachbarschaftshilfe oder frei-
willige Solidarität in der Familie auch zwischen Ge-
nerationen geschwächt wird. Deswegen müssen wir 
stärker darauf setzen und die Bürger auch ermun-
tern, daß sie diesen Weg mitgehen, dürfen auch nicht 
alles kommerzialisieren, sondern müssen darauf set-

zen, daß freiwillige Solidarität, auch ehrenamtliches 
Engagement in Vereinen, Verbänden, sozial, spo rt

-lich und kulturell wichtige Bausteine sozialen Kapi-
tals und wichtige Bausteine für unsere Zukunft sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Zuruf von der SPD) 

- Das ist praktische Politik. Zum Kollegen Scharping 
noch einmal: Sie können mir nicht zustimmen, aber 
Sie werden insgeheim gar nicht widersprechen. Die 
Art , wie sich führende Repräsentanten Ihrer Partei in 
den letzten Wochen und Monaten aufgeführt haben, 
ist das genaue Gegenteil von dem, was in diesem 
Sinne notwendig ist. Es ist das genaue Gegenteil. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wer mit dem höchsten Regierungsamt in unserem 
Lande, mit dem Amt des Chefs der Bundesregierung, 
des Bundeskanzlers, als Parteipräsidium in einer 
Sprache umgeht, wo er vom Recht des ersten Zugriffs 
redet, hat nichts von dem verstanden, wofür ich wer-
ben möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Wir, die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, werden in 
dieser Koalition mit der F.D.P., in der wir gut vorange-
kommen sind, gute Erfolge erreicht haben - der 
Haushalt 1996 ist Ausdruck der erreichten Erfolge -, 
gemeinsam auf diesem Wege vorangehen. Wir wer-
den, Herr Kollege Gerhardt, auch manche schwie-
rige Auseinandersetzung und Diskussion zu be-
stehen haben, aber wir werden sie in einer fairen 
und verläßlichen Partnerschaft miteinander betrei-
ben. 

Herr Bundeskanzler, wir setzen auf diese Regie-
rung, und wir werden mit dieser und in dieser Koali-
tion Schritt für Schritt die notwendigen Entscheidun-
gen mit durchsetzen und mittragen, für die Zukunft 
unseres Landes, für einen sicheren Frieden in Frei-
heit, durch eine Entwicklung der europäischen Eini-
gung, durch die Festigung der atlantischen Allianz, 
auch durch deutsche Beiträge mit gleichen Rechten 
und gleichen Pflichten, für eine Entwicklung der so-
zialen Sicherheit auch bei dramatischen Veränderun-
gen in der wirtschaftlichen Entwicklung weltweit wie 
auch im Altersaufbau unserer Bevölkerung - das 
muß man ja bei dem Thema „soziale Sicherheit" 
auch einmal erwähnen -, durch Stärkung der Fami-
lien und des Subsidiaritätsprinzips, auch der Freiwil-
ligkeit, durch Erhalt der wirtschaftlichen Grundla-
gen, ohne die soziale Leistungen nicht zu finanzieren 
sind, durch eine Politik, die sich Schritt für Schritt der 
Bewahrung der Umwelt verpflichtet fühlt. Wenn man 
darüber redet, sollte man zwischendurch von seiten 
der Opposition auch einmal feststellen: Zu keiner 
Zeit hat eine Regierung mehr für den Erhalt der Um-
welt geleistet als die Bundesregierung, seit Helmut 
Kohl Bundeskanzler ist. Genau auf diesem Weg wer-
den wir fortfahren, miteinander und gemeinsam, um 
unserer Zukunft willen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 
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Dazu wünschen wir uns eine starke Opposition. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Aber 
eine dauerhafte! - Zuruf des Abg. Dr. Peter 

Struck [SPD]) 

- Glauben Sie es mir, Herr Struck, das Theater, das in 
den letzten Wochen von Ihrer Partei aufgeführt wor-
den ist, 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Wem sagen Sie das, 
Herr Schäuble! - Lachen bei Abgeordneten 

der CDU/CSU) 

hat uns allen am Ende nicht gedient. Aber eines ist ja 
wohl sicher - dem werden Sie ja wohl nicht wider-
sprechen -: Solange die SPD und die Opposition in 
einem Zustand, wie eben beschrieben und erlebt, 
sind, so lange ist sie nicht regierungsfähig. 

Deswegen sage ich Ihnen, Herr Bundeskanzler: 
Auf die Unterstützung der Fraktion von CDU und 
CSU für die weitere Fortsetzung der erfolgreichen 
Arbeit von Regierung und Koalition können Sie sich 
auch in der Zukunft verlassen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU - Beifall bei der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht der Fraktionsvorsitzende von BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, Joseph Fischer. 

Joseph Fischer (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Herr Kollege Schäuble, wenn man Ihnen zuge-
hört hat, dann kann man nur sagen - ich habe es Ih-
nen vorhin zugerufen -: Krokodil, dein Name sei 
Wolfgang! 

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN, der SPD sowie bei Abgeordneten der 
PDS) 

Ich kann Sie ja verstehen. Ich bekenne ganz offen: 
Wir würden es im umgekehrten Falle ähnlich halten. 
Nur, wenn Sie so reden und gleichzeitig die politi-
sche Kultur in Gefahr sehen und sagen, daß es hier 
nur noch um persönliche Rivalitäten und um Macht-
auseinandersetzung gehe, und dies in einer dera rtig 
durchsichtigen Art  tun, dann frage ich Sie, worin der 
Beitrag zur politischen Glaubwürdigkeit von Ihrer 
Seite tatsächlich liegt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Wissen Sie, für Sie ist ja der Bundeskanzler sozusa-
gen in den Zustand des ewigen Lebens aufgerückt, 
weil es ohne ihn nicht mehr gehen wird. Das ent-
nehme ich auch Ihren Worten. Sie haben vergessen, 
ihm ein recht, recht langes Leben zu wünschen, da-
mit Sie ja nicht in die Verlegenheit, die Nachfolge-
frage beantworten zu müssen, kommen. Denn das 
würde Ihren Laden ähnlich zerlegen, wie es die SPD  

in den letzten Wochen leider erlebt hat. Das wissen 
Sie auch ganz genau. 

(Abg. Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU] 
bespricht sich mit Abg. Michael Glos [CDU/ 

CSU]) 

Ich darf Sie nur, Herr Kollege Schäuble, an folgen-
des erinnern - der richtige Adressat steht ja neben 
Ihnen -: Auf welch solidarische A rt  und Weise wurde 
denn die Frage der Nachfolge in der bayerischen Mi-
nisterpräsidentschaft geregelt? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Mit welch üblen Verdächtigungen gegen einen Kon-
kurrenten ist denn da ein anderer vorgegangen, und 
welche Verdachtsmomente übelster A rt  wurden da-
mals gestreut, und zwar nicht vom politischen Geg-
ner, sondern vom innerparteilichen Rivalen, der sich 
dann auch noch durchgesetzt hat? Sie wissen, wovon 
ich rede. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Herr Kollege Schäuble, nachdem Sie sich dera rt 
 engagiert über die Hannoveraner Auseinanderset-

zungen, über die dortigen Gewalttätigkeiten und 
den Krawall ausgelassen haben und gleichzeitig die 
Frage nach der Glaubwürdigkeit der Politik, der Ver-
letzung des Vertrauens in die Politik und der Störung 
der inneren Sicherheit gestellt haben, möchte ich er-
widern: Ich habe seit zwei Tagen darauf gewartet, 
daß ein Ereignis des Sommertheaters, das bis in mei-
nen Urlaubsort drang, hier zur Sprache kommt. Ich 
meine die Auseinandersetzung führender CSU-Poli-
tiker mit dem Kruzifix-Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Man hat dazu nicht einen Ton gehört, nicht ein 
Mäusepiepsen haben Sie in diesen zwei Tagen von 
sich gegeben, obwohl das ein regelrechter Aufruf 
zum Verfassungsbruch war. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Lachen 
bei der CDU/CSU) 

- Das mögen Sie jetzt auf die bayerisch-folkloristi-
sche Schulter nehmen und sich sagen: Das darf man 
schon einmal machen. Ich sehe das völlig anders, 
mein lieber Herr Waigel. Was da gesagt wurde, war 
ein Anschlag auf die Gewaltenteilung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Sie haben hinterher versucht, das Bundesverfas-
sungsgericht an die Kette zu legen. 

Diese Heuchelei - die CSU entdeckt plötzlich das 
Kruzifix - muß hier einmal offen angesprochen wer-
den. Man kann ja bei diesem Urteil unterschiedlicher 
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Meinung sein. Aber wir haben den religiös neutralen 
Staat. Wer dieses Urteil liest, der wird mitnichten das 
herauslesen können, was die führenden CSU-Politi-
ker gemacht haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Wenn dann ausgerechnet der Vorsitzende der CSU 
München das Kreuz wieder als politisches Thema 
entdeckt - obwohl das eigentlich in die Käseschach-
tel hineingehört -, wenn sich diese Partei in Mün-
chen ernsthaft vorhalten muß, ob ihre nachrücken-
den Stadträte nicht besser vorher ein polizeiliches 
Führungszeugnis vorlegen, 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und bei der SPD) 

damit klar ist, daß sie nicht zurücktreten müssen, 
dann muß man schon einmal die Frage stellen, wie 
weit diese Partei in der Auseinandersetzung mit der 
Gewaltenteilung noch gehen will. Wenn das die PDS 
oder wir gemacht hätten, hätten Sie schon längst 
nach einer Überwachung durch den Verfassungs-
schutz gerufen. Das wissen Sie nach dem, was da ge-
äußert wurde, so gut wie ich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Da hört meines Erachtens der Spaß auf. Wer Ur-
teile des Bundesverfassungsgerichts, die nicht pas-
sen, mit den Worten kommentiert: „Dann muß eben 
dieses Gericht geändert werden, denn Mehrheit ist 
schließlich Mehrheit, und gegen die Mehrheit darf 
nicht entschieden werden", der legt nicht nur Hand 
an die Wurzeln der Gewaltenteilung, sondern stellt 
auch den Kern unserer Verfassung in Frage. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

Denn es gibt unveräußerliche Minderheitenrechte, 
die auch von einer Mehrheit nicht angegriffen wer-
den können. Daran halten wir fest. 

Eine solche Aussage hätte Ihrem Beitrag zur politi-
schen Glaubwürdigkeit in diesem Lande, den Sie, 
Herr Schäuble, hier mit Krokodilstränen vorgetragen 
haben, schon gutgetan. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Es wäre gut gewesen, wenn Sie gesagt hätten, was 
Sie von diesem CSU-Theater halten. Aber ich habe 
nicht allen Ernstes erwartet, daß Sie sich dazu äu-
ßern . 

Sie haben zwei Punkte angesprochen - zu Recht -: 
Die heutige Debatte wird überschattet durch den 
Krieg in Bosnien und den ersten Atomversuch 
Frankreichs im Südpazifik. 

(Hans-Ulrich Köhler [Hainspitz] [CDU/ 
CSU]: China nicht vergessen!) 

- Ich komme noch zu China und zu dem Besuch des 
chinesischen Präsidenten hier bei Herrn Kohl. Ma-
chen Sie sich keine Sorgen! 

Herr Schäuble, es reicht nicht, hier das Bedauern 
auszudrücken. Unter Freunden muß man sich die 
Wahrheit sagen können, nötigenfalls auch in a ller 
Schärfe. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich frage Sie, jenseits der Risiken für die betroffene 
Region, für die Menschen, für die Umwelt - das ist 
die Kernfrage, die auch Sie gestellt haben -: Wie soll 
dieses Europa eigentlich zusammenwachsen, wenn 
wir nach wie vor nationale Abgrenzung, nationale 
Souveränität ausüben und nicht begreifen, daß wir 
nicht mehr im Jahre 1965, sondern im Jahre 1995 
sind und es hier um einen Vorgang europäischer In-
nenpolitik geht? 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Demnach hat auch die Bundesregierung die 
Pflicht, mehr zu tun, als nur - wie Sie, Herr Bundes-
kanzler, beim Treffen mit Herrn Chirac - verschämt 
zu hüsteln und hier das Bedauern auszusprechen, 
während Sie gleichzeitig unsere Anträge ablehnen 
respektive sie mit Ihrer Mehrheit an die Ausschüsse 
überweisen, damit sie erst dort  unter dem Ausschluß 
der Öffentlichkeit irgendwann zur Abstimmung 
kommen. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch) 

Wenn wir eine europäische Innenpolitik wollen, 
dann werden wir, wie auch unsere Bündnispartner, 
unsere Freunde in der Europäischen Union, gemein-
sam lernen müssen, daß es so etwas wie die notwen-
dige Auseinandersetzung mit falschen Entscheidun-
gen einer noch nationalen Regierung geben muß, ja, 
daß dies die europäische Pflicht ist, wenn dieses Eu-
ropa demokratisch zusammenwachsen soll. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Wir sind nicht gegen Frankreich. Meine Partei war 
gegen einen Boykott, weil wir das als europäisch-in-
nenpolitisches Problem ansehen. Aber wir protestie-
ren nachdrücklich gegen diese fatal falsche Entschei-
dung des französischen Präsidenten. Ich möchte 
nochmals die Bundesregierung auffordern, endlich 
ihre Zögerlichkeit aufzugeben und ihre Möglichkei-
ten zu nutzen. Ich möchte Sie auffordern, endlich 
eine Protestresolution zu ermöglichen, die wir auch 
der französischen Nationalversammlung zustellen 
können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Nun hört man in Frankreich allerdings, Herr Kohl 
habe zwar mit Herrn Chirac darüber geredet; man 
hätte sich aber gefreut, wenn er das zu dieser Frage 
auch mit dem chinesischen Staatspräsidenten getan 
hätte. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Natürlich werfen uns die Franzosen zu Recht vor: 
Nach den Erfahrungen mit dem Besuch von Li Peng, 
dem Schlächter vom Tiananmen-Platz - überall in 
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Deutschland, in Ost und West, haben wir durch die-
sen Besuch eine sehr positive und menschenrechtli-
che Protesterfahrung gemacht; dieser Besuch ist 
dann an den Protesten gescheitert -, hat die Bundes-
regierung nichts Besseres gewußt, als den chinesi-
schen Staatspräsidenten dieses Mal von der Bevölke-
rung und möglichen Menschenrechts- und Antiatom-
protestlern weitgehend abzuschirmen und fernzuhal-
ten. Worauf Sie gesetzt haben, ist, daß Sie damit ins 
Geschäft kommen. Das zeigt die ganze Doppelbödig-
keit dieser Argumentation. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Natürlich wird Herr Chirac Sie fragen: Was haben 
Sie dem chinesischen Staatspräsidenten denn ge-
sagt? Sie werden wahrheitsgetreu antworten müs-
sen: Nicht viel; wir haben über Geschäfte gespro-
chen. Das ist die Politik dieser Bundesregierung. Sie 
machen Geschäfte mit einem Regime, das wir gerade 
dabei erleben können, wie es mit Gästen der Welt-
frauenkonferenz umgeht - ganz zu schweigen da-
von, wie es mit der inneren demokratischen Opposi-
tion umgeht. Das ist die Realität in diesem Lande. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Kommen Sie mir nicht mit der These: Arbeitsplätze 
machen diese Kompromisse notwendig. Das sage ich 
auch in Richtung mancher Sozialdemokraten, die 
mittlerweile der Meinung sind, Jäger 90 oder ande-
res müsse gebaut werden können. 

Wenn in diesem Land das Tabu bricht, Arbeits-
plätze im Rüstungssektor, wenn sie überhaupt vor-
handen sind, nur äußerst restriktiv unter dem Ge-
sichtspunkt der Produktion besetzen zu können, 
dann werden wir erleben, daß das Schwergewicht 
dieser Argumentation - Arbeitsplätze im Rüstungs-
sektor zu schaffen, statt die Rüstungsproduktion ab-
zubauen - zu einem Aufblähen der Rüstungsproduk-
tion und konsequenterweise zu einer entsprechen-
den Eskalation deutscher Rüstungsexporte führen 
wird. Deswegen sind wir entschieden dagegen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ich möchte - Kollege Schäuble hat es angespro-
chen - hier ganz offen die Frage Bosnien anspre-
chen. Herr Kollege Schäuble, ich sage es Ihnen ganz 
offen: Für mich persönlich war Srebrenica ein Wen-
depunkt. Warum? Wir haben - und zwar gemeinsam - 
immer darauf gesetzt, daß UN-Schutzzonen - so un-
zulänglich sie geschützt waren; sie wurden beschos-
sen; das war nicht nur die Granate in Sarajevo; es 
gab Tuzla, wo viele junge Menschen ebenfalls durch 
eine solche Granate ermordet wurden - Hunderttau-
senden von Menschen das Überleben ermöglichen. 
Wir waren nie gegen die Einrichtung der Schutzzo-
nen; wir waren auch nicht gegen die humanitäre Un-
terstützung, die die Bundeswehr da geleistet hat. Ich 
habe Ihnen das alles bereits nach dem Bundestags

-

beschluß gesagt. 

Das, was Sie hier beschlossen haben, hat die Kata-
strophe nicht verhindert; das müssen Sie ehrlicher-
weise sagen. Allein Herr Schwarz-Schil ling und 
Marieluise Beck aus meiner Fraktion haben das hier 
angesprochen. Aber wenn UN-Schutzzonen, wo die 
Menschen auf die glaubwürdige Zusicherung ver-
trauen, Schutz vor der Gewalt zu finden, zur Auslie-
ferungsstätte der dort lebenden Menschen an ihre 
Mörder werden, dann gerate ich in einen tiefen 
Grundwertekonflikt. Da mögen Sie noch so höhnen: 
Nachdem ich Ihnen hier zugehört habe, muß ich Ih-
nen sagen, daß man sich trotz allem, wenn es not-
wendig wird - das ist meine persönliche Überzeu-
gung -, entweder für den Schutz der Schutzzonen 
oder für den Abzug und das Recht der Selbstverteidi-
gung entscheiden muß. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Das haben 
wir immer schon gewußt! - Michael Glos 

[CDU/CSU]: Das ist nichts Neues!) 

Ich kann nur davor warnen, gewaltfreie Positionen 
aufzugeben. Was Sie hier über die französische Nu-
klearrüstung gesagt haben, läßt mich fragen, lieber 
Herr Schäuble: Warum gilt es nicht auch für die 
Ukraine, ein solches Abschreckungspotential vorzu-
halten? Was Sie hier letztendlich unter dem Vorwand 
menschenrechtlicher Betroffenheit, die ich Ihnen so-
gar an diesem Punkt abnehme, formulieren, bedeu-
tet, daß Sie ganz andere politische Interessen verfol-
gen. In Bosnien geht es nicht um eine Krise des Pazi-
fismus, sondern um das Wiederauftauchen eines blu-
tigen und aggressiven Nationalismus. Genau dage-
gen müssen wir uns wenden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ich sage Ihnen noch einmal: Meine Partei tut sich 
damit sehr schwer - das finde ich auch gut -, und wir 
diskutieren das öffentlich nachvollziehbar. Die Mehr-
heit meiner Partei ist auf Grund der deutschen histo-
rischen Erfahrungen eindeutig gegen den Einsatz 
von Gewalt. Wir sind jedoch in einen Grundwerte-
konflikt geraten, und den werden wir austragen und 
diskutieren, ohne daß wir uns von Ihnen mit Ihrer 
Häme irgendwie beeinflussen lassen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Schäuble, zu dem, was Sie heute zur Nuklear-
rüstung ausgeführt haben - da mußte man wirk lich 
spitze Ohren kriegen -, kann ich Ihnen nur sagen: 
Die Friedensbewegung ist alles andere als unnötig 
geworden, bedenkt man, wohin das führen würde, 
was Sie vorgetragen haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Der Friede wird nicht kommen, es sei denn, er wird 
mit Gewalt herbeigeschossen. Das wäre dann kein 
Friede, sondern Unterjochung. 

Wir müssen aber dann, wenn die Friedensgesprä-
che beginnen, fragen, was Deutschland dazu beitra-
gen kann. Ich frage, Herr Bundesaußenminister, Herr 
Bundeskanzler: Wird es auf eine Anerkennung der 
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ethnischen Säuberung hinauslaufen, und zwar nicht 
nur in Bosnien? Was wird aus den vertriebenen Ser-
ben in der Krajina? Ich glaube, die Frage der Minder-
heiten ist die entscheidende Frage dieses Konflikts. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ich weiß, daß wir uns da einig sind. Deswegen 
spreche ich das jenseits aller Polemik an; denn die 
Haltung der Bundesregierung interessie rt  mich wirk-
lich. Ich argumentiere nicht in polemischer Absicht 
oder krokodilhaft, wie der Kollege Schäuble das an 
diesem Punkt getan hat. Sie können die Frage, so 
wie sie gestellt wurde, ernst nehmen. 

Ich frage Sie, Herr Bundeskanzler, Herr Bundesau-
ßenminister: Was wird mit der Unterstützung für die 
Minderheiten? Gibt es ein Rückkehrrecht? Was tut 
die Bundesregierung dafür, daß es ein Rückkehr-
recht gibt? Eines darf doch nicht wahr sein - dann 
würde der Bosnien-Krieg Europa und die europä-
ische Einigung in seinem Ke rn  angreifen -: Wenn 
sich ethnische Säuberungen, wenn sich ein aggressi-
ver, blutiger Nationalismus dort  letztendlich mit 
nackter Gewalt durchsetzen, dann stellt das den eu-
ropäischen Einigungsprozeß insgesamt in Frage. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

Ich fordere Sie deshalb auf, nichts, aber auch gar 
nichts zu tun, was in einem solchen Prozeß des Frie-
dens, der Friedenserarbeitung in diese Richtung 
geht, sondern das ganze Gewicht - dafür werden Sie 
unsere volle Unterstützung haben - dafür einzuset-
zen, daß es einen garantierten Minderheitenschutz 
gibt, daß es im Rahmen dieses garantierten Minder-
heitenschutzes Rückkehrrechte für alle Vertriebenen 
gibt, auch und gerade in der Krajina. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, die zweite große Frage 
betrifft die Entwicklung in Deutschland, die Moder-
nisierung unserer Industriegesellschaft. Nun habe 
ich gelesen, fünf Jahre nach der Einheit hat der Bun-
deskanzler die blühenden Landschaften gesichtet. Es 
gibt sie doch. 

(Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Natür

-

lich!) 

- Herr Bundeskanzler, man sieht es Ihnen an, Sie blü-
hen ja auch, eine wahre Blüte. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Sie doch 
auch!) 

- Es ist nett, daß Sie wenigstens mir konzedieren, 
daß ich blühe. Allen anderen haben Sie es ja abge-
sprochen. Wie auch immer, warten wir ab, wie die 
Nachwuchspflänzlein hier blühen. Das ist eine ganz 
andere Frage. 

Sie haben die blühenden Landschaften entdeckt. 
Auf die Frage, die sich stellt - das wissen Sie -, 
würde mich die Antwort interessieren. Die entschei-
dende Schwäche ist, daß es im wesentlichen transfer-

abhängig ist. Der Kollege Scharping hat die Zahlen 
genannt, auch das Verhältnis von Investitionen und 
notwendigen sozialen Ausgaben. Ich sage gar nicht, 
daß sie nicht notwendig sind. 

Der entscheidende Punkt ist, daß die neuen Bun-
desländer beim Selbständigwerden unter Produktivi-
tätsgesichtspunkten hoffnungslos im Hintertreffen 
sind: maximal ein Drittel eigene Wertschöpfung. Wie 
- das frage ich Sie, und darauf hätten wir fünf Jahre 
nach der Einheit gerne eine Antwort - soll dieser Pro-
zeß der Entindustrialisierung dort  rückgängig ge-
macht werden? Meine feste Überzeugung ist, daß ein 
dauerhafter Transfer, sozusagen das Entstehen eines 
langjährigen Mezzogiorno-Problems, auf Dauer 
große Probleme des inneren Zusammenhalts dieses 
Landes mit sich bringen wird. 

Deswegen müssen Sie als entscheidende Figur in 
dieser Regierung die Antwort darauf geben: Was 
wollen Sie tun, um die Wertschöpfung in den neuen 
Bundesländern, sprich: um dort Arbeitsplätze, die 
sich selbst tragen, Unternehmen, die sich selbst tra-
gen, in einem Ausmaß zu fördern, wie es notwendig 
ist, und in welchen Zeiträumen? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

In diesem Zusammenhang wäre es, denke ich, sehr 
wichtig, daß die Bundesregierung nicht mehr wie 
früher einen „Bericht zur Lage der Nation", sondern 
- so haben wir es beantragt - einen „Bericht zur 
Lage der Einheit" vorlegt, damit endlich jenseits der 
Rhetorik anhand von harten Fakten nachvollziehbar 
wird, wie die Entwicklung tatsächlich ist, und damit 
wir uns nicht auf Ergebnissen des Transfers ausru-
hen. Wir müssen die Kernfrage, nämlich die We rt

-schöpfung dort  zu erhöhen, tatsächlich immer im 
Auge behalten, weil - ich wiederhole es - alles an-
dere auf mittlere Sicht das Zusammenwachsen ge-
fährden würde. 

Meine Damen und Herren, was Sie, Kollege 
Schäuble, zum Strukturwandel Ost und Struktur-
wandel West abgeliefert haben, finde ich schon be-
eindruckend. Sie stehen mit dem Bundeskanzler in 
einer heftigen Kontroverse. Der Krach bei der SPD 
hat es überdeckt. Sie als präsumtiver Nachfolger 
denken ja über die Ära Kohl hinaus. Kohl ist der Mei-
nung, mit seiner schmalen Mehrheit und den Kon-
flikten, die dann aufbrechen, möglichst wenig Bewe-
gung zu zeigen; denn damit wird die nächste Wahl 
gewonnen. Vielleicht wird er sogar recht haben. 
Schäuble müßte das dann ausbaden, es sei denn, das 
ewige Leben kommt über ihn. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Schäuble weiß: Wenn dieser Strukturwandel ver-
schlafen wird, dann hat er die riesigen Probleme. Ge-
nau das ist das Thema. 

Wenn man sich den Haushalt 1996 anschaut, wenn 
man den Nebel, den Theo Waigel gestern um sich 
herum verbreitet hat, einmal lichtet, dann kann man 
Rolf Dietrich Schwartz nur zustimmen, der heute in 
der „Frankfu rter Rundschau" schreibt: 
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Seine in Zahlen ausgedrückte Regierungserklä-
rung vernebelt allerdings mehr die Kursände-
rung in Richtung voriges Jahrhundert, als daß sie 
aufklärt über die Konsequenzen der neuen Ziele. 
Kürzungen im Sozialetat neben Zulagen für die 
Rüstungsausgaben; gut eine Milliarde Mark für 
den Umweltschutz, knapp 50 Milliarden Mark für 
die Verteidigung; immer mehr Exporthilfen für 
Kriegsgerät, immer weniger Entwicklungshilfe 
für die Dritte Welt; Bildungsförderung nach un-
ten, Luftwaffenförderung nach oben; Umschich-
tungen vom sozialen Wohnungsbau zur künfti-
gen Verkehrsruine der Magnetschwebebahn 
Transrapid und - nicht zuletzt - Bekämpfung der 
Arbeitslosen „beim Verweilen im sozialen Netz 
(Waigel) statt der Arbeitslosigkeit. 

Das ist die Realität. Da mögen Sie lachen, Herr 
Waigel, wie Sie wollen, das sagen die Zahlen Ihres 
Haushaltes, das kann man ihm entnehmen. Aber das 
ist nur der eine Punkt. 

Der zweite, viel entscheidendere Punkt ist: Wie 
sehr gehen Sie auf den notwendigen Strukturwandel 
ein? Wenn man mit den führenden Vertretern der 
deutschen Wirtschaft spricht, dann kommt jedesmal 
ein wahres Klagelied: In Deutschland werde nicht 
mehr investiert, es würde sich nicht mehr rentieren, 
die Lohnnebenkosten seien zu hoch und ähnliches 
mehr. Ich frage dann jeweils: Aber ihr habt doch alle 
Kohl gewählt, ihr wolltet doch Kohl, ihr wolltet doch 
Waigel. Darauf gibt es dann keine Antwort mehr. 

Ich werfe der Bundesregierung vor, daß sie die ent-
scheidende Frage nicht beantwortet, nämlich wie wir 
neue Arbeitsplätze schaffen können, und zwar Ar-
beitsplätze, die nicht unbedingt nur in Hamburger-
Bratereien oder im Bereich persönlicher Dienstlei-
stungen angesiedelt sind, sondern in Bereichen mit 
hohem technischen Niveau und mit Zukunft. 

Das Stichwort Biotechnologie wird oft genannt. 
Sie verlieren 4 000 oder 10 000 Arbeitsplätze in der 
Grundstoffchemie und bekommen in Hessen maxi-
mal 400 Arbeitsplätze bei einem Werk in der Biotech-
nologie. 

(Dr. Otto Graf Lambsdorff [F.D.P.]: Die habt 
ihr doch vertrieben!) 

- Wir haben überhaupt nichts vertrieben. Das wurde 
dort  genehmigt, Graf Lambsdorff - das sollten Sie 
sich einmal anschauen -, 

(Dr. Otto Graf Lambsdorff [F.D.P.]: Von mir 
nicht!) 

und zwar nicht von Ihnen; das ist der entscheidende 
Punkt. 

Nach der Biotechnologie wird von Ihnen dann die 
Kommunikationstechnologie genannt. Da frage ich 
Sie: Ist die Umweltbewegung, ist die Opposition 
daran schuld, daß deutsche Unternehmen in der 
Kommunikationstechnologie weltweit kaum eine 
Rolle spielen? Wer trägt dafür nach zehn, zwölf Jah-
ren Helmut Kohl die Verantwortung in diesem 
Lande? Sie werden sich täuschen - klinken Sie sich 
einmal in das Internet ein! - , wenn Sie glauben, daß 
in diesem Bereich viele Arbeitsplätze entstehen  

könnten. Das, was da gegenwärtig an Schrott sozusa-
gen über die Datenautobahn fährt, wird teilweise nur 
noch von dem überboten, was Sie an Regierungser-
klärungen abgeben. 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, bei der SPD und der PDS - 

Lachen bei der CDU/CSU) 

Die Arbeitsplätze, die Sie do rt  suchen, werden Sie 
nicht finden. 

Ein Weiteres: der Transrapid. Gleichzeitig kürzen 
Sie die Mittel für die notwendigen Ausbaumaßnah-
men im Zusammenhang mit dem Personenverkehr 
und dem Güterverkehr in den Ballungsgebieten. Es 
ist eine grotesk falsche Verkehrspolitik, die Sie be-
treiben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie - leider kann 
ich nicht mehr detaillie rt  darauf eingehen - den 
Strukturwandel hin zur umweltgerechten Industrie-
gesellschaft verschlafen, wenn Sie mit einer Energie-
wende nicht Ernst machen, dann werden Sie sich 
nicht nur an der Umwelt versündigen, sondern dann 
werden Sie sich auch an der Zukunft dieses Landes 
als Industriestandort und an den Arbeitsplätzen ver-
sündigen. Da wären die Liberalen, Herr Kinkel, wirk-
lich gefragt. Wann kommt denn, Herr Rexrodt - 
Herrn Rexrodt frage ich lieber gar nicht mehr; er wird 
nach der Berlin-Wahl bei den Abgeordneten sitzen -, 

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN und bei der SPD) 

die Deregulierung des Stromsektors? Wann werden 
denn diese Monopole endlich geknackt? Wann gibt 
es endlich eine ökologische Energiepolitik, die den 
dezentralen Ansatz - was Liberale ja eigentlich ver-
treten müßten - tatsächlich umsetzt? Da findet man 
nichts. Man findet hingegen im Zusammenhang mit 
dem Haushalt der Bundesumweltministerin, daß an 
einem abenteuerlichen Projekt wie dem Forschungs-
reaktor Garching festgehalten wird. Dafür werden 
dann noch entsprechende Beträge eingestellt. Das 
ist, was Forschungsförderung bet rifft, eine völlig fal-
sche Richtung und zudem hochgefährlich. 

Lassen Sie mich noch ein Letztes anfügen. Wir 
müssen Ernst machen mit der Energiewende. Wir 
müssen Ernst machen mit der Verkehrswende. Das 
alles muß aber mit einer ökologischen Steuerreform 
überwölbt werden. Herr Kollege Schäuble, Sie sa-
gen, Sie würden das mitmachen. Ist das ernst ge-
meint? Sie sind doch die Mehrheit. Sie sollen nicht 
mitmachen und diese Bundesregierung hinterher-
schleifen, sondern Sie sind verfassungsrechtlich dazu 
verpflichtet, es zu tun, wenn Sie es für richtig halten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD) 

Dann müssen Sie sich halt gegen solch einen störri

-

schen Menschen wie den Waigel durchsetzen. Es 
sind doch nicht wir, die hier die Mehrheit haben. 
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nanzminister. So einfach ist das. 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der SPD) 

Deswegen sage ich Ihnen: Wenn wir die Struktu-
ren unserer Gesellschaft nicht grundsätzlich erneu-
ern - das kann nur in Richtung umweltverträgliche 
Industriegesellschaft gehen, weil das weltweit der 
Gesellschafts- und Produktionstyp von morgen sein 
wird -, dann werden wir die entscheidenden Heraus-
forderungen verschlafen. Voraussetzung dafür ist, 
daß noch in diesem Jahr mit einer fundamentalen 
Änderung unseres Steuersystems hin zu einer ökolo-
gischen Steuerreform E rnst gemacht werden muß, 
meinetwegen Schritt für Schritt und sicherlich ko-
stenneutral. 

Der abenteuerliche Unfug, daß wir Arbeit verteu-
ern und gleichzeitig den Umweltverbrauch oder gar 
die Umweltzerstörung verbilligen, muß ein Ende ha-
ben. Denn wenn wir daran festhalten, dann vertun 
wir die Zukunft. Wir müssen jetzt umkehren. Da sind 
Sie als Mehrheit mit Ihrem formidablen Bundeskanz-
ler gefragt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Auf der Tri-
büne hat der Friedensnobelpreisträger des Jahres 
1984, der Erzbischof von Kapstadt, seine Exzellenz 
Desmond Tutu, mit seiner Gattin und seiner Delega-
tion Platz genommen, 

(Beifall im ganzen Hause) 

zusammen mit unserem niederländischen Kollegen 
Nico Scholten. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Exzellenz Tutu, wir haben mit Bewunderung Ihren 
jahrzehntelangen Kampf um die Bewahrung der 
Menschenrechte im südlichen Afrika verfolgt. Ich 
denke, daß Sie gemeinsam mit Präsident Mandela 
und dem damaligen Präsidenten Frede rik de Klerk 
Erfolg gehabt haben. Das auf einem f riedlichen 
Wege durchzusetzen gehört zu den großen Ereignis-
sen unseres Jahrhunderts. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Es ist uns eine Ehre und Freude, Sie in unserem 
Hause heute begrüßen zu können. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Ich erteile nun dem Abgeordneten Dr. Wolfgang 
Gerhardt das Wo rt . 

Dr. Wolfgang Gerhardt (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Jede Opposition versucht 
natürlich, in einer Haushaltsdebatte Bilder eines Lan-
des zu zeichnen. Ich glaube nicht, daß die beiden 
Sprecher ein zutreffendes Bild unseres Landes mit  

seinen Problemen, mit seinen Herausforderungen, 
aber auch mit seinen Chancen gezeichnet haben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Wir sind nicht auf dem Weg zu einer Zweidrittelge-
sellschaft, nicht auf dem Weg zur Zerstörung unserer 
natürlichen Lebensgrundlagen und auch nicht auf 
dem Weg zu außen- und verteidigungspolitischen 
Abenteuern. Wir sind verläßliche Pa rtner im Bündnis 
mit demokratischen Staaten. Wir haben den größten 
Erfolg in der Geschichte Deutschlands dieses Jahr-
hunderts hinter uns. Angesichts der Anwesenheit 
des Friedensnobelpreisträgers sage ich, daß die Frei-
heit für 17 Millionen Deutsche mehr wert ist als ein 
Haushaltsproblem und die Debatte um mehr oder 
weniger als 5 Millionen DM im Etat eines Einzel-
plans. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich weise deshalb darauf hin, weil wir eigentlich 
der größte Gewinner der großen, dramatischen politi-
schen Veränderungen der letzten Jahre sind. In Baut-
zen sitzen keine politischen Gefangenen mehr. Mit-
telstreckenwaffen, die früher auf beide Teile des ge-
teilten Landes gerichtet waren, sind weg. Die Solda-
ten sind ohne einen Schuß abgezogen, und für 
17 Millionen Menschen beginnt jetzt die große 
Chance eines Wiederaufbaus, der nicht nur negative 
Seiten hat, sondern schon heute erhebliche positive 
Seiten zeigt. Das ist die Lagebeschreibung in unse-
rem Land. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das ist jetzt fünf Jahre her. Das ist nicht ein alleini-
ges Verdienst der Bundesregierung, aber die Bun-
desregierung hat in dieser geschichtlichen Situation 
die Chance am Schopf ergriffen und einen soliden Ei-
nigungsvertrag gemacht, der kein Dokument ideolo-
gischen Denkens ist, sondern die Chance zu Eigen

-

tum,  zu Demokratie und Rechtsstaat für 17 Millionen 
Menschen ist. Das ist eine gewaltige Leistung gewe-
sen, an der wir unverände rt  festhalten. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Eines muß auch klargestellt werden angesichts de-
rer, die politisch anders denken als ich. Nicht die 
Treuhand hat die Wirtschaft der DDR ruiniert, son-
dern ein System hat diese Wirtschaft auf Grund ge-
fahren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das war auch kein freiheitlicher Staat. Er war nicht 
so schön zu beschreiben wie eine Gesellschaft im 
Biedermeier, die sich die Nischen suchte. Schon im 
Biedermeier hat Metternichs Repression die Men-
schen erreicht. Auch die Nischen in Dresden waren 
von der Stasi-Überwachung nie frei. 

Die heutige Situation ist doch eine politische Lei-
stung, die wir gemeinsam erreicht haben, die wir ge-
wollt haben - vielleicht einige nicht so schnell. Aber 
im Grunde ist das eine Leistung, die uns auch einmal 
wieder Prioritäten vermitteln sollte. In Deutschland 
hat Freiheit nie eine große Konjunktur gehabt. Herr 
Kollege Fischer hat dies einmal in der Bosnien-De- 
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batte in anderem Sinne dargestellt. Wir haken es 
schon ab. Wir vergessen, daß 17 Millionen Menschen 
die Freiheit haben und wenden uns sogleich aus-
schließlich den Alltagsproblemen zu. 

Ich finde, es muß bei allen Arbeitslosenproblemen, 
bei allen Ausbildungsproblemen, die wir haben, und 
bei allen Notwendigkeiten zur wi rtschaftlichen Ent-
wicklung darauf hingewiesen werden, daß das We rt

-vollste ist, daß Menschen frei ihre Meinung äußern 
können, daß sie frei reisen können, daß sie über-
haupt Alternativen haben, ja daß sie öffentlich frei 
denken können. Das ist die Leistung der Politik. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Im übrigen gibt es auch in Deutschland bei allen 
Problemen ganz gute Entwicklungszahlen in den 
neuen Ländern. Für 1995 wird ein reales Wachstum 
von 9,2 % geschätzt. Die Aussage zu den Exporten 
liegt bei 12,9 % plus reales Wachstum für ostdeutsche 
Produkte. Es geht doch ein Stück aufwärts. Wer diese 
Zahlen nennt, beschönigt doch keine Probleme, aber 
er stellt Wahrheiten dar. Immer muß man Menschen 
motivieren, daß wir es schaffen können. Man kann 
nicht ausschließlich die Botschaft vermitteln, es gehe 
alles schief; 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

denn wir wollen in den neuen Ländern ein Stück 
Mut und Zuversicht vermitteln. 

Im übrigen geschieht das alles, Herr Kollege Schar-
ping, ohne daß in diesem Land jemand an den Bettel-
stab käme. Der Bezug von Sozialhilfe ist nicht schön, 
aber sie bedeutet mehr als nichts und ist eine gewal-
tige sozialpolitische Leistung, um Menschen davor 
zu bewahren, ins Nichts zu verfallen. Sozialhilfe und 
auch die gewaltigen Summen, die wir ausgeben, 
können nur bezahlt werden, we il  dieses Land mit sei-
nen politischen Rahmenbedingungen, die eine Lei-
stung dieser Koalition sind, Menschen ermuntert, et-
was zu tun, sie ermutigt, Risiken einzugehen und 
dazu veranlaßt, mehr Verantwortung zu überneh-
men. Das jedenfalls veranlassen wir doch durch un-
sere Politik. 

Man kann hinterher über verschiedene Bewertun-
gen sprechen, aber man kann sicherlich sagen: Un-
ser Land ist nicht auf einem Weg in die Armut, in die 
Umweltzerstörung und in Abenteuer. Unser Land hat 
eine solide Grundlage, und wir arbeiten zusammen 
nach dem größten Erfolg der Politik in der deutschen 
Geschichte in diesem Jahrhundert. Wir haben alle 
Chancen, das zu bewältigen. 

Wir haben ein Arbeitskräftepotential, das gut aus-
gebildet ist. Wir haben Menschen, die Mut haben, 
die in den neuen Ländern Verantwortung überneh-
men können. Wir haben doch eher den Ärger, daß sie 
noch nicht die Chancen haben, so viel Verantwor-
tung zu übernehmen, wie sie wollen. Vor uns steht 
doch ein positiver Abschnitt deutscher Geschichte 
und nicht ausschließlich Weinen und Wehklagen. 
Das ist die Haltung, die auch die Koalition einnimmt 
und die sie befürwortet. 

Ich beschreibe das einmal ganz einfach. Natürlich 
gibt es Arbeitslosigkeit. Es gibt Beschäftigungspro-
bleme, um deren Lösung wir uns kümmern müssen. 
Aber in diesem Haushalt ist eine gewaltige Leistung 
vollbracht worden, indem eine Freistellung des Exi-
stenzminimums und ein Familienleistungsausgleich 
erreicht worden sind. Da geht es um Milliardensum-
men. 

In diesem Haushalt stehen Förderprogramme für 
die neuen Länder, für den gewerblichen Mittelstand. 
Das Eigenkapitalhilfeprogramm ist aufgestockt wor-
den. Es ist eine Entscheidung in dem Bereich des 
mittelständischen Groß- und Einzelhandels getroffen 
worden. Es gibt die Kombination mit den EU-Pro-
grammen. Die KfW sagt, daß sie den neuen § 7 a des 
Fördergebietsgesetzes, durch den sie nach dem Vor-
bild der ehemaligen Berlin-Darlehen 500 Millionen 
DM zur Eigenkapitalstärkung weitergeben kann, für 
gut hält. 

Wir haben in den neuen Ländern 140 neue außer

-

universitäre Forschungsinstitute, 10 neue Max-
Planck-Institute, 24 Institute der Blauen Liste, 
3 Großforschungseinrichtungen, 27 universitäre Ar-
beitsgruppen. Das ist doch nicht ein Nichts, das ist 
doch der Beginn einer Wissenschaftslandschaft! Das 
ist nicht nur eine verlängerte Werkbank, sondern der 
Beginn von Forschung und Entwicklung in den 
neuen Ländern mit allen Chancen, die dahinterstek-
ken, und mit allen Möglichkeiten. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir geben im Jahr 1 Milliarde DM für Projektförde-
rung aus, 1 Milliarde für institutionelle Förderung. 
Wir haben im übrigen schon hervorragende Ergeb-
nisse: in den Geowissenschaften in Potsdam, in der 
molekularbiologischen Forschung in Berlin. 

Herr Kollege Fischer, an dieser Stelle beginnt 
meine Kritik an Ihnen. Sie haben, was Forschung 
und Entwicklung, Biotechnologien betrifft, eher die 
Haltung der Angst. Wir haben eher die Haltung der 
Zuversicht. Sie haben den Glauben, Sie könnten wis-
senschaftliche Neugier untersagen. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist doch Käse!) 

Wir wissen aus der Geschichte: Das wird niemals ge-
lingen. Nur Menschen entscheiden über die Handha-
bung von Forschungsergebnissen und die Möglich-
keit, etwas zu erforschen, niemand anders und keine 
staatlichen Ge- und Verbote. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Wenn wir in unserem Land in den Forschungsan-
sätzen freier, entideologisierter und nicht weiter so 
engstirnig wären, hätten wir viel größere Chancen in 
der Entwicklung, Industrien bei uns zu erhalten und 
zum Entstehen zu bringen, die wir für die Zukunfts-
fähigkeit sicher brauchen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 
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Es ist eben ein Unterschied, ob man die Technologie 
bejaht oder ob man nur vor den Folgen warnt und 
die Folgen des Verzichts nicht im Auge behält. 

Es ist nicht nur eine Frage, ob man große und 
kleine Anbieter bei der Öffnung des Marktes in der 
Telekommunikation hat, es ist die Voraussetzung für 
Beschäftigung in der Zukunft, an Stelle des Mono-
pols der Telekom endlich viele Anbieter regionaler 
und lokaler Netze auf dem Markt zu haben und nicht 
nur einige EVUs, die sich aus ihrem Monopolbereich 
heraus in einen anderen hineinbegeben. Wir wollen 
die Chancen für mittelständische, für mittlere und 
kleinere Unternehmen und für Beschäftigung in 
Deutschland. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU so

-

wie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN) 

- Sehr schön! Wir können das dann in den politi-
schen Debatten beobachten. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ich bin gespannt auf die 

Vorlage, gespannt, wie er das macht!) 

Seit Jahren trägt meine Partei, die F.D.P., im Deut-
schen Bundestag, in der Koalition vor, daß wir die 
Gewerbekapitalsteuer für eine Substanzbesteue-
rung von Unternehmen halten, daß sie die Schaffung 
von Arbeitsplätzen behindert, da sie schon gezahlt 
werden muß, wenn noch überhaupt kein Gewinn ge-
macht worden ist. Wir tragen seit Jahren unter hefti-
ger Beschimpfung von Sozialdemokraten vor, daß es 
doch gut wäre, diese Steuer abzuschaffen, wenn man 
die Beschäftigung in Deutschland stimulieren wi ll . 

(Beifall bei der F.D.P.) 

In diesem Herbst hat Herr Struck zum erstenmal 
signalisiert, daß es jetzt wohl gehe. Das heißt, es ist 
jetzt eine Situation eingetreten, Herr Kollege Schar-
ping, in der wir neue Chancen nutzen und die struk-
turellen Veränderungen aufnehmen müssen. 

Es gibt eigentlich nur ein Land, in dem es politi-
sche Gruppierungen gibt, die glauben, daß man 
durch weniger Arbeit mehr Produktivität erziele. Es 
gibt kein anderes Land auf der Welt, in dem nicht 
über flexible Beschäftigungsverhältnisse geredet 
würde, in dem nicht über Arbeitszeiten geredet 
würde, in dem nicht Jahresarbeitszeitbudgets disku-
tiert würden. Namhafte Sozialdemokraten mahnen 
einen Modernisierungsschub in ihrer eigenen Partei 
an. Die heutige Debatte zeigt doch, daß Sie mehr 
Auskünfte geben müssen als wir. 

Unsere Politik zielt auf den strukturellen Wandel. 
Wir wollen mit dem Haushalt diese Bewegung brin-
gen. Wir wollen Märkte öffnen. Wir wollen deregulie-
ren. Wir wollen den Staat verschlanken, das öffentli-
che Dienstrecht reformieren, Genehmigungsverfah-
ren verkürzen. Auf Ihrer Seite sitzen die Tabuwäch-
ter, vor allem in Gestalt von Herrn Dreßler, die mit 
jedem Totschlagargument kommen, wenn auch nur 
eine neue Idee präsentiert wird, wie wir bei der Be-
schäftigung in Deutschland vielleicht weiterkämen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Natürlich kann eine Regierung kritisiert werden, 
wenn sie Haushaltsansätze nicht ausreichend bringt. 
Eine Regierung ist nicht unangreifbar. Aber Tatsache 
ist, daß wir in diesem Land nicht ausschließlich sa-
gen dürfen, Tarifverhandlungen sind gut, wenn sie 
Ergebnisse bringen, die dem sozialen Frieden die-
nen. Tarifverhandlungen müssen auch Beschäfti-
gung animieren und beschäftigungswirksam sein. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Nur beides macht den Erfolg aus. Leider kann man 
sehr offen sagen, daß eine Kette von Tarifverträgen 
nicht immer beschäftigungswirksam in Deutschland 
war und daß in der eigenen Verantwortung der Tarif-
vertragsparteien nicht immer dieses Ziel erreicht 
wurde. Es gibt Tarifverträge, die jede Produktivität 
überschritten und die Bet riebe überfordert haben. Je-
der weiß, daß mittelständische Bet riebe den Verbän-
den davonlaufen, weil sie in den großen Flächen und 
in den großen Regionen keine Luft zum Atmen mehr 
haben. 

Der Koalition geht es nicht um das Abschneiden 
von sozialen Sicherungssystemen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Doch!) 

Uns geht es aber um neue und mobile Wege für mehr 
Beschäftigung, weil die beste soziale Sicherheit ein 
Arbeitsplatz ist und nicht Arbeitslosenhilfe und nicht 
der zweite Arbeitsmarkt. Das ist der klare Unter-
schied zu all dem, was hier gesagt worden ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das ist eben die Deregulierung. 

Nehmen wir das Beispiel in einer ideologisie rten 
Beschäftigungsdiskussion. Sie wissen wie ich, daß 
bei Sozialdemokraten und Grünen - einen grünen 
Verbündeten habe ich ja in Hessen, Herr Kollege Fi-
scher, Ihren Fraktionsvorsitzenden Hertle - eine an-
dere Auffassung besteht. Sie wissen, daß die Lebens-
wirklichkeit in Deutschland auch darin besteht, daß 
Menschen mit 580-DM-Verträgen arbeiten. Das sind 
nicht alles geknechtete Menschen. Da sind viele dar-
unter, die möchten das so. Sie wollen sich auch so et-
was dazuverdienen. Sie fragen sogar an, ob das nicht 
so möglich ist. Ich sage Ihnen, wenn die Lebenswirk-
lichkeit solche Beschäftigungen ermöglicht, bin ich 
dafür und bin nicht für Abstrafung dieser Beschäfti-
gungen, mit welchem Motto auch immer. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich finde, daß es wichtig ist, daß man nicht den 
Versuch macht, die Menschen völlig zu ändern. Es 
fühlen sich auch viele, die etwas dazuverdienen, in 
diesen Beschäftigungsverhältnissen wohl. Es ist auch 
verständlich, Herr Fischer - Sie haben es selbst ge-
sagt, Oberkante Unterlippe -, daß bei der Steuerbe-
lastung, die wir haben, jemand so eine Beschäfti-
gung sucht, um einer weiteren Steuerbelastung zu 
entgehen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Daran seid doch ihr 

schuld!) 
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Mich freut es, wenn die Menschen Beschäftigung 
haben. Ich ärgere mich nicht darüber, daß man ihnen 
jetzt nicht steuerlich nachkommen kann. Im übrigen 
müssen Sie wirklich einmal sehen, daß, wenn die 
Bundesversicherungsanstalt für einen Rentenan-
spruch von 6,31 DM pro Jahr einen monatlichen Bei-
trag von 107 DM berechnet, dies doch absurd ist. 

Lassen Sie doch die Menschen, die in diesen Be-
schäftigungsverhältnissen arbeiten wollen, auch in 
ihnen arbeiten. Deshalb wehren wir uns, daß jetzt 
ganze Landesregierungen mit dem moralischen Zei-
gefinger kommen und sagen, das müßte man beseiti-
gen. Das gilt auch für das berühmte Dienstmädchen-
privileg. Es gibt eben Frauen, die hochclever und 
klug sind, mit guter Lebenserfahrung ausgestattet, 
die gerne einen Haushalt führen, die gerne eine Be-
schäftigung ausführen würden zum Management in 
einem Haus. Lassen wir sie doch, wenn man solche 
Beschäftigungen in unserer Gesellschaft anbieten 
kann, anstatt sie zu beschimpfen und das nicht wahr-
zunehmen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Widerspruch bei der SPD) 

- Ich wußte, daß Sie sich so aufregen. Ich bleibe aber 
trotzdem dabei. Frau Matthäus-Maier, zwischen Ih-
nen und mir besteht ein Unterschied: Sie versuchen 
Macht über das Denken von Menschen zu gewin-
nen, indem Sie Argumente vortragen, an die Sie 
selbst nicht glauben, und nur auf Wirkung warten. 
Ich versuche die wahre Lebenswirklichkeit von Men-
schen in Deutschland zu beschreiben. Das ist der Un-
terschied. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir wollen für die F.D.P. sagen: Wir haben so viele 
Veränderungen. Mit unseren bisherigen Tarifver-
handlungen, mit unserem bisherigen Beschäfti-
gungssystem, mit unserer Hinnahme - sehenden Au-
ges - der Entwicklung der Lohnnebenkosten werden 
wir Arbeitsplätze aus diesem Land eher vertreiben 
als schaffen. Deshalb ist es das Gebot der Stunde, 
wie wir es machen wollen: zu deregulieren, zu öff-
nen, ein Stück mehr Flexibilität zu bekommen, kon-
kurrenzfähige Unternehmensbesteuerung vorzuneh-
men, niedrigere Lohnnebenkosten zu erreichen. Das 
wird auf der Seite der Politik und der Tarifvertrags-
parteien geklärt werden müssen. Nur niedrigere 
Lohnnebenkosten heißt, eine offene Diskussion zu 
führen, wer am Entstehen von Lohnnebenkosten be-
teiligt ist, wer sie zu verantworten hat, wie wir sie zu-
mindest nicht explosionsartig weiter steigen lassen 
müssen. Denn es gibt zwei Wettbewerber: einmal an-
dere, die billiger als wir produzieren, und dann die 
junge Generation, die bei uns für die Zukunft Ar-
beitsplätze nachfragt. Wer glaubt, der jungen Gene-
ration ehrlicherweise sagen zu können, es soll so 
bleiben, wie es ist, nichts soll sich ändern, es soll im-
mer nur kürzere Arbeitszeiten und mehr Lohn ge-
ben, der soll das vertreten. Er betrügt die junge Ge-
neration in Deutschland um ihre Zukunft. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Deshalb muß hier die ethische Frage gestellt werden, 
wer eigentlich die größeren Chancen für die Zukunft 
anbietet. 

Es sind außenpolitische Bemerkungen von Herrn 
Kollegen Scharping und von Herrn Kollegen Fischer 
gemacht worden. Ich bin immer froh, wenn heute, 
nachdem wir am 30. Juni noch streitig diskutiert ha-
ben, etwa zwischen den Grünen und mir unstreitiger 
diskutiert werden kann. Aber eine Bemerkung kann 
ich mir nicht verkneifen: Wir haben damals recht ge-
habt. Ich glaube, wir haben die richtige Entschei-
dung getroffen. Wir haben sie nach heftiger und 
schwieriger Debatte auch mit Stimmen aus den Rei-
hen der Grünen und der Sozialdemokraten getroffen. 
Heute müßten Sie eigentlich die Größe haben, zuzu-
geben, daß Sie sich damals geirrt haben, daß wir 
wohl richtig entschieden haben. Zumindest müßte 
die moralische Dimension des Vorwurfs, wir würden 
in ein außen- und verteidigungspolitisches Aben-
teuer gehen, heute herausgenommen werden. Ich 
habe das Gefühl, die Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland haben diese Koalition bei der Bundes-
tagswahl zu Recht mit Mehrheit gewählt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Bei der Juni-Entscheidung hat sich gezeigt, daß 
diese Wahl richtig war. 

Das ist nun noch nicht zu Ende. Aber die Chance 
für eine politische Konfliktlösung ist heute eher ge-
geben als vor unserer Entscheidung und auch vor 
den Entscheidungen der NATO. Ich erwähne das 
deshalb, weil wir uns in der Innenpolitik manche 
Fehler leisten können. Viele sollten wir uns nicht lei-
sten, aber Fehler in der Innenpolitik sind erträglich, 
wenn wir nach einer Entscheidung sagen: Das war 
wohl doch nicht so richtig. In der deutschen Außen-
politik darf man sich möglichst keinen Fehler erlau-
ben. Der Bundeskanzler hat es einmal so ausge-
drückt: Weil es ein Kernbestand der erfolgreichen 
Geschichte unseres Landes ist, ist Außen- und Bünd-
nispolitik für Deutschland Staatsräson. Italien mag 
sich einige Sonderwege leisten können, auch unsere 
französischen Nachbarn, wie wir sehen, können 
manche Entscheidungen treffen: Wir können das 
nicht. Wir sind auf das Vertrauen der internationalen 
Völkergemeinschaft am stärksten angewiesen: we-
gen unserer geographischen Lage und wegen unse-
rer Geschichte. Wer das nicht begreift, der sollte in 
Deutschland keine Regierungsverantwortung haben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das ist der Kern dieser wichtigen Entscheidung. 
Deshalb sage ich das in Richtung sozialdemokrati-
sche Partei. Herr Verheugen wollte im Sommer alles 
streitig stellen. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Unglaublich!) 

Ein Parteiprogramm erreicht seine Grenze dann, 
wenn man weiß, daß man Regierungsverantwortung 
in Deutschland übernehmen will. Dann kann man 
nicht in Parteiprogramme schreiben und auf Partei- 
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tagen nicht beschließen, was die internationale Völ-
kergemeinschaft und unsere Verbündeten irritiert. 

(Günter Verheugen [SPD]: Das tut doch kei

-

ner!) 

- Sie haben schon eine gewaltige Dimension der 
Nichtfähigkeit zur Übernahme internationaler Pflich-
ten erreicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Ich finde, die großen politischen Gruppierungen 
haben alle Kraft zusammenzunehmen, den Bürgern 
unseres Landes beizubringen, daß die Zeiten des 
Windschattens von Mauer und Stacheldraht bei den 
gegenwärtigen internationalen Herausforderungen 
vorbei sind und daß wir uns einigen Problemen nicht 
durch Wegschauen entziehen können. Sie machen 
die Leute glauben, sie könnten sich dem durch Weg-
schauen entziehen. Wer Ihren saarländischen Mi-
nisterpräsidenten zum Thema Blauhelme reden hört 
und abschnittsweise seine Aussageunfähigkeit zu 
anderen Themen mitbekommt, wo es ernst wird, der 
muß sagen: Solange dieser Zustand bei Ihnen so 
bleibt, sollte Sie die Mehrheit der Bürger nicht mit 
Regierungsverantwortung in Deutschland beauftra-
gen. Wir wollen das mit unserer Beteiligung auch so 
halten. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Opposition in diesem Hause ist in Kernfragen 
der deutschen Außenpolitik, in schwierigen Fragen, 
wenn es ernst wird, wenn man zu etwas stehen muß, 
nicht auskunftsfähig. Das hat der heutige Vormittag 
gezeigt. 

(Günter Verheugen [SPD]: Das zeigt, daß 
Sie keine Ahnung haben!) 

Die ökologische Dimension ist vorgetragen wor-
den, Herr Kollege Fischer. Das nehmen wir gerne 
auf. Wir haben uns verabredet, im Herbst über ökolo-
gische Steuerungselemente zu reden. Wir haben 
auch der SPD das Gespräch angeboten. Sie, Herr Fi-
scher, haben neulich erwähnt, daß Sie zu der Er-
kenntnis gekommen seien, daß das nicht mit Drauf-
satteln ginge. Vielmehr müsse man vorher wissen, 
wo die steuerliche Entlastung herkommen solle. Sie 
sind allmählich zum echten Minderheitensprecher 
bei den Grünen geworden. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Denn Sie haben darauf hingewiesen: Ob das bei al-
len so sei, sei noch nicht sicher. Ich sage nur eines: 
Wir sind bereit, über ökologische Steuerungsele-
mente zu reden. Aber wir sind nicht bereit, über 
diese Elemente zu reden, bevor nicht auch klarge-
worden ist, wo wir andere Steuern senken. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Was ist daran falsch, wenn 
eine demokratische Partei über Sachfragen 
diskutiert? Das soll mir mal einer sagen!) 

Es geht nämlich nicht um Draufsatteln, es geht um 
Umsteuern, wenn wir etwas unternehmen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Tabaksteuer!) 

Deshalb ist das der Weg der Koalition. Es gibt zu die-
sem Vorgehen bei einer Steuerbelastung Oberkante 
Unterlippe, wie Sie sich ausdrücken, keine Alterna-
tive. Dann bemächtigen Sie sich aber argumentativ 
soweit Ihrer Bündnisgrünen, Herr Kollege Fischer, 
daß die nicht nahezu jeden Tag eine neue Steuer er-
finden, bevor sie überhaupt gesagt haben, wo die 
Steuerbelastung heruntergehen soll. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerungen] [F.D.P.]: 
Bei jeder unangenehmen Frage passen!) 

Diesen Weg können wir nicht beschreiten. 

Wir wollen überhaupt nicht bestreiten, daß wir in 
dieser Koalition Haltungs-, Meinungs- und Bewer-
tungsunterschiede haben. Etwas anderes wäre auch 
unnatürlich. Drei Parteien bilden die Koalition. Es ist 
überhaupt keine Frage, daß wir Reibungspunkte und 
viel Arbeitsbedarf in Bereichen der Innen- und 
Rechtspolitik haben. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Kruzifix!) 

Wir haben vereinbart, im Jahr 1996 die Gesetze aus 
der letzten Legislaturperiode zu überprüfen. Wir wer-
den das objektiv tun und werden dann entscheiden, 
wo Handlungsbedarf besteht. 

Es ist auch klar, daß wir im Staatsbürgerschafts-
recht gerne weitergehen würden. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Lauschangriff!) 

- Ich komme dazu. - Wir haben immer erklärt, daß 
wir für die Kinder der dritten Generation einen wei-
teren Schritt brauchen und daß das eine große Geste 
dieses Landes wäre. Wir wissen, daß das der Koali-
tionspartner anders sieht. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das sa

-

gen Sie schon seit sechs Jahren!) 

Wir sind weiterhin in Gesprächen. 

Es ist auch in einer Koalition viel Reibung, weil 
sich natürlich ein enormer Arbeitsbedarf ergibt. Es 
gibt auch Ermüdungserscheinungen, 

(Günter Verheugen [SPD]: Das sieht man an 
Ihrer Rede! - Wolf-Michael Catenhusen 

[SPD]: Meinen Sie Rexrodt?) 

weil manche Verhandlungsrunden genauso sind wie 
im richtigen Leben. Aber eines ist dann auch klar: 
Wir sind ein Partner, der in dieser Koalition auch sei-
nen Erfolgsteil hat. 

Wir sind auch ein Partner, der dann, Herr Kollege 
Fischer, wenn es um das Thema der weltanschauli-
chen Neutralität des Staates geht, Stellung nimmt. 
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Ich habe das Verfassungsgerichtsurteil begrüßt. Den-
noch sage ich dazu: Klüger, entschiedener und klarer 
von Anfang an hätte das Verfassungsgericht das be-
handeln können. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Wir werten aber - das füge ich hinzu - jemanden, der 
christlicher Lebensüberzeugung ist, nicht ab. Ich 
habe hohen Respekt vor Glaubensintensität und vor 
Engagement. Nur, ich sage dazu: Dieser Staat hat 
nun einmal weltanschauliche Neutralität zu vertre-
ten. Meines Erachtens ist das sogar ein Schutzrecht 
für die Konfessionen; denn die Konfessionen haben 
dadurch Schutz, daß der Staat sich nicht in ihre Be-
lange einmischt, sondern heraushält. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir sind auch mit Erscheinungsformen konfron-
tiert, die aus unserer Sicht nicht mehr in die heutige 
Zeit passen. Die französischen Atomversuche sind 
ein Stück alter Politik. Sie führen überhaupt nicht 
weiter. Wir wissen aber auch, daß in den politischen 
Auseinandersetzungen der heutigen Tage sich Natio-
nen und Nachbarn nicht anders als durch das Wo rt 

 und durch das Argument ihre Meinung sagen soll-
ten. Das habe ich für meine Fraktion ausgedrückt; zu 
jeder Stunde wiederhole ich das, und ich teile es je-
dem, der es hören will, mit. Die Bundesregierung hat 
die französische Regierung wissen lassen, wie unsere 
Haltung ist. 

Es gibt einen Bewertungsunterschied in der Frage, 
ob wir hier noch mit einer Resolution nachfassen soll-
ten. Ich finde, man sollte Nachbarn im freien Wo rt 

 und in freier Debatte seine Auffassung zu diesem 
Vorgang sagen. Nicht unbedingt müssen Resolutio-
nen beschlossen werden, die dann auch psycholo-
gisch bei den Nachbarn und bei befreundeten Natio-
nen und deren Regierungen vielleicht doch nicht so 
gut wirken. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir haben in der Koalition vor, uns in diesem 
Herbst über Steuerreduzierungen Gedanken zu ma-
chen. Es gibt einen Bewertungsunterschied, was den 
Solidarzuschlag betrifft. Er ist einer auf Zeit, er ist 
kein Jahrhundertvertrag. Wir haben vereinbart, ihn 
jährlich zu überprüfen. Wenn es die wirtschaftliche 
und finanzielle Lage hergibt - der Finanzminister hat 
das gestern erklärt -, kann man in einem Zeitrah-
men, der nach unserem Wunsch 1997, nach seiner 
Feststellung 1998 bedeutet, mit der Reduzierung des 
Solidarzuschlags beginnen. Das können wir ganz ob-
jektivierbar in der Koalition machen. 

Wir wissen, daß wir jetzt auch noch eine gewaltige 
Wegstrecke im Spannungsfeld von Freiheit, Verant-
wortung und Recht vor uns haben. Das ist nicht mit 
einfachen Lösungen zu bearbeiten. Die zunehmende 
Gewalt in unserer Gesellschaft ist nicht nur mit 
neuen Gesetzen zurückzudrängen, und der Schutz 
des Bürgers durch den und im Staat läßt sich manch-
mal nicht ohne kontroverse Diskussion bewerkstelli-
gen. 

Eines sage ich aber für die Freie Demokratische 
Partei: Auch bei unterschiedlichen Bewe rtungen von 
Fragen einzelner Gesetze gibt es überhaupt keinen 
Unterschied in der Haltung, Kriminalität zu bekämp-
fen, alles zu tun, um Gewalt entgegenzutreten und 
Rechtsbrecher in diesem Land vor Gericht zu brin-
gen. Das ist ganz eindeutig. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir haben viel Arbeit. Es gibt Probleme. Wir haben 
aber auch große Chancen. Diese Koalition hat bedeu-
tende Herausforderungen großartig gemeistert. Sie 
hat die deutsche Einheit eingebettet. Sie hat notwen-
dige Entscheidungen getroffen, um ein Zusammen-
wachsen zwischen Ost und West zu ermöglichen. Sie 
legt jetzt einen ernsthaften Sparhaushalt vor. Sie wi ll 

 solide finanzwirtschaftliche Bedingungen für die Zu-
kunft haben. Sie hat auch die Sommerpause recht 
gut hinter sich gebracht. Nach meiner Einschätzung 
war das die beste Sommerpause, die je eine Regie-
rung in Deutschland hinter sich gebracht hat. Wir ha-
ben uns dabei ganz gut erholt, und die Richtung 
stimmt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zuruf von der SPD) 

Wir werden weiter dafür eintreten, daß die deut-
sche Außenpolitik mit Klaus Kinkel an der Spitze eu-
ropäisch eingebettet und weltoffen bleibt und daß 
wir in den internationalen Bündnissen auch unsere 
Pflichten wahrnehmen. 

Wir werden einen klaren marktwirtschaftlichen 
Kurs zu produktiven Arbeitsplätzen am ersten Ar-
beitsmarkt steuern. Wir wollen Belastungen reduzie-
ren, und wir wollen den Weg der ökologischen Ver-
antwortung am Markt statt des Staatsdirigismus ge-
hen.  

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir wollen in dieser Koalition Forschungs- und Qua-
lifizierungsanstrengungen zum Schutz der Umwelt 
unternehmen, zur Verbesserung der Produkte und 
der Produktion, und wir wollen in der Mitfinanzie-
rung für den beruflichen Einstieg der jungen Gene-
ration eine erste Chance in der Aufstiegsfortbildung 
geben. 

Wir gehen auch auf dem Weg der Privatisierung 
und Entbürokratisierung weiter. Wir wollen ver-
kürzte Genehmigungsverfahren, die Reform des öf-
fentlichen Dienstes. Wir wollen aber dann die tat-
sächliche Privatisierung in den Bereichen Bahn und 
Post und nicht nur eine organisationsrechtliche. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Das muß in dieser Legislaturpe riode erledigt werden. 

Wir setzen im Kern - und das ist unser Unterschied 
zur versammelten Opposition - eher auf die Verant-
wortung des einzelnen, weil wir wissen: Für die 
künftige Freiheit und den wi rtschaftlichen Erfolg un-
seres Landes brauchen wir Tugenden, die eine in-
nere Demokratie stabilisieren. Das sind Selbstvor-
sorge und Eigenverantwortung, das ist das Lei-
stungsprinzip, das ist die Toleranz. 
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Solche Verhaltensweisen zu stützen und zu beloh-

nen und zu ihnen zu ermuntern - das ist die Aufgabe 
von Politik in Deutschland. Das sind notwendige Hal-
tungen in einer Demokratie. Sie müssen gesichert 
werden, um denen helfen zu können, die sich nicht 
ausreichend selbst helfen können. Das ist im Ke rn 

 das tiefe moralische Ziel von Politik, weil wir in 
Deutschland wissen, daß Demokratie immer gefähr-
det ist, wenn wir große Verwerfungen haben. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Was ist denn das 
für eine Philosophie!) 

Die Koalition hat diese Aufgabe bisher mit Erfolg 
auf ihrem Weg gemeistert. Herr Kollege Schäuble, 
wir wollen das auch vertrauensvoll in guter Zusam-
menarbeit fortsetzen. Mich beschleicht das tiefe Ge-
fühl, daß sich erst jetzt, auch in der heutigen Debatte, 
in dem Zustand der Opposition das, was wir tun, 
rechtfertigt: Die Bürger haben zu Recht diese Regie-
rung haben wollen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist wahr! - 
Lachen der Abg. Anke Fuchs [Köln] [SPD]) 

und wir wollen diesen Wählerwillen respektieren. 
Auf gute Zusammenarbeit! 

(Anhaltender Beifall bei der F.D.P. - Beifall 
bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort  hat 
nun der Abgeordnete Dr. Gregor Gysi. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Am 3. Oktober 1995 jährt sich zum 
fünftenmal die staatliche Vereinigung Deutschlands. 
Zu Recht haben viele Menschen in den neuen Bun-
desländern immer wieder beklagt, daß ihnen im 
wahrsten Sinne des Wortes ohne Rücksicht auf Ver-
luste einfach das westliche System übergestülpt 
wurde, daß es eben keine Vereinigung im Sinne 
einer gemeinsamen Verantwortung für Vergangen-
heit, Gegenwart und Zukunft war. 

Die Veränderungen, die seit 1990 für die Men-
schen in den neuen Bundesländern eingetreten sind, 
sind höchst unterschiedlicher Natur. Sie haben posi-
tive und negative Erfahrungen gemacht. Für die 
Mehrheit der Bevölkerung in den alten Bundeslän-
dern hat es seit der Vereinigung dagegen nur nach-
teilige Entwicklungen gegeben. 

Zunächst zu den neuen Bundesländern. Unstrittig 
ist, daß es dort inzwischen ein Maß an politischen 
Rechten und Freiheiten gibt, wie es in der DDR bis 
1989 nicht vorstellbar war. Allerdings muß der Kor-
rektheit halber hinzugefügt werden, Herr Gerhardt, 
daß diese zunehmenden politischen Rechte und Frei-
heiten von den Bürgerinnen und Bürgern der DDR 
bereits Ende 1989 erkämpft worden sind und nicht 
erst durch die Vereinigung am 3. Oktober 1990. 

(Beifall bei der PDS) 

Aber die Vorzüge lassen sich auch gar nicht auf 
diese Frage reduzieren. Anerkannt werden muß, daß 
es inzwischen ein Angebot an Kunst, an Dienstlei-
stungen und an Waren gibt, was ebenfalls bis 1989 so  

nicht vorstellbar war. Auf der Haben-Seite stehen 
darüber hinaus Infrastrukturentwicklungen von be-
achtlichem Ausmaß. Hierbei denke ich nicht nur an 
die Gestaltung von Stadtzentren, sondern auch an 
die Entwicklung von Telekommunikation in einem 
Umfang, wie ihn die DDR auch in Jahrzehnten nicht 
erreicht hätte. 

Das Problem ist nur, daß viele Bürgerinnen und 
Bürger der ehemaligen DDR dies alles mit einem von 
ihnen eben auch nie gekannten Grad an sozialer Un-
sicherheit bezahlen müssen. Niemand konnte sich 
real vorstellen, was Massenarbeitslosigkeit bedeutet, 
und die Bevölkerung ist heute täglich damit konfron-
tiert. Niemand konnte sich real vorstellen, was es be-
deutet, daß selbst ein eingenommener Arbeitsplatz 
nie sicher ist und welche Art  von Druck und Diszipli-
nierung davon ausgeht. 

Ob Sie es wahrhaben wollen oder nicht: Es ist eine 
Realität, daß die Bürgerinnen und Bürger in der DDR 
in ihren Betrieben freier waren als heute, in der Öf-
fentlichkeit allerdings wesentlich unfreier. Sie wollen 
die Alternative, entweder politische Rechte und Frei-
heiten und damit auch soziale Unsicherheit oder so-
ziale Sicherheit, dann aber wenig politische Rechte 
und Freiheiten, nicht akzeptieren. 

(Zuruf von der PDS: Sehr gut!) 

Für demokratische Sozialistinnen und Sozialisten ist 
das auch nicht akzeptabel. Wir werden für eine Ge-
sellschaft kämpfen, in der beides miteinander ver-
bunden ist, 

(Beifall bei der PDS) 

etwa nach dem Motto: Es genügt nicht nur, in der 
Kneipe das Maul aufreißen zu können, wir wollen 
gerne, daß man es auch im Bet rieb kann. Das konnte 
man bei uns früher, dafür nicht in der Kneipe. Dieser 
Tausch gefällt uns nicht. Wir wollen gerne, daß in 
beiden Einrichtungen die Meinungsfreiheit realisie rt 

 wird. 

(Beifall bei der PDS - Gerd Poppe [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo konnte man das 
früher in den Bet rieben?) 

- In arbeitsrechtlichen Fragen auf jeden Fall, Herr 
Poppe, wesentlich mehr. Sie konnten Ihren Chef 
ohne jedes Risiko einen Armleuchter nennen. Versu-
chen Sie das mal heute in einem privaten Unterneh-
men. Dann sind Sie schneller gefeuert, als Sie das 
ausgesprochen haben. 

Auf all diesen Gebieten gibt es sehr nachvollzieh-
bare gemischte Gefühle. Wie gesagt, das Kunstange-
bot und auch das Literaturangebot sind z. B. wesent-
lich breiter geworden, aber der Zugang wird immer 
teurer. Auch hier scheint es wieder nur die eine Al-
ternative zu geben: entweder soziale Chancen-
gleichheit bei Zugang zu Kultur und Bildung, dann 
aber ideologische Einschränkungen, oder keine ideo-
logischen Einschränkungen, dann aber keine soziale 
Chancengleichheit. Ich frage mich nur: Weshalb 
kann man freie Kunst, freie Bildung nicht mit sozialer 
Chancengleichheit beim Zugang verbinden? 
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Oder nehmen Sie das Beispiel des Gesundheitswe-

sens: Auf der einen Seite haben Sie eine sehr mo-
derne und zukunftsträchtige Einrichtung wie die 
Polikliniken zerschlagen - übrigens unter Verletzung 
des Einigungsvertrages. Auf der anderen Seite ha-
ben Sie Krankenhäuser mit technischen Geräten aus-
gestattet, so daß man von einem Fortschritt sprechen 
muß. Wiederum werden die Versicherungsbedingun-
gen immer komplizierter, und die Sorge der Men-
schen nimmt zu, daß irgendwann die soziale Stellung 
des einzelnen und der einzelnen über die medizini-
sche Behandlung entscheidet und nicht mehr die A rt 

 der Erkrankung. 

(Beifall bei der PDS) 

Vor allem konnte sich niemand vorstellen, daß Sie 
Industrie, Landwirtschaft und auch kulturelle Ein-
richtungen in diesem Umfang zerstören würden und 
daß Sie damit den gesamten Osten in eine ökonomi-
sche und finanzielle Abhängigkeit vom Westen brin-
gen würden. 

Verstehen Sie denn nicht, daß Sie von vielen als 
Kolonialisten empfunden werden müssen, wenn Sie 
z. B. über das Prinzip ,,Rückgabe vor Entschädi-
gung" so viele Enteignungen durchführen, wie Sie 
sie in den neuen Bundesländern durchgeführt haben 
und immer noch durchführen? Hat das Prinzip 
„Rückgabe vor Entschädigung" vielleicht - Herr 
Schäuble, Sie haben das bei Herrn Thierse kritisiert - 
nichts mit Ideologie zu tun, wenigstens mit Eigen-
tumsideologie, welcher Art  auch immer? Kommen 
Sie mir in diesem Zusammenhang bloß nicht mit 
Eigentumsgerechtigkeit. Dann müssen wir nämlich 
prüfen, wie die Alteigentümer irgendwann mal zu ih-
rem Eigentum gekommen sind. 

(Beifall bei der PDS) 

Sie wissen so gut wie wir, daß Thurn & Taxis im Mit-
telalter noch Posträuber waren und nur dadurch ihr 
Eigentum angehäuft haben. Wie weit wollen wir 
denn zurückgehen, um Eigentumsgerechtigkeit wie-
der herzustellen? 

Weshalb negieren und mißachten Sie die Erfahrun-
gen der Menschen aus dem Osten? Weshalb die Be-
strafung im Rentenrecht, weshalb die vielen politi-
schen Prozesse? Das alles dient nur dem Ziel, die 
Menschen dort  zu demütigen und kleinzureden, ihre 
Biographien nicht zu akzeptieren. 

Übrigens, Herr Schäuble, muß ich Ihnen noch et-
was sagen: Wenn Sie hier eine Rede halten, kommt 
jede Viertelstunde ein polemischer Satz gegen die 
PDS. Aber besonders glaubwürdig ist das nicht, weil 
Sie nie eine inhaltliche Auseinandersetzung vorneh-
men, sondern nur ideologisch tabuisieren. Das reicht 
aber in der heutigen Gesellschaft nicht mehr aus. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerungen] [F.D.P.]: 
Man diskutiert nicht mit einem Chamäleon 

über Farbe!) 

Außerdem diskreditieren Sie damit 20 % der ostdeut-
schen Bevölkerung, die die PDS wählen. 

(Beifall bei der PDS) 

Im übrigen sind Sie nicht einmal mehr in Ihrem 
Antikommunismus glaubwürdig, nachdem Sie mit 
Vietnam vereinbart haben, daß Vietnamesinnen und 
Vietnamesen in dieses Land zurückgeführt werden. 
Das hätten Sie früher gar nicht gewagt. Heute be-
trachten Sie plötzlich ein kommunistisch regiertes 
Land als so demokratisch, daß Sie meinen, die Bürge-
rinnen und Bürger auch gegen ihren Willen dorthin 
zurückschicken zu können. 

(Beifall bei der PDS) 

Noch problematischer wird es, wenn ich von Ihrem 
Regierenden Bürgermeister aus Berlin, Herrn Diep-
gen, einen Brief bekomme, der mich um ideelle und 
materielle Wahlkampfhilfe für die CDU bittet. Das 
spricht dafür, daß Sie wirklich am Ende sein müssen, 
wenn Sie diesbezüglich auf meine Hilfe angewiesen 
sind. 

(Beifall bei der PDS - Lachen bei der SPD) 

In meiner grenzenlosen Großzügigkeit habe ich Ih-
nen eine Mark überwiesen - mehr war einfach nicht 
drin -, aber mehr aus politischen Gründen. 

Sie setzen in bezug auf die PDS den kalten Krieg 
fort , den wir eigentlich 1989 und 1990 beenden woll-
ten. Damit spalten Sie übrigens auch die Bevölke-
rung in diesem Lande. 

Aus all den Gründen werden viele Menschen den 
3. Oktober nicht feiern, ohne sich etwa die DDR zu-
rückzuwünschen. Es ist auch nicht verwunderlich, 
daß weder jener Anklang findet, der versucht, jeden 
Fortschritt im Osten Deutschlands zu leugnen, noch 
jener, der ausschließlich von blühenden Landschaf-
ten faselt und in einer Art und Weise schönfärberisch 
auftritt, daß man sich wirklich an frühere Zeiten erin-
nert fühlt. 

Wir haben einen Antrag eingebracht - Herr Bun-
deskanzler, Sie sollten ruhig zuhören ;  es geht ja nicht 
um mich, sondern es geht um die Tausenden und 
Millionen Wählerinnen und Wähler, die Sie mißach-
ten, wenn Sie nicht zuhören -, daß die Bundesregie-
rung eine Erklärung zur Lage der Nation abgeben 
soll. So etwas war in früheren Jahren hier übrigens 
durchaus üblich und ist heute dringender notwendig 
denn je. Diese Bundesregierung soll endlich Rechen-
schaft ablegen über die Situation in Deutschland fünf 
Jahre nach der Vereinigung. Ich hoffe, Herr Bundes-
kanzler, daß Sie dort etwas tun können, was Ihnen 
gemeinhin als Gabe abgesprochen wird, nämlich 
selbstkritisch auftreten. 

(Beifall bei der PDS) 

Aber in dieser Einheit steckten auch viele Chan-
cen, die noch nicht genutzt worden sind. Mit dem 
3. Oktober 1990 war nach 40jähriger Zweistaatlich-
keit eine ganz wichtige Sorge genommen, nämlich 
die Sorge, daß es zwischen den beiden deutschen 
Staaten zu einem Krieg kommen könnte. 

Überhaupt war mit dem Ende der Systemkonfron-
tation die Gefahr eines Kriegs wesentlich reduziert. 
Es hätte deshalb die Chance bestanden, die Rü-
stungsausgaben erheblich zu senken, sich Schritt für 
Schritt von einer Militärpolitik zu verabschieden. 
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Wenn man sich statt dessen die reale Entwicklung 
seit dem 3. Oktober 1990 ansieht, dann muß man 
feststellen, daß in der Bundesrepublik Deutschland 
Militärpolitik noch nie eine solche Rolle wie gegen-
wärtig gespielt hat. Was vor dem 3. Oktober 1990 
noch undenkbar war, ist heute Realität: Die Bundes-
republik Deutschland ist Kriegspartei im Balkan ge-
worden. 

Was ebenfalls kaum jemand am 3. Oktober 1990 
geglaubt hätte, ist inzwischen Wahrheit: Die Vertei-
digungsausgaben steigen schon wieder. 

Übrigens muß die Bevölkerung hier einmal über 
einen Haushaltstrick informiert werden. Die meisten 
Bürgerinnen und Bürger denken nämlich, daß 
Kriegsbeteiligungen wie auf dem Balkan aus dem 
Verteidigungshaushalt bezahlt werden. In Wirklich-
keit wurden schon die 16 Milliarden DM für den 
Golf-Krieg und auch jetzt die Hunderte Millionen für 
die Beteiligung am Balkankrieg aus dem Einzelplan 60 
finanziert, d. h. aus der allgemeinen Finanzverwal-
tung. Das nenne ich fast schon einen geheimdienstli-
chen Verschleierungstrick. 

(Beifall bei der PDS - Dr. Wolfgang Weng 
[Gerlingen] [F.D.P.]: Das liegt doch alles of

-

fen!) 

Jetzt kommt etwas Spannendes: 1995 sieht dieser 
Einzelplan ein Volumen von 24 Milliarden DM vor. In 
der mittelfristigen Finanzplanung ist für das Jahr 
1999 ein Betrag von 44 Milliarden DM vorgesehen. 
Das ist also fast eine Verdoppelung. Darf man eine 
Antwort auf die Frage erwarten, welche Kriege Sie 
für das Jahr 1999 geplant haben? 

Entschieden haben wir uns gegen die Atomtests 
durch Frankreich und China ausgesprochen. Nur, 
Herr Schäuble, was Sie heute dazu gesagt haben, 
das sollte die Bevölkerung wirklich wach werden las-
sen. Sie haben erklärt, Sie könnten sich ein Europa 
ohne Nuklearwaffen nicht vorstellen. Ist das wirk lich 
nur ein Mangel an Phantasie? 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Das 
habe ich nicht gesagt!) 

Oder wollen Sie uns über diese Aussage jetzt 
schon deutlich machen, daß Deutschland über kurz 
oder lang über die Europäische Union über Atom-
waffen verfügen soll und daß Sie überhaupt nicht die 
Absicht haben, von Atomwaffen abzulassen. Wenn 
Sie diese Absicht nicht haben, dann werden Sie auch 
von Tests nicht ablassen; denn das eine bedingt das 
andere. Dabei wäre es jetzt höchste Zeit, ein für alle-
mal die Massenvernichtungswaffen, d. h. auch die 
atomaren, zu vernichten. 

(Beifall bei der PDS) 

Aber Sie haben die Bundesrepublik nicht nur da-
durch verändert, daß Sie die Außenpolitik durch Mi-
litärpolitik ersetzt haben. Sie sind darüber hinaus 
dazu übergegangen, als Waffenexporteur eine große 
Rolle in dieser Welt zu spielen. Die Bundesrepublik 
Deutschland hatte am 3. Oktober 1990 Platz sieben 
der Weltrangliste bei Waffenexporten und nimmt 
jetzt Platz zwei ein. 

Es bleibt schamlos, weltweit seine Waffen gewinn-
bringend zu verkaufen und dann die Soldaten an-
geblich friedenstiftend hinterherzuschicken. Es 
bleibt auch heuchlerisch, wenn Sie gerade der serbi-
schen Seite einen furchtbaren Krieg vorwerfen, dann 
aber den Dese rteuren gerade dieser Armee kein Asyl 
in der Bundesrepublik Deutschland gewähren. 

(Beifall bei der PDS) 

Sie haben überhaupt durch die faktische Abschaf-
fung des Asylrechts die Bundesrepublik Deutschland 
geistig verändert; das macht mir die größten Sorgen. 
Es gibt kaum noch Solidaritäts- und Mitleidsgefühle 
mit Flüchtlingen. Täglich wird nur darüber nachge-
dacht, wie man sich Flüchtlinge vom Halse halten 
kann, ohne daß ein Beitrag zum Abbau der Fluchtur-
sachen auf dieser Welt geleistet wird. 

Seit der Vereinigung gewöhnen Sie die Westdeut-
schen Schritt für Schritt an Sozial- und Demokratie-
abbau, wobei der Haushalt, den Sie für das Jahr 1996 
vorlegen, eine neue Qualität besitzt: Es ist der Ab-
schied vom Sozialstaatskompromiß und vom Grün-
dungskonsens der Bundesrepublik in sozialen Fra-
gen. Es ist der Durchbruch der Ellenbogengesell-
schaft. 

Das hat wieder viel mit dem geistigen K lima in un-
serer Gesellschaft zu tun. Noch nie stimmte das 
Motto für die Bundesrepublik so sehr wie heute, daß 
Geld die Welt regiert. Noch nie wurde über Arme in 
der Gesellschaft so verächtlich gesprochen und so 
bewußt ein Entsolidarisierungsklima organisiert. 
Wie bei Flüchtlingen wird auch hier versucht, jedes 
Mitleid, jedes Solidaritätsgefühl zu ersticken. 

Das alles wird noch ideologisch untermauert. Ge-
rade die F.D.P. spricht sehr absichtsvoll immer von 
„Leistungsträgern", womit suggeriert werden soll, 
daß hinter Reichtum Leistung steckt. Wie oft, frage 
ich Sie, steckt dahinter eigentlich nur Erbschaft? Was 
hat das mit Leistung zu tun? 

(Beifall bei der PDS) 

Ist es nicht vielleicht doch noch immer so, daß der 
Gewinn vieler Leute von anderen erarbeitet wird und 
diese so gut wie gar nicht daran beteiligt werden? 
Wenn der Gewinn Ausdruck von Leistung ist, dann 
ist nach dieser ideologischen Logik Armut Ausdruck 
von fehlender Leistung. Mit einer solchen Ideologie 
eröffnet man nicht den Kampf gegen die Armut, son-
dern den Kampf gegen die Armen in dieser Gesell-
schaft. 

Das aber betrifft nicht nur die Obdachlosen, die So-
zialhilfeempfängerinnen und Sozialhilfeempfänger 
und die Arbeitslosen. In ähnlicher Weise gehen Sie 
auch mit den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern um. Ihnen versuchen Sie täglich zu suggerie-
ren, daß sie zuviel verdienen, daß sie zuviel Freizeit 
haben, daß sie zu häufig krank sind, kurzum: daß es 
ihnen in jeder Hinsicht zu gut ginge und daß deshalb 
Reallohnkürzungen und Kürzungen bei Lohnfortzah-
lungen, Verlängerung der Arbeitszeit und Verkür-
zung des Urlaubs etc. auf der Tagesordnung stün-
den. Das Gegenteil erzählen Sie natürlich jenen, die 
Sie zu Leistungsträgern erklären. 
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Was ich Ihnen wirklich übelnehme und wofür 
diese Bundesregierung irgendwann bezahlen muß, 
das ist die Tatsache, daß Sie den gesamten Sozialab-
bau im Westen mit dem Osten begründen. Sie haben 
die deutsche Einheit zu einem gigantischen Sozialab-
bau für die gesamte Bundesrepublik genutzt und 
den Westdeutschen eingeredet, daß dies ihr Opfer 
für die deutsche Einheit sei. Den Ostdeutschen woll-
ten Sie damit ein schlechtes Gewissen machen und 
sie zusätzlich demütigen; denn von jemandem, der 
scheinbar begünstigt ist und auf Kosten anderer lebt, 
erwartet man, daß er wenigstens die Klappe hält. 

Mit dieser Politik aber haben Sie schwere Verant-
wortung auf sich geladen; denn dadurch haben Sie 
die Bevölkerung in Ost und West künstlich gespal-
ten. Deshalb appelliere ich angesichts des fünften 
Jahrestages der deutschen Einheit an Sie: Hören Sie 
damit auf, den Westdeutschen einzureden, daß sie 
den Sozialabbau den Ostdeutschen verdanken. Wir 
wissen alle, daß das eine Lüge ist. 

Lassen Sie mich, zum Schluß kommend, noch dar-
auf hinweisen, daß Ihre gesamte Wi rtschaftspolitik, 
entgegen Ihrer Darstellung, nicht in geringster Weise 
davon gekennzeichnet ist, daß Sie Arbeitsplätze 
schaffen wollen. In Wirklichkeit haben Sie ein Steu-
ersystem aufgebaut, das jedes Finanzgeschäft und 
jede Spekulation begünstigt und das Wi rtschaften im 
Zusammenhang mit Arbeitskräften immer nur be-
straft. In diesem Sinne treten wir übrigens auch für 
grundsätzliche Steuerreformen ein, die Arbeit und 
Beschäftigung und eben nicht Spekulationen begün-
stigen, wie Sie dies mit Ihrer Steuerpolitik permanent 
tun. 

Ein tragisches Moment in unserer Gesellschaft be-
steht darin, daß die Politik der Bundesregierung 
scheinbar alternativlos ist. Das allerdings ist im we-
sentlichen ein „Verdienst" der SPD und, was die Au-
ßen- und Militärpolitik betrifft, inzwischen auch ein 
Verdienst von Joschka Fischer. Das muß man ehrli-
cherweise hinzufügen. 

Dann höre ich, daß es in dieser Gesellschaft angeb-
lich kein Geld gebe und daß keine Möglichkeiten be-
stünden, an zusätzliche Mittel heranzukommen, um 
einen sozialen Ausgleich zu gestalten und Arbeits-
plätze z. B. im öffentlichen Beschäftigungssektor zu 
schaffen. Darf ich Sie einmal fragen, warum Sie bei 
den Billionen Finanzgeschäften, die an unseren Ban-
ken und Börsen jährlich stattfinden, keine steuerli-
chen Erhebungen durchführen? Darf ich Sie fragen, 
warum das frei vagabundierende Kapital von über 
700 Milliarden DM von Ihnen nie angegriffen wird? 
Da, Herr Waigel, könnten Sie in den Topf greifen und 
für einen sozialen Ausgleich sorgen, anstatt die Ar-
beitslosen und die Armen in dieser Gesellschaft zu 
benachteiligen. 

(Beifall bei der PDS) 

Übrigens, Herr Gerhardt, wenn Sie vom Wissen-
schaftsstandort reden, ist das ein typisches Beispiel 
dafür, wie Sie Ostdeutsche demütigen. Wissen Sie, 
was Sie vorhin gesagt haben? Sie haben gesagt: Jetzt 
beginnt im Osten Wissenschaft und Forschung. Da-
mit sagen Sie ganzen Generationen von Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftlern und Forscherin-
nen und Forschern aus der DDR, daß sie noch nie 
Wissenschaft und Forschung betrieben haben. Das 
nenne ich einen Akt der Demütigung, den Sie sich 
sparen sollten. 

(Beifall bei der PDS - Zuruf von der F.D.P.: 
Das stimmt nicht!) 

- Das hat er gesagt. 

(Zuruf von der F.D.P.: Nein, das hat er nicht 
gesagt!) 

Er hat gesagt „jetzt beginnt" , als ob es vorher nichts 
dergleichen gegeben hätte. Das ist das, was ich 
meine und worauf ich hinweisen wollte. 

Sie, Herr Bundeskanzler, sind Historiker und ha-
ben einen Hang zur Symbolik. Deshalb muß ich Sie 
eines wirklich fragen, und ich frage das wirk lich mit 
allem Ernst: Was hat die Bundesregierung eigentlich 
geritten? Sie kennen meine Gegnerschaft zu den in-
ternationalen Militäreinsätzen der Bundeswehr. Dar-
über will  ich jetzt gar nicht reden. Aber wenn Sie 
schon einen solchen Einsatz starten, darf ich Sie fra-
gen: Was hat Sie denn ernsthaft geritten, gerade den 
ersten internationalen Einsatz der Bundeswehr am 
1. September 1995 durchzuführen, d. h. 56 Jahre 
nachdem Hitler-Deutschland den Zweiten Weltkrieg 
ausgelöst hat? Hinsichtlich dieser Symbolik hätte ich 
gerne eine Antwort von Ihnen in dieser Debatte. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort  hat 
nun der Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl. 

Dr. Helmut Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Tradition 
und Sinn der Generaldebatte bei der Einführung des 
jeweiligen Jahreshaushaltes ist, daß über alles gere-
det wird. Das haben wir heute schon kräftig begon-
nen, und das werden wir sicherlich in diesen Tagen 
fortsetzen. 

Herr Kollege Scharping, ich bin jetzt in einer etwas 
schwierigen Lage. Spreche ich Sie freundlich an, 
dann bin ich gönnerhaft; spreche ich Sie nicht 
freundlich an, dann nutze ich die Lage aus. Ich wi ll 

 weder gönnerhaft sein noch die Lage ausnutzen. Ich 
will einfach feststellen: Sie haben heute eine schwie-
rige Situation. Da auch ich solche Situationen schon 
hatte, habe ich ein gewisses Gefühl dafür. Das wer-
den Sie jetzt wiederum als gönnerhaft auslegen, aber 
so ist es wirklich nicht gemeint. 

Wahr ist es schon - auch wenn Sie sich empört ha-
ben -, was Wolfgang Schäuble hier gesagt hat. Das 
Bild, das Sie jetzt bieten, ist jämmerlich, und das wird 
man in dieser Situation ja noch feststellen dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 
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Wahr ist auch - ob Sie das nun akzeptieren oder 
nicht -, daß wir und vor allem ich gar keine Freude 
daran haben. Wissen Sie, viele Jahre haben Sie mir 
vorgehalten, ich würde die Probleme aussitzen. Ich 
kann Ihnen nur empfehlen: Sitzen Sie sie auch intel-
ligent aus. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Dann kommen und gehen die Gestalten, und dann 
hat vielleicht auch der Kollege Fischer irgendwann 
wieder die Hoffnung - die er heute seiner Mimik 
nach offensichtlich sinken ließ -, daß er bei Ihnen ir-
gendwann Vizekanzler werden kann. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Sie sollten, finde ich, jetzt auch nicht solche ver-
fehlten Bilder entwerfen. Daß die Opposition die Re-
gierung kritisiert, ist die normalste Sache der Welt. 
Wo kämen wir eigentlich hin, wenn die Opposition 
die Regierung auch noch loben würde? Das wäre 
wirklich zuviel verlangt! 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
- Günter Verheugen [SPD]: Das besorgen 

Sie ja ausgiebig selbst!) 

- Nein, das besorge ich überhaupt nicht, Herr Ver-
heugen. Aber weil Sie schon einen Zwischenruf ma-
chen: Sie müßten doch als jemand, der sich in der 
Außenpolitik engagiert und der als Bundesgeschäfts-
führer die Partei auch international vertritt, Ihrem 
Boß zumindest geraten haben, daß er wenigstens 
zwei Sätze zur Außenpolitik sagt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, nicht nur ei

-

nen!) 

Was glauben Sie denn, Herr Kollege Scharping, was 
Ihre Kollegen im Ausland - Sie sind doch Vorsitzen-
der der Sozialisten in Europa - dazu sagen, daß Sie in 
dieser Situation kein Wo rt  zu den drängenden Pro-
blemen Europas gesagt haben? Das ist doch eine Ab-
dankung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD) 

Sicherlich, meine Damen und Herren, macht die 
Bundesregierung - und ich natürlich auch - Fehler. 
Ich werde nachher hier einige selbst ansprechen. 
Aber wenn Sie hierherkommen und sagen, daß hier 
der Stillstand der deutschen Politik eingetreten ist 
und daß die Ignoranz das Land regiert, erwidere ich: 
Lieber Herr Scharping, Sie müssen doch mit Ihrer 
Rede wenigstens noch erreichen, daß eine Minder-
heit Ihrer Fraktion Ihren Thesen glaubt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Sie glauben das doch selbst nicht. So können wir 
doch nicht miteinander umgehen. Daß Sie kritisie-
ren, ist völlig in Ordnung. Aber das Bild von 
Deutschland, das Sie hier entworfen haben, hat doch 
mit der Wirklichkeit des Landes überhaupt nichts 
mehr zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die internationalen Beobachter, übrigens auch die 
nationalen - daß Sie hier immer nur die gleichen Ga-
zetten zitieren, bedeutet ja nur, daß sich Ihre Basis 
auch auf diesem Feld verengt und nicht verbreitert -, 

(Joseph Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Er hätte ruhig auch die 

„FAZ" zitieren können!) 

wissen doch, daß wir im Rahmen unserer Möglich-
keiten, ungeachtet der Fehler, die auch wir machen, 
versucht haben, einen guten Weg einzuschlagen. Die 
Bundesrepublik Deutschland steht im September des 
Jahres 1995 so da, wie wir es vor wenigen Jahren ge-
meinsam nicht zu träumen gewagt hätten. Das ist die 
Wahrheit, wenn Sie die internationale Situation be-
trachten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei Abgeordneten der PDS) 

Deswegen will ich, bevor ich zur eigentlichen Rede 
komme, noch ein paar Fragen, die Sie gestellt haben, 
aufgreifen. 

Zunächst: Entweder wissen Sie es nicht, oder Sie 
behaupten es wider besseres Wissen: A lles, was Sie 
hier zur Lehrstellenfrage gesagt haben, ist schlicht 
falsch, um das klar und deutlich zu sagen. Wie ist die 
Situation?  

(Zuruf von der SPD: Wir haben viele Su

-

chende! - Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: 
Sie haben keine Ahnung!) 

- Sie müssen mir nicht sagen, wer davon eine Ah-
nung hat. Seit 1983, seit ich Bundeskanzler bin, gibt 
es wenige Bereiche in der deutschen Politik, in de-
nen ich mich persönlich so engagiert habe wie in die-
sem Bereich. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Seit 1983 höre ich die gleichen Untergangsszena-
rien von Ihrer Seite, und Jahr für Jahr haben wir die 
Dinge in Ordnung gebracht. Daß das jetzt ein 
schwieriges Kapitel angesichts des Umbruchs in den 
neuen Ländern ist, weiß auch ich. Wer einigermaßen 
objektiv ist, hat aber allen Grund zur Dankbarkeit. 
Das ist doch nicht meine persönliche Leistung. Es ist 
die Leistung von vielen Betriebsinhabern, Mittel-
ständlern, Handwerkern, von Bet riebsräten und vie-
len, die in den Betrieben geholfen haben, daß derje-
nige, der es kann oder will, in Deutschland auch ei-
nen Ausbildungsplatz bekommt. Das ist doch ein 
Grund, dankbar zu sein, und darauf dürfen wir stolz 
sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der SPD: Das stimmt doch über

-

haupt nicht!) 

Herr Scharping, wie ist nun die Lage, jetzt, an die-
sem Stichtag? Da möchte ich gleich noch ein Wo rt 

 zum Thema „Stichtag" sagen. Das wissen doch auch 
Sie, daß unser System auf Grund der unterschiedli-
chen Abgangszeiten der Schulabgänger und der Ein-
stellungszeiten in den Betrieben notwendigerweise 
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dazu führt, daß man erst Anfang September endgül-
tige Zahlen hat. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Also?) 

Das war zu allen Zeiten so. Das werden Sie auch 
nicht durch eine Gesetzgebung ändern können, es 
sei denn, Sie kommen auf Ihren alten sozialistischen 
Unsinn zurück, per Gesetz neue Abgaben einzufüh-
ren und die Handwerker weiter mit Abgaben zu be-
lasten. Es gibt kein Zurück dorthin mit uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die wirkliche Lage stellt sich wie folgt dar: In den 
alten Ländern gab es Ende August 85 000 unbesetzte 
Berufsausbildungsstellen und 75 000 Bewerber. Das 
heißt, wir haben einen Überhang von immerhin rund 
10 000 Stellen. Das Problem ist aber nicht die hier ge-
nannte Zahl, sondern die regionale Unterschiedlich-
keit. Sie war zu allen Zeiten gegeben; Sie werden sie 
auch nicht per Gesetz beseitigen können. Es gibt 
eben in der Bundesrepublik Regionen, in denen die 
Chance, einen Ausbildungsplatz zu finden, auf 
Grund der strukturellen Entwicklung viel geringer ist 
als in den Ballungsräumen. Aber trotzdem ist es 
wichtig, jungen Leuten auf ihrem Weg zu helfen. Das 
haben wir all die Jahre über die Bundesanstalt für 
Arbeit getan; wir werden das auch in Zukunft tun. 

In den neuen Ländern haben wir Jahr für Jahr ge-
holfen. In diesem Jahr schaffen Bund und Länder 
14 500 zusätzliche Ausbildungsplätze. Diese Zahl ist 
doch keine Erfindung der Bundesregierung; es han-
delt sich um die Zahl, die die Landesregierungen in 
den neuen Bundesländern genannt haben. Auch die 
Hetzparolen, die bestimmte Repräsentanten der SPD 
in Landesregierungen in Ostdeutschland - ich denke 
hier besonders an eine bestimmte Dame, die sich da 
immer hervortut - 

(Wolf-Michael  Catenhusen [SPD]: Es ist ja 
unglaublich!) 

verbreiten - es ist nichts anderes als eine Verhetzung 
junger Leute -, ändern nichts an der Tatsache, daß 
wir helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Sie wissen doch so gut wie ich, daß angesichts der 
gesamtwirtschaftlichen Lage, der Zerstörung des 
Mittelstandes durch die kommunistische Diktatur in 
40 Jahren, beispielsweise im Handwerksbereich, 
neue Strukturen erst aufgebaut werden müssen. 
Wenn die Handwerksbetriebe noch nicht da sind, 
können sie noch keine Lehrlinge einstellen. Das ist 
doch eine ganz logische Folge. Das sollten Sie einmal 
sagen, statt in dieser Weise Miesmacherei zu betrei-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Bei allem Ärger gegenüber dem Verhalten man-
cher deutscher Großbetriebe in Sachen Lehrstellen-
angebot in diesem Jahr, den ich mit Ihnen, Herr 
Scharping, teile - manche könnten hier wesentlich 
mehr tun -: Es ist wahr, daß wir Grund haben, andere 
lobend zu erwähnen und ihnen zu danken. Wahr ist 
auch, daß wir jetzt 60 000 zusätzliche bet riebliche 

Stellen in den alten Ländern anbieten. Das sind 
13 000 mehr als im letzten Jahr. Das heißt doch: Die 
Wirtschaft hat - wenn auch nicht in jedem Fall - im 
großen und ganzen alles getan, um Zusagen einzu-
halten. 

In den neuen Ländern wurden rund 31 000 zusätz-
liche betriebliche Stellen angeboten; das sind 5 500 
mehr als vor einem Jahr. Diese Zahlen bezeugen 
übrigens auch, daß es in den neuen Ländern auf-
wärtsgeht. Sonst wären diese Lehrstellen gar nicht 
möglich gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Eines hat mich besonders verwundert; offensicht-
lich denken Sie, daß andere keine Zeitung lesen und 
an der Wirklichkeit des Landes überhaupt nicht teil-
haben: Sie haben mit großer Intensität den Solidari-
tätszuschlag angesprochen. Zunächst einmal gilt 
das, was wir in der Koalition abgesprochen haben, 
nicht mehr und nicht weniger. 

(Zuruf von der SPD: Aber was ist das?) 

- Sie werden ja noch lesen können. Aber jetzt hören 
Sie zu, dann haben Sie es wenigstens einmal gehört: 

Da der Solidaritätszuschlag zur Finanzierung des 
Transfers des Bundes für die neuen Länder im 
Rahmen des Finanzausgleichs dient, muß er bei 
Rückführung dieser Belastungen oder bei einem 
dauerhaft stärkeren Anstieg der Einnahmen aus 
dem Solidaritätszuschlag gegenüber den Annah-
men des Finanzplans entsprechend zurückge-
führt werden. Die Bundesregierung wird die Hö-
he der Belastung im Finanzausgleich gemeinsam 
mit den Bundesländern überprüfen und entspre-
chende Rückführungsmöglichkeiten jährlich 
feststellen. 

Das ist eine korrekte Auskunft. Sie können in die-
ser Stunde von niemandem erwarten, das er darüber 
hinaus sagt: Genau an diesem oder jenem Tag wird 
der Solidaritätszuschlag abgeschafft. Da ich vorhin 
von Fehlern gesprochen habe, füge ich hinzu: Den 
Fehler des Jahres 1991 wiederhole ich nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir bleiben bei dieser Feststellung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Da Sie als Parteivorsitzender auch für Ihre Partei in 
den einzelnen Bundesländern zuständig sind - im 
Gegensatz zu dem Zwischenrufer, den wir da vorhin 
hörten -, wissen Sie, daß diese Formel die einzig ver-
nünftige Formel ist, um auch mit den Bundesländern 
einig zu werden. 

Sie waren doch in Rheinland-Pfalz Ministerpräsi-
dent. Ihr Nachfolger ist doch dabei, sich im Wahl-
kampf zu üben. Daß er ausgerechnet mir das Kompli-
ment gemacht hat, mich könne keiner schlagen, hat 
mich schon erstaunt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 
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Das sind Entwicklungen in der SPD, die ich vor kur-
zer Zeit noch für unmöglich gehalten hätte. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Aber, Herr Kollege Scharping, damit das ganz klar 
ist: Diese Festlegung beinhaltet, daß diese Steuer 
keine Dauersteuer sein darf 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger

-

lingen] [F.D.P.]) 

und daß dabei aber das Interesse der neuen Bundes-
länder natürlich beachtet werden muß. Ich hätte von 
Ihnen eigentlich erwartet, daß Sie sich klar distanzie-
ren von der Politik, die Sie draußen im Land betrei-
ben. Sie haben die Landtagswahl in Hessen im Fe-
bruar ganz wesentlich dazu benutzt, den Leuten zu 
verkünden, Sie würden dafür eintreten, den Solidari-
tätszuschlag so schnell wie möglich abzuschaffen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Das war schlicht und einfach gelogen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es! - Ge

-

genruf der Abg. Anke Fuchs [Köln] [SPD]) 

- Ich habe keinen Redetext von ihm, aber ich sage 
das zum Parteivorsitzenden. Frau Fuchs, Sie waren 
lange genug in der Parteiführung, um zu wissen, daß 
er sich das anrechnen lassen muß. Sie rechnen mir 
doch auch alles an. 

Also: Sie haben diesen Wahlkampf geführt mit der 
Wahllüge, daß Sie den Solidaritätszuschlag abschaf-
fen wollen. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Von Wahllügen verstehen 
Sie doch was! Bei Wahllügen sind Sie doch 

Experte!) 

Herr Eichel hat gesagt, schnell solle es passieren und 
von unten nach oben. Anschließend gehen Sie in die 
neuen Länder - es sitzen genug Vertreter von dort 
aus Ihren Reihen hier; Herr Thierse kann sich dazu ja 
einmal äußern - und verkünden do rt : Die im Westen, 
die in der Bundesregierung tun nicht genug für uns. 
Das ist eine infame Vorstellung von Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deswegen, finde ich, sollten wir uns wenigstens 
heute darüber im klaren sein - Sie mögen eine an-
dere Position beziehen -: Mit Verantwortungsbe-
wußtsein kann niemand in dieser Frage anders ent-
scheiden, als wir es im Text der Koalitionsvereinba-
rung festgelegt haben. 

(Joachim Poß [SPD]: Das müssen Sie der 
F.D.P. sagen!) 

- Die Freien Demokraten sind der Meinung, daß das 
noch schneller geht. Die haben die gleiche Freiheit, 
ihre Meinung zu sagen, wie Sie. Da ich aber 1991 
auch auf freidemokratischen Rat hin etwas Falsches 

gemacht habe, horche ich jetzt ganz genau hin - um 
das einmal ganz klar und deutlich zu sagen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der F.D.P. - Lachen 
bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN und der PDS - Wolf-Michael Catenhu

-

sen [SPD]: Wenn das der einzige Fehler ge

-

wesen wäre!) 

Sie sehen: Mein alter Freund Otto Graf Lambsdorff 
freut sich über diese späte Nichtanerkennung. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich muß das noch ein-
mal sagen - Wolfgang Schäuble war in dem Punkt zu 
schonend; Sie verdienen aber wirklich, daß man das 
sagt -: Sie haben hier ein Szenario über die Zukunft 
der Industriegesellschaft in Deutschland entwickelt 
und haben jede Diskussion totgeschlagen, weil ja al-
les angeblich sozialer Kahlschlag, sozialer Abbau 
usw. sei. 

Ich zitiere jetzt niemanden, von denen, die Sie die 
ganze Zeit über behel ligen. Auch glaube ich, daß die 
Zeit über diese Leute hinweggehen wird. Wissen Sie: 
Wer Bundeskanzler werden wi ll  - ich habe es der 
Fraktion gesagt -, aber selbst den Einzelhandel in 
der Innenstadt von Hannover vor Barbaren nicht 
schützen kann, der hat sein Spiel schon gemacht, 
und der hat es schon verloren. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Lachen beim BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Herr Scharping, da ich weiß, daß Sie und die Mehr-
heit der Fraktion der SPD genauso denken, nehme 
ich den Nichtbeifall als Zustimmung. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Lachen bei der SPD und 

dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Folgendes sollte Sie aber nachdenklich stimmen: 
Wenn wir in diesem Herbst - Wolfgang Schäuble, 
Herr Gerhardt und andere haben es heute, Theo 
Waigel hat es gestern schon gesagt - wichtige Detail-
fragen in Angriff nehmen werden, wie wir den 
Standort Deutschland und die soziale Symmetrie si-
chern, muß es doch möglich sein, ein vernünftiges 
Gespräch zu führen, ohne von vornherein ins Abseits 
gedrängt zu werden. 

Sie sollten einfach einmal nüchtern nachlesen, was 
Herr Spöri - das ist keiner, der im Moment die Kanz-
lerkandidatur oder den Parteivorsitz anstrebt, son-
dern einer, der eine Wahl gewinnen will  - geschrie-
ben hat. 

(Zuruf: Na? - Heiterkeit - Beifall bei der 
CDU/CSU und der F.D.P. - Zuruf der Abg. 

Anke Fuchs [Köln] [SPD]) 

- Frau Kollegin Fuchs, Sie kennen die Situation bes-
ser. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 
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Seit 1983 hatte ich es mit sechs Söhnen und Enkeln 
zu tun. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alle mißraten!) 

Es gibt mittlerweile noch einen in Hannover. Nun 
bringen Sie schon wieder den nächsten. Das wird ja 
eine zweistellige Zahl. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Was zuviel ist, ist zuviel. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Lachen bei der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS) 

Ich hoffe nicht, daß ich dem Mann jetzt schade; 
denn es ist sehr vernünftig, was er sagt. Sie haben 
Herrn Spöri in Baden-Württemberg doch nicht ohne 
Grund zum Spitzenkandidaten ausgerufen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Ja, eben!) 

Sie müssen dem Mann doch etwas zutrauen, sonst 
könnte er doch kein Spitzenkandidat sein. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Eben! Er 
kommt aus der Fraktion!) 

Herr Spöri hat geschrieben: 

Die SPD hat aus den Folgen des radikalen wirt-
schaftlichen Wandels, der Globalisierung von Ar-
beitszeiten und Produktion nicht die entschei-
denden Folgerungen gezogen. 

Weiter heißt es in diesem Text: 

Wird die Diskussion ... weitgehend darauf redu-
ziert und werden nicht Kostenfragen des Stand-
orts Deutschland in allen Aspekten schonungslos 
diskutiert, dann werden wir in der internationa-
len Konkurrenz um Arbeitsplätze scheitern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Recht hat er!) 

Schließlich sagt er: 

Wenn wir Einkommens-, Wohlstands- und Ar-
beitsplatzverluste vermeiden wollen, ist eine 
neue Strategie mit umfassender Nutzung von Fle-
xibilisierungsmöglichkeiten im Bereich der Ar-
beitsorganisation sowie einer konkurrenzfähigen 
Unternehmensbesteuerung und einer Senkung 
der Lohnnebenkosten durch Strukturreformen 
des Sozialsystems dringend notwendig. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Richtig! - 
Rudolf  Scharping [SPD]: Das sagen wir seit 

über zwei Jahren!) 

Was sagen wir eigentlich anderes? Ist das Sozialab-
bau? Wir sagen doch genau das gleiche, nämlich daß 
die Dinge auf den Prüfstand müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Bloß weil wir es sagen, muß es falsch sein? Das ist 
keine Politik, das ist Engstirnigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es ist unübersehbar, die deutsche Wirtschaft ist im 
Aufwind. Das Tempo hat sich zwar wegen Wechsel-
kursverschiebungen und mancher Tarifabschlüsse 
verlangsamt. Aber es gibt nicht den geringsten 
Grund, die Konjunktur kaputtzureden, wie das man-
che Auguren versuchen. Es ist ganz eindeutig, daß 
die Investitionen trotz der soeben genannten Schwie-
rigkeiten an Schwung gewinnen. 

Die jüngste Leitzinssenkung der Bundesbank 
wirkt sich positiv auf Investitionen und Nachfrage 
aus. Ich glaube auch jenen, die heute prognostizie-
ren, daß der private Konsum in der vor uns liegenden 
Zeit wieder einen Auftrieb erhält. Die Steuerentla-
stungen werden sich 1996 bemerkbar machen. Die 
lebhafte Weltkonjunktur wirkt sich ebenfalls aus. 

Wenn Theo Waigel gestern das Gutachten der 
OECD und des IWF zitieren konnte, dann ist das 
doch ein Grund zu Freude. Wenn ich vor fünf Jahren 
an diesem Pult gestanden und gesagt hätte - ich 
hätte aber nicht riskie rt , das zu sagen -, daß wir nach 
fünf Jahren von völlig seriösen, unabhängigen Stel-
len ein solches Testat bekommen, dann hätte es mir 
niemand geglaubt. Aber so ist es doch gekommen. 
Das ist der Erfolg einer Regierung, die kontinuierlich 
solide gearbeitet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn ich das sage, ist das überhaupt keine Ent-
warnung im Bereich der Arbeitsmarktpolitik. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Der jetzige Zustand ist absolut nicht akzeptabel, und 
wir müssen deswegen alles tun - lesen Sie das, was 
Herr Spöri Ihnen geraten hat -, um Investitionen und 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze in Deutschland zu 
ermöglichen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Ja, 
sicher!) 

Für mich ist die Frage der Arbeitslosigkeit keine 
technische Frage, sondern sie betrifft das Schicksal 
von vielen Menschen. Herr Scharping, Sie haben an 
einem Punkt recht: Ich habe nie eine positive Ent-
wicklung darin gesehen und habe es nur mit inne-
rem Sträuben erduldet, daß man 55-, 56- und 
57jährige als zu alt nach Hause schickt. 

Wir haben hervorragende Daten im ersten Halb-
jahr bei der deutschen Großchemie. Aber wenn Sie 
durch die drei Großbetriebe gehen, werden Sie sich 
schwertun, do rt  Leute zu finden, die 58 Jahre alt 
sind. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: So ist es!) 

Bei der Demographie und der Mentalität der Deut-
schen halte ich das nicht für eine gute Entwicklung. 
Deshalb muß man auch darüber reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wolf-Michael  Catenhusen [SPD]: Aber das 
hat sich in den letzten zwölf Jahren ver

-

schärft!) 
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Aber das ist doch auch im Gefolge von Tarifverträ-

gen geschehen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Sie regie

-

ren doch schon zwölf Jahre!) 

Jetzt sind wir wieder bei diesem Thema. Deswegen 
ist es doch nicht falsch, wenn man auch bei allem Re-
spekt vor der Tarifautonomie einmal sagt: In diesem 
Tarif werden Dinge entschieden, die für die Gesamt-
lage des Landes von enormer, auch negativer Bedeu-
tung sein können. 

Das Ziel ist völlig klar: Wir haben jetzt noch fünf 
Jahre bis zur Jahrhundertwende, und wir treten, 
wenn wir die internationale Situation betrachten, im-
mer deutlicher in dramatische Entwicklungen ein. 
Deswegen müssen wir jetzt - das hat etwas mit den 
Bäumen und dem Förster, den Sie zitiert haben, zu 
tun - Weichen für die Beschäftigung in der Zukunft 
stellen und die Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh-
men stärken. 

Wenn ich das will, dann muß ich bei Steuerfragen 
vernünftig darüber reden können und darf dabei 
nicht wieder die alten Ladenhüter - „es geht den Rei-
chen zu gut" - hervorziehen. Wenn wir in der Lage 
sein wollen, Zukunft zu gestalten, dann müssen wir 
auch fähig sein, Dinge auf den Prüfstand zu stellen 
und darüber zu diskutieren. Beim Entscheiden kön-
nen wir ja auseinandergehen, aber es muß doch zu-
mindest möglich sein, in der Sache ein Gespräch zu 
führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Natürlich haben wir Terrain verloren. Ich betreibe 
jetzt gar keine Nachlese, wer da jeweils schuld war. 
Ich glaube nicht, daß irgendeine Partei - ich sage das 
auch an meine eigene Adresse - von sich sagen 
kann, daß sie daran völlig unschuldig ist. Es war der 
Stil unserer Republik in diesen Jahren, zu lange zu 
glauben, es gehe automatisch so weiter, und wir wür-
den immer besser leben können und immer weniger 
leisten müssen. Wir stehen jetzt am Scheideweg. Ich 
plädiere leidenschaftlich dafür, daß wir in den näch-
sten Monaten, in den nächsten zwei Jahren die not-
wendigen Entscheidungen diskutieren und treffen 
und uns nicht gegenseitig herabsetzen, wenn wir an 
diese Themen herangehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. so

-

wie des Abg. Joseph Fischer [Frankfurt ] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Herr Fischer, Ihr Beifall erfreut mich deswegen 
nicht: Sie sind eines der Investitionshemmnisse in 
Deutschland. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sind zwar, das gebe ich zu, auf einem interessan-
ten Weg. Ob die Leute Ihnen folgen werden, ist eine 
andere Frage. Aber warum sollen Sie nicht dazuler-
nen? Das muß jeder von uns. Jetzt sitzen Sie in der 
ersten Bank und wollen auf die Regierungsbank. Auf 
diesem Weg müssen Sie noch etwas leisten. Das ist 
eine ganz einfache Lebenserfahrung. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Aber reden wir von den Arbeitsplätzen. Es war 
eben bei dem Kollegen Gerhardt wieder spürbar, als 
er über Arbeitsplätze im Privathaushalt gesprochen 
hat: Sobald wir darüber reden, wie wir mehr Arbeits-
plätze schaffen, fangen Sie sofort an dazwischenzu-
schreien. Frau Kollegin Fuchs, ich weiß von Ihnen, 
daß Sie in dieser Sache genauso denken wie ich. Set-
zen Sie sich in Ihrer Fraktion doch einmal durch, so 
daß diese Arbeitsplätze nicht mehr diskriminiert wer-
den! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nehmen wir den Bereich der Medien und Tele-
kommunikation. Ich hätte die Privatisierung in die-
sen Bereichen viel lieber schneller vorangetrieben. 
Sie wissen so gut wie ich, Herr Scharping, was es für 
eine unendliche Mühe gekostet hat - viele von Ihnen 
haben geholfen, das will ich ausdrücklich erwähnen -, 
daß nicht altes gewerkschaftliches Denken auf die 
moderne Zeit übertragen wurde. Ich klage nicht dar-
über; wir haben unser Ziel ja erreicht. 

Dies gilt auch für den Bereich der Umwelttechnolo-
gie. 

Bei der Biotechnik, Herr Fischer, könnten wir viel 
weiter sein, wenn andere nicht gebremst hätten. Es 
nützt uns nichts, zurückzublicken und zu sagen: 
„Wenn ..." Vielmehr geht es mir darum, in dieser 
Legislaturperiode die notwendigen Entscheidungen, 
um den Standort Deutschland in der kommenden 
Zeit wettbewerbsfähig zu machen, durchzusetzen. 
Ich kann Sie nur einladen, das Notwendige dazu zu 
tun und vor allem zu helfen, daß die gesellschaftliche 
Akzeptanz dafür geschaffen wird. 

Wer Leistungswillen in Deutschland immer noch 
diffamiert, wer nicht begreift, daß die Bereitschaft, et-
was zu leisten, von der Gesellschaft nicht nur materi-
ell, sondern auch immateriell honoriert werden muß, 
wer immer noch den Beg riff der Elite - ich meine die 
Leistungselite und nicht die Elite von Geburt - diffa-
miert, der begräbt ein Stück Zukunft. Dies ist doch 
eine der geistigen Grundlagen für die zukünftige 
Entwicklung, über die wir zu reden haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ein anderes Stichwort lautete wieder Abbau des 
Sozialstaats". Da schwingen Sie die große Keule. Es 
geht überhaupt nicht um einen Abbau. Es geht um 
einen Umbau. 

(Zuruf von der SPD: So kann man das auch 
nennen!) 

- Sie hören ja gar nicht zu. Lesen Sie doch einmal 
nach, was Ihr Kollege Rappe in diesen Tagen seinem 
Gewerkschaftstag dazu gesagt hat! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Rappe ist doch ein mindestens so vertrauenswürdi-
ger Sozialdemokrat wie Sie. Wenn es Leute wie ihn 
nicht gäbe, säßen eine Reihe von Leuten bei Ihnen 
gar nicht hier im Saal. Darüber müssen Sie sich doch 
im klaren sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Wir wollen die materiellen und finanziellen Grund-

lagen des Sozialstaats sichern. Meine Damen und 
Herren, wir haben in diesem Bereich klare Vorstel-
lungen. Ich habe mich immer leidenschaftlich gegen 
die Etikettierung gewehrt, die gelegentlich auch aus 
der deutschen Wirtschaft kam. Es gab einen Zeitab-
schnitt, in dem man uns, vor allem mir, geraten hat, 
„Reagan Economics" zu betreiben. Wohin diese Poli-
tik geführt hat, weiß ich. Dann gab es wieder andere, 
die gemeint haben, Thatcherismus wäre das Rich-
tige. Wohin das geführt hätte, weiß ich auch. Wir ha-
ben immer die Idee der Sozialen Marktwirtschaft 
Ludwig Erhards vertreten. 

Es sind zwei wichtige Begriffe und nicht bloße 
Worte: Marktwirtschaft und soziale Verantwortung. 
Das ist und bleibt unsere Politik. Sie muß in unserer 
Zeit - gegenüber Erhards Zeit haben sich die Dinge 
dramatisch verändert - durch den Beg riff Umwelt/ 
Ökologie ergänzt werden. 

Ökonomie und Ökologie gehören zusammen. Wi rt
-schaftlicher Wohlstand, Erhalt und Sicherung der 

Schöpfung, das ist das Motto, von dem wir uns leiten 
lassen. 

Wenn Sie das Thema „Umbau des Sozialstaates" 
betrachten, dann stellen Sie fest, daß die Schwer-
punkte offenkundig sind. Der eine bet rifft die Re-
form der Sozialhilfe. Reden Sie doch einmal mit ir-
gendeinem SPD-Bürgermeister, SPD-Oberbürger-
meister oder SPD-Landrat. Er sagt auf den Punkt ge-
nau das gleiche, was ich sage. Nur, Ihre Ideologie 
verbietet Ihnen, das hier zuzugeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Weitere Stichworte sind: Reform der Arbeitsförde-
rung, flexibler und sozialverträglicher Übergang vom 
Erwerbsleben in den Ruhestand sowie die überfäl-
lige Fortschreibung der Reform des Gesundheitswe-
sens. 

Aber, meine Damen und Herren, das nur Begriffe. 
Sie müssen immer wieder neu überdacht, überprüft 
und ausgefüllt werden. Wir werden das nicht mit 
mehr staatlichem Dirigismus tun können. Wir müs-
sen mehr Handlungsfreiheit für die Bürger und 
Selbstverwaltung schaffen. Aber das heißt nicht nur 
Handlungsfreiheit, sondern auch eigene Verantwor-
tung. Es kann nicht so sein, daß wir Eigenverantwor-
tung vermehren und do rt , wo die Dinge schiefgehen, 
immer nur der Staat einspringt. Auch das muß wie-
der klargestellt werden. Hilfe zur Selbsthilfe gehört 
in diesen Bereich. Ich könnte die Aufzählung belie-
big fortsetzen. 

Wir sind dabei, das sozialrechtliche Regelwerk zu 
entrümpeln, transparenter zu machen und mehr 
Wettbewerb einzuführen. Der Anreiz zur Aufnahme 
von Erwerbsarbeit gehört dazu. In Deutschland gibt 
es jetzt 2,5 Millionen Sozialhilfeempfänger. Nach al-
len Schätzungen wissen wir, daß für ungefähr 
500 000 von ihnen eine Beschäftigung durchaus zu-
mutbar ist. Die Bürger fragen sich doch, warum die 
Arbeitsämter hier nicht eingreifen. 

Die Arbeitsämter erteilen jedes Jahr in ca. 800 000 
Fällen eine Arbeitserlaubnis an Nicht-EU-Ausländer. 
Das wird mit der Begründung getan, es gebe keine 
deutschen Arbeitskräfte. Wenn das so ist und wenn 
der Deutsche Städtetag - Herr Kollege Scharping, 
keine Institution der Christlich Demokratischen 
Union oder der Christlich Sozialen Union - in einer 
Untersuchung sagt, daß 30 % der befragten Sozialhil-
feempfänger, für die eine Beschäftigung zumutbar 
ist, eine ihnen angebotene Beschäftigung ablehnen, 
dann muß die Frage, ob man das so akzeptiert, doch 
einmal auch von uns diskutiert werden. Diese Frage 
zu stellen hat doch nichts mit Unmensch lichkeit zu 
tun. Die Ablehnung eines zumutbaren Arbeitsplatzes 
offenbart die Mentalität des Trittbrettfahrens, die die 
Menschen in unserem Land nicht mehr verstehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auch und gerade die traditionelle Arbeitnehmer-
schaft, die einmal Ihre Stammwählerschaft war, stellt 
sich diese Frage. Deswegen will  ich Sie einladen: 
Blockieren Sie unsere Politik jetzt nicht, schon gar 
nicht über die Bundesländer - wohin das führt, ha-
ben Sie gerade erlebt -, sondern lassen Sie uns nach 
Vorlagen in den Ausschüssen vernünftig darüber dis-
kutieren, daß wir den Sozialstaat erhalten, aber den 
Mißbrauch abbauen! 

Ich füge hinzu, damit nicht sogleich wieder eine 
falsche Schlachtordnung aufzieht: Ich halte es für 
eine ganz miserable Diskussion, wenn dauernd über 
Mißbrauch nur in diesem Bereich geredet wird und 
nicht gleichzeitig über Steuerhinterziehung und 
Subventionsabbau. Beides gehört dazu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joachim  Poß [SPD]: Ganz neue Töne! - 
Wolf-Michael  Catenhusen [SPD]: Wir war

-

ten auf Taten, Herr Bundeskanzler!) 

- Ich bin eigentlich erstaunt, daß Sie darüber er-
staunt sind. Ihre Bildungslücke besteht deshalb, weil 
Sie nicht in meine Veranstaltungen kommen. Denn 
wenn Sie das täten, dann würden Sie das alles unent-
wegt von mir hören. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
- Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Sie müssen 
etwas tun! Nicht nur reden! - Joachim Poß 
[SPD]: Sie müssen Herrn Waigel anspitzen!) 

Meine Damen und Herren, wir haben den fünften 
Jahrestag der deutschen Einheit. Der Vorsitzende der 
PDS-Gruppe, der bekannte Medienstar, ist im Mo-
ment nicht da. Ich will nur sagen: An seiner Stelle 
wäre ich zu diesem Jahrestag völlig ruhig. Wenn es 
in diesem Haus jemanden gibt, der überhaupt kein 
Recht hat, uns im Hinblick darauf zu belehren, dann 
sind es er und die Seinen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der PDS) 

Nach fünf Jahren ist es an der Zeit, daß man einen 
Moment innehält und sich die Frage stellt: Was ist 
gelungen, was ist nicht gelungen? Es ist unüberseh-
bar - ich werde gleich noch etwas zu den dramati-
schen Herausforderungen für die Menschen sagen -, 
daß der Strukturwandel und der Aufbau in den 
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neuen Ländern zügig vorankommen, daß entgegen 
allen skeptischen Voraussagen die neuen Länder mit 
einer Zuwachsrate von 10 % die Wachstumsregion 
Nummer eins in Europa sind, daß die Investitionen 
dort  Motor für Wachstum und Beschäftigung sind 
und daß die Investitionsquote dort höher als jemals 
zuvor in den alten Ländern ist - pro Kopf der Bevöl-
kerung übertreffen die Investitionen das westdeut-
sche Niveau um ein Drittel. 

Natürlich haben wir 1989/90 eine Situation ange-
troffen, von der jeder weiß, daß der ökonomische Zu-
sammenbruch der damaligen DDR unabwendbar 
war. Auch die strukturellen Fehlentwicklungen von 
vielen Jahrzehnten zeigen sich natürlich jetzt. 

Das Land ist im Umbruch. Es ist die große Leistung 
der Menschen in Ost und West, die zum Aufbauwerk 
ihren Beitrag leisten. Deswegen bin ich dagegen, 
daß man immer wieder aus vordergründigen, aus 
wahltaktischen Absichten versucht, einen Keil zwi-
schen die Deutschen diesseits und die Deutschen 
jenseits der früheren Grenze zu treiben. Auch die 
Westdeutschen haben gewaltige Leistungen er-
bracht. Der Kapitaltransfer von West nach Ost ist völ-
lig einzigartig in der Welt und wird auch in der gan-
zen Welt so betrachtet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Man stelle sich vor: Allein 50 Milliarden DM sind 
in diesen fünf Jahren in die Verkehrsinfrastruktur 
der neuen Länder investiert worden. Natürlich ist 
vieles im Umbruch, ist vieles zusammengebrochen 
und muß neu aufgebaut werden. Vorhin war hier in 
Verelendungsparolen die Rede davon, daß die ganze 
industrielle Struktur untergegangen sei und in ab-
sehbarer Zeit nicht wiederkomme. 

Meine Damen und Herren, gehen Sie doch einmal 
ins Chemie-Dreieck. Wenn Sie mir nicht glauben, le-
sen Sie nach, was Herr Rappe dieser Tage auf seinem 
Kongreß der IG Chemie zu Leuna, Buna und der gan-
zen Region gesagt hat. Natürlich war dies ungeheuer 
schwer, und natürlich sind wir noch längst nicht am 
Ziel. Aber wer heute durch die neuen Länder fährt, 
muß doch ein Brett vorm Kopf haben, wenn er nicht 
erkennt, daß dort - auch für die Menschen - wirklich 
etwas passiert ist und passiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Da hier die soziale Komponente mit Recht so her-
vorgehoben wird, will ich wieder daran erinnern, 
auch wenn Sie es nicht gerne hören - es war unsere 
Entscheidung -, daß gerade die Älteren in den neuen 
Ländern, die Rentner, aus gutem Grund von der Ein-
heit profitieren. Die Eckrente betrug bei 45 Versi-
cherungsjahren am Tag der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion 1990 600 DM Ost. Heute sind es rund 
1 500 DM West. Das sind 80 % der Westrente. 

Auch das sage ich in eine Diskussion in West-
deutschland hinein, die mir nicht gefällt: In der Pra-
xis führt es in vielen Fällen dazu, daß die Rentner-
ehepaare in den neuen Ländern günstiger abschnei-
den als im Westen, weil die familiäre Situation im 

Westen gerade in der älteren Generation die war, 
daß weitgehend über Jahrzehnte nur einer in der Fa-
milie, nur einer der Ehepartner eine Rente erarbeitet 
hat, 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Männer!) 

während in den neuen Ländern oft beide gearbeitet 
haben und entsprechend jetzt beide diese Rente be-
kommen. Ich sage gar nichts dagegen. Ich betone 
das nur im Blick auf manche Neidstimme, die ich im 
Westen höre. 

Die, die neidisch sind, sollen einmal überlegen, 
was es bedeutet hat, in den letzten 40 Jahren in 
Frankfurt  an der Oder oder in Görlitz zu leben. Die 
Westdeutschen hatten eine ganz andere Lebensqua-
lität und eine ganz andere Möglichkeit, ihr Leben zu 
gestalten. Ich gönne den Älteren in den neuen Län-
dern diese Chance, daß sie sich jetzt auf ihre älteren 
Tage wesentlich günstiger stellen und im Detail oft 
ein Rentenniveau erreicht haben, das überall in Eu-
ropa bewunde rt  wird. Das ist die Realität im sozialen 
Bereich - auch in den neuen Ländern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich weiß, meine Damen und Herren, daß die Men-
schen in den neuen Ländern diesen dramatischen 
Prozeß nicht nur im Ökonomisch-Sozialen, sondern 
auch im Psychologischen bewältigen müssen. In vie-
len Fällen zeigt sich das Problem schon in der Spra-
che. Wir müssen uns immer fragen, ob wir nicht an-
einander vorbeireden und ob wir genügend Ver-
ständnis füreinander aufbringen. 

Immer wieder - zuletzt vor ein paar Tagen - hatte 
ich die Gelegenheit, mit jungen Rekruten aus den 
neuen Ländern zu reden. Man muß sich vorstellen: 
Der 19jährige, der jetzt beim Bund ist, hat in seiner 
Schulzeit gehört, daß die NATO ein Werk des Teufels 
und ein Kriegstreiber sei und daß das alles schreck-
lich sei. Jetzt ist er Teil dieser Bundeswehr. 

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS]: Jetzt muß er 
mitmachen!) 

- An Ihrer Stelle würde ich diesen Zwischenruf wirk-
lich nicht machen. Denn wenn ich mir vorstelle, was 
Sie in diesen Jahrzehnten an sogenannter Wissen-
schaft betrieben haben, um das Regime zu festigen, 
würde ich raten, in diesem Haus ganz ruhig zu sein. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Von Leuten, die den ideologischen Unterbau dieses 
Terrorregimes geliefert haben, brauchen wir keine 
Nachhilfe. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P. - Dr. Gregor Gysi [PDS]: Meinen 

Sie auch die DDR-CDU-Mitglieder?) 

Bei aller Freude über die Fortschritte, die wir ge-
macht haben, bitte ich Sie, im Rahmen unserer Mög-
lichkeiten, jeder für sich und an seinem Platz - das 
sage ich auch an die Adresse der Bundesregierung -, 
immer daran zu denken, daß sich bei allen wirt-
schaftlichen, sozialen, ökonomischen und ökologi-
schen Fortschritten das Leben der Menschen so dra- 
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matisch verändert hat, daß es tiefe Wirkung auf ihr 
Denken und ihr Fühlen haben muß, und daß die, die 
wie ich und die meisten hier im Saal das Glück hat-
ten, in diesen Jahrzehnten in Freiheit zu leben, den 
größeren Schritt auf den Freund, Pa rtner und Nach-
barn in Deutschland zugehen müssen. Wenn wir das 
begreifen, werden wir am Ende des nächsten Jahr-
fünfts einen weiteren großen Fortschritt erreicht ha-
ben. Daß die blühenden Landschaften inzwischen da 
sind, habe ich schon gar nicht mehr erwähnt; das 
zeigt, daß Ihre diesbezügliche Prognose, wie viele Ih-
rer Prognosen, nicht zutraf. 

Meine Damen und Herren, ich bin zu den französi-
schen Atomwaffenversuchen befragt worden. Die 
kritische Haltung der Bundesregierung dazu ist be-
kannt. Der Bundesaußenminister, ich selbst und die 
Bundesregierung als Ganzes haben sie mehrmals öf-
fentlich geäußert, ich übrigens von dieser Stelle aus 
vor dem Deutschen Bundestag am 13. Juli. 

Es ist ganz unübersehbar, daß die Bundesregie-
rung und die französische Regierung in der Frage 
von Nukleartests unterschiedliche Ausgangspositio-
nen und auch unterschiedliche Auffassungen in der 
konkreten Situation haben. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Schäuble auch!) 

Ich habe ganz selbstverständlich bei mehreren Gele-
genheiten mit dem französischen Präsidenten Jac-
ques Chirac intensiv darüber gesprochen. Er hat 
diese Tests übrigens vor der Wahl angekündigt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Es soll niemand sagen, die Bürger Frankreichs seien 
hintergangen worden. Das war ein Wahlkampf-
thema. 

Der Präsident und seine Regierung sowie die große 
Mehrheit des - frei gewählten - französischen Parla-
ments halten die Testreihe im Interesse der Sicher-
heit der französischen Nuklearwaffen für notwendig. 
Sie erklären, erst auf dieser Grundlage könne Frank-
reich auf die Tests verzichten und zur Simulation 
übergehen. 

Wir sind anderer Meinung. Für mich ist wichtig, 
daß Präsident Chirac und seine Regierung sich in 
diesem Zusammenhang festgelegt haben, bei den 
Verhandlungen über einen Teststoppvertrag so mit-
zuwirken, daß der Vertrag in einem Jahr abgeschlos-
sen und unterzeichnet wird. Er hat sich gestern noch 
einmal bereit erklärt, unter diesem Gesichtspunkt 
die Zahl der Nukleartests zu reduzieren. 

Meine Damen und Herren, wir sind in dieser 
Frage, denke ich, in diesem Haus einig. Wir fordern 
gemeinsam den Abschluß eines überprüfbaren und 
weltweit anwendbaren Teststoppvertrags. Das ist ein 
wichtiges Ziel unserer Außenpolitik, und es ist nicht 
zuletzt ein wichtiger Auftrag, dem sich unser Kollege 
Kinkel widmet, dies in Genf bei der Abrüstungskon-
ferenz zu erreichen. Das war unsere Meinung; das 
bleibt unsere Meinung. Unsere französischen 
Freunde wissen das. 

Denjenigen, die jetzt dieses Thema, das ich für 
sehr bedeutend halte, hochstilisieren, ohne Rücksicht 
darauf zu nehmen, was es heißt, zwischen Deutsch-
land und Frankreich eine solche Dissonanz zu erzeu-
gen, will ich sagen, daß sie eine Politik betreiben, die 
ich nicht mitmache. Alle meine Amtsvorgänger und 
auch viele aus den verschiedensten Parteien hier im 
Hause haben an der  deutsch-französischen Freund-
schaft mitgewirkt. Sie ist eine der kostbarsten Errun-
genschaften der Nachkriegszeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es gab in diesen Jahrzehnten immer erhebliche 
Kontroversen in der Sache. Das ist doch ganz normal. 
Wir haben sie unter Freunden auszutragen versucht. 
Aber ich bin nicht bereit, an irgendeinem Punkt mit-
zumachen, der diese Freundschaft in irgendeiner 
Form beschädigen könnte. Wir brauchen, wie das 
tägliche Brot, in den nächsten Jahren bei dem Bau 
des Hauses Europa die deutsch-französische Pa rtner-
schaft und Freundschaft. Das ist das Wichtigste, was 
überhaupt ins Haus steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn das so ist, dann kann man seinen Protest an-
melden, kann man seine Kritik, auch herbe Kritik, 
äußern. Aber man muß doch verstehen, daß man in 
einer Güterabwägung das richtige Wort trifft. Man-
ches, von dem, was ich an Protestaufrufen in 
Deutschland lese, ist ziemlich dümmlich. Diejenigen, 
die das auf ihre Getränke ausdehnen, haben sich, 
wie ich finde, selbst schon dekuvriert. Dümmer geht 
es wirklich nicht. Das setzt uns nur dem Spott unse-
rer Umwelt aus. 

Ich glaube aber, wir können in dieser Debatte nicht 
über den Haushalt und die Lage des Landes reden, 
wenn wir nicht im Bereich der Außenpolitik auch ein 
Wort  zur Lage im ehemaligen Jugoslawien sagen. 
Das ist ein vorrangiges Thema. Das ist längst kein 
Thema der Politiker mehr. Das ist ein Thema der 
Menschen. In einem Land wie Deutschland, in dem 
gegenwärtig an die 700 000 Menschen leben, die mit 
einem jugoslawischen Paß hierher gekommen sind, 
um hier zu arbeiten, und in dem zusätzlich rund 
400 000 Bürgerkriegsflüchtlinge leben, spielt dieses 
Thema eine ganz besondere Rolle. Wenn Sie heute in 
ein beliebiges Krankenhaus in Deutschland zu einem 
Besuch gehen, werden Sie sehr rasch feststellen, daß 
so manche Krankenschwester, die dort arbeitet, aus 
Kroatien, Serbien oder aus Bosnien-Herzegowina 
kommt. Viele weinen über das Schicksal ihres Vol-
kes. 

Ich denke, wir, die Deutschen, haben doch eigent-
lich selbstverständlich Grund, diesen Schmerz nach-
zuempfinden. In diesem Hause sitzen nicht wenige, 
die wie ich noch als Kinder den Zweiten Weltkrieg, 
die Flucht und die Vertreibung erlebt haben. Wenn 
diese Generation, aber auch die Generation der Jun-
gen, die es aus den Erzählungen der Eltern und der 
Großeltern weiß, diese Bilder von Flüchtlingstrecks 
auf den Straßen sieht, dann kann uns das nicht 
gleichgültig sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 
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Ich sage das nicht, um uns zu rühmen, sondern 
weil ich das für selbstverständlich halte. Wir sind das 
reichste Land in Europa. Wir haben unsere Ge-
schichte. Als wir 1945 am Ende waren, haben uns an-
dere geholfen, nicht zuletzt die Amerikaner. Denken 
Sie daran! In diesen Tagen jähren sich Care, Hoover

-

Speisungen und vieles andere. Wenn wir nicht inzwi-
schen für Not stumpf geworden sind, dann müssen 
wir jetzt im humanitären Bereich tun, was wir tun 
können. Das sind gewaltige Summen. Es sind allein 
über 11 Milliarden DM, die wir vor Ort und in den 
Ländern und Gemeinden in der Bundesrepublik seit 
1991 ausgegeben haben. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Da sagt der 
Herr Schäuble etwas anderes!) 

- Herr Schäuble ist genau der gleichen Meinung. 
Wie können Sie denn so einen Zwischenruf machen! 
Nein, wirklich! Ich meine, es darf nicht so weit kom-
men, daß die parteipolitische Abneigung einem je-
den Sinn für die Menschlichkeit verstellt; übrigens 
auch untereinander. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich werde das Thema in ein paar Tagen bei dem 
Treffen der Staats- und Regierungschefs auf Mallorca 
- auf Einladung von Felipe Gonzales - ansprechen. 
Wenn ich sage, wir brauchen eine gerechtere Vertei-
lung der Flüchtlinge in Europa, dann ist das keine 
Absage für Deutschland. Nur geht es nicht, daß hier 
über 400 000 Flüchtlinge sind und andere fast nichts 
tun. Ich bin im übrigen überhaupt der Meinung, daß 
wir die Politik an diesem Punkt noch einmal sorgfäl-
tig betrachten müssen, ob nicht die Europäische 
Union und natürlich damit auch wir vor Ort mehr tun 
müssen, um wenigstens in der Nähe der Heimat, 
wenn es schon nicht in der Heimat selbst möglich ist, 
beispielsweise im Sprachgebiet der Betroffenen, Auf-
fanglager zu bauen, damit man von do rt  aus neu auf-
bauen kann. Es ist eine katastrophale Lage für Kin-
der, wenn sie über viele Jahre von ihrem Ursprungs-
gebiet getrennt sind und die Sprache ihrer Heimat-
länder und das ganze Umfeld nicht mehr begreifen. 
Das muß uns umtreiben, und so werden wir uns ver-
halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Aber das vordringlichste Ziel muß die rasche Been-
digung von barbarischer Gewalt sein. Die Erkenntnis 
muß Platz greifen, daß durch kriegerische Taten kein 
Friede zu gewinnen ist. Wenn ich das sage, so ist das 
keine Absage an die NATO und das, was sie getan 
hat. Die NATO-Luftangriffe waren notwendig, insbe-
sondere im Bereich von Sarajevo. 

Ich bin nachdrücklich dafür - das habe ich in den 
letzten Wochen in vielen Gesprächen zum Ausdruck 
gebracht -, daß wir zur Eile drängen, nicht nur we-
gen des augenblicklichen Leids der Betroffenen, son-
dern auch wegen des Winters in wenigen Wochen. 
Dann wird die Lage der Flüchtlinge und Vertriebe-
nen dort  noch viel katastrophaler sein. Auch hier ha-
ben die Deutschen ihre eigene Erfahrung. 

Deswegen werden wir zum jetzigen Zeitpunkt 
praktisch Tag für Tag mit unseren Pa rtnern , Freun-
den und Kollegen zu reden haben. Ich habe das in 
meinen Gesprächen mit dem amerikanischen und 
dem französischen Präsidenten, mit dem britischen 
Premierminister, mit zwei der Präsidenten im frühe-
ren Jugoslawien und am Wochenende mit Präsident 
Jelzin getan. Wir sind uns einig: Es gibt nur eine poli-
tische Lösung. Es gibt jetzt eine Chance - ob sie er-
folgreich sein wird, weiß ich nicht -, Ende nächster 
Woche, wenn die Politischen Direktoren der fünf 
Länder der Kontaktgruppe mit den drei Außenmini-
stern zusammenkommen, ernsthafte Verhandlungen 
zu eröffnen. 

Ich habe Boris Jelzin dringend gebeten, die 
Chance, die er besser als jeder andere hat, im Um-
gang mit dem serbischen Präsidenten und mit der 
serbischen Seite voll auszuschöpfen. Wir selber ha-
ben mit der Führung Bosnien-Herzegowinas und mit 
Präsident Tudjman das uns Mögliche getan. Wir wer-
den es weiterhin tun. Ich füge hinzu: Wenn dieser er-
ste Kontakt noch nicht zum Ziel führt, dann laßt uns 
möglichst rasch einen zweiten aufnehmen. Wir müs-
sen am Ball bleiben, damit das Ziel, das Jelzin und 
auch Präsident Clinton genannt haben, vielleicht 
noch in diesem Herbst zu einer abschließenden Kon-
ferenz der Staats- und Regierungschefs für den Be-
reich Kontaktgruppe plus die drei Länder zu kom-
men, erreichbar ist. 

Ich füge hinzu: Ich werde mich an nichts beteili-
gen, wenn der Erfolg dieser Konferenz nicht vorher 
gesichert ist, denn der Mißerfolg einer solchen Kon-
ferenz hätte katastrophale Folgen, ich fürchte, auch 
kriegerische Folgen in weitem Umfang. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Voll

-

mer) 

Jetzt geht es um die Frage: Was ist für uns Voraus-
setzung? Ich denke, darüber sind wir uns einig: Alle 
Beteiligten müssen die Grundsätze des humanitären 
Völkerrechts einhalten. Menschenrechtsverletzun-
gen, Vertreibung, Mord, Plünderung und Zerstörung 
können nicht akzeptiert werden, von wem auch im-
mer sie begangen werden. Hier darf es keine Einsei-
tigkeit geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Herr Abgeordneter Fischer, um das klar zu sagen: 
Das, was Sie vorhin als Anmerkung und Frage mit 
Blick auf die ethnischen Säuberungen an mich rich-
teten, gehört genau dazu. Das ist für mich ein Teil un-
serer Vorstellung von humanitärem Völkerrecht. Für 
mich gehört auch der Minderheitenschutz dazu. Wer 
die Region und die 500 Jahre Geschichte seit der 
Schlacht auf dem Amselfeld kennt, der muß wissen, 
daß es dort  ohne einen klugen und abwägenden 
Minderheitenschutz nie Frieden geben wird. 

Wenn dies richtig ist, muß unsere Position genau 
auf dieser Linie liegen, und wir müssen dafür Sorge 
tragen, daß andere das ebenfalls so akzeptieren. Da-
mit wir unser Wo rt  geben können - auch das sage ich 
noch einmal ganz offen -, ist es wichtig, daß im Sinne 
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dessen, was wir hier im Deutschen Bundestag in 
Übereinstimmung mit unserer Verfassung beschlos-
sen haben, die deutsche Bundeswehr ihren Einsatz 
leistet - nicht mehr, aber auf gar keinen Fall weniger. 
Auch das muß klar ausgesprochen werden. Ich finde, 
wir haben allen Grund, den Soldaten der Bundes-
wehr zu danken, die dort ihren Dienst tun und in ei-
ner besonderen Weise deutlich machen, daß Freiheit 
nicht zum Nulltarif zu haben ist. Auch das ist eine 
aufrüttelnde Erfahrung dieser Zeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. so

-

wie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ein letztes in diesem Zusammenhang will  ich wie-
derholen, weil es gelegentlich unterschlagen wird, 
wenn über unsere Meinung diskutiert wird. 

Ich bin nicht bereit - ich hoffe, Sie alle auch nicht -, 
dann, wenn nicht mehr geschossen wird und Friede 
kommt, territoriale Veränderungen zu akzeptieren, 
die zuvor auf dem Weg der brutalen Gewalt herbei-
geführt worden sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der F.D.P. und der SPD) 

Ich sage mit großer Entschiedenheit und Nach-
denklichkeit: Wenn wir in Europa wieder zulassen, 
daß Gewalt im Leben der Völker honoriert wird, 
dann werden wir schnell wieder do rt  sein, wo wir 
1938 in Europa standen. Das darf nie wieder deut-
sche und internationale Politik sein. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir zum 
Schluß noch ein kurzes Wort zur Europapolitik. Wir 
können doch heute nicht über den Haushalt 1996 be-
raten, ohne uns daran zu erinnern, daß nach dem 
Maastrichter Vertrag 1996 die Verhandlungen begin-
nen. Im Vertrag steht nicht ein genaues Datum oder 
der Monat, aber das Jahr 1996. Deswegen habe ich 
vor ein paar Tagen bei unseren Gesprächen - zusam-
men mit dem Bundesaußenminister - mit den italieni-
schen Kollegen in Stresa den Italienern gesagt - sie 
haben ab 1. Januar 1996 den Vorsitz in der Europä-
ischen Union -, daß wir davon ausgehen, daß die 
Verhandlungen nach sorgfältigen Vorbereitungen 
beginnen. Das gilt dann auch für die zweite Präsi-
dentschaft im Jahr 1996, die die Iren innehaben wer-
den. 

Warum soll ich hier meine Meinung unterdrücken: 
Ich glaube, das Jahr 1996 wird für die Verhandlun-
gen nicht ausreichen. Deswegen meine ich, wenn ich 
von Maastricht II rede, daß wir unter der niederländi-
schen Präsidentschaft, die die erste Maastricht-Ver-
handlungsrunde vorzüglich geleitet hat, eine zweite 
Verhandlungsrunde mit dem Abschluß der Vereinba-
rungen bekommen werden. 

Meine Damen und Herren, ich füge hinzu: Was im-
mer man an Kritik an der europäischen Entwicklung 
vorbringen kann, gerade die schrecklichen Erfahrun-
gen im früheren Jugoslawien zeigen uns, wie not-
wendig das Haus Europa ist. Diejenigen, die den Eu-
ropäern Versagen vorwerfen, müssen mir die Frage 
beantworten: Wie können wir eigentlich ohne das In-

strumentarium, das wir nun erst schaffen, jetzt das 
Notwendige tun? Hätten wir die Entscheidung, die 
wir jetzt treffen wollen, vor zehn Jahren getroffen, 
hätten wir ganz andere gemeinsame Handlungsmög-
lichkeiten gehabt. 

Wir müssen in diesen Monaten, in diesen andert-
halb Jahren, in den wichtigsten Politikbereichen Eu-
ropas vorankommen: in den Bereichen der Finanz-, 
Wirtschafts-, Agrar- und Strukturpolitik. Wir müssen 
über eine faire Lastenverteilung reden. Nicht alles, 
was sich hier in den vergangenen Jahrzehnten auf-
gebaut hat, kann man heute als fair bezeichnen. 

Wir haben ferner die wichtige Frage der Heranfüh-
rung der Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas zu 
sehen. Als Deutsche haben wir ein elementares Inter-
esse daran, daß unsere Nachbarn in Tschechien, in 
der Slowakei, in Polen und in Ungarn, um einmal die 
erste Gruppe zu nennen, dieses Ziel bald erreichen. 
Wir wissen um die Schwierigkeiten im Umdenken, 
das notwendig ist. Wir brauchen eine enge, gutnach-
barschaftliche Beziehung zu Rußland, und aus gutem 
Grund nenne ich hier vor allem auch die Ukraine. 

Das alles setzt voraus, daß deutsche Politik nicht 
nach dem Motto geschieht: Wir sind die Besten, wir 
sind die Größten, am deutschen Wesen soll die Welt 
genesen. Vielmehr müssen wir fähig sein, uns einzu-
ordnen, Kompromisse zu finden, die tragfähig sind, 
die auch in der Innenpolitik tragfähig sein müssen. 
Am Ende dieses Jahrhunderts wollen wir als ein 
Land und ein Volk hervortreten, das Werke des Frie-
dens tut und dem Frieden und Freiheit ein zentrales 
Gut sind. 

Wir haben in diesem Jahr zurückgeschaut, und es 
war ja die Erleichterung spürbar, daß die Befürchtun-
gen im Zusammenhang mit den Wochen Ende April/ 
Anfang Mai nicht eintrafen. Die Befürchtungen wa-
ren ja eigentlich verständlich, daß jetzt alles wieder 
hochkommt und vielleicht viele in unserer Nachbar-
schaft vergessen, daß es heute das neue Deutschland 
gibt. Aber wir wollen nicht vergessen - und wir ha-
ben es auch nicht vergessen -, was vor über 50 Jah-
ren die Deutschen getan haben und was im deut-
schen Namen geschehen ist. 

Wer in London, in Pa ris, in Berlin und auch in Mos-
kau dabei war und das Glück hatte zu erleben - ich 
will das hier als persönliches Glück bezeichnen -, 
wie die Israelis, wie die Niederländer und wie die Po-
len uns heute begegnen, der weiß, was für einen 
großartigen Weg wir zurückgelegt haben. 

Dies ist nicht die Sache einer einzigen Partei; ich 
füge dies ausdrücklich dazu. Es gab auf diesem Weg 
viele ganz unterschiedliche Positionen. 

Heute vor acht Tagen standen wir abends - eine 
ganze Reihe Kollegen waren ja dabei - noch vor dem 
alten Schloß in Münster. Do rt  ist das deutsch-nieder-
ländische Korps in Dienst gestellt worden. Man muß 
sich einmal vorstellen, was das heißt. Der Komman-
deur trat vor und hat sein Amt übernommen; er ist 
ein Niederländer. Sein Nachfolger wird ein Deut-
scher sein. Wenn man berücksichtigt, daß praktisch 
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das Gros des niederländischen Heeres in dieses 
Korps integriert  ist, kann man nachempfinden, was 
es bedeutet, wenn zu einem bestimmten Zeitpunkt 
der Kommandeur ein Deutscher sein wird. 

Wenn man das einen Moment überlegt und inne-
hält, dann, finde ich, hat man allen Anlaß zu sagen: 
Wir haben Grund zur Dankbarkeit und zur Freude, 
daß über Gräber und Trümmer hinweg dieser Weg 
Deutschlands möglich war. Wir wollen nicht verges-
sen, wo wir herkommen: aus Krieg und Zerstörung 
und Nazibarbarei. Aber wir wollen über der Ge-
schichte die Zukunft nicht vergessen; wir wollen sie 
gemeinsam gestalten. 

Ein vereintes Europa im Verbund mit unseren ame-
rikanischen Freunden und ein wiedervereintes 
Deutschland - bei allem Streit, liebe Kolleginnen und 
Kollegen: Dafür lohnt es sich zu arbeiten. 

(Langanhaltender Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zu einer Kurzin-
tervention erteile ich jetzt dem Abgeordneten Heuer 
das Wort . 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Frau Präsidentin! Herr 
Bundeskanzler, Sie haben mir auf meinen Zwischen-
ruf gesagt, ich hätte als Wissenschaftler dieses Sy-
stem stabilisiert, und deswegen sollte ich den Mund 
halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zurufe von der 
CDU/CSU: Richtig!) 

- Meine Damen und Herren, der Bundeskanzler hat 
heute erklärt, er suche das Gespräch. Was Sie su-
chen, sind Leute, die den Mund halten, und das fin-
den Sie in mir nicht. 

(Beifall bei der PDS - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Setzen!) 

Ich habe dieses System, wie es war, als Wissen-
schaftler stabilisiert und kritisiert. Ich habe dazu eine 
Menge geschrieben. Herr Bundeskanzler, Sie müs-
sen es lesen; dann können wir darüber diskutieren. 

Was ich viel schlimmer finde, ist, daß ein Wissen-
schaftler, weil er in diesem Staat gearbeitet hat, dis-
kriminiert wird, und das bet rifft ja nicht nur Juristen. 
Das betrifft Archäologen, das bet rifft einen weltbe-
kannten Chirurgen wie Professor Klinkmann, der 
deshalb nicht mehr in Deutschland arbeiten darf, 
weil er auf einem SED-Parteitag geredet hat. Sie dis-
kriminieren die ostdeutsche Wissenschaft zu erhebli-
chen Teilen. Das ist mir viel wichtiger als das, was 
Sie über mich sagen. 

(Beifall bei der PDS) 

Ich möchte ein Zweites sagen. Ich habe einen Zwi-
schenruf zur Frage der NATO gemacht, und dann 
wurde mir geantwortet: Sie waren ein schlechter 

Wissenschaftler. Sie haben ja gar nicht zu dem Stel-
lung genommen, was ich gesagt habe. Was mich be-
wegt, ist, daß die NATO heute tatsächlich ein Kriegs-
instrument ist. 

(Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: Oh!) 

Hier ist heute vieles dazu gesagt worden, was man 
alles an schlimmen Bildern im Fernsehen sieht. Was 
sahen wir denn in den letzten Tagen im Fernsehen? - 
Wir sahen Bilder von klinisch reinen Luftangriffen, 
wie im Golfkrieg und wie ich sie in der großdeut-
schen Wochenschau gesehen habe. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Wegtreten! 
- Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Setzen! Un

-

glaublich!) 

Davor habe ich Angst. Ich habe diese Bilder damals 
gesehen. Wenn Herr Schäuble sagt, man wolle nicht, 
daß der Kampf bis zum letzten Franzosen geführt 
werde, dann habe ich Angst vor der Außenpolitik 
dieses Landes. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Günter Verheugen. 

Günter Verheugen (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es macht sich im-
mer ganz gut, Herr Bundeskanzler, wenn man am 
Beginn einer Rede seine innere Befindlichkeit schil-
dert. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Probieren Sie es doch auch mal!) 

Sie haben das getan; ich will das auch tun. 

Mir geht es nämlich wie Ihnen: Haue ich jetzt rich-
tig drauf, schreibt die Presse vermutlich, wir wollten 
ablenken. Bin ich sehr zurückhaltend, heißt es, wir 
hätten unsere Ang riffslust verloren. 

Ich will es andersherum versuchen und Ihnen bei 
einer Stelle zustimmen, bei der Sie es vielleicht nicht 
vermuten. Als Sie in bezug auf eine bestimmte Dis-
kussion in meiner Partei gesagt haben „Was zuviel 
ist, ist zuviel” , habe ich aus vollem Herzen zuge-
stimmt. Ich sage Ihnen: Deshalb haben wir das auch 
entschieden. Derjenige von uns, der Sie ablösen 
wird, heißt Rudolf Scharping, und do rt  sitzt er. 

(Beifall bei der SPD - Lachen des Bundes

-

ministers Dr. Theodor Waigel) 

- Herr Waigel, wenn Sie mal wieder Opposition ma-
chen dürfen, wird Ihnen das Lachen hoffentlich nicht 
vergehen. Ich hoffe, es wird Ihnen so viel Spaß ma-
chen, wie mir jetzt schon nicht mehr, weil es langsam 
Zeit wird. 

Wenn es noch jemanden gibt, der Bundeskanzler 
werden will, was in Deutschland ja nicht verboten ist, 

(Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Das ist 
auch wahr!) 
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dann ist das nur ein Zeichen dafür, daß die Aussich-
ten so ungünstig nicht eingeschätzt werden. Nach 
dem, was Ihre beiden Koalitionsstützen Schäuble 
und Gerhardt heute morgen hier geboten haben, 
muß ich sagen: Von Dynamik, von Reformgeist, von 
Schwung ist in Ihrer Koalition aber auch nichts mehr 
zu spüren. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese wirklich müde Pflichtübung, die die beiden 
heute morgen hier abgeliefert haben, zeigt mir 
schon, daß wir mit unserer Kritik an der völlig richti-
gen Stelle sind. Sie haben keine Vorstellung mehr 
davon, wie Sie wirklich die Zukunft unseres Landes 
gestalten können. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es!) 

Herr Bundeskanzler, vergegenwärtigen Sie sich 
noch einmal Ihre eigenen Worte aus Ihrer Regie-
rungserklärung zu Beginn dieser Legislaturpe riode; 
ich habe sie noch gut in Erinnerung. Do rt  kamen 
dauernd Worte wie „Innovation", „Reform", „Er-
neuerung", „Dynamik" vor. Aber was haben Sie in 
der Zwischenzeit getan? Wo sind die Erfolge, wo sind 
die Ergebnisse einer Politik, die angeblich auf Er-
neuerung und Modernisierung setzt? 

Herr Scharping hat Ihnen dazu heute morgen eine 
Reihe von Fragen gestellt, die Sie nur zum Teil beant-
wortet haben. Ich stelle also fest: Der Bundeskanzler 
beantwortet die Frage nicht, ob seine Koalition das 
System der gesetzlichen Sozialversicherung grund-
legend verändern will oder nicht. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Dann müssen Sie 
zuhören!) 

Sie haben zwar von Umbau gesprochen, aber zu den-
jenigen in Ihrer Koalition, die alle paar Wochen die 
Öffentlichkeit damit überraschen - oder inzwischen 
schon nicht mehr überraschen -, daß sie die Sozial-
versicherungsbeiträge der Arbeitgeber einfrieren 
wollen oder Karenztage bei der Lohnfortzahlung ein-
führen wollen oder bei der Pflegeversicherung die 
zweite Stufe allein durch Urlaubstage der Arbeitneh-
mer bezahlen wollen, haben Sie nichts gesagt. Ich 
schließe daraus, daß Sie auch diese Diskussion ein-
fach laufen lassen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aus all dem, was allein im letzten halben Jahr von 
Ihnen unwidersprochen aus den Reihen Ihrer Koali-
tion zur Veränderung des Sozialstaates gesagt wor-
den ist, ergibt sich eine ganz klare Linie, und nie-
mand kann im Grunde mehr daran zweifeln, was Sie 
und Ihre Regierung, Ihre Koalition wollen: Sie wollen 
weiterhin die sozialen Standards in unserem Lande 
senken, weil Sie das für den Weg halten, die Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Wi rtschaft zu erhöhen. 

(Beifall bei der SPD - Siegf ried Hornung 
[CDU/CSU]: Das Wo rt  „weiterhin" können 

Sie weglassen!) 

Dieser Weg hat sich seit zwölf Jahren als Irrweg er-
wiesen. Herr Schäuble hat es heute morgen sehr 
deutlich zum Ausdruck gebracht, indem er sagte: Es 
besteht in Deutschland kein Mangel an Nachfrage 
nach Arbeit, es besteht ein Mangel an Nachfrage 
nach Arbeit zu diesem Preis. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Da hat er 
recht!) 

Meine Damen und Herren, glauben Sie denn im 
Ernst, daß wir den Wettbewerb um die niedrigsten 
Löhne in Europa jemals gewinnen können? Wollen 
Sie diesen Wettbewerb gewinnen? 

(Beifall bei der SPD) 

_ Derjenige Wettbewerb, den wir gewinnen können 
und den wir gewinnen wollen, ist der Wettbewerb 
um bessere, um technologisch anspruchsvollere Pro-
dukte. Das ist der Wettbewerb, in den wir uns bege-
ben müssen. 

(Beifall bei der SPD - Siegf ried Hornung 
(CDU/CSU): Alles wird von Ihnen verhin

-

dert! - Lachen bei der SPD) 

- Ich bin immer ganz froh, wenn ich aus solchen Zwi-
schenrufen höre, daß in Wahrheit die SPD hier re-
giert und nicht eine CDU/CSU-F.D.P.-Koalition. Das 
ist manchmal ganz überraschend. 

Dann halten Sie uns gerne vor - das haben Sie 
heute wieder getan -: Das Land sieht nicht so aus, 
wie die SPD das in ihrer Kritik an der Politik der Re-
gierung schildert. Das ist ein Stereotyp; das kennen 
wir von Ihnen schon seit einer Reihe von Jahren. 

Gibt es wirklich nicht die Arbeitslosen, die mehr 
und mehr verzweifeln, weil sie keine Politik mehr se-
hen, die neue Arbeitsplätze schafft? Gibt es wirklich 
nicht die Wohnungsnot, die drückender und drük-
kender wird für mehr und mehr Familien in diesem 
Land, weil bezahlbarer Wohnraum nicht mehr zur 
Verfügung gestellt wird? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Gibt es nicht die schrecklichen Folgen der Deindu-
strialisierung in den neuen Bundesländern? 

Die Wachstumsraten, die uns der Bundeskanzler 
genannt hat, sind ganz schön. Aber diese Wachs-
tumsraten basieren auf einem so niedrigen Niveau, 
daß sie nicht ausreichen, um eine anhaltende ge-
sunde Entwicklung in Gang zu bringen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Bundeskanzler hört im Augenblick nicht mehr 
zu. 

(Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Doch, er 
hört zu!) 

- Entschuldigung, ich konnte Sie do rt  nicht sehen; 
das ist schon in Ordnung. 

Es sind eine Reihe von unbeantwo rteten Fragen 
übriggeblieben. Was ist mit den Lohnnebenkosten? 
Herr Blüm schreibt in seinem B rief an die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion - ich darf Ihnen auch diesen Satz 
zitieren, weil er nicht untergehen sollte -: 
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rungsstrukturen 

- er meint: der Sozialversicherung - 

läßt sich daher nur der Schluß ziehen, daß der 
Trend einer verstärkten Belastung der Beitrags-
zahler zugunsten der Steuerfinanzierung geän-
dert werden muß. 

Das schlagen wir seit mehr als zwei Jahren vor. Wo 
sind die Aktivitäten Ihrer Regierung, die Kosten der 
Arbeit endlich zu senken? 

(Beifall bei der SPD) 

Was ist mit der Lohnfortzahlung? Akzeptieren Sie 
das, was die Gewerkschaften erkämpft haben? Ak-
zeptieren Sie die Tarifautonomie auch an diesem 
Punkt, oder soll das hier so gehen, wie es Herr 
Schäuble heute morgen angedeutet hat und wie wir 
es im vergangenen Jahr erlebt haben: Geht es - ich 
sage: scheinbar - aufwärts, ist es die Regierung ge-
wesen; geht es schlecht, dann waren es die Tarifpart-
ner. Die Tarifautonomie können Sie entweder ganz 
oder gar nicht haben. Da werden Sie sich entschei-
den müssen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Wo ist Ihre Antwort auf die Frage vieler Menschen 
in unserem Land, vor allen Dingen von Frauen, nach 
der Möglichkeit familiengerechter Teilzeitarbeit? 
Geredet haben Sie darüber viel, geschehen ist nicht 
das geringste - überhaupt nichts! Ich werde Ihnen 
gleich ein Angebot machen, was wir da vielleicht zu-
sammen tun können. Nichts ist geschehen! 

Was die Ausbildungssituation angeht, über die Sie 
dann gesprochen haben, Herr Bundeskanzler, so wi ll 

 ich Ihnen dazu folgendes sagen: Nach dem Stand 
vom 1. September dieses Jahres sind 100 000 junge 
Menschen in unserem Land ohne Ausbildungsplatz, 
d. h. 100 000 junge Menschen sind ohne berufliche 
Perspektive, 100 000 Menschen, die in dem Moment, 
von dem man sagt, daß da der Ernst des Lebens be-
ginnt, mit einer schweren Enttäuschung und Frustra-
tion anfangen müssen. Diesen 100 000 hilft es nichts, 
wenn Sie, Herr Bundeskanzler, sich auf regionale 
Unterschiede herausreden. Das hilft gar nichts. 

80 % der Ausbildungsplätze in unserem Land wer-
den vom Handwerk und vom Mittelstand zur Verfü-
gung gestellt. Es wäre also die richtige Politik, die In-
vestitionsfähigkeit, die Ertragssituation und damit 
die Ausbildungskapazität dieses Wi rtschaftsbereichs 
zu stärken. 

Was aber haben Sie gewollt - das ist erst ein paar 
Wochen her und sollte nicht vergessen sein -: Sie ha-
ben die Abschreibungsbedingungen gerade für die 
mittelständische Wi rtschaft im Zusammenhang mit 
der Diskussion über das Jahressteuergesetz und da-
mit die Investitionsbedingungen und die Ausbil-
dungsbefähigung der mittelständischen Wi rtschaft 
verschlechtern wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sind ja bereit - das, was ich jetzt sage, ist be-
kannt und daher nichts Neues -, mit Ihnen im Herbst 
dieses Jahres über die Unternehmensteuerreform zu 
reden. Daran hat sich nichts geändert, auch wenn Sie 
nicht erwähnt haben, daß diese Gespräche verein-
bart sind. Eines aber will ich Ihnen an dieser Stelle 
gleich sagen: Eine Unternehmensteuerreform mit 
dem Ergebnis, daß die Investitions-, Innovations- und 
Ausbildungsfähigkeit gerade der mittelständischen 
Wirtschaft verschlechtert wird, wird es mit uns ganz 
gewiß nicht geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die poli-
tische Situation, in der wir uns befinden, ist durch ei-
nen ganz einfachen, aber von vielen noch immer 
nicht durchschauten Tatbestand geprägt, nämlich 
durch die Tatsache, daß die Bundesregierung wich-
tige Gesetzgebungsvorhaben nicht mehr allein und 
die Opposition, die SPD, sie noch nicht allein durch-
setzen kann. Das heißt, daß über alle notwendige 
und klare Opposition hinaus die Suche nach konkre-
ten Verbesserungen nicht aufhören darf, weil sonst 
Stillstand und gegenseitige Blockade entstünden. 

Der Vorwurf, der hier erhoben wurde, ist unzutref-
fend; ich weise ihn mit Schärfe zurück. Zu keinem 
Zeitpunkt ist es die Strategie der SPD gewesen, über 
die sozialdemokratisch geführten Länder im Bundes-
rat eine Blockade der Gesetzgebung zu erreichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vielmehr achten und respektieren wir die unter-
schiedlichen Rollen von Bundestag und Bundesrat. 
Wir kennen die unterschiedlichen Aufgaben des 
Bundes und der Länder. 

Vielleicht darf ich bei dieser Gelegenheit mit der 
Bitte, ein bißchen darüber nachzudenken, sagen: Ein 
Teil der Probleme, die meine Partei manchmal hat, 
hängt auch damit zusammen, daß wir die Konflikte 
zwischen Bund und Ländern, die von der parteipoliti-
schen Zusammensetzung der Koalitionen im Bund 
und in den Ländern ganz unabhängig sind, in unse-
ren eigenen Reihen viel stärker austragen müssen als 
beispielsweise die F.D.P., die auf Länderebene nicht 
mehr vorhanden ist, und auch stärker als die CDU, 
die nicht diese führende Position in den Ländern hat. 
Darüber sollten Sie einmal einen Augenblick nach-
denken. 

Meine Damen und Herren, Sie müssen auch in Zu-
kunft davon ausgehen, daß die sozialdemokratisch 
geführten Länder im Bundesrat, die sozialdemokrati-
schen Ministerpräsidenten und die Bundestagsfrak-
tion der SPD da, wo es um die Grundlinien und die 
Prinzipien sozialdemokratischer Politik geht, eine ge-
meinsame Linie vertreten werden. Setzen Sie nicht 
darauf, daß da etwas auseinanderbricht. Das wird 
nicht geschehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Politik hat Erfolge gezeitigt. Ein bekannter 
Kommentator einer bedeutenden Wi rtschaftszeitung 
schrieb in diesen Tagen als Gesamtwürdigung des 
Jahressteuergesetzes von der Sozialdemokratisie-
rung der Steuerpolitik. Das ist auch richtig. Wenn 
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man sich in Erinnerung ruft, wie Sie bei diesem Jah-
ressteuergesetz angefangen haben - Sie haben eine 
jedenfalls nach unserer Auffassung verfassungswid-
rige Regelung des Existenzminimums geplant; beim 
Kindergeld wollten Sie gar nichts machen - und was 
dabei herausgekommen ist, dann finde ich, daß sich 
das sozialdemokratische Ergebnis hier sehr, sehr gut 
sehen lassen kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben aus der Opposition heraus ein wichtiges 
und wertvolles Stück unseres Regierungsprogramms 
verwirklichen können. Dasselbe gilt für das Mietenü-
berleitungsrecht für den Osten Deutschlands, für die 
Verbesserung der Ausbildungsförderung und die 
hoffentlich jetzt endgültige Regelung über den 
Schwangerschaftsabbruch. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir als 
Opposition sehen vieles anders als Sie. Das werden 
Sie nicht anders erwartet haben. Wir begnügen uns 
aber nicht damit, Ihnen zu sagen, was wir anders se-
hen, sondern wir verlangen konkrete Korrekturen an 
Ihrer Politik. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich werde Ihnen jetzt eine ganze Reihe von Korrek-
turen vorschlagen, die wir gemeinsam umsetzen 
können. Sie brauchen nur zuzugreifen. 

Greifen Sie erstens unseren Vorschlag auf, ein Ar-
beits- und Strukturförderungsgesetz zu entwickeln - 
ein Vorschlag von uns liegt vor -, das die Aufgabe 
des Strukturwandels mit der Aufgabe der Arbeits-
marktpolitik verbindet und endlich dafür sorgt, daß 
in unserem Land die Arbeitslosigkeit bekämpft und 
nicht nur finanziert wird, wie es jetzt geschieht. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rolf 
Kutzmutz [PDS]) 

Zweitens. Unterstützen Sie mit uns zusammen eine 
große Initiative für die Schaffung von vollwertigen 
Teilzeitarbeitsplätzen, vor allen Dingen für Frauen! 
Dazu müssen Sie eine einzige Sache mit uns gemein-
sam tun - ich fordere Sie dazu auf -: Schaffen Sie 
endlich diese menschenunwürdige Geringfügig-
keitsgrenze bei den Einkommen ab! 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Simone 
Probst [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 

der Abg. Dr. Christa Luft [PDS]) 

Senken sie mit uns zusammen die Lohnnebenko-
sten! Begnügen Sie sich nicht damit, darüber zu jam-
mern, hier in Deutschland sei die Arbeit zu teuer, un-
sere Wettbewerbsposition verschlechtere sich! Wir-
ken Sie daran mit, wie wir vorgeschlagen haben, daß 
z. B. durch die Herausnahme der Kosten für die ak-
tive Arbeitsmarktpolitik aus der Bezahlung durch die 
Arbeitslosenversicherung die Beiträge zur Arbeitslo-
senversicherung für die Arbeitgeber und die Arbeit-
nehmer sinken! Das tut allen gut. Das tut der Sozial-
versicherung gut. Das tut den Bet rieben gut, das tut 
den Beschäftigten gut, das tut unserer Wi rtschaft ins-

gesamt gut. Meine Damen und Herren, Sie brauchen 
es nur zu wollen. Das Angebot liegt auf dem Tisch. 
Es gibt einen Weg, die Arbeitskosten in unserem 
Land zu senken. 

Greifen Sie mit uns endlich das Konzept einer öko-
logischen Steuerreform auf! Was soll ich mit den 
sehr vagen Ankündigungen, die Herr Schäuble 
heute morgen gemacht hat, anfangen? Und was soll 
ich mit den noch vageren Ankündigungen von Herrn 
Gerhardt machen? Sie müssen sich schon die Mühe 
einer eigenständigen Denkleistung machen. 

Wir haben nichts dagegen, wenn wir in einen 
Wettbewerb treten, was die Konzepte zur ökologi-
schen Steuerreform angeht. Aber eines wissen wir 
ganz genau: Wir haben nicht mehr sehr viel Zeit. 
Wenn wir die in unserem Steuersystem vorhandenen 
Elemente zur Steuerung der notwendigen Umweltin-
vestitionen und zur Verhinderung einer weiteren 
Ressourcenvergeudung nicht bald anwenden, dann 
werden uns die Kosten so davonlaufen, daß wir 
kaum noch eine Chance haben werden, sie einzuho-
len. Machen Sie mit uns zusammen den entschlosse-
nen Schritt hin zur ökologischen Wende unserer In-
dustriegesellschaft. Machen Sie mit uns zusammen 
eine ökologische Steuerreform, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Verbessern Sie die Bedingungen für Investitionen 
im privaten und im öffentlichen Bereich zur Vermin-
derung des Energieverbrauchs! Das ist die entschei-
dende Frage; es geht um die Energie. Sie haben aber 
das Gegenteil getan. Es geht nicht, den Zustand der 
Umwelt zu beklagen und gleichzeitig eine Politik zu 
betreiben, die zwingend dazu führt, daß sich der Zu-
stand der Umwelt verschlechtern muß. Führen Sie 
die Verbesserungen, die wir vorgeschlagen haben, 
ein! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, bilden Sie - das gilt 
schon für den Haushalt 1996 - neue Schwerpunkte 
für den Bereich Forschung, Entwicklung, Bildung 
und Ausbildung! Ich habe schon darauf hingewiesen 
und wiederhole es noch einmal: Wir wollen ein Land 
mit hohen Löhnen und mit hohem Lebensstandard 
bleiben. Irgendwo ferne klingelt bei mir etwas: War 
es nicht Ludwig Erhard, war es nicht die CDU, die 
einmal die Parole hatten: Wohlstand ist für alle da? 

Jetzt betreiben Sie eine Politik, die die Einkom-
mensverteilung, die Vermögensverteilung, aber auch 
die Zuteilung von Chancen in unserem Land immer 
einseitiger und immer schlechter für die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer sowie für deren Kinder 
macht. 

(Zuruf von der F.D.P.: Wo leben Sie denn?) 

- Es ist die Wahrheit. Es ist keine Polemik. Schauen 
Sie sich die Situation auf dem Arbeitsmarkt an, und 
reden Sie vielleicht einmal mit denjenigen, die ihre 
Arbeitsplätze verloren haben, weil das Management 
ihres Unternehmens nicht innovationsfähig gewesen 
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ist. Dann fragen sie sich, ob es Polemik ist, wenn man 
sagt, daß die Chancen für viele Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in diesem Land schlechter gewor-
den sind. 

Greifen Sie unseren Gedanken auf, die Ausbil-
dungsförderung dadurch voranzutreiben und zu si-
chern, daß es eine einheitliche Grundförderung für 
alle gibt! Ihre platte Kürzung entspricht Ihren ideolo-
gischen Fixierungen und dem, was Sie immer ge-
macht haben. Wenn Ihnen nichts mehr einfällt, dann 
kürzen Sie eben. Wenn es irgendwo einen Bereich 
gibt, bei dem es falsch ist, zu kürzen, dann do rt , wo 
es um die Bildungs- und Ausbildungschancen der 
jungen Menschen in unserem Lande geht. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich nehme es dem Bundeskanzler ja ab, was er zu 
den Zukunftschancen junger Leute gesagt hat, auch 
was seine persönliche Betroffenheit angeht. Aber ich 
frage: Warum läßt er dann eine solche Handlungs-
weise in seiner Koalition zu? Warum wird dann diese 
brutale Kürzung beim BAföG einfach durchgesetzt? 

Meine Damen und Herren, sorgen Sie mit uns da-
für, daß ein brauchbares Entsendegesetz zustande 
kommt! Es ist ein unhaltbarer Zustand, den Sie ha-
ben einreißen lassen, nämlich daß es in diesem Land 
Arbeitsplätze gibt, die weit unter dem Standard deut-
scher Arbeitsplätze angeboten werden, mit dem Er-
gebnis, daß qualifizierte einheimische Arbeitnehmer 
auf dem eigenen Arbeitsmarkt keine Chance mehr 
haben. Wenn es im Großraum Berlin 30 000 arbeits-
lose Bauarbeiter und 45 000 beschäftigte ausländi-
sche Bauarbeiter gibt, können Sie das nicht hinneh-
men. 

(Zuruf von der SPD: Schweinerei!) 

Dieses Entsendegesetz ist überfällig; ein gründliches 
Entsendegesetz muß schnell kommen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Arbeitsplätze in Deutschland können nicht exklusive 
Arbeitsplätze für Deutsche sein - das wird niemand 
fordern -, aber eines kann man fordern, nämlich daß 
die Arbeitsplätze in Deutschland denselben Stan-
dards genügen, egal, ob derjenige, der sie besetzt, 
ein Deutscher oder ein Ausländer ist. 

Bekämpfen Sie mit uns aktiv die Steuerhinterzie-
hung! - Ja, da war ich nun wirklich einmal über-
rascht, Herr Bundeskanzler. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD) 

Wir nehmen Sie schon ernst genug und schicken zu 
Ihren großen Kundgebungen immer jemanden hin, 
der aufschreibt, was Sie sagen. Daß Sie die Steuer-
hinterziehung bekämpfen, ist uns aber bisher nicht 
aufgefallen. Aber selbst wenn Sie, verehrter Herr 
Bundeskanzler, es in Ihren Reden immer gesagt ha-
ben, dann muß ich Ihnen erwidern: Es reicht doch 
nicht aus, daß Sie auf Marktplätzen über die Steuer

-
hinterziehung reden; notwendig ist, daß Sie der Ju-
stizministerin und dem Finanzminister sagen, daß sie 
Gesetze auf den Tisch legen müssen, damit die Steu-
erhinterziehung wirk lich bekämpft wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie es mit der Bekämpfung der Steuerhinter-
ziehung wirklich ganz ernst meinen - das fände ich 
ganz toll -, dann brauchen Sie der Masse der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer bei der Lohnsteuer 
nicht mehr so tief in die Tasche zu greifen, wie das 
heute der Fall ist. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Genau!) 

Sorgen Sie mit uns gemeinsam dafür, daß die Kom-
munen endlich entlastet werden. Die Finanzsituation 
der Kommunen ist auf Grund Ihrer Politik in den letz-
ten Jahren unerträglich geworden. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie setzen diese Politik fo rt , indem Sie erneut die Ar-
beitslosenhilfe kürzen wollen, was doch nichts ande-
res bedeutet, als daß die Sozialhilfeaufwendungen 
der Kommunen steigen müssen. Das ist doch nichts 
anderes als ein Verschieben der Kosten vom Bund 
auf die Gemeinden. 

Tun Sie endlich auch etwas bei den Altschulden 
der Kommunen in Ostdeutschland. Die Investitions-
fähigkeit der Kommunen in Ostdeutschland leidet 
ganz empfindlich darunter, daß eine solche Regelung 
noch nicht da ist. Jeder weiß, daß hier ein Kompro-
miß notwendig ist; jeder weiß, daß dies ein Kompro-
miß sein wird, bei dem es ohne Bundesbeteiligung 
nicht abgeht. Aber zögern Sie nicht so lange, damit 
endlich etwas geschieht. 

(Beifall bei der SPD) 

Das sind die Korrekturen an Ihrer Politik, die wir 
verlangen, Korrekturen, die dazu führen würden, 
daß wir wieder Impulse für Wachstum, Erneuerung 
und Reform bekommen und daß wir wieder Chancen 
für alle Menschen in unserem Land schaffen. Sie re-
den davon immer nur: bei Kongressen, bei Veranstal-
tungen, gelegentlich auch hier im Bundestag. Aber 
wenn wir Ihre Worte an Ihren Taten messen, dann 
können wir nur zu einem einzigen Ergebnis kom-
men: Hinter diesen Worten verbirgt sich eine völlig 
andere Politik - eine einseitige, eine ungerechte und 
eine unsolidarische Politik. Ich sage Ihnen: Es baut 
sich in diesem Land eine klare und starke gesell-
schaftliche Mehrheit auf, die diese Ihre Politik verän-
dern wird. Nehmen Sie mich beim Wort! 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich zum Schluß noch ein paar kurze 
Bemerkungen zur Außenpolitik machen; es wird ja 
heute nachmittag noch eine außenpolitische Debatte 
geben. Ich kann es nicht akzeptieren, daß Herr 
Schäuble und auch der Bundeskanzler den Frakti-
onsvorsitzenden der SPD hier kritisiert haben mit 
dem Hinweis, er hätte sich heute zu kurz zur Außen-
politik geäußert. Rudolf Scharping hat zu Bosnien ge-
sprochen, zu Europa, zu Frankreich und zu globalen 
Problemen. 
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Allerdings fällt mir bei dieser Gelegenheit ein, daß 
der Bundeskanzler in der großen Debatte des Bun-
destages am 30. Juni, als es um den Einsatz der Bun-
deswehr in Bosnien ging, systematisch geschwiegen 
hat. Das lassen wir Ihnen nicht durchgehen: 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Ja, da hat er gar 
nichts gesagt!) 

daß Sie uns hier vorschreiben wollen, zu welchen 
Punkten wir eine Debatte über den Kanzlerhaushalt 
führen, während Sie selber in einer entscheidenden, 
großen außenpolitischen Debatte - der wichtigsten 
der letzten zehn Jahre - nicht ein einziges Wo rt  ge-
sprochen haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Herr Schäuble das „Verkommenheit der Po-
litik" nennt, kann ich nur sagen: Verkommen ist ge-
legentlich der Diskussionsstil des Kollegen Schäuble. 
Das war heute wieder der Fall. 

(Beifall bei der SPD - Siegf ried Hornung 
[CDU/CSU]: Wenn man das Faß aufmacht, 
muß man auch etwas Richtiges sagen! - Ul

-

rich Irmer [F.D.P.]: Wenn damals auch noch 
der Kanzler gesprochen hätte, hätten Sie 
noch viel kläglicher dagestanden, als es oh

-

nehin der Fall war!) 

Ich will  Ihnen in der Sache Bosnien, was die politi-
schen Schlußfolgerungen angeht, zustimmen. In der 
Tat müssen jetzt alle Bemühungen darauf konzen-
triert werden, die Chancen für eine schnelle Frie-
densregelung zu nutzen. Ich halte es auch für richtig, 
daß die Bundesrepublik die amerikanische Friedens-
initiative unterstützt. Aber lassen Sie mich hier doch 
eines sagen: Ich glaube nicht, daß irgendwer in die-
sem Hause Genugtuung, Stolz oder Freude empfin-
den könnte angesichts der Tatsache, daß der massive 
Schlag der NATO um Sarajevo in den letzten Tagen 
die bosnisch-serbische Führung vielleicht - wir wis-
sen es ja noch nicht - zum Einlenken bewegt. 

Es sollte auch niemand den falschen Eindruck er-
wecken, als sei diese militärische Operation der 
NATO erst möglich geworden nach einer bestimmten 
Entscheidung des Deutschen Bundestages. So war 
und so ist das ja nicht: daß irgendwer hier der inter-
nationalen Staatengemeinschaft in den Arm gefallen 
wäre oder hätte in den Arm fallen wollen. Was wir 
diskutiert haben und was bis auf den heutigen Tag 
ein quälendes Thema ist, ist die Frage nach den 
Grenzen der deutschen Beteiligung an einer solchen 
Operation. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: So ist es! - Siegf ried 
Hornung [CDU/CSU]: Sie wollten ja gar 

keine!) 

Herr Bundeskanzler, ich warte immer noch auf Ihre 
Antwort auf die Frage, warum das, was Sie selber 
viele Jahre lang zu diesem Thema gesagt haben, 
jetzt auf einmal nicht mehr stimmt. Es ist nicht so ge-
wesen, daß irgendeine Entscheidung des Bundesta-
ges oder das Verhalten einer Partei des Bundestages 
die NATO oder die UNO gehindert hätte, das zu tun, 
was sie jetzt getan hat. Die Hinderungsgründe lagen 
ganz woanders, und jeder hier weiß das. Jeder hier  

weiß auch, was für „militärische Voraussetzungen" - 
man  kann auch, um es genauer auszudrücken, sa-
gen: was für militärische Katastrophen - vorliegen 
mußten, was für politische Entwicklungen, insbeson-
dere in den Vereinigten Staaten von Amerika, dem 
vorangehen mußten, ehe das geschah. 

Wir verbinden damit die Hoffnung, daß die bos-
nisch-serbische Führung einlenkt. Sicher sein, daß es 
geschieht, kann keiner. Ich wünsche und hoffe im-
mer noch - mit hoffentlich allen hier im Haus -, daß 
der Frieden im ehemaligen Jugoslawien erreicht 
werden kann, ohne daß Kriegshandlungen weiter es-
kalieren müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

In diesem Zusammenhang ein Wo rt  an die Bundes-
wehr: Wir haben uns sehr darum bemüht - ich will 
das auch heute noch einmal ausdrücklich sagen -, 
den politischen Streit nicht auf dem Rücken der Bun-
deswehr auszutragen. Ich würdige hier ausdrücklich 
die Leistung der Angehörigen der Bundeswehr. Ich 
tue das vor allen Dingen auch im Hinblick auf die 
Tatsache, daß die Bundeswehr in diesem Jahr 
40 Jahre alt geworden ist und wir nach diesen 
40 Jahren eines ganz sicher feststellen können: Be-
sorgnisse, Befürchtungen, Gefahren, die man früher 
mit dem Aufbau einer deutschen Armee verbunden 
hat, sind mit der Bundeswehr nicht verbunden gewe-
sen. Die Bundeswehr hat sich als demokratische Ar-
mee eines demokratischen Staates bewäh rt . 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich möchte Sie zum Schluß noch einmal eindring-
lich bitten, die Frage der französischen und chinesi-
schen Atomwaffentests nicht so zu behandeln, wie 
Sie das heute getan haben. Das reicht nicht aus! 
Nicht nur die Menschen in Deutschland, sondern, ich 
glaube, auch in Frankreich und in ganz Europa, er-
warten mehr von den europäischen Regierungen, 
Herr Bundeskanzler, als eine Kritik, die so leise ist, 
daß sie auf der anderen Seite des Rheins kaum noch 
gehört werden kann. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Was schlagen Sie 
denn vor?) 

Ich will keine Belastung des deutsch-französischen 
Verhältnisses - ganz im Gegenteil. Ich halte es aber 
für notwendig, daß der Deutsche Bundestag in einer 
gemeinsamen Erklärung, adressiert an die französi-
sche Nationalversammlung, klipp und klar sagt, daß 
wir im Geiste der deutsch-französischen Freund-
schaft, im Geiste einer gemeinsamen europäischen 
Außen- und Sicherheitspolitik, im Geiste der europä-
ischen Friedensgemeinschaft, die wir haben, eine ge-
meinsame Politik wollen, die das vollständige Verbot 
aller Atomwaffentests so schnell und umfassend wie 
möglich realisiert . 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Regierende Bürgermeister von Berlin, Eber-
hard Diepgen. 

Regierender Bürgermeister Eberhard Diepgen 
(Berlin): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Mit Blick auf die soeben gemach-
ten außenpolitischen Bemerkungen möchte ich bei 
dieser Standortbestimmung der Politik der Bundesre-
publik Deutschland folgendes sagen: 

Wenn wir von den aktuellen Fragen, zu denen hier 
Stellung genommen worden ist - Atomtests, die 
Situation im ehemaligen Jugoslawien, die Schwierig-
keit, daß wir es am Anfang und am Ende dieses Jahr-
hunderts mit dem Phänomen Balkan und Sarajevo zu 
tun hatten bzw. haben; ich möchte dazu jetzt weiter 
nichts sagen -, einmal absehen, dann ist meiner Mei-
nung nach das Entscheidende an der außenpoliti-
schen Situation mit zwei Ereignissen zu beschreiben, 
auf die ich hinweisen möchte. Sie klangen in der 
Rede des Bundeskanzlers an. 

Das erste Ereignis war das Ende der Besatzungszeit 
in der ehemaligen DDR im vergangenen Jahr. Viele 
werden sich an die - jedenfalls mich sehr bewegen-
den - Bilder in Treptow erinnern an den Abzug, an 
das Lied der russischen Truppen. Das zweite Ereignis 
ist gar nicht so lange her. Es  war  im Mai, als die ehe-
maligen Kriegsalliierten in Berlin den Weg der Bun-
desrepublik in eine gemeinsame Zukunft beschrie-
ben haben. Vor allem der französische Staatspräsi-
dent hielt dazu eine bemerkenswe rte Rede. 

Diese beiden Ereignisse beschrieben für mich viel 
mehr als viele der außenpolitischen Diskussionen 
und Einzelthemen, welche Entwicklung und welche 
Erfolge der Außenpolitik, der Bündnispolitik und der 
internationalen Politik der Bundesrepublik Deutsch-
land hinter uns liegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mir geht es bei dieser Debatte natürlich um einen 
anderen Punkt: Wie ist eigentlich die innere Befind-
lichkeit der Deutschen? Wie sehen die Entwicklun-
gen im Einigungsprozeß in Deutschland aus? Ich 
habe den Eindruck - selbst wenn ich von der berech-
tigten und sozusagen systemimmanenten Kritik einer 
Opposition ausgehe -, daß hier sehr viele ausgespro-
chen verzerrte Bilder beschrieben worden sind. 

Meine Damen und Herren, ich will alle dazu auf-
fordern - nicht nur die Mitglieder dieses Hauses -, 
einfach einmal bewußt umherzugehen. Der, der 
heute offenen Auges durch die neuen Länder fährt, 
zu den zahlreichen Baukränen hinaufschaut oder in 
die tiefen Baugruben hinabblickt, der mit den Men-
schen in den wiederhergestellten Straßen redet und 
aufgebaute Infrastruktur sieht, der mit Schülern und 
Lehrern in den Schulen oder mit Kranken und Alten 
in den sozialen Einrichtungen spricht, weiß, welche 
Fortschritte es gegeben hat. 

Ich finde, es ist in der Debatte auch notwendig, 
sich über die Frage zu unterhalten: Wie lange ist das 
eigentlich her, seit wir diese Chance haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nach meiner Meinung ist schon die Begriff lichkeit 
- „Es ist schon fünf Jahre her" - falsch. Herrgott 
noch mal, es ist erst fünf Jahre her; erst seit fünf Jah-
ren haben wir die Möglichkeit, dieses Land mit einer 
neuen Verwaltung, mit einem neuen Bildungs-
system, mit einer neuen Demokratie - ein wiederver-
einigtes demokratisches Deutschland - neu aufzu-
bauen. 

Die Angleichung der Lebensverhältnisse in Ost 
und West ist aus meiner Erfahrung in den letzten fünf 
Jahren weit fortgeschritten. Inzwischen haben wir 
dabei auch einige gutachterliche Unterstützung in 
der Beweisführung erhalten. Ich denke z. B. an das 
Institut für Wirtschaftsforschung in Halle, das bemer-
kenswerte Zahlen zusammengestellt hat. Ich wi ll  Sie 
jetzt nicht mit den einzelnen Zahlen langweilen, aber 
beispielsweise doch die Verdoppelung des Arbeits-
einkommens und die für uns alle so wichtige Frage 
der Überschuldung der p rivaten Haushalte nennen, 
um die wir uns alle Sorgen gemacht haben, die aber 
in dieser Breite, obwohl es do rt  viel Not gibt, nicht 
eingetreten ist. Vielleicht ist auch der Hinweis er-
laubt, daß dieses Institut im Auftrag des „Spiegel" tä-
tig gewesen ist, und der hat sicherlich nicht den Ruf, 
besonders regierungsfreundlich zu sein und von 
„blühenden Landschaften" reden zu wollen, nur um 
den Bundeskanzler in irgendeiner Weise zu unter-
stützen. 

Auch auf einen anderen Punkt kommt es mir an; 
vielleicht lesen einige von denen, die jetzt hier nicht 
dabei sind, das im einzelnen einmal nach. Es geht 
beim Zusammenwachsen von Ost und West nicht nur 
um finanzielle, nicht nur um wirtschaftliche Fragen, 
es geht vielmehr auch um emotionale Fragen. Es 
geht um Fragen der Anerkennung von Lebensläu-
fen, es geht darum, daß man aufeinander zugeht und 
miteinander redet, und es geht darum, daß man bei-
spielsweise folgendes begreift: Der Lebensentwurf 
eines ehemaligen Diplomaten - ich gehe in meinem 
Beispiel so weit, daß ich jemanden nenne, der mit 
dem alten System völlig verbunden war -, der heute 
einen guten Job hat, Autos verkauft, ist natürlich für 
diesen selbst psychologisch zutiefst in Frage gestellt. 
Das sind die Themen, das ist die notwendige Aufar-
beitung, die man ebenfalls machen muß. 

Hinzu kommt noch ein anderer Punkt: Es gibt eine 
ganze Reihe von Themen, bei denen wir, wenn wir 
heute neu entscheiden würden, im Einigungsvertrag 
einiges ändern würden - selbstverständlich. Aber 
auch diese These will ich einfach aufstellen: Ange-
sichts der Fülle von Themen und Projekten finde ich 
es bemerkenswe rt, wie wenig Fehler gemacht wor-
den sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es mag den einen oder anderen überraschen, aber 
ich bin leidenschaftlich der Auffassung, daß man in 
einigen Punkten noch einen Nachholbedarf zu be-
friedigen hat, daß man Veränderungen durchsetzen 
muß, beispielsweise in Fragen des Rentenüberlei-
tungsrechts. Da bin ich ganz st rikt - auch wenn es 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 51. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. September 1995 	4267 

Regierender Bürgermeister Eberhard Diepgen (Berlin) 

dem einen oder anderen nicht gefällt, formuliere ich 
es so - der Auffassung: Rentenrecht eignet sich nicht 
dazu, im Hinblick auf einzelne Gruppen Vergangen-
heit pauschal aufzuarbeiten. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

In diesem Zusammenhang ist auch die Frage der 
Anerkennung von Ausbildungsabschlüssen zu nen-
nen. Es gibt also eine ganze Reihe von Punkten. 

Ich möchte auf einen weiteren, psychologischen 
Punkt hinweisen: Im System der ehemaligen DDR 
gab es einen ganz anderen Eigentumsbegriff. Die 
Frage der Entschädigung und Rückerstattung bei der 
Vermögensregelung mußte sozusagen auch vom 
Rechtsbewußtsein zunächst aufgearbeitet werden. 
Auch das ist eine Sache, die nicht von heute auf mor-
gen geschehen kann. 

Mir kommt es darauf an, daß wir uns alle darüber 
im klaren sind: Es gibt nicht nur die finanziellen Fra

-

gen,  sondern es gibt auch Themen, die etwas mit in-
neren Befindlichkeiten, mit Lebenserwartungen zu 
tun haben; übrigens mit Lebenserwartungen, die in 
diesem System zu realisieren bewußt unmöglich ge-
macht wurde und bei denen es einen großen Nach-
holbedarf gibt. Die Menschen erwarten, daß wir ih-
nen heute Chancen bieten, die ihnen vorher verbaut 
waren. Es geht um Lebensentwürfe auch derjenigen, 
die sich in diesem System - übrigens verfolgt und 
überwacht bis in die Nischen - um Entwicklung be-
müht haben. 

Meine Damen und Herren, die Kritiker des Bun-
deskanzlers im Hinblick auf die schon sprichwört-
lichen „blühenden Landschaften" lassen bei ihrer 
- aus meiner Sicht fast hämischen - Freude über das 
Ausbleiben eines utopischen Entwicklungssprungs 
Lebenserfahrung und auch Bodenhaftung vermissen. 
Übrigens verstehen sie von dem Bild „blühend" - 
das hat etwas mit Botanik zu tun - überhaupt nichts. 
Erst kommt das Säen, dann das Jäten und Ackern, 
dann kommt die Blüte, und die Früchte lassen sich 
erst danach ernten. Wenn wir uns das vor Augen hal-
ten und beschreiben, wie die aktuelle Situation ist, 
sind wir schon einen erheblichen Schritt weiter. 

Fünf Jahre nach der deutschen Wiedervereinigung 
müssen wir dennoch feststellen, daß wir trotz aller 
Erfolge, die wir nicht kleinreden dürfen, noch keines-
wegs am Ziel, sondern mitten im Strom sind und 
Kurskorrekturen natürlich jederzeit möglich, in eini-
gen Punkten auch notwendig sind. Aber ich will klar 
sagen: Pferde mitten im Strom wechseln dürfen wir 
dabei nicht; sonst machen wir zuviel kaputt. 

Mir fällt eines auf - wenn ich die Debatte richtig 
verfolgt habe, hat Kollege Schäuble dazu schon ei-
nige Anmerkungen gemacht -: Es gibt Kritiker aus 
den Oppositionsparteien - Herr Kollege Thierse ist 
leider nicht da, ich würde ihn gern selber anspre-
chen -, die den Einigungsvertrag wegen der durch-
aus vorhandenen Notwendigkeit, neue, zusätzliche 
Entscheidungen zu treffen, einfach als „Dokument 
ideologischen Denkens" und als „Resultat erfolgrei-
cher westlicher Lobbyarbeit" kritisieren und deswe-

gen als „kaum wiedergutzumachenden Fehler" be-
zeichnen. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Das ist wirklich unglaublich!) 

Meine Damen und Herren, wer die damals ohne 
Vorbild und unter Zeitdruck entstandene Grundlage 
der deutschen Einigung dera rt  abqualifiziert, setzt 
sich doch einem bestimmten Verdacht aus. Ich 
möchte den Kollegen Thierse - weil ich ihn viel zu 
sehr schätze - davor bewahren und ihn auffordern: 
Seien Sie in Ihren Formulierungen etwas vorsichti-
ger! Sie kommen sonst in die Nähe von Leuten, die 
vorhin geredet haben. Was Herr Gysi vorgetragen 
hat, war doch eine Brüskierung der Menschen. Ich 
empfand es in einigen Punkten als unverschämt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Er ist jetzt leider nicht hier. Ich sage ihm sehr deut-
lich: Mir als Berliner muß man nicht beschreiben, 
welchen Charakter ein System mit soviel Mauertoten 
hatte. Dies hier schönzureden finde ich schlicht eine 
Unverschämtheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sich überall hinzustellen und den Eindruck zu erwek-
ken, man habe die Lösung für alle aktuellen Probleme, 
ist nicht nur unglaubwürdig, sondern - - Ich komme an 
dieser Stelle immer in die Gefahr, unparlamenta rische 
Formulierungen zu gebrauchen, Frau Präsidentin. 
Deswegen lasse ich das im Augenblick sein. 

(Günther F riedrich Nolting [F.D.P.]: Aber zu

-

treffende!) 

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, was 
die machen, ist ein Stück Bauernfängerei. Sie haben 
erst die Kane in den Dreck gefahren, jetzt analysie-
ren sie einen Teil, vergessen dabei aber ihre eigenen 
Analysen der Situation des Jahres 1989. Ich könnte 
sie Ihnen alle im einzelnen vortragen, von wissen-
schaftlichen Instituten verfaßt, von deren Mitarbei-
tern  einige gegenwärtig im Parlament sitzen. Jetzt 
wollen sie glauben machen, daß alle Probleme von 
heute auf morgen beseitigt werden können. Ich kann 
den Bürgerinnen und Bürgern in allen neuen Län-
dern nur sagen: Wenn Sie auf die setzen, dann set-
zen Sie falsch, denn wegen der überhaupt nicht vor-
handenen Glaubwürdigkeit der Repräsentanten der 
Nachfolgepartei der SED nimmt ihnen niemand die 
Ernsthaftigkeit der Analyse ab, und das gerät zum 
Nachteil der Menschen. 

Ich war bei den Formulierungen des Kollegen 
Thierse. 

(Zuruf von der SPD: Herr Kollege Thierse 
gehört nicht zu der Partei) 

- Ich habe ihn ausdrücklich in Schutz genommen. 
Ich habe gesagt: Er muß darauf achten, daß er durch 
diese Art  von Formulierung nicht in die Nähe derer 
gerät, zu denen er sicher nicht gehört. 

Aber ich komme noch zu einem anderen Punkt. Es 
gibt, Herr Kollege, auch hier Parlamentarier und Poli-
tiker in Berlin, die der Auffassung sind, daß man mit 
der PDS durchaus ganz eng zusammenarbeiten 
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könne. Das ist meiner Ansicht nach allerdings eben-
falls ein Skandal. Es ist vor allen Dingen gegen so-
zialdemokratische Traditionen. Langfristig werden 
sich die Sozialdemokraten umsehen, wenn sie einen 
solchen Weg gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Günter Verheu

-

gen [SPD]: Machen Sie hier Wahlkampf?) 

Es ist ja leider so, daß manchmal im Unterbewußt-
sein - das will ich hier ausdrücklich zugestehen - 
nicht nur von Vertretern der PDS die Entwicklung 
des Jahres 1989 als gesellschaftspolitische Nieder-
lage angesehen wird. Aber, meine Damen und Her-
ren: „Das ist ein weites Feld." Damit will ich versu-
chen, Fontane richtig zu zitieren. 

Für viele Diktaturnostalgiker im Kielwasser der al-
ten SED ist der Sozialismus offensichtlich unbesiegt 
im Felde. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Bürgermei-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Krüger? 

Regierender Bürgermeister Eberhard Diepgen 
(Berlin): Ja, bitte sehr. 

Thomas Krüger (SPD): Herr Regierender Bürger-
meister, am Montag war in einer großen Berliner Zei-
tung zu lesen, daß ein Mitglied des Berliner Senats, 
der Gesundheitssenator Luther, der Ihrer Partei an-
gehört, gesagt hat, eine gute Diktatur sei durchaus 
das Richtige. Das schlägt, wie Sie wissen, derzeit in 
Berlin sehr hohe Wellen. Ich möchte fragen, was Sie 
von einem solchen Satz halten und wie das im Ver-
hältnis zu dem von Ihnen jetzt Gesagten steht ange-
sichts der Tatsache, daß die Ost-CDU durch die CDU 
damals integriert  worden ist und etwas unter der 
Decke offenbar noch fröhliche Urständ' feiert. 

(Beifall bei der SPD) 

Regierender Bürgermeister Eberhard Diepgen 
(Berlin): Meine Damen und Herren, dazu w ill ich 
eine ganz klare Auskunft geben. Das Zitat, das Sie 
hier wiedergeben, ist zwar aus der Zeitung richtig zi-
tiert, aber in der Zeitung falsch festgehalten. Der Kol-
lege hat ausdrücklich darauf hingewiesen, in einer 
Demokratie muß man in Kauf nehmen, daß es län-
gere Diskussionsprozesse gibt. Die gibt es in einer 
Diktatur weniger. - Das war seine Aussage. Nehmen 
Sie das so zur Kenntnis! 

(Karsten D. Voigt [Frankfu rt ] [SPD]: Schwa

-

che Antwort!) 

Mir geht es hier jetzt darum, darauf hinzuweisen, 
welche gesellschaftspolitischen Probleme es gibt, 
übrigens insbesondere, wenn man sich in eine baby-
lonische Gefangenschaft der PDS begibt. Es gibt 
durchaus Gefahren in Berlin, und es gibt vor allen 
Dingen Gefährdungen in einzelnen Bundesländern. 

Wenn wir auf das zurückblicken, was wir in den 
letzten Jahren erreicht haben - angefangen mit der 
Währungs- und Wirtschaftsunion, dem Einigungsver-

trag und dem Aufbau demokratischer Verwaltung 
über die weitgehend positive, größte Privatisierung 
Europas bis hin zu dem von der OECD geschätzten 
Wirtschaftswachstum von fast 10 % in den neuen 
Ländern -, dann kann man, glaube ich, festhalten: 
Wir haben in einer historischen Situation ohne Vor-
bild gewonnen, und zwar alle. Ich sage: Vor allen 
Dingen die Menschen haben gewonnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

In der Debatte spielte eine Rolle - der Bundeskanz-
ler hat das zitiert -, welche Entwicklung es im Be-
reich der Rentner gegeben hat. Mich hat - trotz aller 
Probleme, die ich sehe - optimistisch gestimmt, daß 
gerade junge Menschen, nämlich die 16- bis 29jäh-
rigen, in den neuen Bundesländern mit der neuen 
Zeit - so ist es da formuliert worden - keine Probleme 
haben. Ich halte das für sehr wichtig. 

Meine Damen und Herren, wir haben hier in der 
Bundesrepublik insgesamt - auch quer durch den 
Bundesrat - den Versuch einer Diskussion über die 
Reduzierung der westlichen Aufbauhilfen in den 
neuen Ländern. Ich sage, diese Debatte findet zu ei-
nem völlig falschen Zeitpunkt statt. 

Sie hat im Grunde zwei Themen. Einmal ist das 
Ganze eine fiskalische Frage. Zum anderen ist es 
eine politische Fragestellung. Fiskalisch geht es bei 
der Diskussion um den Solidaritätszuschlag um die 
Einnahmeseite und nicht darum, ob den neuen Län-
dern eine notwendige Hilfestellung vorenthalten 
bleiben soll. 

Ich glaube, es ist wichtig festzuhalten, daß die 
neuen Länder dringend weiter die Hilfestellung be-
nötigen. Es ist ebenfalls wichtig darauf hinzuweisen, 
daß es, wenn wir kurzfristig zu erheblichen Reduzie-
rungen kommen, zum Nachteil der Menschen über-
all in der Bundesrepublik Deutschland führen wird, 
weil damit eine begonnene Aufbauleistung mitten im 
Strom unterbrochen wird. Ein erheblicher Schaden 
würde entstehen. Das würde Lasten für viel längere 
Zeit mit sich bringen. 

Der nächste Punkt ist, wie die Einnahmeseite da-
bei gedeckt werden kann. Ich bin der Auffassung, 
daß man eine sachgemäße Diskussion, übrigens auch 
über den Beginn der Reduzierung des Solidaritäts-
zuschlages, erst dann führen kann, wenn man be-
reits sowohl die haushaltspolitischen als auch die 
wirtschaftspolitischen Auswirkungen im einzelnen 
feststellen kann. Alles andere wäre meiner Ansicht 
nach schlicht und ergreifend falsch. 

Festhalten will ich: Es ist notwendig, daß es diese 
Hilfestellung gibt. Ich nehme gerne das auf, was der 
Bundeskanzler hier im Hinblick auf Entscheidungen 
Anfang der 80er Jahre gesagt hat: Es ist schon ein-
mal der Fehler gemacht worden, zu früh eine Redu-
zierung, einen Abbau vorzunehmen. Das darf nicht 
wieder passieren. 
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Damit bin ich bei einem weiteren Punkt im politi-
schen Sektor. Meine Damen und Herren, es ist auch 
ein falsches Signal, das von dieser Diskussion aus-
geht. Das Signal muß sein: Es ist selbstverständlich, 
daß es weitere Transferleistungen gibt. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerungen] [F.D.P.]: 
Das hängt doch nicht davon ab!) 

Das zweite Signal ist - darin sind sich im Grunde 
auch alle Ministerpräsidenten einig; es gibt jeden-
falls entsprechende Beschlüsse der Ministerpräsiden-
tenkonferenz -, daß es eine Überprüfung der einzel-
nen Sachverhalte gibt, so daß die Förderung in der 
Zukunft nach der ersten Aufbauphase gezielter an-
gesetzt werden kann. 

Meine Damen und Herren, ich bin ganz sicher, 
Berlin und die neuen Länder wissen die finanzielle 
Unterstützung aus den alten Ländern genau zu wür-
digen. Sie setzen sie auch sinnvoll für den eigenen 
Wirtschaftsaufschwung ein - 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gut!) 

übrigens mit der Zielrichtung einer wi rtschaftlichen 
Unabhängigkeit. Ich sage ganz bewußt - schade, daß 
der Bundesfinanzminister nicht da ist; er muß dies im-
mer hören -: Die Politik in Berlin ist darauf ausgerich-
tet, wirtschaftlich und finanzpolitisch unabhängig zu 
werden. Wir wollen die eigenen Kräfte mobilisieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber dazu braucht es einen gewissen Übergang. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Regieren-
der Bürgermeister, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
der Kollegin Luft? 

Regierender Bürgermeister Eberhard Diepgen 
(Berlin): Ja, bitte. 

Dr. Christa Luft (PDS): Herr Bürgermeister, ich bin 
sehr froh, daß Sie in den letzten zwei Minuten doch 
noch auf das Haushaltsthema zu sprechen gekom-
men sind. Meine Frage an Sie ist: Glauben Sie, daß 
Sie mit dem, was Sie bisher gesagt haben - für den 
Fall, daß das Fernsehen dabei war; ich weiß es nicht -, 
den Sozialhilfeempfängern, den Obdachlosen in Ber-
lin auch nur irgendeine Botschaft übermittelt haben? 

Ich erinnere daran, daß im Ostteil von Berlin die 
Hälfte aller Sozialhilfeempfänger unter 25 Jahre alt 
ist. Im Westteil sind es 42 %. Glauben Sie, daß Sie de-
nen klarmachen können, die PDS habe irgend etwas 
damit zu tun? 

Regierender Bürgermeister Eberhard Diepgen 
(Berlin): Ich kann den Bürgerinnen und Bürgern 
auch im Ostteil der Stadt sehr genau klarmachen, wo 
die Ursachen liegen für eine Fülle von wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Schwierigkeiten und für 
die gesamten ökologischen Probleme, die es in allen 
neuen Bundesländern gibt. Frau Professor Luft, ich 
zitiere dann gerne aus den Unterlagen, die Sie bzw.  

die Institute der SED früher im Jahre 1989 erstellt ha-
ben. Genau das werde ich dann tun. Im Hinblick auf 
die Fernsehzeiten will ich Ihnen nur eines sagen: Die 
Sorge überlassen Sie mir. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich will nur darauf hin-
weisen, daß Berlin selbst die Solidarität, die es jahr-
zehntelang von Westdeutschland erfahren hat, wei-
tergegeben hat. Die in kürzester Zeit erfolgten Ab-
baumaßnahmen bei Berlin-Hilfe und Berlin-Förde-
rung hat die Industrie im übrigen zum Teil heute 
noch nicht ganz verkraftet. Wir haben aber konse-
quent eine Politik „Aufbau Ost vor Ausbau West" be-
trieben und damit wie, so glaube ich, keine andere 
Region einen substantiellen Beitrag zur deutschen 
Einheit geleistet. 

In dieser Haushaltsdebatte ist im Hinblick auf Ber-
lin natürlich die Frage zu stellen: Wie läuft es eigent-
lich - auch in bezug auf die finanzielle Absicherung - 
bei einem weiteren Teil des deutschen Einigungspro-
zesses, nämlich dem Aufbau der Bundeshauptstadt 
Berlin? Ich will hier nur darauf hinweisen, daß jeden-
falls in der letzten Zeit richtig „getöpfe rt " wird. Ich 
glaube, diese Prozesse sind unumkehrbar. Meine 
Bitte an Sie ist, daß die finanziellen Mittel für die not-
wendigen Maßnahmen bereitgestellt werden, damit 
alles „in time" geschieht. 

Wir haben uns dabei vor allem um die Menschen 
zu bemühen, übrigens in Bonn wie in Ber lin, auch 
um alle diejenigen, die von den von der Föderalis-
muskommission vorgeschlagenen Maßnahmen be-
troffen sind. Es kommt mir darauf an, daß nicht Men-
schen wandern sollen, sondern die Funktionen, daß 
wir also jetzt in großer Gemeinsamkeit der Regionen 
darangehen, so etwas wie eine Personalbörse zu er-
stellen, um für die Menschen bei all den Problemen, 
die ich natürlich sehe und die bei mangelnder Mobi-
lität - das ist jetzt kein Vorwurf, sondern nur eine 
Feststellung - immer bestehen, wirklich eine Lösung 
finden zu können. 

Meine Damen und Herren, mir kommt es darauf 
an, hier auf die notwendigen Rahmenbedingungen 
für den weiteren Aufschwung in den neuen Bundes-
ländern hinzuweisen. Hier ist auch über den Stand-
ort Bundesrepublik Deutschland geredet worden. 
Dabei fällt mir auf, daß es oftmals Verwirrungen in 
der Geisteshaltung gibt. Ein Teil der Themen im Be-
reich der inneren Sicherheit ist schon behandelt wor-
den. Ich will noch einen Punkt nennen, aus dem man 
Schlußfolgerungen ziehen muß. 

Im Hinblick auf Wertorientierung geht es nicht nur 
um den Beschluß des Bundesverfassungsgerichts, 
sondern auch darum, daß es Länder gibt, die Reli-
gionsunterricht am liebsten aus den Schulen ver-
drängen wollen. Es geht darum, daß es Diskussionen 
in einer Reihe von politischen Gruppierungen gibt, 
die darauf hinauslaufen, jeden, der ins Auto steigt, 
zu kriminalisieren, aber in dem Fall, wenn jemand im 
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Laden etwas klaut, das weniger als 100 DM we rt  ist, 
Straffreiheit zu gewähren. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ja! - Unglaub

-

lich! - Siegfried Hornung [CDU/CSU], zum 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gewandt: Die 
neuen Änderungen kommen von dieser 

Seite!) 

Ich finde es auch unglaublich, was im Bereich der 
Drogenpolitik passiert. Der Begriff Deeskalation ist 
nicht nur ein Thema von Hannover, sondern ein typi-
sches Beispiel für Verwirrung. Diese Verwirrung 
führt nicht nur dazu, daß man die Polizei verunsi-
chert, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

sondern auch dazu, daß der Staat beim Schutz des 
Bürgers ganz offensichtlich versagt und daß unter 
dem Stichwort Deeskalation neuerdings Plünderun-
gen möglich werden. Das sind unmögliche Sachver-
halte. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Ulrich Irmer [F.D.P.]) 

Sie zeigen geistige Verwirrungen. 

(Ludger Volmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Aus welcher Partei kommen die 
Wirtschaftskriminellen?) 

Ich will  nachher noch auf einen anderen Punkt bei 
den Rahmenbedingungen bezüglich solcher Themen 
zu sprechen kommen. 

Für die neuen Bundesländer sind die Förderung 
von Forschung und Entwicklung sowie der weitere 
Ausbau der Industriestandorte von besonderer Be-
deutung. Industriekerne sind trotz aller Probleme, 
die es dabei gab, im wesentlichen erhalten worden. 

Es geht mir darum, daß zu den Rahmenbedingun-
gen für den Aufbau in den neuen Ländern auch die 
Bildung von Vermögen in Arbeitnehmerhand ge-
hört. Es ist nicht einsehbar, daß die Leistungen, die 
jetzt für den Aufbau erbracht werden, weitgehend 
bei den Unternehmen bleiben. Vielmehr müssen sie 
auch unmittelbar an die Arbeitnehmer weitergege-
ben werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es geht um die Unterstützung des Mittelstandes. 
Es geht darum, daß eine Reihe von Instrumenten, die 
es früher bei der Berlin-Förderung gab - Herr Ger-
hardt hat vorhin davon gesprochen -, konkret für die 
Absatzförderung und für den Aufbau von moderner 
Technik in den neuen Ländern genutzt wird. 

Ganz wichtig ist: Wir vertrauen auf die Zusage der 
Bundesregierung, daß der Verkehrswegeplan Deut-
sche Einheit als wichtiges Mittel des Zusammen-
wachsens Deutschlands voll wirksam wird. Hier darf 
es keine Abstriche geben. 

Das sehe ich übrigens auch im Zusammenhang mit 
einer europäischen Komponente. Mir geht es um die 
notwendigen Ausgangspositionen für die transeuro-
päischen Kommunikationsnetze. Mir geht es um die 
Verbindungslinien aus der Mitte Deutschlands über 

Prag, Wien nach Budapest. Mir geht es um die Ver-
bindungslinie von Paris über Berlin, Warschau nach 
Moskau. Das sind Entwicklungslinien, die jewe ils 
unmittelbar auch davon abhängig sind, daß die Ver-
kehrswegeplanung Deutsche Einheit verwirklicht 
werden kann. Welche europäische Komponente das 
hat, brauche ich nicht weiter darzustellen. Auch die 
ganzen Überlegungen zum Aufbau von Euroregio-
nen, beispielsweise an den Grenzen, an der Oder, 
sind von erheblicher Bedeutung. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Regieren-
der Bürgermeister, ich bin gehalten, Sie darauf hin-
zuweisen, daß Sie schon seit einiger Zeit auf Kosten 
der Redezeit Ihrer Kollegen sprechen. Ihnen steht 
dieses Recht natürlich zu, aber es wäre vielleicht 
freundlich, das zu berücksichtigen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das macht 
nichts!) 

Regierender Bürgermeister Eberhard Diepgen 
(Berlin): Ich werde das berücksichtigen. Ich weiß, 
daß es einen besonderen Wunsch gegeben hat. Ich 
will  mich deswegen kurz fassen. 

Der zweite Punkt ist die Ausbildung. Hier will  ich 
ausdrücklich sagen: Das Sonderprogramm für Aus-
bildungsplätze in den neuen Ländern und seine Fi-
nanzierung ist eine der wichtigen Rahmenbedingun-
gen für die Entwicklung. 

Das führt mich zu einem anderen Punkt, den ich 
als letzten nennen möchte. Wir haben viel über den 
Wirtschaftsstandort Deutschland geredet. Ich habe 
dazu einige Bemerkungen gemacht. Vor allen Din-
gen gehören zum Wi rtschaftsstandort  hochqualifi-
zierte und hochmotivierte Arbeitskräfte. Dazu gehört 
ein funktionierendes Ausbildungssystem. Gerade im 
wirtschaftlichen Bereich gilt bekanntlich das Wo rt : 
Kompetenz hat man, oder man hat sie nicht. Dabei 
will  ich jetzt nicht auf aktuelle Themen innerhalb der 
Sozialdemokratie Bezug nehmen, sondern auf das 
notwendige Klima für Schulen, Ausbildungsstätten, 
Medien und vor allen Dingen Technikfolgenabschät-
zung. 

Was mir Sorge macht, ist, daß es bei der gesell-
schaftlichen Entwicklung der Bundesrepublik 
Deutschland viel zuviel irrationale Ängste vor Ände-
rungen und vor neuen technischen Entwicklungen 
gibt. Neue Arbeitsplätze werden aber nur durch 
neue Techniken in unmittelbarer Verbindung mit der 
Wissenschaft geschaffen. Hier gibt es eine Fülle von 
Vorbehalten. Ich will  nur einige Punkte nennen. Das 
reicht von der Gentechnik über die Chemie bis zur 
Kernenergie. Wenn wir uns nicht öffnen, wird das 
dazu führen, daß wir Arbeitsplätze nicht nur nicht 
schaffen, sondern zukunftsorientierte Arbeitsplätze 
ausbürgern und die Probleme der Welt jeweils in der 
Bundesrepublik Deutschland einbürgern. Das kann 
nicht der Weg für die Zukunft sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Damit habe ich noch nichts über die Fragen von 
Lohnnebenkosten und ähnlichem gesagt, auch 
nichts zu den Fragen der sozialen Situation. Einen 
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Umbau - das ist richtig - des Sozialstaates gibt es. 
Aber als Bürgermeister der Stadt sage ich Ihnen 
auch: Es gibt Not und Mißbrauch. Bei allen Diskus-
sionen über den Umbau des Sozialstaates steht die 
Differenzierung zwischen diesen beiden Punkten im 
Vordergrund, und zwar vor jeder Form von pauscha-
ler Kürzung. 

In diesem Zusammenhang darf man nicht einen 
Weg gehen, der zu Lasten der Kommunen geht. 
Wichtig ist also, wenn wir eine Bestandsaufnahme im 
Blick auf die Bundesrepublik Deutschland vorneh-
men, daß wir wissen: Wir sind auf dem richtigen 
Weg. Es gibt eine Fülle von Themen, an die wir wei-
ter mit moderner Technik herangehen, aber vor allen 
Dingen mit Zukunftserwartung und nicht mit großer 
Zukunftsangst. Für letztere besteht überhaupt keine 
Veranlassung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Es spricht jetzt 
der Abgeordnete Ludger Volmer. 

Ludger Volmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Als wir vor 
fünf Jahren begannen, dieses schwierige Thema der 
deutschen Einigung zu diskutieren, gab es einen an-
deren ganz dramatischen Umwälzungsprozeß in Eu-
ropa, nämlich auf dem Balkan. Ich glaube, wir müs-
sen uns im nachhinein sagen, daß wir auch auf 
Grund der eigenen Probleme damals nicht die Au-
gen für die dramatischen Entwicklungen, die do rt 

 begonnen haben, geöffnet haben. Zumindest war 
das damals kein Hauptthema der offiziellen Politik. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Das stimmt nicht!) 

Ohne das dieser Politik in die Schuhe schieben zu 
wollen, stehen wir vor der Situation, daß die grau-
same Entwicklung einen dramatischen Höhepunkt 
erreicht hat. Es sind faschistische Mörderbanden in 
Srebrenica und Sepa eingefallen, um do rt  die Bevöl-
kerung zu massakrieren. Es gibt immer noch Natio-
nalisten auf serbischer Seite, die Sarajevo terrorisie-
ren. Das muß man so beim Namen nennen. 

Ich sage ganz deutlich: Emotional stehe ich auf der 
Seite derer, die sagen: Man muß jetzt irgendwie da-
zwischenhauen, man muß diesem grausamen Trei-
ben ein Ende setzen. Aber gleichzeitig glaube ich, es 
muß politische Kräfte geben, die die Frage stellen, ob 
die Methoden, die heute angewendet werden, über 
den Tag hinaus nicht mehr Nach- als Vorteile haben 
werden. 

Gewiß, das ist ein folgerichtiger Schritt. Die Bom-
bardierung ist ein Schritt, der auf die Grausamkeit 
der serbischen Nationalisten zurückzuführen ist. 
Aber er ist auch ein folgerichtiger Schritt im Rahmen 
einer von Beginn an falschen und verfehlten Politik 
des Westens. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich glaube, wenn es die gleiche Entschlossenheit, die 
jetzt bei der Bombardierung an den Tag gelegt 
wurde, schon drei Jahre zuvor gegeben hätte, dann 
wäre es möglich gewesen, diesen Konflikt mit zivilen 
Methoden, mit Wirtschaftsembargos einzudämmen 
und auch zu lösen. Das wäre damals möglich gewe-
sen. Es gab auch die entsprechenden Forderungen. 
Kein Geringerer als Hans-Dietrich Genscher sagt 
heute: Wenn das Wirtschaftsembargo insbesondere 
im Bereich Mineralöl wirklich durchgeführt worden 
wäre, dann wäre der serbischen Kriegsmaschinerie 
der Sprit ausgegangen, und man hätte die serbische 
Seite früher an den Verhandlungstisch bekommen 
als heute. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Ich glaube, es wäre eine völlig falsche Konsequenz 
aus dem Bosnien-Krieg, wenn jetzt geschlußfolgert 
würde, europäische Politik, europäische Sicherheits-
politik und europäische Regionalpolitik, könne im 
großen und ganzen so weiterbetrieben werden wie 
bisher. Wenn es denn schiefgeht und wenn jemand 
gegen Humanität und Menschenrechte verstößt, 
dann haben wir immer noch die UNO, die bereit ist, 
die NATO zu Hilfe zu holen. - Wir akzeptieren eine 
solche Struktur als zukünftigen Konfliktlösungsme-
chanismus nicht. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Wer ist „wir"?) 

Wir glauben, es ist eine Konsequenz aus dem Bos-
nien-Krieg, daß über eine völlig neue europäische 
Sicherheitsarchitektur nachgedacht werden muß. 
Wir stellen fest, daß die Megasysteme, daß die 
NATO, daß die Westeuropäische Union gerade nicht 
in der Lage sind, den Typ von Konflikt zu lösen, der 
für die Zukunft der wahrscheinlichste ist. Wir regi-
strieren eine Zunahme von ethnischen, von nationali-
stischen, von tribalistischen Konflikten mit sehr gro-
ßer Barbarei weltweit. Ich kann mir nicht vorstellen, 
daß man mit dem NATO-Instrumentarium, das im 
Kalten Krieg gegen den Warschauer Pakt entwickelt 
worden ist, in Zukunft solche Konflikte in den Griff 
bekommen wird. 

Deshalb fordern wir, daß als Konsequenz aus dem 
Bosnien-Krieg über eine neue mode rne europäische 
Sicherheitsarchitektur nachgedacht wird, 

(Karsten D. Voigt [Frankfu rt] [SPD]: Vor

-

schläge!) 

die auf erheblich anderen Grundlagen fußt als auf 
dem klassischen Militarismus. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Wenn man den Nationalismus, wenn man den Mi-
litarismus und wenn man den einzelstaatlichen Wi rt

-schaftsegoismus als die Grundlagen des trotz europä-
ischer Einigung immer noch vorhandenen europä-
ischen Übels sieht, dann muß man überlegen, wie 
man über die klassischen Bündnissysteme hinaus-
kommt, und man muß über ein System kollektiver Si-
cherheit nachdenken, in das all die Nationalstaaten 
einbezogen werden. Dann ist es völlig falsch, die 
NATO als Struktur auszudehnen, die immer einen 
Gegner voraussetzt oder einen Gegner provoziert. 
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Wir fordern deshalb, daß Sie über den Ausbau der 

OSZE nachdenken. Im Unterschied zu all den schö-
nen Worten, die ich hier höre, stelle ich fest: Mittel 
werden im Haushalt dafür kaum bereitgestellt. Es 
gibt insgesamt 7 Millionen DM für die OSZE. Aber 
allein 6,5 Millionen DM wird die nächste Außenmi-
nisterkonferenz der NATO kosten. Der Bundeswehr

-

Reservistenverband bekommt 27 Millionen DM. 
Daran erkennt man die Disparitäten in Ihrer Politik. 
Was zukunftsträchtig ist, was ein Element neuer Si-
cherheitsarchitektur beinhalten könnte, wird von Ih-
nen kaum gefördert, es sei denn verbal. Gefördert 
wird aber die alte konservative Militärstruktur. Man 
weigert  sich, mit Phantasie und Kreativität, wenn 
man denn schon am Hause Europa arbeitet, auch die 
Sicherheitspolitik in den Blick zu nehmen. 

Statt dessen höre ich heute von Herrn Schäuble, 
daß man darüber nachdenken müsse, ob nicht die 
französischen Atomwaffen einen Schutzschild für 
ganz Europa bilden könnten. 

(Beifall des Abg. Dr. Friedbert Pflüger 
[CDU/CSU]) 

Dazu muß ich sagen: Das stößt auf allergrößten Wi-
derstand, nicht nur bei uns, sondern auch bei franzö-
sischen Oppositionsbewegungen und sonst in Eu-
ropa. 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Das sind 
sie aber immer gewesen!) 

Ich kann mir einfach nicht vorstellen, Herr Schäuble, 
daß man glaubwürdig gegen den Test von Atomwaf-
fen sein kann, wenn man auf der anderen Seite wie-
derum glaubwürdig - anders würde der Schutzschild 
nicht funktionieren - ihren Einsatz androhen will. 

Zu dieser gesamten atomgestützten Politik möchte 
ich Sie mit einem Satz Ihres Vorgängers im Amt des 
Fraktionsvorsitzenden konfrontieren, der ja wirk lich 
nicht als Pazifist bekannt ist, der aber in einem An-
flug von Altersweisheit in der Debatte über den 
Nichtverbreitungsvertrag etwas Endgültiges über die 
Atomwaffen gesagt hat. Alfred Dregger sagte am 
16. Februar 1995 dazu: 

Kein Land kann seine Sicherheit und die seiner 
Partner auf Waffen gründen, die niemand in sei-
ner Verantwortung vor Gott und den Menschen 
einsetzen könnte. In letzter Konsequenz heißt 
das: Die Atomwaffenstaaten sollten sich fragen, 
ob die, wie ich meine, fragwürdigen Vorteile des 
Besitzes von Atomwaffen das Risiko wettmachen, 
sich und die Welt der atomaren Vernichtung 
preiszugeben. 

Dies war die Antwort von Dregger auf die Frage der 
Atomwaffen. Wir schließen uns ihr an. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Ich hoffe, Herr Schäuble, daß Sie und Ihre Fraktion 
auf die Weisheit Ihres ehemaligen Vorsitzenden hö-
ren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS - Dr. Gregor Gysi [PDS]: 
Aber sonst nicht, bitte nur in dieser Frage!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Für die Bundes-
regierung erhält jetzt das Wo rt  der Bundesminister 
des Auswärtigen, Dr. Klaus Kinkel. 

Dr. Klaus Kinkel, Bundesminister des Auswärtigen: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
wende mich zunächst an die SPD, insbesondere an 
Herrn Scharping. Sie müssen sich schon sagen las-
sen, Herr Scharping - er hört ja vielleicht wenigstens 
am Fernseh- oder Rundfunkgerät zu -, daß Sie - ich 
habe heute morgen sehr genau hingehö rt  - als Vor-
sitzender der SPD und als Fraktionsvorsitzender 
praktisch nichts zur deutschen Außenpolitik gesagt 
haben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das wird, lieber Herr Scharping, im In- und Ausland 
Erstaunen erwecken, und ich sage Ihnen auch, daß 
es registriert wird. Wenn ich es richtig sehe, kann das 
im Grunde - das zeigt sich im Augenblick auch an 
der Besetzung der Oppositionsbank beim Thema 
Außenpolitik - nur heißen, daß Sie sich entweder von 
der Außenpolitik abgemeldet haben oder daß Sie au-
ßenpolitisch offensichtlich nichts zu sagen haben. 

(Zuruf von der F.D.P.: Beides! - Dr. Wolfgang 
Weng [Gerungen] [F.D.P.]: Bei Verheugen 
waren noch weniger da! - Ulrich Irmer 
[F.D.P.]: Die Vernünftigen sitzen ja da, wenn 

man von Verheugen absieht!) 

Ich wende mich auch an Sie, Herr Verheugen. Sie 
haben kürzlich in Ihrem Artikel im „Vorwärts" ange-
kündigt, die Außenpolitik streitig zu stellen. Auch 
diesen Artikel habe ich sehr genau durchgelesen 
und sage dazu: Die Opposition hat das Recht und die 
Pflicht zur Kritik. Aber bitte nicht immer diese alten 
Ladenhüter und Pappkameraden! Ich habe wirklich 
das Gefühl, Sie sollten endlich einmal eine neue 
Platte auflegen. Sie sagen immer wieder dasselbe: 
Die Bundesregierung reduziere ihre Außenpolitik auf 
Bundeswehreinsätze. Oder: Sie gebe ihre Kultur der 
Zurückhaltung auf. Nehmen Sie wirklich einmal eine 
neue Platte. 

Wenn ich mir ansehe, was Sie heute zur Außen-
politik gesagt haben, dann habe ich wahrhaftig nicht 
den Eindruck, daß Sie die Außenpolitik streitig stel-
len; denn Sie haben praktisch nichts zu dem beige-
tragen, was man eigentlich von einer Opposition er-
warten kann, wenn es in der Haushaltsdebatte um 
Außenpolitik geht. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wer soll sich eigentlich dieser schlimmen Barbarei 
in Europa entgegenstellen, wenn nicht die Mitglie-
der des Bündnisses und der Europäischen Union? 
War eigentlich dieses schreckliche Blutbad auf dem 
Marktplatz von Sarajevo - ich war vor kurzem selber 
dort  an dem Ort, an dem schon einmal ein so 
schrecklicher Überfall geschehen ist - immer noch 
nicht genug, um Sie davon zu überzeugen, daß man 
Menschenrechte eben nicht nur im Munde führen 
kann, sondern auch handeln muß? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
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Wir haben 14 Tornados mit einem klar begrenzten 

Auftrag entsandt. Sie waren dagegen, und Sie mä-
keln heute immer noch kleinkariert in bezug auf die 
Einsätze daran herum. Schauen Sie sich doch einmal 
die Beiträge an, die kleinere Partner wie die Nieder

-

lande, Belgien und Dänemark seit Jahren im frühe-
ren Jugoslawien leisten. Für solche Äußerungen zu 
Ihren außenpolitischen Vorstellungen, wie Sie sie in 
den letzten Tagen getan haben und immer noch und 
immer wieder tun, können Sie im NATO-Kreis nur 
Kopfschütteln erwarten. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Zu Europa haben Sie auch nicht viel gesagt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nichts!) 

Ich erinnere mich daran, wie wichtig dieses Europa 
für Sie war, daß wir immer aufgefordert worden sind, 
uns mehr zu bewegen, mehr zu tun, mehr Initiativen 
zu ergreifen. Ich habe auf Ausführungen von Ihnen 
dazu gewartet. Dabei liegt Deutschlands Zukunft 
doch in der Europäischen Union, in der sich unsere 
Bürger mit ihren Hoffnungen und Sorgen aufgeho-
ben fühlen und zu der Prag oder Warschau genauso 
selbstverständlich dazugehören wie Den Haag oder 
Berlin. Das ist unsere Europapolitik, und wir haben 
sie erfolgreich vorangetrieben und werden das auch 
bei der weiteren Integration tun. 

In unseren Regierungsverhandlungen mit der 
Tschechischen Republik - etwas, woran Sie zu Recht 
genauso wie das Hohe Haus sehr interessie rt  sind - 
sind wir auf einem guten Weg. Ich bitte um Verständ-
nis, wenn ich das nur so sage. Wir befinden uns in 
diesen Verhandlungen, und ich habe allen Grund, 
das zu sagen, was ich eben sagte. 

Ich möchte heute in meiner Rede einen Punkt et-
was mehr herausstreichen, der sonst üblicherweise 
hier im Deutschen Bundestag relativ wenig Aufmerk-
samkeit findet. Ich würde mich sehr freuen, wenn wir 
Konsens hinsichtlich der Bedeutung der auswärtigen 
Kulturpolitik für unser Land hätten. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Ulrich Irmer [F.D.P.]: 
Sehr wahr!) 

Mir liegt gerade in der gegenwärtigen Haushaltslage 
besonders daran, das Bewußtsein der Öffentlichkeit 
für den Stellenwert dieser Aufgabe als der großen 
und wichtigen dritten Säule in unserer Außenpolitik 
etwas zu schärfen. Für eine Sympathiewerbung als 
moderne, weltoffene Bürgergesellschaft ist diese aus-
wärtige Kulturpolitik notwendig, ebenso für die För-
derung der deutschen Sprache und - das wird leicht 
vergessen - für die Sicherung des Standortes 
Deutschland. 

Der Wegfall der Ost-West-Auseinandersetzung, 
der Fall  von Mauer und Stacheldraht hat uns in Mit-
tel- und Osteuropa ebenso wie in den früheren GUS-
Staaten, eine ganz gewaltige Chance, eine Jahrhun-
dertchance gegeben, insbesondere was unsere Spra-
che anbelangt. Wir müssen sie nutzen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

In Polen, liebe Kolleginnen und Kollegen, fehlen 
uns 4 000 Deutschlehrer, in Ungarn 2 000. Unsere Re-
aktion war die Aufstellung eines Sonderprogramms 
zur Förderung der deutschen Sprache. In dieser von 
mir genannten Region lernen über 13,5 Millionen 
Menschen im Augenblick Deutsch. In Rußland 
nimmt die deutsche Sprache den zweiten Platz hinter 
Englisch ein. Deutsch ist derzeit die führende Fremd-
sprache an den Grundschulen in Ungarn, in der 
Tschechischen Republik, in der Slowakei und Ka-
sachstan. 

Etwa 25 % des Kulturhaushaltes stehen für den 
Hochschul- und Wissenschaftsaustausch zur Verfü-
gung, und jährlich erhalten - das wird leicht verges-
sen und leider Gottes zuwenig betont - rund 30 000 
potentielle deutsche Führungskräfte die Chance, 
sich im Ausland weiterzubilden. 

Umgekehrt werden etwa 20 000 Stipendien an 
Ausländer für eine Ausbildung in Deutschland ver-
geben. Die Hochbegabtenförderung der Alexander-
von-Humboldt-Stiftung finanziert jedes Jahr etwa 
500 ausländische Forscher. Aus deren Reihen sind 
bisher - auch das wird selten gesagt und betont - im-
merhin 20 Nobelpreisträger hervorgegangen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Bindungen dieser Führungseliten an Deutschland 
wirken oft jahrzehntelang nach. Wer sich in diesem 
Bereich bewegt, weiß, welche Bedeutung das hat. 

Leider nimmt die Attraktivität unserer Hochschu-
len ab, gerade im bildungsbewußten Asien. 

(Zuruf von der SPD: Warum denn?) 

- Dafür gibt es sehr viele Gründe, die ich gerne, 
wenn ich Zeit hätte, länger mit Ihnen erörtern würde. 

Dagegen müssen wir angehen. Unser Ausbil-
dungssystem an den Hochschulen darf den interna-
tionalen Trend nicht verpassen. Das ist sehr weitge-
hend auch eine Aufgabe der Länder, aber ich will 

 das nicht wegdrücken. Es gibt viele Gründe, über die 
zu reden, zu diskutieren we rt  wäre. 

Meine Damen und Herren, die Entscheidung der 
Bundesregierung zur Unterstützung des schnellen 
Einsatzverbandes in Bosnien ist immerhin von einer 
nicht unwesentlichen Zahl Abgeordneter der Oppo-
sition mit unterstützt worden. Seither wächst nicht 
nur in der SPD - darüber freue ich mich -, sondern 
auch beim BÜNDNIS 90/DIE. GRÜNEN die Einsicht, 
daß mit moralischer Betroffenheit allein keinem der 
geschundenen Menschen im ehemaligen Jugosla-
wien gedient ist oder geholfen werden kann. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich freue mich natürlich insbesondere, daß der Kol-
lege Fischer eine Wendung vorgenommen hat. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: Jo

-

seph Fischer!) 

Auch er hat es nicht nötig, heute in der außenpoliti-
schen Debatte hierzusein. Er dreht immer seine Pi-
rouetten, wenn das Fernsehen angeschaltet ist 

(Zuruf von der F.D.P.: So ist das!) 
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oder andere Dinge sich öffentlichkeitswirksam ab-
spielen. 

(Karsten D. Voigt [Frankfu rt] [SPD]: Insofern 
ist er wirklich ein Liberaler! - Dr. Wolfgang 

Gerhardt [F.D.P.]: Flexible Arbeitszeit!) 

- Ja, das darf man doch sagen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Kollegen Voigt? 

Dr. Klaus Kinkel, Bundesminister des Auswärtigen: 
Nein, bitte nicht. Ich spreche mit Herrn Fischer, 
wenn er kommt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Ich nehme ihm persönlich ab, daß er sich mit seiner 
Entscheidung schwertut, und ich nehme ihm auch 
ab, daß er wirklich prüft und nachdenkt, was die 
richtige Haltung ist. Aber das, was er in der entschei-
denden Debatte das letzte Mal gesagt hat, hat mit 
dem, was er jetzt in seinem Papier veröffentlicht hat, 
und mit den Pirouetten, die er dreht, insofern nichts 
zu tun, als ich sagen muß: Reden ist gar nichts; er 
muß seine Haltung ändern, und er muß mit uns han-
deln. Das ist das Entscheidende. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir sollten uns gegenseitig nicht absprechen, daß 
wir in einer so schwierigen Frage, wo wir verschiede-
ner Meinung sind, auch das Recht haben, verschie-
dener Meinung zu sein. Aber wir sollten nach außen 
nicht etwas sagen, was uns in unserer Bündnisfähig-
keit belastet - ich habe Grund, das zu sagen - oder 
was unsere Soldaten verunsichert und dazu führen 
könnte, daß sie denken, es könnte sich um einen vom 
Deutschen Bundestag und der Bundesregierung 
eventuell nicht abgesicherten Einsatz handeln. Ich 
sage das ganz vorsichtig, mache auch keine Vor-
würfe, aber wir sollten uns sehr genau überlegen, in 
welcher Richtung wir uns äußern. 

Bevor es losging, war ich in Lechfeld bei den Pilo-
ten. Ich habe sie jetzt mit dem italienischen Außen-
minister in Piacenza besucht. Alle Achtung vor die-
sen Soldaten, auch vor denen, die in Split sind! Kol-
lege Rühe war auch an beiden Orten. Ich danke un-
seren Soldaten in Split und Piacenza von ganzem 
Herzen für ihren Einsatz und das, was sie für die Völ-
kergemeinschaft tun, nicht nur für Deutschland. 

(Beifall bei der F.D.P.  und der CDU/CSU so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß UNO 
und NATO auf das Blutbad auf dem Marktplatz von 
Sarajevo richtig reagiert  haben. Die Reaktion war 
notwendig, sie war angemessen. Wir haben uns das 
alle nicht leicht gemacht und lange gemeinsam dar-
über nachgedacht. Diese Festigkeit hat im übrigen 
den Chancen für einen Verhandlungsfrieden ge-
nützt. 

Ich sage ganz vorsichtig, weil ich in den letzten 
Jahren auch persönlich zu oft enttäuscht worden bin: 
Ich sehe ein gewisses Licht am Ende des Tunnels. 

Das hat das Kontaktgruppentreffen auf dem Peters-
berg am vergangenen Samstag gezeigt. Die verän-
derte militärische Lage hat hoffentlich auch für eine 
politische Lösung ein neues Momentum geschaffen. 
Washingtons Initiative hat davon profitiert. Wir unter-
stützen sie. 

Aber wir dürfen uns alle gemeinsam nicht täu-
schen: Wir stehen erst am Anfang eines sehr, sehr 
mühevollen Weges. Ich warne vor Euphorie. Dieser 
Weg beginnt am Freitag in Genf mit dem ersten di-
rekten Treffen der Außenminister Kroatiens, Bos-
niens und Serbien-Montenegros. Daß Belgrad in 
den Verhandlungen bei einer 3 :3-Beteiligung von 
Pale plus Belgrad sozusagen das Letztentscheidungs-
recht hat, ist ein ganz wichtiger Punkt, weil der 
Schlüssel zu einer politischen Lösung eher bei Milo-
sevic liegt. 

Die Bundesregierung begrüßt die neue US-Initia-
tive. Sie entspricht in ihrem Kern dem Plan der Kon-
taktgruppe, der maßgeblich - das dürfen wir noch 
mal sagen, weil das manchmal untergeht - auf der 
Juppé/Kinkel-Initiative beruht. Wichtig ist, daß Kroa-
tien einbezogen ist und daß es zu der 3 + 5-Formel 
kommt. 

Unsere Haltung zu dem, was in der Substanz her-
auskommen muß, ist klar: 

Erstens. Es darf nicht an der territorialen Integri-
tat Bosnien-Herzegowinas gerüttelt werden. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Das wol

-

len wir mal sehen!) 

Zweitens. Es mag kleinere Korrekturen am Kon-
taktgruppenplan geben, der mit dem Aufteilungs-
verhältnis von 51:49 Basis der Verhandlungen sein 
wird. Aber diese Abweichungen dürfen nur dann be-
schlossen und in die Wirklichkeit umgesetzt werden, 
wenn alle drei Konfliktparteien zugestimmt haben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Drittens. Ich sage mit besonderem Nachdruck: Es 
darf und wird keine Lösung ohne die Zustimmung 
der mit weitem Abstand schwächsten Konfliktpartei, 
der Bosniaken, der Moslems, geben. Was kommt, 
darf nicht auf dem Rücken dieses Volkes, das in den 
letzten Jahren am meisten gelitten hat, ausgetragen 
werden. Das muß unsere ganz klare und unverrück-
bare Haltung sein. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wenn die Waffen schweigen - wir wünschen uns, 
daß das bald der Fall ist -, wird es um die Frage ge-
hen - Silajdzic hat es letzte Woche hier angespro-
chen -, wie es mit dem Wiederaufbau geht. Wir wer-
den helfen. Wir werden insbesondere Bosnien-Her-
zegowina, das leider im Augenblick nur noch eine 
Bevölkerung von etwas über 2 Millionen Menschen 
hat, mit einer Art  Marshallplan helfen müssen. 

Ich füge hinzu: Wer heute den Weg der Gewalt ei-
nem Kompromiß für den Frieden vorzieht, sollte nicht 
darauf hoffen, später dafür prämiert zu werden. Das 
muß klar sein. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
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Aber ich füge auch hinzu - und ich weiß, daß das 
draußen gehört, erwartet und auch verstanden wird  - 
Deutschland  war in diesem Konflikt immer nur Partei 
gegen Aggression und Gewalt, nie Partei gegen das 
serbische Volk. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU, der SPD und der PDS) 

Das ist ganz wichtig. 

Deshalb sage ich den Verantwortlichen in Pale und 
Belgrad: Sie müssen wissen, was Sie selber Ihrem ei-
genen Volk bisher angetan haben und noch antun 
können, wenn Sie sich jetzt nicht ohne Bedingungen 
dem Kontaktgruppenplan und dem Frieden am Ver-
handlungstisch und nicht auf dem militärischen Feld 
anschließen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Noch etwas, was leider Gottes in sehr starkem 
Maße vergessen worden ist: Ganz wichtig ist, daß es 
gegenüber den islamischen Völkern keine Entfrem-
dung gibt, auch im Kontext des Bosnien-Jugosla-
wien-Konflikts. 

Letzte Woche hat auf meine Anregung hin ein 
Treffen der internationalen Bosnien-Kontaktgruppe 
erstmals mit der Kontaktgruppe der OIC, der Interna-
tionalen Islamischen Weltkonferenz, stattgefunden. 
Ich werde morgen an einem Treffen auf Minister-
ebene in Paris teilnehmen, das mit den acht islami-
schen OIC-Ländern, die in diesem Zusammenhang 
federführend sind, erstmals abgehalten wird. Auf 
meinen Vorschlag hin wird während der UNO-Wo-
che ein weiteres Treffen dieser Art  stattfinden. 

Ich habe für Mitte November die Außenminister 
von Ägypten, Saudi-Arabien, Indonesien, Iran, Tune-
sien und der Türkei zu einem Islam-Kolloquium, zu 
einem Forum hierher nach Bonn eingeladen, 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

um der islamischen Welt, die immerhin 26 % der 
Weltbevölkerung gleich 1,6 Milliarden Menschen 
umfaßt, das Gefühl zu geben, daß jedenfalls wir in 
Deutschland nicht dazu beitragen wollen, die islami-
sche Religion prinzipiell mit Terrorismus und Funda-
mentalismus gleichzusetzen, und daß wir jedenfalls 
nicht dazu beitragen werden, daß hier neue, absolut 
falsche Feindbilder aufgebaut werden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Zum früheren Jugoslawien und zu dem Gesamt-
konflikt gehört auch Makedonien. Ich habe mich im 
stillen - ich bin ein bißchen stolz darauf - in zahlrei-
chen Gesprächen mit Präsident Gligorow und auch 
mit der griechischen Seite darum bemüht, bei dieser 
- milde ausgedrückt - unglückseligen Verkrampfung 
mit einem Sechspunkteplan voranzukommen, die 
sich zwischen Griechenland und Makedonien aufge-
tan hat. Gligorow hat mich gestern morgen angeru-
fen und mir erklärt: Sie sind durch. 

Ich habe zu dieser Lösung einen nicht unwesentli-
chen Teil beigetragen. Ich bin froh darüber, weil die 
Makedonien-Frage immer wieder vergessen wird, 
wenn über das frühere Jugoslawien gesprochen 
wird. 

Wir müssen wissen, daß dieses Land aus zweifa-
chen Gründen ganz besonders belastet ist: einmal 
wegen des griechischen Embargos im Wirtschaftsbe-
reich und zum anderen wegen der Embargomaßnah-
men gegen Belgrad. Makedonien hatte doppelt zu 
leiden. 

Die Makedonier haben es nun verdient, daß wir ih-
nen als Europäer und bilateral helfen, wenn diese 
Entkrampfung stattgefunden hat. Ich bin nach dem, 
was ich gehört habe, sicher: Sie wird nach den Ge-
sprächen, die jetzt unter der Federführung von Herrn 
Vance in New York stattfinden, kommen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ein Punkt, der uns alle bedrücken muß - ich weiß, 
daß wir uns da einig sind -, sind die Flüchtlings-
ströme. Im Zusammenhang mit den Geschehnissen 
in der Krajina habe ich bis eine Stunde vor der Ent-
scheidung der Regierung in Zagreb versucht zu war-
nen, bisher ohne Erfolg. 

Was anschließend mit rund 120 000 Flüchtlingen 
geschehen ist, ist schlimm. Wir dürfen aber auch 
nicht vergessen, daß do rt  über 200 000 Kroaten auf 
grausame Art  und Weise vertrieben worden sind. 

Das ändert aber nichts daran: Die betroffenen 
Menschen können nichts dafür. Wir müssen uns um 
die Flüchtlingsströme kümmern. Wir tun das, und 
zwar ohne Ansehen der Konfliktpartei. Es ist absolut 
selbstverständlich, daß wir uns genauso für die serbi-
schen Flüchtlinge einsetzen. Ich sage noch einmal: 
Die betroffenen Menschen können nichts dafür. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Duve? 

Dr. Klaus Kinkel, Bundesminister des Auswärtigen: 
Nein, ich möchte jetzt bitte zum Ende kommen. Herr 
Duve weiß, daß ich sonst selbstverständlich jederzeit 
zur Verfügung stehe. 

Wir müssen die Menschenrechte und die Minder-
heiten schützen. Ich habe mich ganz massiv an 
Herrn Granic gewandt - ich habe das ja auch veröf-
fentlicht - und gesagt: Kroatien muß sich daran mes-
sen lassen, wie es mit Minderheiten und mit Men-
schenrechten umgeht. Kroatien muß sich jetzt in be-
sonderer Weise daran messen lassen, wie es sich be-
müht, den Serben zumindest anzubieten, in die Kra-
jina zurückzukommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
SPD) 

Ich hoffe, daß das geschieht. 
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Lassen Sie mich noch eines hinzufügen, weil im-
mer wieder die Frage danach gestellt wird: Natürlich 
wird trotz all der Belastungen, die wir bisher mit 
Flüchtlingen aus dem früheren Jugoslawien hatten, 
die deutsche Tür offenbleiben, wenn Menschen, die 
in Elend und Not sind, anklopfen. Das kann über-
haupt nicht in Frage stehen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Natürlich müssen wir ihnen, soweit es irgendwie 
geht, vor Ort helfen. Wir müssen Ihnen ebenfalls im 
europäischen Rahmen helfen. Ich werde am Wochen-
ende in Santander, wo sich die europäischen Außen-
minister treffen, darauf hinweisen. 

Noch etwas: Wir haben nicht nur geredet, sondern 
auch gehandelt. Nachdem ich in Sarajevo war - das 
habe ich Ihnen vorgetragen -, haben wir für das Ko-
sovo-Krankenhaus, das dort wichtigste und mit 2 000 
Betten größte Krankenhaus, die Patenschaft über-
nommen. Wir haben gerade noch rechtzeitig eine 
Neurochirurgie eingerichtet. Ich habe fünf Ärzte in 
Marsch gesetzt, die dort seit gestern mitoperieren 
und den völlig überlasteten Chirurgen und Anästhe-
sisten helfen. Zudem haben wir im Namen der Bun-
desregierung einen Medizinhilfstransport auf den 
Weg gebracht, von dem ich hoffe, daß er morgen an-
kommt. Das heißt: Wir reden nicht nur, sondern hel-
fen den Hauptbetroffenen vor O rt . 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch kurz 
auf Europa zurückkommen: Die Regierungskonfe-
renz 1996 wird nicht die letzte, aber doch eine ganz 
wichtige Etappe der europäischen Einigung sein. 
Das Wichtigste dabei bleibt, daß das europäische 
Haus nicht an den Wünschen seiner Bewohner vor-
beikonstruiert wird und der Zusammenschluß Euro-
pas nicht anderswo neue Gräben aufreißt. 

Sicherheit in Europa heißt zunehmend auch Si-
cherheit durch Kooperation, durch Vernetzung der 
Interessen. Zentrales Anliegen der Bundesregierung 
ist die Prävention; aber diese hat natürlich ihre Gren-
zen. Ich werde nachher, wenn ich noch kurz etwas zu 
meiner letzten Reise nach Tansania, Burundi und 
Ruanda sage - in meiner Delegation waren Abgeord-
nete aus allen Fraktionen des Deutschen Bundesta-
ges -, darauf zurückkommen. 

Nun ein Punkt, der Sie alle genauso wie mich be-
troffen machen muß. Vorgestern war der UNO-Be-
auftragte Ekeus, der den Auftrag hat, die Situation 
im Irak zu überwachen, bei mir. Ich kann Ihnen nur 
sagen: Da ist Konfliktprävention wahrhaftig notwen-
dig. Was er mir auf Grund seiner gerade abgeschlos-
senen Reise in den Irak und nach Amman, wo er den 
geflüchteten Schwiegersohn von Saddam Hussein 
getroffen hat, gesagt hat, ist nicht nur besorgniserre-
gend, sondern schlimmer. 

Die irakische Regierung hat uns jahrelang syste-
matisch belogen. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: So ist es!) 

Es hat sich jetzt herausgestellt 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- nein, wir sind auf keiner falschen Fährte gewesen -: 
Bagdad hatte bis in das Jahr 1991 durch die bisher 
zugegebene Abfüllung von 25 Skud-Raketenköpfen, 
die über 500 Bomben und ca. 170 Artilleriege-
schossen die Fähigkeit zu einer umfassenden biologi-
schen Kriegsführung. Dies alles wurde angeblich 
nach dem Golfkrieg auf Befehl Saddam Husseins zer-
stört. - Bis zum Frühjahr 1991 gab es durchaus reali-
stische Bemühungen, den ersten Kernsprengsatz zu 
entwickeln. Es gab eine erfolgreiche Eigenentwick-
lung von Prototypen eines weitreichenden Raketen-
motors auf der Skud-Basis und eine teilweise Fo rt

-führung der Geheimprojekte auch nach dem Golf-
krieg. Fest steht: Alles war auf Israel, auf Jerusalem, 
gerichtet. 

Hier im Deutschen Bundestag muß man klar und 
deutlich sagen: Wir müssen absolute Sicherheit ha-
ben, daß dies alles tatsächlich vernichtet wurde. Wir 
müssen alles tun, um die UNO-Delegation zu unter-
stützen, daß dies sichergestellt ist. Zudem kann auf 
absehbare Zeit nun wirklich nicht von einer Aufhe-
bung der Sanktionen die Rede sein. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es muß glasklar sein: Wer so lügt, trägt leider die 
Verantwortung dafür, daß das irakische Volk, vor al-
lem aber die Kinder, unter diesen schrecklichen Din-
gen zu leiden haben. Das ist das, was mich bedrückt. 

Noch ein Wo rt  zur Türkei, weil ich mir auch da Sor-
gen mache. Sie ist ein wichtiger Stabilitätsfaktor in 
dieser Region. Wir haben der Türkei in der Vergan-
genheit auf dem Weg nach Europa sehr geholfen und 
werden es auch als Pa rtner und Freund weiter tun, 
und zwar nicht nur wegen der großen geostrategi-
schen und politischen Bedeutung auch zur islami-
schen Welt. 

Die Zollunion muß kommen. Wir haben uns nicht 
umsonst in unserer Präsidentschaft so dafür einge-
setzt. Die Türkei hat mit den Ansätzen zur Verfas-
sungsreform, mit den Ansätzen vom 23. Juli ihren gu-
ten Willen gezeigt. Das sollte auch honoriert werden. 
Aber, wenn wir der Türkei helfen wollen, müssen wir 
mit ihr auch als Pa rtner und Freund deutlich und klar 
reden können. Dann muß die türkische Regierung 
die Frage der inhaftierten kurdischen Abgeordneten 
endlich rechtsstaatlich lösen. Dann muß sie in der 
Kurdenfrage aufhören, immer nur die militärische 
Lösung zu befürworten. Sie muß versuchen, mit 
rechtsstaatlichen Methoden damit fertigzuwerden, so 
schwer es auch ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Sie muß natürlich auch in der Menschenrechtsfrage 
Fortschritte zeigen. 

Ich möchte aber auch all denen, die in dieser Frage 
eine übergroße Härte propagieren und Ungeduld an 
den Tag legen, eines ans Herz legen. Es wäre fatal, 
wenn wir die Türkei von Europa wegtrieben, wenn 
wir sie ausgrenzten. Wir sollten sie nicht den Extre-
misten überlassen. Die fundamentalistische Gefahr 
ist groß. Bei allen Schwierigkeiten in Deutschland 
müssen und werden wir der Türkei ein verläßlicher 
Freund bleiben. Noch etwas: Wenn wir immer kriti- 
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Bieren, dann müssen wir auch darauf hinweisen und 
beschämt zur Kenntnis nehmen, daß in letzter Zeit, 
wenn ich richtig unterrichtet bin, wieder 120 türki-
sche Einrichtungen in der Bundesrepublik auf eine 
nicht vertretbare Art und Weise geschädigt, zum Teil 
zerstört worden sind. Das ist nicht hinnehmbar. Wir 
müssen das deutlich und klar sagen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 

Aber wir müssen diejenigen, die hier Gastrecht ge-
nießen und die angesehene Mitbürger sind, darauf 
hinweisen, daß hier die inneren Streitigkeiten, insbe-
sondere der militanten Kurden, nicht ausgetragen 
werden dürfen und daß wir mit allen rechtsstaatli-
chen Mitteln auch dagegen vorgehen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Beer? 

Dr. Klaus Kinkel, Bundesminister des Auswärtigen: 
Nein. Ich habe es auch vorher nicht getan. Ich bin 
morgen in den Ausschüssen. Bitte stellen Sie mir 
morgen die Fragen. Ich bitte Sie herzlich darum. Ich 
sehe nämlich hier, daß meine Zeit abgelaufen ist. Für 
mich sind aber, wenn ich es in aller Bescheidenheit 
sagen darf, 30 Minuten angemeldet worden, so daß 
ich, wenn ich es richtig sehe, noch ein paar Minuten 
habe. Vielen Dank. 

Ich verstehe sehr gut, wenn sich die Menschen - 
ich komme jetzt zu dem uns alle berührenden 
Thema - über die Wiederaufnahme der Kernwaffen-
versuche empören. Ich bedaure das auch persönlich. 
Weil immer wieder gefragt wird: Meine erste Reise 
zu dem neuen französischen Außenminister fand zu 
diesem Zweck statt, um mit ihm deutlich und klar 
über diesen Sachverhalt zu sprechen. Vorgestern 
habe ich es das letzte Mal getan. Diese Tests gehören 
nicht mehr in unsere Zeit und müssen deshalb ein für 
allemal weltweit umfassend und ve rifizierbar unter-
bunden werden. Dafür habe ich mich in meiner 
Zehn-Punkte-Abrüstungsinitiative vom Dezember 
1993 eingesetzt. Die Ankündigung von Präsident 
Chirac und Präsident Clinton, Abkommen zum Ver-
bot aller Tests ohne Schlupflöcher zu unterstützen, 
hat uns diesem Ziel, wie ich meine, einen Schritt nä

-

hergebracht. Aber unsere Meinungsunterschiede in 
dieser Frage werden und dürfen der engen deutsch-
französischen Freundschaft und Pa rtnerschaft keinen 
Abbruch tun. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Frankreich stand uns in schwierigsten Zeiten, als 
es sehr darauf ankam, in Sicherheitsfragen des ge-
teilten Deutschland und des geteilten Berlin absolut 
und ohne jede Einschränkung auf unserer Seite, 
übrigens auch durch die atomare Abschreckung. Ich 
finde es einfach unfair, das zu vergessen. Das ändert 
nichts daran, daß wir aus diesem pa rtnerschaftlich

-

freundschaftlichen Verhältnis der französischen Re-
gierung klar und deutlich sagen, daß wir anderer 
Meinung sind. Das haben wir getan. Das haben wir 
übrigens nicht nur den Franzosen gegenüber getan,  

sondern das haben wir auch der chinesischen Regie-
rung gegenüber getan, auch und zuletzt beim Be-
such des Staatspräsidenten, und zwar klar und deut-
lich. 

Meine Damen und Herren, Politik für die Men-
schen und ihre Rechte heißt für mich auch, Afrika 
nicht abzuschreiben. Ich war, wie ich vorhin andeu-
tete, mit einigen Kollegen aus dem Deutschen Bun-
destag in Tansania, Ruanda und Burundi. Wir waren 
zusammen in Benaco, dem Flüchlingslager, und in je-
ner Kirche, in der der schreckliche Genozid mit 2 000 
Opfern stattgefunden hat. Wir waren zum Teil im Ge-
fängnis von Kigali. Nach diesem schrecklichen Völ-
kermord, dem 1 Million Menschen zum Opfer gefal-
len sind, versucht Ruanda im Augenblick, mit der 
neuen Tutsi-Regierung Versöhnung über Gerechtig-
keit zu finden. 

Ich habe in den Jahren, in denen ich Außenmini-
ster bin und Justizminister bzw. Staatssekretär im Ju-
stizministerium war, was Menschenrechtsverletzun-
gen anbelangt, einiges erlebt. Ich persönlich habe so 
etwas noch nie gesehen. Im Gefängnis von Kigali, 
das für 900 Menschen angelegt ist, waren, als ich 
dort  war, 10 500 Menschen eingepfercht wie Schafe. 
Egal, was vorher vorgefallen ist: Es ist zutiefst men-
schenunwürdig, daß dort sechs Menschen auf einem 
Quadratmeter leben und monatelang keine Möglich-
keit haben, sich hinzusetzen, geschweige denn, sich 
hinzulegen. Sie stehen wie die Schafe. Ich sage es 
noch einmal: Dort  stehen bis zu sechs Menschen pro 
Quadratmeter - buchstäblich in ihrem eigenen 
Dreck. 

Nach Rückkehr von der Reise habe ich dann mit 
Hilfe der Abgeordneten versucht, die Völkergemein-
schaft aufzurütteln; ich habe Generalsekretär Bou-
tros-Ghali, den Präsidenten des Internationalen Ro-
ten Kreuzes, die Kommissarin Bonino in Brüssel an-
gerufen. Die Völkergemeinschaft muß wissen, was 
dort  abläuft. Wir Deutsche haben versucht zu helfen. 
Wir haben in der Zwischenzeit Gefangene freibe-
kommen. Unser Afrikabeauftragter war wieder do rt 

 unten. Ich mache mir große Sorgen darüber, wie es 
weitergehen soll, auch nach der Regierungsumbil-
dung. 

Wegen folgendem mache ich mir noch größere Sor-
gen. Ich konnte mit dem großen Flugzeug und mei-
ner Begleitung nicht nach Burundi fliegen. Ich bin 
mit einem kleinen Flugzeug und kleinster Beglei-
tung in die Hauptstadt Burundis geflogen. Wir müs-
sen befürchten, daß do rt  in Kürze dasselbe passiert, 
was in Ruanda passiert ist. 

Wir haben in bezug auf die Prävention eine Auf-
gabe und eine Verpflichtung. Wir können nicht alle 
Not und alles Elend dieser Welt schultern, weder die 
deutsche Bundesregierung noch Sie im Bundestag, 
noch die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutsch-
land. Trotzdem haben wir Verpflichtungen auch und 
gerade auf dem afrikanischen Kontinent, wo man, 
weil wir eben keine koloniale Vorbelastung haben, in 
ganz besonderer Weise auf uns hofft. Ich bitte Sie 
sehr herzlich, mich in den Ausschüssen, in die ich 
jetzt gehen werde und in denen ich Sie um das eine 
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oder andere bitte, zu unterstützen, weil ich glaube, 
daß es die Menschen dort  verdient haben, daß wir sie 
nicht im Stich lassen, sondern daß wir uns um sie 
kümmern. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Dort  wurden Schwangere und Kleinkinder zum 
Teil mehrfach vergewaltigt. Ich sage noch einmal: Ich 
habe so etwas noch nie erlebt. Sie können sich keine 
Vorstellung davon machen, was dort los ist. Wir müs-
sen helfen. Unterstützen Sie mich dabei! 

Meine Damen und Herren, die täglichen Schrek-
kensbilder aus allen Teilen der Erde lösen bei unse-
ren Bürgern teils Empörung, teils Resignation und 
Skepsis gegenüber den internationalen Organisatio-
nen aus. Ich verstehe das, gerade was die UNO anbe-
langt. Aber ich möchte noch einmal gerade hier, in 
der Haushaltsdebatte des Deutschen Bundestages, 
weil es ja auch um die Gelder geht, die wir für die 
UNO aufwenden, sagen: Ich wende mich gegen 
diese zum Teil überkritische Beurteilung dessen, was 
die UNO tut. Nach dem Wegfall der Ost-West-Aus-
einandersetzung sind die Vereinten Nationen total 
überfordert, personell, organisatorisch und auch 
sonst. Es hat keinen Sinn, sie pausenlos zu kritisie-
ren; wir müssen sie konstruktiv unterstützen. Ich 
möchte einmal die Frage stellen: Wer weiß eigentlich 
etwas Besseres? 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU, der SPD und des BÜND

-

NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Erst wenn wir etwas Besseres wissen, sollten wir uns 
über das erheben, was dort  geschieht und was man 
dort  zu leisten versucht. 

Ich werde am 27. September vor der UNO-Gene-
ralversammlung in New York für eine konstruktive 
Kritik und Hilfe eintreten. Ich werde das ebenfalls 
bei der 50-Jahr-Feier der UNO tun. Das sind The-
men, für die es sich, wie der Bundeskanzler heute 
morgen gesagt hat, zu arbeiten, auch zu kämpfen 
und, wo notwendig, zu streiten lohnt. 

Ich möchte insbesondere in der Haushaltsdebatte 
die Opposition einladen, in der Außenpolitik, wo wir 
ja Gott sei Dank sehr viele Gemeinsamkeiten haben 
- genauso wie in der Sicherheitspolitik - die Bundes-
regierung in den Fragen, auf die es besonders an-
kommt, zu unterstützen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  zu ei-
ner Kurzintervention erteile ich jetzt dem Abgeord-
neten Ludger Volmer. 

Ludger Volmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Herr Kinkel, Sie haben sich eben dar-
über mokiert, daß der Fraktionsvorsitzende der Grü-
nen, der sich in die außenpolitische Debatte öffent-
lich eingeschaltet hatte, dem Beginn Ihrer Rede nicht 
gelauscht hat. Bitte nehmen Sie zur Kenntnis, daß 

Joschka Fischer, so wie der größte Teil unserer Frak-
tion, in der letzten Stunde vor der französischen Bot-
schaft war, um dort  gegen die Atomtests zu protestie-
ren. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU und 
der F.D.P. - Günther Friedrich Nolting 

[F.D.P.]: Hier findet die Debatte statt!) 

Herr Schäuble, ich gehe davon aus, daß sich auch 
der Teil Ihrer Fraktion, der im Moment nicht im Saal 
ist, auf dem Weg zur französischen Botschaft befin-
det. 

(Günther F riedrich Nolting [F.D.P.]: Hier 
findet die Debatte statt! Das ist genau das, 
was Kinkel gemeint hat! - Ulrich Irmer 
[F.D.P.]: Blinder Aktionismus! Geht doch 
aufs Schiff! Fahrt doch zur Heidi! Setzt euch 
doch mit der Heidi auf den falschen Damp

-

fer! Da sitzt ihr sowieso!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich erteile jetzt 
dem Abgeordneten Karsten Voigt das Wo rt . 

Karsten D. Voigt (Frankfurt) (SPD): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Bundesau-
ßenminister hat in seiner Rede voller Betroffenheit 
und Empörung gesagt, daß ihn Saddam Hussein jah-
relang belogen hat. Auch ich finde das empörend. 
Aber noch schlimmer finde ich, daß er ihm jahrelang 
geglaubt hat. 

(Beifall der Abg. Freimut Duve [SPD] und 
Günter Verheugen [SPD]) 

Am allerschlimmsten finde ich, daß der Dienst, dem 
Sie eine Reihe von Jahren vorgestanden haben, näm-
lich der Bundesnachrichtendienst, zusammen mit 
anderen Diensten - wofür haben wir sie eigentlich? - 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Ihr wollt 
doch alles abschaffen!) 

nicht in der Lage war, diese Lügen rechtzeitig zu ent-
larven. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Aber da war schon 
euer Genosse Porzner Präsident und nicht 

mehr der  Kinkel!)  

Ich möchte mich auf die beiden Kernpunkte kon-
zentrieren, die in der deutschen und internationalen 
Debatte heute am meisten Aufmerksamkeit gewin-
nen, nämlich die Entwicklung in Bosnien und die 
französischen Nukleartests. 

In Bosnien steht im Vordergrund der Aufmerksam-
keit, daß die NATO im Auftrage der und in Abstim-
mung mit der UNO Kampfeinsätze geflogen hat. Ich 
glaube, daß ein Datum, das noch bevorsteht, viel 
wichtiger ist: Am Freitag dieser Woche beginnt in 
Genf nämlich die erste Runde der Gespräche - Sie 
haben darauf hingewiesen: 3 + 5 -, in denen nicht nur 
die bosnischen Serben in einer Gesamtdelegation 
unter Leitung der Belgrader Serben über eine Frie-
denslösung verhandeln, sondern in denen auch aller 
Voraussicht nach Karadzic und Mladic nicht in der 
Delegation der bosnischen Serben sein werden. 
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Wenn dies zutrifft, dann zeigt es, daß die Belgrader 
Serben, aber auch die bosnischen Serben zu begrei-
fen beginnen, daß ihre bisherige Politik zu einem im-
mer größeren Schaden für die Serben in Belgrad, 
aber auch für die Serben insgesamt wird. 

Dies steht allerdings in einem Zusammenhang mit 
den Bombenangriffen der NATO. Ich habe sie nicht 
begrüßt, wir haben sie nicht begrüßt - man kann sol-
che Bombenangriffe nie begrüßen -, aber sie waren 
unvermeidlich und erforderlich, um der Führung der 
bosnischen Serben zu zeigen, daß militärische Ein-
griffe nicht mehr zur Durchsetzung ihrer Ziele führen 
können. Sie waren nicht etwa deshalb erforderlich, 
weil es eine militärische Lösung gäbe - es gibt keine 
militärische Lösung! -, sondern um denjenigen, die 
bisher auf eine militärische Lösung gesetzt haben, 
diese militärische Lösung zu verweigern. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
F.D.P.) 

Sie waren nötig, um politische Verhandlungen zu er-
möglichen und um dem Schutzzonenkonzept zum 
Durchbruch zu verhelfen. 

(Beifall des Abg. Dr. Eberhard Brecht [SPD]) 

Das heißt: Das ist das Gegenteil von Militarisie-
rung. Die Politik von NATO und UNO ist der Ver-
such, primär mit politischen Mitteln, aber unter Bei-
mischung militärischer Mittel deutlich zu machen, 
daß man nur am Verhandlungstisch und nicht durch 
Gewalt irgendeine Lösung erzwingen kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
F.D.P. - Ulrich Irmer [F.D.P.]: Das ist genau 

die Ratio, die dahintersteht!) 

Trotzdem bleiben Fragen an die Bundesregierung, 
zuerst in bezug auf die Informationspolitik. Wir ha-
ben gestern, mehr oder weniger per Eilbrief, vom 
Bundesverteidigungsminister eine Reihe von detail-
lierten Angaben über Ausbildungsflüge, Übungs-
flüge und Einsatzflüge - eine Differenzierung, die ich 
so nicht übernehmen kann - bekommen, die sich 
überwiegend auf Tatbestände beziehen, die bereits 
vor dem 4. September stattgefunden haben. Es ist 
schlicht und ergreifend nicht hinnehmbar und ein 
Skandal, wenn die Bundesregierung das Parlament 
erst informiert, nachdem im „Spiegel" Details durch-
gesickert sind, über die sie schon Tage und Wochen 
zuvor hätten informieren müssen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Hans Klein) 

Ich prangere also die mangelnde, fehler- und lücken-
hafte Informationspolitik der Bundesregierung in den 
letzten Wochen an. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Herr Kinkel, es geht nicht um ein Mä-
keln an irgendwelchen rechtlichen Grundlagen. Es 
geht primär um politische Fragen. Es geht nicht um 
den Beschluß des Bundestags, sondern primär um 
das, was Sie und Herr Rühe in der Debatte, in der wir 
den Beschluß gefaßt haben, gesagt haben. Dort ha-
ben Sie gesagt, der Einsatz der Bundesluftwaffe wird 
nur stattfinden, wenn Blauhelme gefährdet oder an-
gegriffen werden, wenn die schnelle Einsatztruppe  

zu deren Schutz angefordert wird und wenn zu deren 
Schutz die Bundesluftwaffe als Unterstützung in der 
Luft angefordert wird. Wir haben das „den Schutz 
des Schutzes des Schutzes" genannt. 

Im Auswärtigen Ausschuß habe ich auf Grund die-
ser Bemerkung gesagt: Wenn diese nach meiner 
Meinung restriktiven Einsatzbedingungen, von de-
nen ich nicht weiß, ob sie ausreichen, tatsächlich ein-
gehalten werden, dann ist der Einsatz der Bundes-
luftwaffe mehr ein Symbol der Solidarität mit den 
Bündnispartnern als von militärisch-substantieller 
Bedeutung. 

Mein Eindruck ist, daß Sie Ihre Befugnisse, die an 
diese von Ihnen selbst formulierten restriktiven Be-
dingungen gebunden sind, überschritten haben, 
ohne die Ausschüsse des Bundestages und den Bun-
destag insgesamt vorher darüber zu informieren, 
nachdem Sie zuvor durch Ihre Stellungnahmen einen 
anderen Eindruck erweckt hatten. Das ist ein politi-
sches, kein primär rechtliches Problem. 

Ich muß Sie fragen, ob das Bündnis inzwischen 
weitergehende Anforderungen gestellt hat, ob Sie 
glauben, daß die Bündnisloyalität zusätzliche, dar-
über hinausgehende Einsätze der Bundeswehr erfor-
derlich macht oder ob Sie der Meinung sind, daß die 
Bundeswehr in Zukunft in diesem Bosnien-Konflikt 
militärischer agieren sollte, als Sie es in der Debatte 
noch für erforderlich gehalten haben. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Voigt, die 
Kollegin Lederer würde Ihnen gern eine Zwischen-
frage stellen. 

Karsten D. Voigt (Frankfurt) (SPD): Liebe Kollegin 
Lederer, bitte sehr. 

Andrea Lederer (PDS): Kollege Voigt, was glauben 
Sie, warum in dem Beschluß, den der Deutsche Bun-
destag zu diesen Einsätzen gefaßt hat, genau diese 
restriktiven Ausführungen, die in vielen Reden for-
muliert wurden, nicht enthalten sind? Glauben Sie 
nicht, daß Ihre Zustimmung zu genau diesem Vor-
ratsbeschluß, wie wir ihn genannt haben, die Gefahr 
beinhaltet hat, im nachhinein durch Interpretationen 
mehr oder weniger alles als zulässig zu erklären, was 
von der Bundeswehr in Bosnien-Herzegowina mitt-
lerweile auch getan wird? 

Karsten D. Voigt (Frankfurt) (SPD): Kollegin Lede-
rer, darauf eine klare Antwort: Ich habe in meinem 
Diskussionsbeitrag die Einsätze der Bundesluftwaffe 
nicht kritisiert. Ich habe auch nicht gesagt, daß ich 
einem Beschluß nicht zugestimmt hätte, wenn der 
Bundesaußenminister und der Bundesverteidigungs-
minister das angekündigt hätten, was sie jetzt tun. 
Ich habe nur gesagt, daß diese beiden den vollen 
Umfang der Einsätze meiner Meinung nach damals 
nicht richtig vorausgesehen haben, der, wie ich 
meine, aber voraussehbar war, nämlich daß sich die 
restriktiven Bedingungen, die sie hier im Parlament, 
um eine breite Mehrheit zu erreichen, angekündigt 
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haben, im weiteren Verlauf der Ereignisse so nicht 
einhalten ließen. 

Aus diesem Grund habe ich im Auswärtigen Aus-
schuß gesagt, es handele sich eher um eine politisch

-

symbolische Sache mit militärischer Substanz als um 
einen militärisch-substantiellen Beitrag der Bundes-
luftwaffe. Ich vermute, daß schrittweise eine immer 
größere militärische Substanz angestrebt wird. Dafür 
möchte ich die politischen Begründungen kennen. 
Das kann man nämlich nicht einfach ohne eine politi-
sche Debatte durchgehen lassen. 

Herr Bundesaußenminister, Sie haben in einem 
Brief an Herrn Granic zu Recht das Verhalten der 
Kroaten in bezug auf die Krajina kritisiert. Ich hätte 
gewünscht, daß Sie die Verbrechen, die von den 
Kroaten in der Krajina begangen wurden, früher und 
auch öffentlich kritisiert hätten. Es sind Morde vorge-
kommen. Es hat do rt  nicht nur Flucht, sondern auch 
Vertreibung gegeben. Der Umfang der Morde ist 
nicht gleichermaßen schwerwiegend wie das, was 
die Serben wahrscheinlich in Srebrenica gemacht ha-
ben. Trotzdem müßten gerade die Deutschen in die-
ser Frage ein Interesse daran haben, das Verhalten 
der Kroaten öffentlich vernehmbar und frühzeitig zu 
verurteilen. 

Darüber hinaus halte ich es für sehr wichtig, daß 
wir in diesen Tagen Druck auf die Kroaten ausüben, 
um zu erreichen, daß sie in Ostslawonien nicht mili-
tärisch agieren und auch nicht in der Umgebung von 
Dubrovnik. 

Es ist auch wichtig - Sie haben das angedeutet -, 
daß wir den Serben frühzeitig signalisieren, daß wir 
bei einer Friedenslösung nicht nur zum Wiederauf-
bau und zur ökonomischen Zusammenarbeit mit den 
Kroaten und der bosnischen Regierung, sondern 
auch mit den Serben bereit sind. 

Es gibt in diesem Hause hoffentlich keine antiser-
bischen Emotionen. Wir haben nichts gegen das ser-
bische Volk. 

(Beifall des Abg. Ulrich Irmer [F.D.P.]) 

Ich wäre sehr dafür, wenn alle Parteien dieses Hau-
ses ihre Kontakte nicht nur zu den bosnischen Par-
teien, nicht nur zu den Kroaten, sondern zu den ver-
schiedenen politischen Gruppierungen und Parteien 
in Belgrad intensivieren würden. 

Obwohl mir der Mann persönlich nicht schmeckt 
und er einer der Hauptverursacher dieses Krieges 
war, glaube ich, daß das Miloševi ć  nicht ausschließen 
kann. Ich bin der Meinung, daß die Bonner Politik 
klug beraten ist, wenn sie die Kontakte zu Miloševi ć  
nicht nur Holbrooke überläßt, sondern wenn sie im 
Sinne eines Einwirkens auf eine Friedenslösung 
auch mit Belgrad Kontakte aufnimmt oder intensi-
viert. 

Mein zweites Thema ist die Wiederaufnahme der 
französischen Nukleartests. Die deutsch-französi-
sche Zusammenarbeit und Aussöhnung ist, wenn es 
so etwas überhaupt gibt, die Staatsräson, die nicht 
nur die Bundesrepublik Deutschland, sondern die 
auch das vereinigte Deutschland neuer A rt  binden  

sollte. Ohne die deutsch-französische Aussöhnung 
würde Europa in alte Rivalitäten zurückfallen, ohne 
die deutsch-französische Aussöhnung gibt es keine 
europäische Einigung. 

Aus diesem Grunde ist alles, was zwischen den 
Franzosen und uns strittig ist, sehr sorgfältig zu be-
handeln. Es gibt in zunehmendem Maße strittige 
Punkte. Bei der Welthandelsorganisation gab es 
ebenso wie bei der Osterweiterung der Europäischen 
Union und bei bestimmten Aspekten der Balkanpoli-
tik strittige Punkte. 

Um so wichtiger wäre es gewesen, daß die Bundes-
regierung sehr frühzeitig die französische Regierung, 
auch Herrn Chirac, darauf aufmerksam gemacht 
hätte, daß die Wiederaufnahme der Nukleartests in 
Europa insgesamt und in Deutschland insbesondere 
zu einer Protestwelle gegen die französische Politik 
führen würde. Herr Chirac hat das offensichtlich völ-
lig falsch eingeschätzt. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gehört zur deutsch-französischen Freundschaft 
und zur Kultur des Dialogs zwischen diesen beiden 
Staaten, daß man solche Probleme frühzeitig be-
nennt und nicht verschweigt. Ich werfe der Bundes-
regierung vor, daß sie das nicht bereits während des 
Wahlkampfes auf informellen Kanälen und auch 
nicht, als Chirac das angekündigt hat, gemacht hat. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Informelle Kanäle ha

-

ben es an sich, daß sie nicht in der Zeitung 
stehen!) 

Ich fände es sehr gut, wenn sich die Pa rtner in Pa-
ris und Bonn hinsichtlich ihrer jeweiligen Politik kriti-
sieren könnten - das sollte völlig normal sein - und 
das nicht als Einmischung in die inneren Angelegen-
heiten empfunden würde. Ich habe es deshalb als 
schädlich empfunden, daß der französische Botschaf-
ter, François Scheer, im Außenministerium einbestellt 
wurde, als er zu einer bestimmten Frage der deut-
schen Innenpolitik Stellung genommen hat. Ich halte 
das für einen Fehler. 

(Bundesminister Dr. Klaus Kinkel: Na! Na!) 

- Er hat sich seitdem auch nicht wieder geäußert. 

Ich glaube, daß umgekehrt eine solche wechselsei-
tige Einmischung in sogenannte innere Angelegen-
heiten insofern erforderlich ist, als sie in Wahrheit eu-
ropäische Angelegenheiten sind. Man kann nicht 
von einer gemeinsamen europäischen Außen- und 
Sicherheitspolitik, für die wir sind, reden, ohne daß 
man solche Fragen wie die französischen Nuklear-
tests europäisch diskutiert und auch im Entschei-
dungsprozeß letztendlich europäisiert, indem man 
die französische Regierung frühzeitig auf die europä-
ische Dimension ihrer Entscheidung hinweist. 

(Beifall bei der SPD) 

Trotzdem sage ich: Es gibt ein Manko - weniger 
bei der Bevölkerung; die französische Bevölkerung 
ist in der Mehrheit gegen die Tests - in der sicher-
heitspolitischen Kultur bei den Leuten, die Außen- 
und Sicherheitspolitik in Frankreich und Deutsch-
land diskutieren. Die Kollegen Seiters und Duve und 
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ich werden in der übernächsten Woche in Paris sein, 
um über diese Frage zu diskutieren. Wir müssen eine 
gemeinsame deutsch-französische Kultur der Außen- 
und Sicherheitspolitik entwickeln; denn ohne eine 
solche gemeinsame deutsch-französische Kultur in 
diesem Bereich wird es keine substantiellen Erfolge 
in der Außen- und Sicherheitspolitik Europas geben, 
selbst wenn es die Institutionen dafür gibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Abschließend noch drei kurze Bemerkungen. Die 
erste bezieht sich auf die Frage der transatlantischen 
Beziehungen. Dort  wird sehr viel von einer nordat-
lantischen Freihandelszone, von neuen Verträgen 
und Vereinbarungen geredet. Ich empfehle der Bun-
desregierung, weniger über neue Verträge und Ver-
einbarungen, sondern mehr über die Substanz zu re-
den. Die Substanz ist, daß wir nach dem Ende des 
Ost-West-Konflikts die im NATO-Vertrag angelegten 
zivilen Teile aktivieren müssen. 

Wir müssen zusätzlich zu der militärischen NATO 
nicht nur eine politische, sondern eine zivile NATO 
entwickeln. So etwas machen wir in der Nordatlanti-
schen Versammlung, das reicht aber nicht aus. Dazu 
gehört ein wachsender Austausch im kulturellen Be-
reich. Dazu gehört gemeinsames Agieren im wirt-
schaftspolitischen Bereich. Auf beiden Seiten gehört 
der Abbau einiger protektionistischer Vorschriften 
bei Textil, Stahl und Kohle dazu, was auch uns tref-
fen würde. Auch eine Reform der Landwirtschafts-
politik ist erforderlich. Wir müssen - das ist meine 
Kernthese - in den transatlantischen Beziehungen ei-
nen Neuanfang finden, der besonders den Ausbau 
der zivilen transatlantischen Beziehungen und nicht 
primär die militärischen Beziehungen betrifft. 

Zweitens. Ende dieses Jahres läuft die Frist aus, in 
der die Staaten Europas ihre konventionelle Abrü-
stung umgesetzt haben müssen. Es besteht die Ge-
fahr, daß diese Limits in einigen Gebieten Rußlands 
nicht eingehalten werden. Ich fordere die Russen 
auf, diese Limits einzuhalten. Gleichwohl meine ich, 
daß man auf dem Verhandlungswege darüber reden 
müßte, ob der eine oder andere Wunsch der Russen 
nach Veränderung der Limits berechtigt ist. 

Aber entscheidend ist, Herr Bundesaußenminister, 
daß eine Nichteinhaltung des Zeitpunkts Ende No-
vember dieses Jahres - es ist nicht mehr lange hin - 
zu einer Erosion und einer Krise des wichtigsten rü-
stungskontrollpolitischen Vertrags im konventionel-
len Bereich, der in Europa verabschiedet worden ist, 
führen könnte. Deshalb ist es erforderlich, daß wir 
nicht in eine solche Krise hineinschlittern, sondern 
frühzeitig vorbeugen und zu Lösungen und Verein-
barungen kommen. Sie haben zu diesem Thema 
heute nichts gesagt. Ich hoffe, daß das nicht bedeu-
tet, daß Sie sich dafür nicht interessieren. 

Zuallerletzt: Der Bundeskanzler hat mit Bo ris Jel-
zin über chemische Waffen geredet. Die Russen und 
die Amerikaner haben den entsprechenden interna-
tionalen Abrüstungsvertrag immer noch nicht ratifi-
ziert. Wir haben ein Recht, darauf zu drängen, daß 
sie es endlich tun. Der Bundeskanzler hat sich ge-
rühmt, daß die Bundesrepublik in Zukunft Mittel be-

reitstellt, um den Russen bei der chemischen Abrü-
stung zu helfen. Ich wollte ihm nur sagen, daß das 
ein alter Hut ist. Der Bundestag hat das mit Unter-
stützung aller in ihm vertretenen Parteien schon 
lange bewilligt. Ich finde es zwar gut, daß er Jelzin 
das zusagt, aber er sollte es in seinen Gesprächen 
nicht als großes neues Ereignis darstellen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Dr. Klaus 
Rose, Sie haben das Wo rt . 

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der „Kölner 
Stadt-Anzeiger" hat über den gestrigen Beginn der 
diesjährigen Haushaltsdebatte geschrieben: „Wo 
bleibt die Opposition?" Nach dem was heute gebo-
ten wurde, wird auch morgen wieder in der Zeitung 
stehen: Wo bleibt die Opposition? 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Zu Recht!) 

Ich darf daran erinnern, daß sich die Opposition in 
diesem Sommer in ganz anderen Gefilden verhed-
dert hat, und darf Herrn Rau zitieren, der sagte, daß 
dieses Sommertheater die Menschen angewidert hat. 
Ich kann nur sagen, wir sind inzwischen so weit, daß 
es nicht mehr eine Politikverdrossenheit, sondern 
eine Oppositionsverdrossenheit in diesem Lande 
gibt. 

(Karsten D. Voigt [Frankfu rt ] [SPD]: Bei uns 
auch!) 

Ich möchte gerade auch als CSU-Vertreter einiges 
über die derzeitigen Probleme in der Außen- und Si-
cherheitspolitik sagen. 

Die härtere Gangart der NATO und der UNO in 
den letzten Tagen war ein unvermeidbarer und not-
wendiger Schritt. Dies ist das einzig richtige und un-
mißverständliche Signal an die bosnischen Serben, 
endlich einzulenken und den Weg für erfolgreiche 
Verhandlungen frei zu machen. Es bleibt zu hoffen, 
daß die UNO nun endlich von ihrer häufig allzu zö-
gerlichen Art im Umgang mit den Kriegsverbrechern 
Karadžić  und Mladic abläßt. 

Ich möchte das Morgenfernsehen zitieren, wo ein 
Experte des Südost-Instituts kritisiert hat, daß man 
zwischendurch mit dem Druckausüben auf die bosni-
schen Serben wieder etwas aufgehört habe: Das sei 
ein verkehrtes Zeichen; denn man habe über Jahre 
hinweg ein falsches Spiel get rieben. Ich schließe 
mich dem an: Man hätte die NATO-Angriffe nicht 
unterbrechen sollen. 

Wir, die Obleute des Verteidigungsausschusses, 
hatten gestern den Besuch einer türkischen Delega-
tion, die sich besonders wegen der Menschenrechts-
verletzungen in Bosnien-Herzegowina bei uns ein-
gefunden hat. Es ist uns deutlich gesagt worden, daß 
wir nicht von einem Bürgerkrieg reden sollten, son- 
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dern das, was dort  stattfindet, beim Namen nennen 
sollten. Es ist ein Massenmord von Militärs auf der 
einen Seite an armen, hilflosen Zivilisten auf der an-
deren Seite. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Diesem Massenmord muß man begegnen. Deshalb 
unterstütze ich das, was auf Veranlassung der UNO 
durch die NATO gemacht wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, wer in diesen Tagen 
des Bosnien-Kriegs wie die Fraktion der Grünen 
noch immer die trügerische I llusion vom Pazifismus 
als Friedensretter auf die Fahnen schreibt, der be-
treibt in Wahrheit eine unverantwo rtliche Hochrisi-
kopolitik. Das merkt auch der Bürger, der diese A rt 

 von Doppelmoral sowieso nicht mehr hinnimmt. Erst 
läßt man bekanntlich die Bundesregierung das Un-
angenehme tun, läßt sie die Verantwortung tragen 
und stimmt mit Nein, und einige Wochen später wird 
die Bundesregierung zum Handeln aufgefordert, für 
militärischen Schutz der bedrohten serbischen Bevöl-
kerung in den UNO-Schutzzonen zu sorgen. 

Das haben wir schon im Frühjahr gemerkt, als eine 
Delegation von Grünen in Sarajevo war und den 
militärischen Einsatz gefordert hat, aber nicht von 
den Deutschen, sondern von anderen. In echter 
grün-nationaler Überheblichkeit wird sofort hinzuge-
fügt: Deutschland muß den Schutz sicherstellen, aber 
nur mit den Soldaten unserer Verbündeten. Das hat 
sich Gott sei Dank zwar inzwischen geändert, weil 
Herr Fischer - ich freue mich, daß er mir gegenüber-
sitzt - die hohen moralischen Ansprüche - auf dem 
Rücken von Soldaten anderer Nationen zur Beruhi-
gung des eigenen Gewissens - zurückgenommen 
hat. Aber es ist noch immer nicht ganz rübergekom-
men, was er für die Zukunft meint. 

Herr Fischer hat sich in seinem Leben sowieso ver-
ändert. Er hat die Turnschuhe in den Schrank stellen 
lassen und die Pflastersteine zur Seite gelegt. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerungen] [F.D.P.]: 
Und hat die Hose weiter machen lassen!) 

Er ist jetzt der Schützer des Rechtstaats. Er selber 
und die Vertreter der grünen Partei haben Befrei-
ungsbewegungen früher durchaus das Recht der Ge-
waltanwendung zugebilligt, nur anderen natürlich 
nicht. Wie es ihm in seine Politik paßt, so läßt er das 
auch heute zu. Auf diese Weise ist Herr Fischer der 
große Wendehals innerhalb der grünen Bewegung 
geworden. Es wundert mich, daß er in seiner Frak-
tion nicht stärker angegriffen wird und daß er mit 
dieser Art  von veränderter Politik noch etwas zu be-
wegen vermag. 

(Dr. Wolfgang Weng [Geringen] [F.D.P.]: 
Ganz egal, was er macht, sie lieben ihn!) 

Nachdem heute beklagt wurde, daß in den neuen 
Bundesländern eine Entindustrialisierung stattfindet 
- Herr Fischer, Sie haben dieses Wo rt  gebraucht -, 
frage ich Sie: Haben Sie früher nicht ständig gegen  

die Industriepolitik gewettert? Jetzt bejammern Sie, 
daß die Industrie verschwindet. Sie ändern sich stän-
dig. Sie brauchen sich nicht zu wundern, wenn ich 
mich darüber ärgere. 

Meine Damen und Herren, unsere Bürger haben 
Anspruch auf eine realistische, glaubwürdige und 
stabile Sicherheitspolitik, die sie wirk lich schützt. 
Unsere Bürger haben Anspruch auf eine Politik, die 
auch im tiefen Frieden die Risiken nüchtern analy-
siert und die notwendige Vorsorge trifft. Das beinhal-
tet, daß wir Parlamentarier uns voll und eindeutig 
hinter unsere Soldaten und hinter den Auftrag der 
Bundeswehr stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das heißt auch, daß wir im Notfall bereit sein müs-
sen, die Bundeswehr, wie wir es - ich betone: wie wir 
es - und Gott sei Dank einige vernünftige Leute der 
anderen Seite mit dem Bosnien-Beschluß getan ha-
ben, maßvoll und mit Bedacht im Dienste des Frie-
dens einsetzen. 

Ich hatte gestern den Besuch des zweithöchsten 
amerikanischen Soldaten in Europa, der den Beitrag 
der deutschen Soldaten als unverzichtbar und als be-
sonders lobenswert herausgestellt hat. Ich betone 
das deshalb, weil manchmal gesagt wird: Man 
braucht die Deutschen gar nicht mehr. Man braucht 
die Tornados nicht. Ganz im Gegenteil: Von dem 
zweithöchsten amerikanischen Soldaten in Europa 
ist die Rolle der deutschen Soldaten besonders ge-
würdigt worden. Ich glaube, wir sollten das dankbar 
zur Kenntnis nehmen und das auch von unserer Seite 
aus feststellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir müssen nicht zuletzt bereit sein, den Preis zu 
zahlen, um unsere Bundeswehr mode rn  und für ih-
ren Auftrag leistungsfähig zu halten. Dazu möchte 
ich ein besonderes Thema ansprechen, das wir im 
Laufe der Haushaltsberatungen sicherlich entspre-
chend beurteilen werden. 

Die Bundeswehr muß zur Erfüllung ihrer neuen 
Aufgaben im Rahmen der Krisenbewältigung mobi-
ler und beweglicher werden. Wir sollten deshalb un-
terstützen, daß die Bundeswehr vier gebrauchte Air-
busse A 310 von der Lufthansa erwirbt und sie zu ei-
ner Fracht- und Personenkombiversion umrüsten 
läßt. Dieser Kauf ist sinnvoll, weil dadurch die Trans-
portkapazität erhöht und eine Ablösung der im Be-
trieb wesentlich teureren, nicht sehr umweltverträgli-
chen Boeing 707 ermöglicht wird. 

Ich erinnere mich, daß sich, als einmal der Bundes-
kanzler aus Washington mit einer alten 707 wegge-
flogen ist, ausgerechnet der „Spiegel" mokiert hat, 
daß das Flugzeug so viele umweltschädigende Gase 
hinterlassen haben soll. Wir müßten eigentlich von 
allen Seiten Unterstützung haben, wenn es darum 
geht, auch unter diesem Gesichtspunkt die Moderni-
sierung der Flugzeuge zu gewährleisten. 

Aber meine Überlegungen gehen weiter. An den 
Bundesminister der Verteidigung gerichtet, gebe ich 
zu bedenken, das Angebot der DASA zu nutzen, 
diese Flugzeuge beim Umbau zum Kombifrachter in 
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einem Zug, d. h. sofort auch als Luftbetankungsflug-
zeuge umzurüsten. Dies würde nicht nur erlauben, 
den Bedarf der Luftwaffe an Luftbetankung mit der 
Zeit selbst zu decken und Mietkosten zu sparen, es 
wäre vor allen Dingen auch ein entscheidender indu-
striepolitischer Impuls, der der deutschen Luft- und 
Raumfahrtindustrie den weltweiten Markt an Tan-
kerflugzeugen erschließen würde. 

Eine schnelle Entscheidung für einen Umbau die-
ser Flugzeuge in eine Frachter-Tanker-Kombination 
ist um so dringlicher, als der Hauptkonkurrent 
Boeing in zwei Jahren sein Konkurrenzmodell auf 
den Markt bringen wird. 

Meine Damen und Herren, der Fall Bosnien zeigt 
ernüchternd, wie weit wir noch von einer funktionie-
renden gemeinsamen europäischen Sicherheitspoli-
tik entfernt sind. Noch deutlicher zeigt er die Dring-
lichkeit, auf dem Weg dorthin zielstrebig voranzu-
schreiten. Wir haben nur eine Chance, den Frieden 
Europas auf Dauer zu bewahren: indem wir so 
schnell wie möglich ein tragfähiges Sicherheitssy-
stem für das wachsende Europa vorantreiben. 

Die NATO ist derzeit das einzige einsatzfähige lei-
stungsstarke Sicherheitsinstrument. Sie bleibt daher 
mit der WEU zusammen als europäischem Pfeiler 
auch in einer neuen europäischen Sicherheitsarchi-
tektur die tragende Stütze. 

Einmal mehr ist auch in diesem Punkt die Politik 
der Grünen enttarnt. Die Forderung nach einer Auf-
lösung der NATO kann im wahrsten Sinne des Wor-
tes nur als mörderische Tollkühnheit verstanden wer-
den, auch wenn sich die Vertreter dieser Idee gerne 
Pazifisten nennen. 

Ebenfalls diejenigen, die zu optimistisch der OSZE 
eine Ersatzrolle für die NATO zuweisen wollen, lie-
gen falsch. Damit ich nicht falsch verstanden werde: 
Die OSZE kann natürlich ein bedeutendes Forum für 
präventive Diplomatie sein. Es ist ein wichtiges Ziel, 
sie als Werte- und Handlungsrahmen gesamteuro-
päischer Außen- und Sicherheitspolitik weiterzuent-
wickeln. Die OSZE kann wesentlich zu einer gesamt-
europäischen Rechtsordnung beitragen. Aber sie ist 
im besten Fall ein Brandverhüter und ganz sicher 
keine Feuerwehr. 

Meine Damen und Herren, ich hätte noch, wenn 
mir mehr Zeit gegeben wäre, einiges zum Verhältnis 
zu Frankreich gesagt. Ich bin nicht der Meinung, 
daß wir uns in den allgemeinen rot-grünen Chor ein-
klinken sollten, nur weil es momentan mode rn  ist, 
auch deren Anti-Atompolitik zu vertreten. Vielmehr 
bin ich der Meinung, daß die deutsch-französische 
Gemeinsamkeit und Freundschaft mehr we rt  ist und 
daß man auch in schwierigen Zeiten zusammenhal-
ten muß, gerade jetzt, wo die Franzosen auch innen-
politisch durch die Terrorismusanschläge und durch 
verschiedene andere Ereignisse zu leiden haben. Wir 
sollten uns die Solidarität und die Freundschaft mit 
den Franzosen mehr auf das Panier schreiben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Deshalb appelliere ich an alle, alles zu vermeiden - 
ich habe mich gefreut, Herr Kollege Duve, daß Sie 
das einmal so deutlich gemacht haben -, was zur Zer-
störung der für die Deutschen überlebensnotwendi-
gen Zusammenarbeit mit den Franzosen beiträgt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin der Überzeugung, daß wir morgen im Ver-
teidigungsausschuß noch genügend Auskünfte be-
kommen, um meine These, daß das Parlament hinrei-
chend über die Einsätze der Tornados in Bosnien

-

Herzegowina informiert wurde, zu untermauern. Ich 
freue mich auf diese Beratungen. Wir hoffen, daß wir 
in den Haushaltsberatungen auch zugunsten unserer 
Soldaten und der Bundeswehr Erfolg haben werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat die Kolle-
gin Angelika Beer. 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr 
Dr. Rose, ich hätte erwartet, daß Sie sich in Ihrer Ei-
genschaft als Vorsitzender des Verteidigungsaus-
schusses über das standardmäßige Abarbeiten an 
der Opposition hinaus - wir freuen uns ja, daß Sie 
uns zuhören, auch wenn Sie das heute wieder ver-
dreht haben - zumindest einmal - bis auf eine 
Scheindebatte, die von der SPD angeregt worden ist; 
darauf gehe ich gleich noch ein - zu einem weiteren 
Umstrukturieren der Bundeswehr, einer weiteren 
substantiellen Veränderung der deutschen Außen- 
und Sicherheitspolitik bekennen, die nämlich zum 
ersten Mal Militäreinsätze als Mittel der Politik zu 
manifestieren versucht. 

Ich halte die Kritik aus Reihen der SPD an dem Ein-
satz der Tornados für eine Scheindiskussion und für 
ein Ablenkungsmanöver. Ich denke, wer A sagt, muß 
wissen, daß B und C kommt. 

Wir haben in der Debatte über den Einsatz der 
deutschen Bundeswehr in Ex-Jugoslawien kritisiert, 
daß mit diesem Sechs-Zeilen-Antrag der Bundesre-
gierung ein Vorratsbeschluß gefaßt wird. Die Oppo-
sition sollte wenigstens in der Lage sein, diesen Be-
schluß zu lesen. Sie haben, jedenfalls zum Teil mit Ih-
ren Stimmen, beschlossen, 

(Günter Verheugen [SPD]: Langsam! Die 
Minderheit unserer Fraktion! - Günther 
Friedrich Nolting [F.D.P.]: Es haben auch 

Grüne mitgestimmt!) 

daß die Bundeswehr u. a. mit ECR-Tornados zum 
Schutz und zur Unterstützung der schnellen Eingreif-
truppe eingesetzt wird. Genau das hat der Bundes-
verteidigungsminister in den letzten Wochen umge-
setzt. Jetzt noch einmal darüber zu reden, ob dieser 
Schutz tatsächlich gegeben ist oder nicht, lenkt da-
von nur ab. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Es ha

-

ben auch Grüne mitgestimmt! - Jochen 
Feilcke [CDU/CSU]: Das waren vernünftige 

Grüne!) 
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Wer zu Krieg und zur Kriegsführung ja sagt, der 
verläßt das Feld von Planspielen, wie wir sie bisher 
auf dem Papier oder in Manövern geübt haben, der 
muß wissen, daß Übungsflüge über Kriegsgebiet po-
tentielle Kriegsflüge sind. Dazu haben Sie Ihre politi-
sche Zustimmung gegeben. Jetzt sollten Sie dazu 
auch stehen. 

(Michaela Geiger [CDU/CSU]: Der Fischer 
ist schon viel weiter!) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, gerade weil 
auf den Tag genau 56 Jahre nach dem Einmarsch 
Hitlers und dem ersten Schuß auf Polen wieder deut-
sche Truppen im Einsatz sind, 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Ziemlich blö

-

der Vergleich!) 

und zwar in Ex-Jugoslawien, möchte ich einmal auf 
die strukturelle Planung der Hardthöhe in diesem 
Bereich der Verteidigung und darauf eingehen, was 
in dieser Haushaltsplanung ansteht. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Sagen 
Sie einmal etwas zum Fischer-B rief!) 

Wir sind dank Volker Rühes und seines Gehilfen, 
Herrn Naumann, in der Situation, daß die Salami tat-
sächlich am Ende ist. Herzlichen Glückwunsch! Ich 
bedaure das zutiefst. Wir sind in einer Situation, wo 
der Wechsel von einer Verteidigungs- hin zu einer 
Angriffsarmee stattgefunden hat und im Haushalt 
festgeschrieben wird. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Das ist 
doch ein Quatsch! Wer hat das denn aufge

-

schrieben? - Dr. Wolfgang Weng [Gerlin

-

gen] [F.D.P.]: Das kommt davon, wenn die 
Leute nicht frei reden!) 

Wir sind des weiteren in einer Situation, wo heute 
mit wunderschönen Worten von Menschenrechten, 
internationaler Verantwortung, wiedererlangter Sou-
veränität Deutschlands auch von Außenminister Kin-
kel darüber hinweggespielt wird, daß gerade die 
deutsche Außen- und Sicherheitspolitik einen we-
sentlichen Faktor für die 54 Konflikte in der ganzen 
Welt geschaffen hat. 

(Freimut Duve [SPD]: Nennen Sie einen ein

-

zigen Konflikt, für den wir verantwortlich 
sind!) 

Wie kann man sich heute hinstellen und über die 
Lügen Saddam Husseins empört sein, wenn gerade 
aus Deutschland substantiell die Mate rialien für die 
Entwicklung eines B- und C-Waffen-Programms 
dorthin gekommen sind? Wie kann man sich hinstel-
len und bitten, die Türkei nicht auszugrenzen - was 
wir Grünen überhaupt nicht tun, sondern die Bun-
desregierung selber, weil sie die Türkei nicht in der 
EU haben will -, und gleichzeitig die Aufhebung der 
Waffensperre gegen die Türkei vorbereiten? Da beißt 
sich doch die Katze in den Schwanz. Das ist nicht 
mehr Politik, das ist ein Hin und Her eines unent-
schlossenen Außenministers, der nicht einmal das 
Format hat, die Grundsätze auch im finanziellen Be-
reich hier zu nennen - die Grundsätze, warum diese 
Politik nicht funktionieren kann. 

Man kann nicht zivile Strukturen einfordern, wie 
das verbal gemacht wird, und in der Realität 
48,5 Milliarden DM für eine Krisen- und Interven-
tionsarmee vorsehen, während zum gleichen Zeit-
punkt 3,5 Milliarden DM für das Auswärtige Amt, 
0,6 Milliarden DM für die Vereinten Nationen und 
ganze bummlige 7 Milliarden DM, glaube ich, für die 
OSZE bereitgestellt werden. 

(Katrin Fuchs [Verl] [SPD]: Das kann nicht 
sein!)  

Da stimmt etwas nicht. Hier wird die Militarisierung 
festgeschrieben, und auf der anderen Seite werden 
genau die Titel, die geeignet wären, eine Zivilisie-
rung vorzubereiten, Konflikte frühzeitig zu erken-
nen, stranguliert bis zum Gehtnichtmehr. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS - Günther Friedrich Nol

-

ting [F.D.P.]: So etwas Abstruses! Da gibt es 
sogar Beifall von der PDS!) 

Ich möchte im Bereich der sogenannten Weiterent-
wicklung von Waffen einen Bereich nennen, der, 
glaube ich, deutlich macht, wie es um diese Verteidi-
gungspolitik, wie es so schön heißt, steht. Trotz inter-
nationaler Bekundungen und Bemühungen, die 
Landminen als Massenvernichtungswaffen zu äch-
ten, werden erneut Millionen für die Weiterentwick-
lung von Landminen und für deren Einsatz durch un-
sere Krisenreaktionskräfte in den Haushalt einge-
stellt. Das hat nichts mit Verteidigung zu tun. Das ist 
die Perfektionierung einer Waffe zur Zerstückelung 
von Menschen, zur Zerstückelung der Zivilbevölke-
rung. Das ist der rote Faden, der sich durch die Mili-
tärplanung zieht. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, auf der ande-
ren Seite werden in ganz wichtigen Bereichen wie 
beim Eurofighter, wo man sich nicht mehr traut, 
überhaupt Zahlen zu nennen, Nullen, Leerstellen in 
diesen Etat eingegeben. Die Bundesregierung ver-
langt von uns eine Zustimmung zu Leerstellen, zur 
Null-Option. Wir werden für die Null-Optionen sor-
gen und dieses wahnsinnige Projekt des Eurofighters 
zum Scheitern bringen. 

Ich finde es komisch - das vielleicht zum Schluß -, 
daß über eine Äußerung der Wehrbeauftragten 
heute kaum ein Wort  gefallen ist. In einem Land, in 
dem es ein Grundrecht auf Kriegsdienstverweige-
rung gibt, in einem Land, in dem Wehrdienstlei-
stende einen unendlich we rtvollen Dienst in 
Deutschland leisten, auch nicht zuletzt, weil sie sich 
weigern, Kriegsdienst für diese Armee zu leisten, 
diesen Menschen vorzuwerfen, daß sie so wie früher 
„Drückeberger" seien, wie es hieß, „Egoisten" - - 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie das 
Interview überhaupt einmal gelesen?) 

- Ich habe das Inte rview gelesen. Ich finde es ent-
setzlich, daß eine neu gewählte Wehrbeauftragte 
eine krasse Parteipolitik betreibt und im Auftrag der 
Hardthöhe spricht, anstatt sich für die Interessen al-
ler Menschen einzusetzen. Sie haben sich nicht nur 
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optisch ins Aus gesetzt, sondern auch politisch und 
haben überhaupt keine Möglichkeit, das Vertrauen 
zu den Soldaten, aber auch zu den Kriegsdienstver-
weigerern wieder aufzubauen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Renationalisierung und Nationalisierung der 
Außen- und Sicherheitspolitik, die durch Volker 
Rühe auch in Zahlen im Einzelplan 14 festgeschrie-
ben wird, ist für uns ein Alarmzeichen, nicht weil es 
heißt: Deutschland allein gegen den Rest der Welt; 
sondern weil Optionen in Militärbündnissen aufge-
baut werden, den militärischen Schlag je nach Be-
darf mit irgendeinem Pa rtner durchzuführen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist abstrus!) 

Die Äußerung von Herrn Schäuble für eine nu-
kleare Abschreckungspolitik Europas setzt dem, 
denke ich, die Krone auf. Dagegen werden wir mit 
aller Macht protestieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Koppelin, 
Sie haben das Wort. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Kollegin Beer, ich habe den Eindruck - ich weiß 
nicht, ob er richtig ist -, daß anscheinend die Zensur 
jetzt in Ihrer Fraktion doch wieder aufgehoben ist. 
Ich lese nämlich heute in der „taz": 

So fühlt sich die Abgeordnete Angelika Beer als 
Opfer von Zensur, weil ihre Kritik am Nato-Ein-
satz vergangene Woche nicht auf dem Briefkopf 
der Fraktion verbreitet wurde. 

Ich verstehe inzwischen, warum das nicht verbreitet 
werden durfte, nachdem man diese Rede hier gehört 
hat. 

Joseph Fischer, jetzt ist es schon zum fünftenmal, 
daß er zu diesem Thema so gähnt. Ich hatte vorhin 
fast den Eindruck, er wolle den Kollegen Breuer ver-
speisen. So hat er bei Ihrer Rede gegähnt. 

(Joseph Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das war meine Reaktion 

auf die Langeweile!) 

Frau Kollegin, vielleicht bewegen Sie sich noch 
einmal. Wir haben diese Platte, diese Rede von Ihnen 
schon so oft gehört. Ich meine, Sie müßten sich ein-
mal etwas anderes einfallen lassen. 

(Beifall bei der F.D.P. - Erneuter Zuruf des 
Abg. Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Herr Fischer, Sie werden sicherlich gleich wieder 
gehen. Ich kann dann vielleicht meine Rede fortset-
zen. 

Wir kommen zum Haushalt. Da müssen wir doch 
einiges sagen. Wir meinen als F.D.P., daß wir mit den 
Beratungen und bei den Beratungen einen Beitrag 
leisten müssen, daß die Bundeswehr moderner und  

leistungsfähiger gestaltet wird. Unser Ziel als F.D.P. 
ist es, daß wir den investiven Anteil in diesem Jahr 
auf etwa 24 % setzen. Das ist ein ganzes Stück mehr 
als beim letztenmal. Unser Ziel ist es dann, insgesamt 
die 30-%-Marke zu erreichen. 

Für die Modernisierung und die Ergänzung der 
Ausrüstung der Bundeswehr sind einige wichtige 
Neuvorhaben notwendig. Von seiten der F.D.P., Herr 
Minister, sichere ich Ihnen zu, daß wir diese wichti-
gen Neuvorhaben in der Beschaffung unterstützen 
werden. Dieser politische Wille wird die F.D.P. jedoch 
nicht davon abbringen, jede einzelne Beschaffungs-
maßnahme, die uns vor allem im nächsten Jahr finan-
ziell langfristig binden wird, kritisch unter die Lupe 
zu nehmen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Ich will gar nicht verschweigen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, daß ich auf die Beratung zum Einzel-
plan 14 sehr gespannt bin, gespannt vor allem dar-
auf, wie die Sozialdemokraten mit diesem Haushalt 
umgehen werden. Frau Matthäus-Maier hat in ihrer 
Rede zum Haushalt erneut die Höhe des Verteidi-
gungshaushaltes kritisiert. Aber so muß man sich 
doch fragen - genau das macht sie immer, Herr Kol-
bow hat natürlich recht -: Kann man diese Kritik 
überhaupt noch ernst nehmen? Es wurde schon 
daran erinnert, daß zum Haushalt 1995 kein Sozial-
demokrat zur Verteidigungspolitik gesprochen hat. 
Ich vermute, auch jetzt und heute werden sie nicht 
zum Verteidigungshaushalt Stellung nehmen. Ich 
verstehe das, denn sie sind in ihrer Haltung sehr 
zwiespältig. 

Ich will  das an einem Beispiel demonst rieren. Die 
Kollegin Beer hat eben von dem Jagdflugzeug ge-
sprochen. Darüber werden wir in diesem Jahr bera-
ten. Ich meine, das Jagdflugzeug, der Eurofighter, ist 
vielleicht ein ganz gutes Beispiel. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Koppelin, 
darf ich Sie eine Sekunde unterbrechen? Der Kollege 
Weng bezweifelt die Fähigkeit des Bundesverteidi-
gungsministers, ein Gespräch zu führen und Ihnen 
trotzdem zuzuhören. Ich bin überzeugt, daß er trotz-
dem zuhört, genau wie alle anderen Minister im 
Hause. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Präsident, ich wäre 
dankbar, wenn die Zweifel des Kollegen Weng nicht 
von meiner Redezeit abgezogen würden. 

Vizepräsident Hans Klein: Nein. Ich habe die Uhr 
so lange angehalten. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Die Kollegin Matthäus

-

Maier und andere in der SPD kritisieren die Beschaf-
fung eines modernen Jagdflugzeugs, und das seit 
vielen Jahren. Das ist ihr gutes Recht. Frau Mat-
thäus-Maier hat bei jeder Haushaltsdebatte dieses 
Geld schon mehrfach ausgegeben. Das ist die eine 
Seite der SPD. 
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Die andere Seite erleben wir in diesen Tagen bei 
Veranstaltungen z. B. mit Angehörigen der DASA: 
Da fordern Sozialdemokraten den Eurofighter, Herr 
Ministerpräsident Gerhard Schröder aus Niedersach-
sen 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Wer war denn das?) 

und jetzt auch noch ein anderer Genosse, der baden

-

württembergische Wirtschaftsminister Spöri. 

(Günter Verheugen [SPD]: Das ist sein gu

-

tes Recht!) 

- Natürlich ist es sein gutes Recht. Aber dann sagen 
Sie uns einmal, was Sie wollen. Sie können nicht 
draußen vor DASA-Angehörigen so sprechen und 
hier im Plenum so. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das ist eine unehrliche Diskussion. Ich bin gespannt, 
wie Sie sich am Ende insgesamt dazu verhalten wer-
den. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Herr Koppelin, wer 
war denn der Herr, den Sie eben zitiert ha

-

ben? Sie haben von einem Herrn Schröder 
gesprochen!) 

- Das ist ein Freund dieser Fraktion. 

(Karsten D. Voigt [Frankfurt ] [SPD]: Das ist 
ein ehemaliger Außenminister! - Bundesmi

-

nister Dr. Theodor Waigel: Ein Trojaner!) 

Ich sprach von den investiven Maßnahmen. Ich 
denke, wir sollten aber nicht nur von der Bewaffnung 
der Bundeswehr reden, wir müssen auch davon spre-
chen, was wir in diesem Jahr für die Soldaten und 
vor allem für die Wehrpflichtigen tun wollen. Ich 
kann für die F.D.P. ankündigen, daß wir eine erhebli-
che Verbesserung für die Wehrpflichtigen erreichen 
wollen. Ich nenne zwei Punkte. Wir versuchen eine 
Entfernungszulage für die Wehrpflichtigen zu be-
kommen, die nicht heimatnah einberufen werden 
können. Es ist dringend erforderlich - das wird ein 
Thema für uns alle -, daß wir darüber nachdenken, 
ob nicht auch in diesem Jahr der Wehrsold zu erhö-
hen ist. Wir, die F.D.P., sind jedenfalls dazu bereit. 

Bei dieser Gelegenheit eine Anmerkung zu den Zi-
vildienstleistenden. Wir Freien Demokraten haben 
Veranlassung, den Zivildienstleistenden für ihren 
wichtigen Beitrag zum Wohle unserer Gemeinschaft 
zu danken. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 

Den von der Wehrbeauftragten des Deutschen Bun-
destages - wohlgemerkt: des Deutschen Bundesta-
ges, nicht des Verteidigungsministeriums - gemach-
ten Äußerungen zu den Zivildienstleistenden wider-
sprechen wir eindeutig. Frau Wehrbeauftragte, wir 
sind schon der Auffassung, Sie sind vom Parlament 
gewählt; Sie sind die Wehrbeauftragte des Parla-
ments und nicht des Verteidigungsministeriums. 

Vielleicht sollten Sie sich in Ihren Äußerungen da-
nach richten. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wir Freien Demokraten stehen zu unserer Bundes-
wehr. Wir haben gerade in dieser Zeit den Soldaten 
Dank zu sagen, vor allem den Soldaten, die im Aus-
land sind. Die Bundeswehr - das muß man in diesen 
Tagen sagen - hat den Aufbau unserer Demokratie 
in Deutschland mit gefördert. Daher gibt es von uns 
ein klares Bekenntnis zur Bundeswehr und ihren An-
gehörigen. Die Haushaltsberatungen müssen von der 
Leitlinie geprägt sein, daß unsere Bundeswehr auch 
zukünftig unentbehrlich ist zum Schutz von Frieden, 
von Recht und Freiheit und unentbehrlich für unsere 
Bündnisfähigkeit und für unsere Verantwortung in 
der internationalen Gemeinschaft. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Grafen 
Heinrich von Einsiedel das Wort . 

Heinrich Graf von Einsiedel (PDS): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Es 
ist für einen Parlamentsneuling wie mich schwer, 
nach diesen endlosen Debatten noch irgend etwas 
Neues zu sagen und Sie nicht zu langweilen. 

(Freimut Duve [SPD]: Wiederholen Sie das, 
was Karsten Voigt gesagt hat!) 

- Dann würde ich eher das wiederholen, was die Kol-
legin Angelika Beer gesagt hat. 

(Beifall bei der PDS) 

Das entspricht vollkommen meiner Anschauung. 
Aber ich will Sie damit nicht langweilen. 

Zu Ihren Bedenken gegenüber den Einsätzen, den 
sogenannten Übungsflügen, Kollege Karsten Voigt. 
Ich habe mir vorgestellt, die Übungsflieger haben ein 
„L" aufgemalt, Learner, damit man unterscheiden 
konnte: Wer ist im Einsatz, und wer fliegt lediglich 
manövermäßig herum. 

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Sie 
haben ein sehr geschlossenes Weltbild!) 

- Es ist ein geschlossenes Weltbild, ja. Wenn ich 
diese Debatte zusammenfasse, wie sich Opposition 
und Regierung und Kollegen innerhalb der Regie-
rungskoalition gegenseitig vorwerfen, was jemand 
gestern, vorgestern, vor zwei Jahren, vor drei Jahren 

(Dietrich Austermann [CDU/CSU]: Vierzig 
Jahre lang!) 

in bezug auf Jugoslawien, auf Einsätze in Jugosla-
wien usw. gesagt hat, dann kann man bloß noch fest-
stellen: Das ist ein solcher Wirrwarr von Widersprü-
chen, daß man von einer klaren Konzeption gar nicht 
reden kann. Man kann nur den Hut ziehen vor Herrn 
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Schwarz-Schilling, der aus der Regierung ausgetre-
ten ist, weil er genau das verlangt hat, was jetzt plötz-
lich für notwendig erklärt, begrüßt und als Sieg ge-
feiert wird. Damals haben Sie es alle abgelehnt. 

Aber lassen wir das. Diese Diskussion ist ja schon 
bis zum Ende geführt worden. 

Ich möchte etwas Grundsätzliches sagen. Bei der 
Beurteilung des Rüstungshaushalts dieser Bundesre-
publik gibt es für mich ein entscheidendes Kriterium. 
Die Bundesrepublik ist seit dem Zusammenbruch 
des Warschauer Pakts, den ich aufrichtig begrüßt 
habe, nur noch von Freunden und Pa rtnern umge-
ben. Ein Angriff auf ihr Territorium ist auf absehbare 
Zeit nicht zu erwarten. Selbst die Bundesregierung 
wird nicht müde, dies immer wieder zu betonen. Als 
eine Folge des KSE-Vertrages, aber auch weit dar-
über hinaus, hat gerade im Osten unseres Kontinents 
eine erhebliche Rüstungsminderung stattgefunden. 

Diese dramatisch veränderte Sicherheitslage - so 
hat sich der Verteidigungsminister geäußert - hätte 
meiner und der Ansicht meiner Partei nach eine dra-
stische Senkung der Rüstungsausgaben und der 
Streitkräfte in der Bundesrepublik gestattet. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Hat es ja auch gege

-

ben!) 

- Nein, keine drastische, und jetzt steigt es ja schon 
wieder an. Ich habe hier und heute nicht die Zeit, 
mich mit den einzelnen Posten des Rüstungshaus-
halts im Detail auseinanderzusetzen. Wir sind aber 
der Meinung, nachdem wir uns das genau ange-
schaut haben, daß in den kommenden Jahren jähr-
lich ohne weiteres 5 bis 10 Milliarden DM in diesem 
Rüstungshaushalt gekürzt werden könnten, ohne 
daß die Sicherheitslage der Bundesrepublik im ge-
ringsten beeinträchtigt würde. 

Der Finanzminister hat gestern schon vorsorglich 
die Frage ironisiert, was man mit dem Geld für einen 
Eurofighter anfangen könnte, um soziale, kulturelle, 
wissenschaftliche Probleme dieser Gesellschaft zu lö-
sen. Hier ist Ironie überhaupt nicht am Platz; denn es 
geht um Milliardenbeträge. Wie wir in der gesamten 
Haushaltsdiskussion gehört haben, hat die Bundesre-
publik eine riesige Verschuldung, deren Verzinsung 
aus den Steuergeldern der arbeitenden Bevölkerung 
bedient wird. Diese Zinsen kassieren die Kreditge-
ber, und das sind sicherlich nicht die Arbeitnehmer, 
sondern das sind die Banken, die Großunternehmen, 
das Finanzkapital. Das ist gar keine Erfindung der 
PDS. Wirtschaftsinstitute, aber auch die Kirchen ha-
ben festgestellt, daß eine ungeheure Konzentration 
des Kapitals in den Händen von 5 bis 10 % erfolgt ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieviel Prozent 
Steuern zahlen die denn?) 

- Die haben so viele Möglichkeiten, den Steuern aus-
zuweichen, daß jeder einzelne, der eine Lohnsteuer-
karte in der Hand hat, unendlich mehr Steuern zahlt 
als jeder Selbständige. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Der kann genug von seinem persönlichen Konsum in 
den Geschäftskosten verstecken, und das ist ja nur 
ein Steuerschlupfloch. Es gibt Hunderte anderer. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, gut, aber das 
ist nicht das Thema!) 

Wir sind der Meinung, der Bundeshaushalt könnte 
gekürzt werden, ohne die Sicherheitslage der Bun-
desrepublik zu beeinträchtigen. Stattdessen ist es 
aber das erklärte Ziel, die Bundeswehr soll eine In-
terventionsarmee werden, die weltweit als Krisenre-
aktionskraft eingesetzt werden kann. Der Bürger-
krieg in Jugoslawien wird erfolgreich instrumentali-
siert, um diese Politik kurz- und langfristig zu legiti-
mieren und das deutsche Volk allmählich darauf vor-
zubereiten, daß wir als Krisenreaktionskraft weltweit 
eingreifen. 

(Widerspruch von der CDU/CSU) 

In den Debatten im Verteidigungsausschuß über 
eine eventuelle und jetzt Tatsache gewordene deut-
sche Beteiligung am Eingreifen der NATO in Jugo-
slawien habe ich einmal gesagt: Wie immer man das 
beurteilen will, wenn man Krieg führen muß, ist das 
nicht die Fortsetzung der Politik, sondern der Bank-
rott der vorhergegangenen Politik. Der IBuK, der In-
haber der Befehls- und Kommandogewalt - ich habe 
gehört, daß der Verteidigungsminister jetzt so be-
zeichnet wird und diese Rolle hat -, hat damals ge-
antwortet, die Notwendigkeit, gegen Hitler Krieg zu 
führen, sei doch ein Beweis dafür, welch eine dumme 
Geschichtsauffassung ich hätte. Die Situation von 
1939 ist selbstverständlich eine Bankrotterklärung 
der internationalen Politik von vor 1933, der inner-
deutschen Politik der Weimarer Demokratie und erst 
recht ein Bankrott der Nazipolitik. 

(Zuruf des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

Das war wirklich der schlimmste Bankrott der Politik 
in diesem Jahrhundert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was hilft das, 
was Sie da sagen, jetzt den Menschen in 

Sarajevo?) 

Angesichts eines solchen Geschichtsbildes, wie es 
Herr Rühe dort geäußert hat, ist man natürlich 
sprachlos. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Es wäre schön! 
- Die armen Stenographen!) 

Die jetzt angeblich notwendig gewordenen NATO-
Luftschläge in Jugoslawien sind doch nun wirklich 
eine Bankrotterklärung aller vorangegangenen Poli-
tik, in deren Verlauf man uns x-mal von seiten der 
Militärfachleute auseinandergesetzt hat, ein Eingrei-
fen der NATO oder der UNO mit militärischen Mit-
teln in Jugoslawien sei unmöglich und sinnlos. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat doch die 
ganze Zeit stattgefunden!) 

Da gibt es ja unglaubliche Widersprüche. Kollege 
Fischer bezeichnet den Serbenstaat als einen faschi-
stischen Staat. Das mag zutreffen. Ich meine, das ist 



4288 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 51. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. September 1995 

Heinrich Graf von Einsiedel 

ja auch so ein Schlagwort. Was heißt faschistisch? Ein 
nationalistischer Staat, aber ist Kroatien einen Deut 
besser? Wer ist denn Herr Tudjman? - Das ist auf ein-
mal unser Lieblingskind? 

Warum hat man überhaupt keinen Druck ausge-
übt? Wie ist die Reaktion auf diese Vertreibung der 
Menschen gewesen? Hier wird bloß von 120 000 
Menschen gesprochen; in der Presse habe ich Zahlen 
von über 200 000 gelesen, 150 000, 160 000. Ich habe 
sie nicht gezählt, niemand hier hat sie gezählt. 
100 000, 50 000 wären zuviel. Man hat das klaglos 
hingenommen. Warum müssen denn bloß die Serben 
einlenken, wieso nicht die Kroaten? 

Der Herr Außenminister sieht Licht am Ende des 
Tunnels. Man kann natürlich daran zweifeln, ob sol-
che militärischen Einsätze aus der Luft einen Frieden 
in Jugoslawien erzwingen können. Die Wehrmacht 
ist mit Jugoslawien nicht fertig geworden. Selbst Sta-
lin hat, als Tito aus dem Ostblock, aus dem Komin-
ternblock ausschied, es nicht gewagt, do rt  einzugrei-
fen. Ich frage mich, ob man aus der Luft wirklich 
Frieden erzwingen kann. 

Man sieht ja in Israel und Palästina, daß es dort 
Friedenserklärungen gibt und immer wieder genü-
gend Terroristen da sind, die diesen Friedenswillen 
zu unterlaufen versuchen. Wie wollte man Derarti-
ges, selbst wenn es zu Vereinbarungen kommen 
sollte, in Jugoslawien verhindern? 

Wer weiß genau, von wo aus die Granaten, die dort 
in Sarajevo niedergegangen sind und diese Blutbä-
der angerichtet haben, abgefeuert worden sind? Sie 
sind jetzt der Anlaß für das Eingreifen der NATO. 
Aber solche Angriffe hat es ja vor zwei, vor drei Jah-
ren schon gegeben. Wieso war das damals nicht 
möglich? 

Es wird hier davon gesprochen, der Einsatz der 
deutschen Tornados sei nur ein symbolischer. Natür-
lich, die NATO brauchte das sicher nicht, auch wenn 
dieser Herr General dem Kollegen Rose erklärt hat, 
daß das absolut notwendig sei. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Was hat das damit zu tun?) 

Ich bin der Meinung, daß das, obwohl es nur sym-
bolisch ist, ein Schritt, ein Signal ist, das hier gesetzt 
wird, daß die Bundesrepublik wieder als militärische 
Großmacht auftreten will. 

(Zuruf des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

Das wäre denkbar, wenn sie in ein wirkliches, ech-
tes Bündnissystem eingebunden wäre, aber die Ent-
wicklung des Jugoslawienkrieges hat ja bewiesen, 
daß die Großmächte, auch in der UNO die entschei-
denden Mächte, auch diese Fünfergruppe, sich in 
der Behandlung der Jugoslawienfrage überhaupt 
nicht einig waren. Deshalb ist es ja nie zu entschei-
denden Schritten in Jugoslawien gekommen. Diese 
Einbindung einer militärisch stärker gewordenen 
Bundesrepublik ist doch eine reine Illusion. 

Es ist hier und auch im Verteidigungsausschuß 
darüber gesprochen worden, wie wir schrittweise in 
diesen Einsatz einbezogen worden sind. Ich will auf 
das verweisen, was Kollegin Beer dazu gesagt hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die rote Lampe!) 

Wir sind schrittweise in diesen Einsatz hineingekom-
men, und dann haben auch Pazifisten den Stahlhelm 
bei sich auf den Schreibtisch gelegt oder aufgesetzt. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, Ihre Zeit 
ist abgelaufen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gott sei Dank!) 

Heinrich Graf von Einsiedel (PDS): Es ist klar: Wir 
sind die einzige Partei in diesem Bundestag, die ohne 
Wenn und Aber den Einsatz der Deutschen in Jugo-
slawien ablehnt. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Zu einer Kurzinterven-
tion gebe ich dem Kollegen Freimut Duve das Wo rt . 

Freimut Duve (SPD): Frau Kollegin Beer, ich hatte 
sehr laut zwischengerufen, als Sie eben Ihre Rede ge-
halten haben. Ich möchte das erläutern, weil man das 
in einem Zwischenruf nicht tun kann. 

Sie haben den 1. September 1939 mit dem 
1. September 1995 gleichgesetzt. Ich weiß, daß Sie 
das so nicht sehen, aber so ist es herübergekommen. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Doch, die sieht das so, 
Herr Duve!) 

Ich finde, wir müssen uns alle einig sein, alle Mit-
glieder des Deutschen Bundestages, daß es zwischen 
diesen zwei Tagen drei fundamentale Unterschiede 
gibt, die wir niemals verwechseln dürfen: 

Die Armee von 1939 war auf einen Verbrecher ver-
eidigt. Es gab keinerlei parlamentarische Kontrolle 
oder öffentliche Diskussionen über das, was diese 
Armee damals tat. Sie war auf Hitler vereidigt. Das 
ist der erste fundamentale Unterschied. Diese Bun-
desarmee steht unter der politischen Kontrolle einer 
zivilen Regierung und des Parlaments. Das ist etwas 
fundamental anderes. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P. sowie bei Abgeordneten des BÜND

-

NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Das zweite, was ganz anders ist und unser Land 
von Grund auf verändert hat: Diese Armee ist in ein 
internationales Bündnis eingebunden und ist kein 
internationaler Aggressionsfaktor wie die Armee 
1939. Dies ist der zweite fundamentale Unterschied. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P. sowie bei Abgeordneten des BÜND

-

NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Alle Parteien, alle Gruppen des Parlaments müssen 
diesen Unterschied auch in die Öffentlichkeit hinein 
klarmachen. 
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gemacht, die hätte vermieden werden können, wenn 
der Geiselnehmer von 300 000 Menschen die Art sei-
ner Geiselnahme beendet hätte. Wer über Jahre 
300 000 Menschen mit Waffengewalt zu Geiseln 
nimmt, ihre Wasserversorgung, ihre Ernährung und 
jede Bewegung militärisch kontrolliert, ist kein mili-
tärischer Gegner mehr, sondern das ist eine Gang-
sterform der Gewaltanwendung einer Zivilbevölke-
rung gegenüber. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P. sowie bei Abgeordneten des BÜND

-

NISSES 90/DIE GRÜNEN und des Bundes

-

ministers Dr. Theodor Waigel) 

Der Einsatz am 1. September 1995 war also ver-
meidbar, aber nur durch den Geiselnehmer vermeid-
bar und durch niemanden sonst. Deshalb habe ich 
persönlich dieser Aktion zugestimmt. Bitte laßt uns 
die anderen Unterschiede für unsere Geschichte 
nicht vergessen. Für unsere eigene Geschichte ist es 
außerordentlich wichtig. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P. sowie bei Abgeordneten des BÜND

-

NISSES 90/DIE GRÜNEN und des Bundes

-

ministers Dr. Theodor Waigel) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Beer zur 
Erwiderung. 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Es 
mag manche Mißverständnisse geben, aber ich kriti-
siere, daß Sie dieses Thema benutzen, um eigene Re-
debeiträge zu machen 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Das ist sein Recht, 
Frau Beer! - Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Ma

-

chen Sie es nicht noch schlimmer! - 
Dr.  Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: 

Nehmen Sie es zurück!) 

und mir etwas zu unterstellen, was so nicht gesagt 
wurde. 

Ich habe die Debatte, die auch von der SPD zur 
Zeit über die Rechtmäßigkeit des Tornado-Einsatzes 
geführt wird, kritisiert. Ich habe gesagt: Eine Partei, 
die einen solchen Einsatz generell begrüßt, muß 
auch zu den Folgeschritten ja sagen können. 

(Günter Verheugen [SPD]: Aber das ist 
doch die Unwahrheit, Frau Beer!) 

Es geht um einen militärischen Einsatz, und ich halte 
daran fest 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Sie macht es nur 
noch schlimmer!) 

- das ist aus Ihrer Sicht vielleicht schlimmer -, daß 
ich massiv dagegen eintrete. Deswegen auch das Da-
tum. Den Einsatzbeschluß, den Vorratsbeschluß, den 
die Bundesregierung hier mit Zustimmung der Oppo-
sition erwirkt hat, 

(Günter Verheugen [SPD]: Frau Beer, das ist 
die Unwahrheit!) 

instrumentalisiert aus eigenen militärischen Absich-
ten und Legitimationen eine Sicherheits- und Außen-
politik und benutzt dafür einen Krieg, den wir über 
vier Jahre lang nicht mit allen nichtmilitärischen Mit-
teln versucht haben zu stoppen. Ich bin nicht bereit, 
diese Feststellung zurückzunehmen. 

Zum ersten Mal findet ohne jede Not ein Einsatz 
der deutschen Bundeswehr außerhalb der NATO 
statt, ein Kriegseinsatz, und zwar 56 Jahre später. Ich 
bin jemand, der dafür eintritt, daß die deutsche Bun-
deswehr nie wieder in irgendeinem Land militärisch 
zum Einsatz zu kommen hat. Das ist für mich die 
Lehre aus dem Faschismus und dem Zweiten Welt

-

krieg. Das möchte ich hier klarstellen. 

(Günther F riedrich Nolting [F.D.P.]: Sie 
bringt wieder den Vergleich!) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich muß den Kollegen, 
die jetzt gerne noch mal erwidert hätten, sagen: Un-
sere Geschäftsordnung sieht vor, daß auf eine Kurz-
intervention der Angesprochene antworten kann, 
aber auf eine Kurzintervention gibt es keine weitere 
Kurzintervention. 

Das Wort hat jetzt der Bundesminister der Verteidi-
gung, Volker Rühe. 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Frau Beer! Ich bin dankbar, daß der Kollege 
Duve sicher für die ganz große Mehrheit des deut-
schen Parlaments klargestellt hat, worum es geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD) 

Frau Beer, Sie müssen begreifen, daß es sehr un-
moralisch sein kann, Soldaten einzusetzen, daß es 
aber auch sehr unmoralisch sein kann, Soldaten 
nicht einzusetzen, und mit dieser Lage haben wir es 
zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 

Herr Fischer selbst hat deutlich gemacht, was Sre-
brenica für ihn bedeutet hat. Das waren Massaker, 
Menschenrechtsverletzungen, wie viele sie nicht 
mehr für möglich gehalten haben in diesem Jahrhun-
dert, vielleicht nie mehr nach dem, was in diesem 
Jahrhundert alles geschehen ist. 

Wenn Sie nicht begreifen, daß es unmoralisch 
wäre, Soldaten dort  nicht einzusetzen, dann haben 
Sie nicht verstanden, was Moral unter den konkreten 
Bedingungen unserer Zeit heißt. Darum geht es. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Im übrigen muß ich sagen, daß Sie viel nachdenkli-
cher und klüger sind, als Sie leider im Plenum immer 
wieder erkennen lassen. 

Es gibt auch eine relativ große Übereinstimmung. 
Zunächst darf ich mich für all das bedanken, was an 
Positivem über die Bundeswehrsoldaten gesagt wor-
den ist. Ich glaube, sie haben jedes Wort verdient. 
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Es gibt Übereinstimmung auch von seiten der So-
zialdemokraten. Scharping, Verheugen und Voigt 
haben übereinstimmend gesagt: Der Militäreinsatz 
der NATO ist unvermeidlich und erforderlich. 

Der Fraktionsvorstand der Grünen hat gestern er-
klärt: Die Luftangriffe der NATO sind jedoch die logi-
sche und grausame Konsequenz aus den jüngsten 
Massakern der bosnischen Serben an der moslemi-
schen Zivilbevölkerung. Auch das ist richtig festge-
stellt. 

Ich habe auch zur Kenntnis genommen, daß es we-
der von Herrn Scharping noch von Herrn Verheugen 
Kritik an dem Einsatz der Bundeswehr gegeben hat. 
Ich hätte mir gewünscht, daß sie sich an die Soldaten 
gewendet hätten. Sie brauchen nämlich die Zuwen-
dung, und sie sind im Einsatz, auch heute; das darf 
man nie vergessen. 

Ich habe nie von Symbolik gesprochen. Wenn ein 
deutscher Pilot - das habe ich immer geschildert - in-
nerhalb von 15 Sekunden entscheiden muß, ob er 
eine Rakete auslöst, darin hat das wenig mit Symbo-
lik zu tun. Vielmehr habe ich gesagt: Wir sind seit 
dem 1. August im Einsatz, und wir haben nie einen 
Zweifel daran gelassen. 

Da der Kollege Voigt zu denen gehört - da habe 
ich den allergrößten Respekt -, die mit viel Mut am 
30. Juni zugestimmt haben und damit, wie ich finde, 
der eigenen Partei eine Brücke in die Zukunft gebaut 
haben - das wird noch deutlich werden -, hat er auch 
einen Anspruch darauf, daß man sachlich auf das 
eingeht, was er hier an Fragen geäußert hat. 

Es ist eine Tatsache, daß unsere Tornados im not-
wendigen Bezug zur Mandatslage sowie zu den Be-
schlüssen der Bundesregierung und des Deutschen 
Bundestages fliegen. Wir sind davon überhaupt nicht 
abgewichen. 

Das heißt, Aufträge durch den schnellen Einsatz-
verband allein sind der Bezugspunkt unserer Ein-
sätze. Ebenso dienen die Ergebnisse unserer Ein-
sätze der Handlungsfähigkeit des schnellen Einsatz-
verbandes. 

Die rechtliche Grundlage ist so, daß der schnelle 
Einsatzverband auf der Grundlage der bekannten 
UN-Sicherheitsratsresolutionen integraler Bestand-
teil von UNPROFOR ist und ermächtigt ist, bewaff-
nete Gewalt zur Unterstützung der UN-Friedenstrup-
pen und zum Schutz der Schutzzonen einzusetzen. 
Das heißt, der Artilleriebeschuß durch den schnellen 
Einsatzverband diente dem Schutz der Schutzzone 
und dem Schutz und der Hilfe für die darin befindli-
chen Einheiten von UNPROFOR. So war auch die 
Auskunft der UNO uns gegenüber. 

Die Operationen des schnellen Eingreifverbandes 
stellen damit keine Vergeltung und keine Partei-
nahme dar, sondern es handelt sich um eine rechtmä-
ßige Wahrnehmung von Befugnissen auf der Grund-
lage bestehender Mandate. 

Die deutschen Tornados unterstützen den im Rah-
men seines Mandats handelnden schnellen Einsatz-
verband nur auf dessen Anforderung gemäß dem Be-
schluß der Bundesregierung und des Deutschen Bun-
destages. Das ist hier korrekt zitiert worden. 

Der Einsatz der deutschen To rnados ist und war 
damit an die Operationen gebunden, einschließlich 
der dafür militärisch erforderlichen Maßnahmen des 
schnellen Einsatzverbandes. Die deutschen To rnados 
sind nicht an der Durchführung von „air st rikes" im 
Rahmen der Operation „Deny Flight" beteiligt. Sie 
operieren ausschließlich zum Schutz und zur Unter-
stützung des schnellen Einsatzverbandes. 

Nun kommt ein bißchen eine Ironie der Ge-
schichte: Die ersten Flüge am 22. August, die von der 
NATO als Einsätze klassifiziert worden sind, haben 
die Aufklärungs-Tornados durchgeführt. Ich darf Sie 
darauf hinweisen, daß das Flugzeuge sind, deren 
Einsatz die gesamte SPD-Fraktion zugestimmt hat. 

Ich habe noch im Juni mein Befremden geäußert, 
wie man dem Einsatz von Aufklärungs-Tornados zu-
stimmen kann und ECR-Tornados ablehnen kann. 

Den Ausgangspunkt bilden aber die Flugzeuge, 
deren Einsatz - ich betone: Einsatz; es geht hier nicht 
um den symbolischen Einsatz - die gesamte SPD-
Fraktion zugestimmt hat; das spielt im Augenblick 
die entscheidende Rolle. Nur zu ihrem Schutz - und 
ich glaube, den werden Sie wohl nicht verweigern - 
fliegen die ECR-Tornados mit. Deswegen, glaube 
ich, haben wir eine ganz klare Grundlage. Das ist das 
erste. 

Die ECR-Tornados sind seit dem 1. August einsatz-
bereit und haben zahlreiche Ausbildungs- und 
Übungsflüge durchgeführt. Ich habe mich bei mei-
nem Aufenthalt im Piacenza über manchen Journali-
sten geärgert, der gesagt hat, es sei hier wegen des 
schönen Wetters fast wie im Urlaub, obwohl ich sie 
darauf hingewiesen habe, daß sich die Soldaten seit 
dem 1. August im Einsatz befinden. 

Als ich am 9. August in Piacenza zu Besuch war, 
habe ich selbst eine Besatzung zehn Minuten nach 
ihrer Landung, nach der Rückkehr von einem Flug 
über Bosnien, getroffen und die Bedingungen genau 
sehen können. Ich habe den Journalisten erzählt, daß 
die Piloten innerhalb von 15 Sekunden reagieren 
müssen, wenn sie vom serbischen Radar angestrahlt 
werden, und daß sie dann keinen Verteidigungsmi-
nister mehr fragen können. Sie haben die Schieß-
erlaubnis. - Es sind Übungsflüge, um das Zusam-
menspiel zwischen dem schnellen Eingreifverband 
und diesen und anderen Flugzeugen zu üben, die 
aber innerhalb von 15 Sekunden zu einem scharfen 
Einsatz führen können. All das ist damals dargestellt 
worden. 

Nun kommt noch eine schöne Geschichte, lieber 
Karsten Voigt: Wir haben überhaupt nichts ver-
schwiegen. Die Ironie der Geschichte ist, daß in dem 
Bericht, den wir in der letzten Woche planmäßig an 
den Bundestag gegeben haben, die Zahlen enthalten 
waren, die dann der „Spiegel" von denjenigen, die 
diesen Bericht am letzten Freitag erhalten haben, be-
kommen hat. Es ist nun wirklich sehr ungewöhnlich, 
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daß, wenn der „Spiegel" Informationen erhält, die 
wir zuvor dem Parlament gegeben haben, dann auch 
noch behauptet wird, wir hätten niemanden infor-
miert. Diese „Spiegel"-Informationen stammen von 
uns; sie sind lediglich aus dem Parlament weiterge-
geben worden. 

Am letzten Freitag ist auf Grund der NATO-Stati-
stik der Unterschied zwischen Übungsflügen unter 
Einsatzbedingungen und Einsatzflügen gemacht 
worden. Das erklärt sich ganz einfach: Fotografieren 
muß man nicht üben. Deswegen sind die Flüge der 
Aufklärungstornados, denen alle Sozialdemokraten 
zugestimmt haben, in der NATO-Statistik seit dem 
22. August als Einsätze geführt worden, die Flüge 
der ECR-Tornados, denen die Sozialdemokraten nur 
mit 50 Stimmen zugestimmt haben, nur als Übungs-
flüge unter Einsatzbedingungen - aber mit der Nähe 
zum scharfen Einsatz, wie ich das gerade klar gesagt 
habe. Es gibt also keine Ausweitung des Beschlus-
ses. Wir handeln vielmehr glasklar auf der Grund-
lage des Parlamentsbeschlusses vom 30. Juni. 

Das, was wir von den Sozialdemokraten heute er-
wartet hätten - und zwar insgesamt, nicht nur von 
den 50 Mitgliedern, die damals den Mut gehabt ha-
ben zuzustimmen -, ist: Wenn Sie sagen, die NATO-
Operationen seien erforderlich und notwendig, auch 
um den Friedensprozeß voranzutreiben, dann sollten 
Sie sich als gesamte Fraktion jetzt endlich auch voll 
hinter den Einsatz der Bundeswehr stellen. Das ist 
das, was Sie uns noch immer schulden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Minister! 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Bitte. 

Vizepräsident Hans Klein: Es besteht die Schwie-
rigkeit, daß sich der Herr Kollege Gansel zu einer 
Zwischenfrage meldet, Sie aber bereits fast doppelt 
soviel Redezeit in Anspruch genommen haben, wie 
angemeldet wurde. 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Das waren nur fünf Minuten, was unangemessen 
war. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU - Zuruf von 
der SPD: Das sehen wir ein!) 

Aber Herr Präsident, ich werde die Frage ganz kurz 
beantworten. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte. 

Norbert  Gansel (SPD): Herr Kollege Rühe, wir wer-
den die Einzelheiten morgen in den Sitzungen des 
Auswärtigen Ausschusses und des Verteidigungs-
ausschusses klären. So, wie Sie die Antworten gege-
ben haben, sind sie nicht bef riedigend. 

Wir haben uns in Anbetracht der Lage, in der sich 
unsere Piloten befinden, sehr vorsichtig geäußert. 
Können Sie aber erklären, wieso der „Spiegel" für 
eine Ausgabe, die am Montag, den 4. September, er-
schienen ist, Informationen aus dem Parlament be-
nutzt haben soll, das Parlament diese Informationen 
des Verteidigungsministeriums aber erst mit Da-
tumsstempel vom 4. September erhalten hat? Erst ge-
stern ist dies auf unsere Schreibtische gekommen; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nicht 
wahr! Die Obleute haben es vorher gehabt!) 

bei manchen Kollegen ist es noch immer nicht ange-
kommen. Dies ist also ein vollkommen überflüssiger 
Ausflug in eine Polemik mit dem „Spiegel", die dem 
Ernst der Frage, die wir gestellt haben, nicht gerecht 
wird. 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Kollege Gansel, diese Informationen sind am 
Freitag letzter Woche zugestellt worden. Insofern wa-
ren sie noch vor Redaktionsschluß des „Spiegel" da. 
Im übrigen handelt es sich um exakt die Informatio-
nen, die wir turnusmäßig an das Parlament weiterge-
geben haben. Sehen Sie sich das noch einmal an. Sie 
sind letzte Woche zugeleitet worden. Ich weiß nicht, 
wann die Ausschüsse das den einzelnen Abgeordne-
ten zugeleitet haben. Am Freitag letzter Woche ist es 
zugeleitet worden. Das sind die Tatsachen. 

(Abg. Norbe rt  Gansel [SPD] überreicht Bun

-

desminister Volker Rühe ein Schriftstück) 

- Ich kenne es selbst. 

(Norbert  Gansel [SPD]: 4. September!) 

- Nein. Dies ist eine Information, die in dieser Woche 
gekommen ist. In der letzten Woche haben Sie den 
üblichen turnusmäßigen Bericht bekommen. Darin 
war die Statistik mit den Einsätzen, wie ich sie eben 
geschildert habe, enthalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie die Papiere noch nicht einmal auseinander-
halten können, dann tut mir das herzlich leid. Dies ist 
eine Information zur Aufklärung der Statistik, die wir 
in dieser Woche gegeben haben. Die Zahlen sind in 
der letzten Woche gegeben worden und lagen am 
Freitag vor. Ich weiß auch etwas mehr darüber, wie 
das zum „Spiegel" gelangt ist, aber ich muß das doch 
nicht im einzelnen schildern, oder? Ich will auch nie-
manden zu scharf ansehen. Das ist auch in Ordnung. 
Das können Sie auch weitergeben. Nur sagen Sie 
bitte nicht, wir hätten Sie nicht informiert, wenn wir 
Ihnen die Zahlen geben, die Sie dann an den „Spie-
gel" weitergeben. 

(Günter Verheugen [SPD]: Jetzt aber kon

-

kret: Wer?) 

Herr Präsident, ein Wo rt  zum Haushalt, wenn es 
gestattet ist, weil es bei den Sozialdemokraten schon 
wieder Stimmen gibt, daß zuviel für die Bundeswehr 
ausgegeben wird. Ich glaube, was Sie der Bundes-
wehr schulden, ist die Planungssicherheit und die 
klare finanzielle Grundlage, die wir jetzt bekommen 
haben. Der Anstieg dient allein der Bewältigung der 
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Mehrkosten im Personalbereich. Ansonsten haben 
wir einen Haushalt, der nicht angestiegen ist. Das 
wird auch im darauffolgenden Jahr der Fall sein. Die 
notwendigen Spielräume gewinnen wir in der Bun-
deswehr nur durch einen Abbau des Personals, den 
wir eingeleitet haben, und durch scharfe Rationali-
sierungsmaßnahmen. 

Deswegen meine herzliche Bitte an die sozialde-
mokratische Fraktion: Wenn Sie es wirklich ernst 
meinen mit Ihrer Unterstützung der Bundeswehr und 
damit, daß Deutschland eine Rolle inte rnational 
übernehmen muß, dann sollten Sie aufhören zu kriti-
sieren, als ob hier viel Luft und viel Spielraum wäre. 
Die Bundeswehr muß auch weiter ha rt  sparen, auch 
mit diesem Haushalt. Aber das, was hier vorliegt, ist 
das Minimum, was sie braucht. Wenn Sie gegenüber 
den Soldaten glaubwürdig sein wollen, dann müssen 
Sie diesem Haushalt so zustimmen und nicht Kür-
zungen fordern, wie es eine Reihe von Ihren Rednern 
gemacht haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Walter Kolbow. 

Walter Kolbow (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Zu Recht haben heute wäh-
rend dieser Generaldebatte über die Politik der Bun-
desregierung in unserem Land der Bundeskanzler, 
der Außenminister, Günter Verheugen und andere 
unsere Soldaten in Split und Piacenza für ihren ge-
fährlichen militärisch notwendigen Einsatz gewür-
digt. Ich glaube, daß gerade diejenigen nicht aus al-
len aber aus fast allen Fraktionen, die sich im Vertei-
digungsausschuß mit unseren Soldatinnen und Sol-
daten und den zivilen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern besonders verbunden fühlen, ihre Besorgnis 
zum Ausdruck bringen, wünschen und hoffen, daß 
diese Soldatinnen und Soldaten wieder gesund in die 
Heimat zurückkehren, und klarmachen, daß sie An-
spruch auf all unsere Fürsorge haben. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P. sowie bei Abgeordneten des BÜND

-

NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich kann nicht nachvollziehen, Herr Bundesmini-
ster der Verteidigung, daß Sie jetzt auch in diesem 
Gesamtzusammenhang den Versuch des Spaltens 
machen. Denn obwohl ich mit der Bundesregierung 
gestimmt habe und es, ähnlich wie der Kollege Duve 
dies zum Ausdruck gebracht habe, meine persönli-
che tiefe Überzeugung ist, hier richtig gehandelt zu 
haben, sage ich eindeutig, daß ich den Respekt vor 
der anderen Position, die in der politischen Auffas-
sung der Frau Kollegin Beer zum Ausdruck kam, tief 
in mir habe und nur raten kann, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, hier nicht eine Debatte über „bessere 
und schlechtere Deutsche" zu führen. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen ist es auch nicht hinnehmbar, Herr Bun-
desminister der Verteidigung, daß Sie jetzt einen 
Vorgang, der sich im übrigen morgen, wie andere 
Dinge auch, leicht nachvollziehen und aufklären 
läßt, hernehmen und Kolleginnen und Kollegen die 
Weitergabe von Informationen an ein Nachrichten-
magazin unterstellen. Denn das Datum auf dem 
Blatt, das ich Ihnen gerade über Herrn Gansel habe 
zur Verfügung stellen lassen, ist einfach der 
4. September. Wir haben es am 4. September mit all 
den Zahlen erhalten, von denen Sie nun meinen, daß 
sie schon am Freitag im Besitz des Verteidungsaus-
schusses gewesen seien. Dem ist nicht so. Deswegen 
rate ich Ihnen: Kümmern Sie sich um Ihren Laden, 

(Zustimmung bei der SPD) 

damit er es uns rechtzeitig zustellen kann und Sie 
nicht in eine Situation hineinbringt, in die Sie sich 
eben selbst mit hineinmanövriert haben, weil Sie 
nicht sorgfältig genug gewesen sind! 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden morgen auch über den Stand unserer 
Unterrichtung, wie er war und ist, mit Ihnen reden. 
Ich mache Ihnen heute keinen konkreten Vorwurf. 
Wir werden prüfen, ob Sie Ihrer Informationspflicht 
verantwortlich gerecht geworden sind. 

CDU und CSU und auch die F.D.P. - der geschätzte 
Kollege Koppelin hat das ebenfalls getan - haben 
sich über kritische Betrachtungen meiner Kollegin 
Matthäus-Maier zum Verteidigungsetat geäußert 
und die Krokodilstränen, die alljährlich kommen, ja 
kommen müssen, vergossen. Nur hat diese Koalition 
den Verteidigungsetat in den Jahren 1992, 1993 und 
1994 selbst kräftig gekürzt 

(Zuruf von der SPD: Das ist die Wahrheit!) 

und konzeptionslos in den Etat hineingeschnitten. 
Einmal waren es sogar über Nacht 1,25 Milliarden 
DM. Da haben wir Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten nur noch staunen können, wie Sie hier 
hineingeschnitten haben. Wir hielten damals - ich er-
innere daran - weit weniger für angebracht. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Nicht 
ablenken!) 

- Wir lenken nicht ab, vielmehr nennen wir die 
Dinge beim Namen, weil Sie sie immer vergessen, 
wenn Sie uns angreifen. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch Sie sollten zur Kenntnis nehmen - ich habe 
es getan -, was meine geschätzte Kollegin Ingrid 
Matthäus-Maier zum Verteidigungsetat gesagt hat. 
Sie hat nämlich gesagt: Er ist kein Steinbruch. - Das 
ist für uns auch eine wichtige Aussage dieser Kolle-
gin. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Ist das 
wahr? - Heiterkeit bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der F.D.P. - Zuruf von der 

CDU/CSU: Eine neue Erkenntnis!) 
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Wir führen in unserer Fraktion eine solche Debatte, 
wie Sie sie eigentlich auch zu allen anderen Haushal-
ten unter Ihrer Verantwortung führen müssen, Herr 
Kollege Waigel, nämlich so, daß kein Etat bevorzugt 
oder benachteiligt ist, daß jeder, auch der Verteidi-
gungsetat, einer kritischen Überprüfung unterzogen 
werden muß, ob in ihm Luft drin ist oder nicht, wie es 
Herr Kollege Glos heute morgen im Deutschlandfunk 
zum Ausdruck gebracht hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gut zugehört!) 

Das wird auch in der Zeit zwischen jetzt und der letz-
ten Lesung im November geschehen, nicht mehr und 
nicht weniger. 

Sie, Herr Kollege Rühe, versuchen natürlich, mög-
lichst viel Geld für den Verteidigungsetat zu bekom-
men. Das ist Ihnen nachzusehen. Wenn Sie das nicht 
täten, wären Sie am falschen Platz, und wenn ich das 
nicht täte, wäre ich es im übrigen in meiner Fraktion 
auch. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und das wollen 
wir doch nicht!) 

Aber Sie stellen die Lage dramatisch dar. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Aber 
er hat es mit mir besser als Sie mit der Frau 
Matthäus-Maier! - Heiterkeit und Beifall 

bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

- Das werden wir sehen, wenn die Frau Matthäus

-

Maier Finanzministerin ist und ich da oben etwas 
mitzureden habe. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Lachen 
bei Abgeordneten der CDU/CSU - Zuruf 

von der CDU/CSU: Um Gottes willen!) 

- Auch das kann ich nachempfinden, denn manches, 
was Sie in diesen Tagen anhören mußten, Herr Bun-
desfinanzminister, macht einem dieses Amt auch 
nicht besonders erstrebenswert. Aber auf der ande-
ren Seite hört man ja, daß Sie Außenminister werden 
wollen, 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

daß deswegen Frau Kollegin Leutheusser-Schnarren-
berger ihre Position zu wechseln hat und daß somit 
wieder ein Karussell - Herr Gerhardt muß ja auch un-
tergebracht werden - bei der F.D.P. ins Rollen 
kommt. Also lenken Sie mich nicht ab, ansonsten er-
fahren Sie durch mich nicht, was bei Ihnen künftig 
geschieht. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Walter 
Kolbow, bleibe bei euren Personalproble

-

men!) 

Tatsache ist, daß wir erkennen mußten, daß unter 
Ihrer Verantwortung, Herr Verteidigungsminister, im 
Rahmen des Vollzuges des Bundeshaushalts bereits 
im Mai das Dezemberfieber ausbrach. Sie wußten 
nicht, wie Sie das Geld, das in bestimmten Titeln, 
auch bei der Beschaffung, eingestellt war, ausgeben  

sollten. Es wurde über eine halbe Milliarde DM in Ih-
rem Ressort in den Monaten Mai und Juni verhan-
delt. Ich erinnere an die „Panorama"-Sendung vom 
Juli, die das deutlich aufzeigte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die war ja 
falsch!) 

Im übrigen befindet sich in Ihrem Etat noch Luft. Die 
Kämpfe zwischen Ihnen, Herr Rühe, und Herrn Wai-
gel sind ja durch die Medien gegangen, auch die 
200 Millionen DM für den Bosnien-Einsatz aus dem 
Verteidigungsetat herauszustreichen. Angesichts ei-
nes solchen Sachverhalts der Kollegin Matthäus

-

Maier einen Vorwurf daraus zu machen, daß sie mit 
ihrer Einstellung an den Verteidigungsetat heran-
geht, weil das ja fast die gleiche Summe ist, und 
dann zu sagen, sie würde ihn nicht kritisch überprü-
fen, ist nun auch ihrer Aufgabenstellung gegenüber 
ungerecht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir unterstützen hier natürlich sparsames Haus-
halten. Aber wir weisen auch darauf hin, daß es in 
der Bundeswehr über 2 000 Stabsoffiziere ohne 
Dienstposten gibt, die somit keine Aufgabe haben 
und deren Gehalt von der Besoldungsgruppe A 13 
aufwärts zu Buche schlägt, und daß gleichzeitig in 
zunehmendem Maße auch noch Wehrübungen von 
zur Ruhe gesetzten Berufssoldaten genehmigt wer-
den, die auf Grund der verbesserten finanziellen Re-
gelungen für Reservisten - schauen Sie einmal hin-
ein, Herr Waigel! - erhebliche Kosten verursachen. 
Man fragt sich dann doch, wofür alles noch Geld da 
ist. Das paßt alles nicht zusammen. Es spiegelt aber 
die Konzeptionslosigkeit der ganzen Budgetpla-
nung dieser Bundesregierung wider. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, über mögliche Aus-
landseinsätze wird viel gesprochen - das ist auch 
richtig so -, über die schwierige Lage der Soldatin-
nen und Soldaten, der zivilen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in der Bundeswehr weniger. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Richtig!) 

Dabei ist es nicht übertrieben, wenn ich hier fest-
stelle - ich habe mich im Sommer bei Truppenbesu-
chen davon überzeugen müssen -, daß die Stim-
mung in der Bundeswehr so schlecht ist wie nie zu-
vor in ihrer Geschichte. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Paul 
Breuer [CDU/CSU]: Das stimmt doch nicht! 
- Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Doch, 

das stimmt!) 

Ich konnte mich davon überzeugen und gebe Ihnen 
auch gleich einige Belege, die nachvollziehbar sind. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Der ist zu den 
größten Jammerlappen hingelaufen! Das ist 

doch dummes Zeug!) 

- Herr Kollege Wilz war ja ein paar Tage vor mir bei 
der Panzerbrigade 12 in Amberg. Mir haben die Sol-
daten erklärt, was sie ihm z. B. zu W 10 Kompakt ge-
sagt haben. Ich komme darauf gleich zurück. 
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Bei einem so schlechten Betriebsklima müßte sich 
der Chef des Betriebes zumindest beim Aufsichts-
ratsvorsitzenden zum besonderen Rappo rt  melden, 
wenn nicht gar gehen; denn ein Unternehmen 
könnte in solch einer psychologischen Situation nicht 
weiterbestehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wenn Sie nur einen Bruchteil Ihrer Aufmerksam-
keit und Ihrer Energie - die unbestreitbar vorhanden 
ist, Herr Bundesminister -, die Sie insbesondere den 
außen- und sicherheitspolitischen Interessen wid-
men, den Soldaten und den zivilen Mitarbeitern zu-
teil werden ließen, dann wäre es heute wesentlich 
besser um die Bundeswehr bestellt. Auch ich mache 
gerne Besuche im Ausland bei wichtigen internatio-
nalen Partnern und weiß, daß das wichtig ist. Wägen 
Sie das aber künftig besser ab, machen Sie die eine 
oder andere Reise weniger! Dann haben Sie weniger 
Streit mit dem Außenminister, 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Die hatten nie Streit!) 

und die Soldaten werden es Ihnen danken. Denn 
dann können Sie ein Minister für die Soldatinnen 
und Soldaten und die zivilen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter werden, was Sie bisher, bis zum heutigen 
Tage, nach dreijähriger Amtszeit, nicht sind. 

Meine Damen und Herren von den Regierungspar-
teien, Ihre Bilanz in der Verteidigungspolitik ist nach 
einem Jahr Regierungsverantwortung in der neuen 
Legislaturperiode mehr als dürftig 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Na!) 

und entlarvt Ihren öffentlichkeitswirksam vertrete-
nen Anspruch auf Reformen in der Bundeswehr als 
eine Täuschung. Ihre Reformen erschöpfen sich im 
strukturellen Umbau der Streitkräfte, im Kästchen

-

denken - und das ist zu wenig. Gefragt ist die Re-
form unserer Streitkräfte. 

War die Koalitionsvereinbarung schon Ihr kleinster 
gemeinsamer Nenner für diesen Umbau der Bundes-
wehr, so ist ihre Konkretisierung, insbesondere 
mit dem sogenannten W-10-Kompakt-Wehrdienst, 
gründlich mißlungen. Die Verkürzung des Grund-
wehrdienstes auf zehn Monate bringt mehr Nach-
teile und schafft mehr Probleme, als sie löst - nicht 
nur weil die Wehrpflichtigen, die im Anschluß an ih-
ren Wehrdienst studieren wollen, lange Wartezeiten 
haben, da der Beginn des Studiums nicht überein-
stimmt mit dem Ende des Grundwehrdienstes, son-
dern auch weil W 10 bei der Bundeswehr selbst, 
nämlich in der Truppe, neue und unnötige Schwie-
rigkeiten mit sich bringt. Die quartalsweise Einberu-
fung ist einfacher zu organisieren als ein zweimonati-
ger Einberufungsrhythmus. 

Die Schwierigkeiten werden ja besonders deutlich 
an der Tatsache, daß selbst der Herr Bundeskanzler 
nicht hinter diesem Konzept steht, wie man nach sei-
nem Ausflug nach Eggesin hören konnte. Die  

„Welt", sicherlich kein sozialdemokratisches Kampf-
blatt 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Sie 
haben doch gar kein Blatt mehr! - Gegenruf 
der Abg. Katrin Fuchs [Verl] [SPD]: Die Re-
gierungsbank hat jetzt mal zu schweigen!) 

- bei dem Kruzifix-Urteil hat es Sie allerdings stark 
enttäuscht -, hat den Bundeskanzler, gefragt nach 
der Ausgestaltung dieser Wehrform, mit den Worten 
zitiert: „Wenn Sie mich fragen, ob ich das alles für 
optimal halte, dann kommt meine klare Antwort: 
Nein." Deutlicher hätte er seine Meinung nicht aus-
drücken können. 

Der Kollege Rose, der in seine heutigen grundle-
genden Ausführungen zur Verteidigungspolitik ei-
nen pflichtgemäßen Oppositionsangriffsaufschwung 
einbaute, hat sich im „Focus"-Inte rview auch zu W 10 
geäußert. Da hat er wörtlich zum Ausdruck gebracht: 
„Es besteht Gefahr für die Wehrpflicht." So sehen 
wir das auch. 

Diese Aussagen braucht man nicht zu kommentie-
ren. Sie sprechen für sich. Die Frage muß aber schon 
erlaubt sein: Warum haben Sie in den Koalitionsver-
handlungen - und wer ist da letztlich verantwortlich? 
- einen solchen Wehrdienst beschlossen und halten 
unverbrüchlich daran fest? 

Sie erheben den Anspruch, die Wehrpflicht zu mo-
dernisieren und ihren Stellenwert, der in der Gesell-
schaft auf einem Tiefpunkt angelangt ist, zu verbes-
sern. Dieser Anspruch hat sich jedoch bereits heute 
als hohl erwiesen. 

Wer nämlich bei den sozial Schwächsten, den 
Wehrpflichtigen, zum 1. Januar 1996 zusätzlich das 
Entlassungsgeld und das Weihnachtsgeld weiter kür-
zen will, wer die wöchentliche Rahmendienstzeit im 
Wehrdienst auf 46 Stunden verlängern will und wer 
einen Dienstzeitausgleich erst nach dem siebten Mo-
nat finanziell vergüten wi ll, der setzt die Wehrpflicht 
leichtfertig aufs Spiel. 

(Beifall bei der SPD) 

Außerdem kann ich mich des Eindrucks nicht er-
wehren, Kolleginnen und Kollegen, daß die Bundes-
regierung und auch Teile der Koalition im Grunde 
nichts unversucht lassen, die Wehrpflichtigen gegen 
die Zivildienstleistenden auszuspielen und umge-
kehrt. Wie anders wäre es sonst zu erklären, daß erst 
jetzt das Anerkennungsverfahren für Kriegsdienst-
verweigerer auf eine „normale" und bei allen Ver-
waltungen übliche Verfahrensweise gestellt wird, 
nämlich daß ein Antragsteller nur einmal durch die 
Behörde aufgefordert werden muß, bestimmte Unter-
lagen vorzulegen. 

Bevor ich die Frau Wehrbeauftragte anspreche, 
möchte ich eines feststellen: Der jetzige Platz hier im 
Saal ist kein angemessener für den Wehrbeauftrag-
ten oder die Wehrbeauftragte. Es handelt sich doch 
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um ein Organ des Parlaments, das mitten unter uns 
Platz finden müßte - 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ

-

NEN und der F.D.P.) 

unabhängig davon, was ich jetzt zu sagen habe. 

Ich habe die herzliche Bitte, Frau Wehrbeauftragte 
- wir hatten auch ein persönliches Gespräch -, daß 
Sie die entstandenen Irritationen - ich formuliere das 
einmal so - um Ihre Bezeichnung für Zivildienstlei-
stende aus der Welt schaffen. Sie sagen, Sie seien 
falsch zitiert worden. Ich habe das durch eine ent-
sprechende Äußerung des Chefredakteurs des 
„Focus", in dem das Inte rview wohl gestanden hat, 
auch als relativiert angesehen. Begegnen Sie aber 
bitte diesem Eindruck; reden Sie mit den jungen 
Menschen, auch mit den Zivildienstleistenden, selbst 
wenn Sie „nur" für die Wehrpflichtigen zuständig 
sind. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, meine letzten Bemer-
kungen möchte ich der inneren Führung widmen. 
Dabei handelt es sich um ein wichtiges Feld im inne-
ren Gefüge unserer Streitkräfte und in der Sinnstif-
tung des soldatischen Dienstes. Auch hier habe ich 
zumindest Zweifel, ob dieses Feld bestellt ist. Ich 
kann mich nämlich des Eindrucks nicht erwehren, 
als sei die Zeit nach der sozialliberalen Regierungs-
verantwortung - das ist zugegebenermaßen leider 
schon lange her - stehengeblieben oder sogar zu-
rückgedreht worden. Schwerwiegende Defizite sind 
zu beklagen. 

Die Vorfälle mit rechtsradikalem Hintergrund neh-
men in alarmierender Weise zu. Schon haben sie die 
Hochschulen der Bundeswehr ergriffen. Die Miß-
handlungen von Wehrpflichtigen durch Wehrpflich-
tige sind keine Einzelfälle. Die zunehmenden Fälle 
von Drogenmißbrauch in der Bundeswehr fordern 
nicht nur den Bundeswehr-Verband zu besorgten 
Stellungnahmen heraus. 

Uns macht es durchaus Sorge, wenn wir bei unse-
ren Besuchen in der Truppe darauf aufmerksam ge-
macht und aufgefordert werden, uns verstärkt darum 
zu kümmern, daß die „richtigen Leute" für den 
Nachwuchs der Bundeswehr gewonnen werden und 
keine Rambo-Typen; ich zitiere aus Gesprächen. 

Leisten Sie der Entwicklung einer sich abzeichnen-
den Veränderung des geistig-politischen Koordina-
tensystems des personellen Nachwuchses in unseren 
Streitkräften nach „rechts", Herr Bundesminister, 
nicht fahrlässig Vorschub. 

Das unterstelle ich Ihnen nicht, aber Sie weigern 
sich doch wider besseres Wissen, die nationalsoziali-
stisch belasteten Namen der Dietl- und der Kübler

-

Kaserne zu ändern. Das ist ein Punkt und ein Symbol 
dafür, wo Sie im Augenblick in Bewältigung dieser 
Probleme in den Streitkräften stehen, wenn Sie das  

nicht schnellstens ändern und diese Namen in den 
Papierkorb der Geschichte werfen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 

F.D.P.) 

Wir werden in den nächsten Tagen und Wochen 
zusammensein und das 40jährige Bestehen der Bun-
deswehr begehen. Ich weiß, daß wir dann auch zum 
Ausdruck bringen werden, daß wir im Grundkon-
sens zur Landes- und Bündnisverteidigung stehen. 
Bei international notwendigen Einsätzen wird eini-
ges unterschiedlich gesehen werden, aber zu einem 
sollten wir uns alle zusammenfinden, nämlich anläß-
lich des 40jährigen Bestehens denjenigen, die in den 
Streitkräften gedient haben, und denen, die im Au-
genblick dienen, unseren Dank auszusprechen. 

Wir müssen denjenigen, die in unserem Land vor 
der Frage stehen, ob sie als Wehrpflichtige in die 
Streitkräfte gehen oder ob sie Ersatzdienst leisten 
wollen, sagen, daß die Bundeswehr ein konstitutives 
Element unserer Verfassung ist, die die Soldaten als 
Staatsbürger in Uniform nicht nur in unserer Gesell-
schaft, sondern auch in der Weltbürgergemeinschaft 
der Vereinten Nationen sieht. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans Klein: Zu einer Kurzinterven-
tion gebe ich dem Kollegen Paul Breuer das Wort. 

Paul Breuer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Wehrbeauftragte ist heute 
mehrmals in der Debatte auf ihre Ausführungen zur 
Frage, wie sich junge Leute zur allgemeinen Wehr-
pflicht stellen, angesprochen worden. Ich habe das 
schon einmal öffentlich gesagt und sage es auch 
heute: Ich hätte ihr, wenn sie mich gefragt hätte, 
nicht den Rat gegeben, in bezug auf die junge Gene-
ration von Egoisten zu reden. Ich hätte eher von Indi-
vidualisten gesprochen. 

Ich habe in der Unterhaltung mit Claire Marienfeld 
festgestellt, daß sie das auch gemeint hat. Sie meinte 
den ausgeprägten Individualismus, der dazu führt, 

(Zuruf des Abg. Rezzo Schlauch [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- hören Sie es sich doch einmal in aller Ruhe an! -, 

(Zuruf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Vielleicht kann sie selber etwas dazu sa

-

gen!) 

daß man eine eigene Entscheidung, die von jungen 
Menschen gefordert ist, nicht unbedingt zu einer Ge-
wissensentscheidung macht. Es kann auch eine rein 
pragmatische Opportunitätsentscheidung sein. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Zivildienst 
zu machen?) 
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Das ist die Frage, die man, ohne die eine Gruppe, 
die Wehrdienstleistenden, gegen die andere Gruppe, 
die Zivildienstleistenden, ausspielen zu wollen, ganz 
einfach diskutieren muß. Wir sollten nicht über 
„Krise der allgemeinen Wehrpflicht" usw. reden. 
70 % der jungen Leute gehen zum Wehrdienst. Sor-
gen wir dafür, daß es mehr werden und daß die allge-
meine Wehrpflicht und die Wahrnehmung der allge-
meinen Wehrpflicht der Normalfall sind und das an-
dere die Ausnahme bleibt! 

Dafür ist es aber notwendig, etwas mehr für die 
Wehrpflichtigen und die Attraktivität des Wehrdien-
stes zu tun. Das ist das, was Claire Marienfeld letzt-
lich sagen wollte und was hier noch einmal deutlich 
gesagt werden mußte. Sie wollte nicht die eine 
Gruppe gegen die andere ausspielen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Kollegen 
Dietrich Austermann das Wo rt . 

Dietrich Austermann (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Ausführungen des 
Kollegen Kolbow zum Verteidigungsetat sind im we-
sentlichen von dem Versuch geprägt gewesen, den 
Eindruck zu erwecken, die SPD meine es mit der 
Bundeswehr - mit den Wehrpflichtigen, den Solda-
ten und den zivilen Mitarbeitern - gut. 

Dazu muß man natürlich wissen, daß das eine völ-
lig neue Position ist, die Sie heute bekleidet haben, 
und daß Vertreter Ihrer eigenen Partei in den letzten 
Wochen und Monaten Positionen vertreten haben, 
die in diametralen Gegensatz zu dem gestanden ha-
ben, was Sie gesagt haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das gilt für die Frage der Wehrpflicht. Der Kollege 
Opel - er sitzt gar nicht so weit weg von Ihnen - er-
zählt jeden zweiten Tag, daß wir eine Berufsarmee 
ohne Wehrpflicht brauchen, daß 200 000 Mann aus-
reichen, daß wir aus der NATO austreten sollen und 
vieles anderes mehr. Das können Sie doch nicht ver-
gessen machen. 

(Manfred Opel [SPD]: Das ist eine Lüge!) 

- Herr Opel, damit Sie nicht weiter dera rtigen Unfug 
verbreiten, will ich Ihnen folgendes vorhalten. Man-
fred Opel, verteidigungspolitischer Sprecher der SPD 
- ich weiß nicht, ob er das je gewesen ist -, am 
15. März 1994: 

Ob man sich im Frieden den Luxus der Wehr-
pflicht unverände rt  leisten kann, ist mehr als frag-
lich. Ausreichend und angemessen wäre eine 
Freiwilligenarmee von etwa 200 000 Mann. 

(Zuruf des Abg. Manfred Opel [SPD]) 

- Wir kommen gleich dazu, Herr Opel; das ist über-
haupt kein Problem. 

Es gibt ähnliche Äußerungen zum Thema Berufs-
armee: 

Manfred Opel kündigt darüber hinaus für den 
Fall  an, daß die SPD im Herbst 1994, wenn sie an 
die Macht kommt, die Reduzierung der Wehr-
und Zivildienste auf höchstens neun Monate an-
strebt. 

- Einen Moment, Sie haben sich eben gegen W 10 
ausgesprochen. Wenn ich richtig informiert bin, ist 
W 9 weniger als W 10. 

An anderer Stelle erscheint in den letzten Tagen 
die Aussage von Herrn Opel, daß er für eine Berufs-
armee ist. 

(Manfred Opel [SPD]: Das ist nicht wahr!) 

- Ich werde Ihnen den Beleg dafür liefern, Herr Kol-
lege. Es ist nicht in Ordnung, daß Sie das hier bestrei-
ten, wohl wissend, daß Sie das Gegenteil gesagt ha-
ben. 

Es gibt andere Aussagen darüber, was die finan-
zielle Situation der Bundeswehr bedeutet. Wenn ich 
davon ausgehe, daß ich von 370 000 Soldaten auf 
200 000 Soldaten reduzieren wi ll, Sie auf 240 000 

(Walter Kolbow [SPD]: Sagen Sie einmal, 
was Sie wollen!) 

- wir wollen 340 000 auf absehbare Zeit halten -, 
dann ist doch ganz klar, daß ich auch auf Standorte 
verzichten und Standorte rasieren muß. Sie sprachen 
sehr beredt von Ihren vielen Truppenbesuchen. 
Dann müssen Sie den Soldaten und vor allen Dingen 
den Kommunalpolitikern, bei denen Sie sich im letz-
ten halben Jahr beliebt machen wollten, auch einmal 
erklären, was das für die Standorte bedeutet. Sie hät-
ten die Hälfte der Standorte rasiert. 

(Walter Kolbow [SPD]: Was meinen Sie, 
wieviel wir unterwegs sind!) 

Meine Damen und Herren, deutlich, glaube ich, 
ist, daß es nicht angehen kann, eine Position in An-
trägen und Beschlüssen zum Verteidigungsetat zu 
vertreten und dann hier den Eindruck zu erwecken, 
als wolle man genau das Gegenteil. 

(Walter Kolbow [SPD]: Wo?) 

Sie haben sich bei dem Verteidigungsetat 1995 
nicht zu Wort  gemeldet, am 30. März dieses Jahres 
hat hier niemand von Ihnen dazu geredet. Sie haben 
Anträge gestellt, die Mittel des Verteidigungsetats 
deutlich zu reduzieren. Das war die Position am 
30. März dieses Jahres. Viele von Ihnen waren da gar 
nicht anwesend, weil sie sich, was ich gut verstehen 
kann, für diese Position Ihrer Partei geschämt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Abg. Walter Kolbow [SPD] meldet sich zu 

einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Abgeordneter - - 

Dietrich Austermann (CDU/CSU): Ich habe nur 
eine kurze Redezeit. Er hat viel länger geredet, als er 
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hätte reden dürfen. Ich will das kurz im Zusammen-
hang ausführen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Wir hat

-

ten die Zeit!) 

- Meinetwegen. Kollege Kolbow, Sie können das ge-
raderücken. Aber seien Sie sicher: Ich habe reichlich 
Zitate hier, die zeigen, wie Sie sich draußen im Ver-
gleich zu dem verhalten, was Sie uns hier erzählen. 

Walter Kolbow (SPD): Vorweg danke ich herzlich, 
daß Sie sich überwinden konnten, mich fragen zu 
lassen. 

Herr Austermann, wenn Sie den Verlauf der fi-
nanzpolitischen Auseinandersetzung über den Haus-
halt des Bundesministers der Verteidigung 1995 kor-
rekt verfolgt hätten: Würden Sie sagen, daß am Ende 
des Verfahrens auch im Vermittlungsausschuß, wo 
eine solche Position als sozialdemokratische hätte 
aufgenommen werden müssen, irgendein Strei-
chungsantrag zum Verteidigungsetat vorgelegt wor-
den ist? 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Da muß 
man die Verteidiger der SPD loben!) 

Dietrich Austermann (CDU/CSU): Ich kann mich 
erinnern, daß hier am 30. März dieses Jahres ein 
Streichungsantrag über 675 Millionen DM vorgele-
gen hat, der zwei Bereiche umfaßte. 400 Millionen 
DM wollten Sie beim Personal, für das Sie sich hier 
so vehement eingesetzt haben, kürzen und 
275 Millionen DM bei Munition, wehrtechnischer 
Forschung und vielen anderen Dingen. Es hat also 
ein Antrag vorgelegen. Wenn Sie nicht einmal Ihre 
eigenen Anträge kennen, dann lohnt es doch über-
haupt nicht, daß man miteinander diskutiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Ganze ging weiter - dies ist a lles noch eine 
Antwort auf Ihre Frage -: 1,4 Milliarden DM wollten 
Sie dann im April im Bundesrat kürzen. Dann haben 
Sie gemerkt, der Schuß geht nach hinten los, weil 
das Ressortkonzept noch diskutiert wurde. Dann ha-
ben Sie das im Finanzausschuß des Bundesrates be-
schlossen und bei der Plenumssitzung des Bundesra-
tes klammheimlich fallengelassen. Genauso ist es ge-
wesen. Da kamen Ihnen die Bürgermeister nämlich 
tatsächlich auf die Schliche und haben gesagt: So 
geht es aber nicht. Ihr könnt euch nicht in Seth und 
Plön oder sonstwo hinstellen und sagen: „Wir wollen 
eine größere Bundeswehr" und gleichzeitig der Bun-
deswehr das Geld wegnehmen. Das ist einfach un-
glaubwürdig. Das muß man hier ganz deutlich sa-
gen. 

Zum Kollegen Opel will ich auch gleich noch etwas 
sagen. Herr Opel, wie anders kann man die Aussa-
gen „Ob man sich im Frieden den Luxus der Wehr-
pflicht unverände rt  leisten kann, ist mehr als frag-
lich " und „Angemessen wäre eine Freiwilligenarmee 
von 200 000" anders verstehen, als daß Sie eine Be-
rufsarmee wollen? Das kann doch gar nicht anders 
gemeint sein. Wenn ich auf die Wehrpflicht ver-

zichte, muß ich doch Berufssoldaten haben. Wenn ich 
bloß 200 000 haben will, sind das wesentlich weni-
ger. Sie können nachher gem versuchen, das klarzu-
stellen. 

Ich glaube, daß die Fragen damit beantwortet sind 
und daß deutlich gemacht worden ist, daß Ihre Posi-
tion nicht sehr schlüssig ist, um es einmal harmlos zu 
sagen. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Kolbow will 
eine weitere Frage stellen. 

Dietrich Austermann (CDU/CSU): Bitte. 

Walter Kolbow (SPD): Da Sie nicht verstehen wol-
len, was ich bei Ihrer Art , politische Debatten zu füh-
ren, zur Kenntnis nehmen muß, frage ich Sie: Sind 
Sie bereit, mit mir ein öffentliches Streitgespräch 
über die Positionen Ihrer Partei und die Positionen 
meiner Partei zum Verteidigungsetat zu führen? 

Dietrich Austermann (CDU/CSU): Das können wir 
gerne machen. Ich bin bereit, an jeder Stelle der Bun-
desrepublik dieses Streitgespräch zu führen. Ich 
freue mich darauf. Ich glaube, wenn die Einladung 
von Ihnen ausgeht, werden nicht viele Soldaten kom-
men. Wir sollten uns bemühen, daß wir das Ganze 
unter Umständen gemeinsam machen. Dann werde 
ich den Soldaten und den zivilen Mitarbeitern sagen, 
wer Sachwalter ihrer Position und ihres notwendigen 
Berufsstandes ist und wer ihnen dauernd den Stuhl 
unter dem Hintern wegziehen will. Das haben Sie in 
den letzten Monaten reichlich getan. Das gilt nicht 
nur für die Frage der Bewaffnung. Sie haben das hier 
ganz augenfällig gemacht. Das fängt im ganz Klei-
nen an. 

Kollege Kolbow hat soeben gesagt: Der Einsatz in 
Bosnien ist militärisch notwendig. Scharping hat ge-
sagt, er lobe die Antwort der internationalen Staaten-
gemeinschaft. Er hat sich auf seine Position bezogen. 
Sie ist in Ordnung. Sie haben am 30. Juni so abge-
stimmt. Scharping hat anders abgestimmt. Haben Sie 
jetzt für sich gesprochen, oder haben Sie für die übri-
gen 50 anwesenden Kollegen der SPD gesprochen? 
Die SPD steht in der Mehrheit bis heute gegen die-
sen Einsatz. Das muß man klar sagen. Das kann 
durch die Position, die Sie soeben erwähnt haben, 
nicht vernebelt werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Auster-
mann, der Kollege Breuer möchte ebenfalls gerne 
eine Frage stellen. 

Paul Breuer (CDU/CSU): Kollege Austermann, 
sind Sie im Zusammenhang mit dem Streitgespräch, 
das Sie mit dem Kollegen Kolbow führen werden, be-
reit, zuzugestehen, daß der Kollege Kolbow zwar ein 
außerordentlich netter und auch sachkundiger Kol-
lege, aber möglicherweise der falsche Gesprächs-
partner ist? Um die Geschichte aufzuhellen - ich bitte 
Sie, das zu bestätigen -: Es war beim Haushalt 1995 
meines Erachtens so, daß die SPD-Abgeordneten im 
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Verteidigungsausschuß zugestimmt haben, aber in 
der Gesamtfraktion nicht die Mehrheit bekamen. 
Können Sie das bestätigen? 

Dietrich Austermann (CDU/CSU): Nach meiner In-
formation, lieber Kollege, kann ich bestätigen, daß 
die Verteidigungspolitiker zumindest zum Teil - ob 
Kollege Opel dabei war, weiß ich nicht - die Kür-
zungsanträge nicht wollten, aber der Mehrheit der 
Fraktion unterlegen sind. Herr Kolbow hat hier so-
eben für die Minderheit gesprochen. Ich bin der Mei-
nung, das muß man den Bürgern, die auf der Tribüne 
oder sonstwo zuhören, sagen. Herr Kolbow vertritt in 
der SPD mit dem, was er sagt, eine Minderheiten-
position. 

Ganz kurz zur Frage des Haushaltes. Die Zahl der 
Soldaten ist in den letzten Jahren deutlich verringert 
worden, und der Verteidigungsetat ist um Milliar-
denbeträge gekürzt worden: von einem Anteil am 
Bundeshaushalt von 19 % auf 10 %. Das hatte 
zwangsläufig Folgen für die investiven Ausgaben. 
Das bedeutet, daß wir im Bereich der investiven Aus-
gaben in nächster Zeit wieder zu einem Wachstum 
kommen müssen, ohne dadurch die Gesamtausga-
ben zu erhöhen. Ich sage das, weil damit natürlich 
eine Fülle von Projekten verbunden sind, die wie bei-
spielsweise das europäische Jagdflugzeug öffentlich 
streitig diskutiert werden, die die Ministerpräsiden-
ten fordern, um Arbeitsplätze bei der DASA zu ret-
ten, die aber hier in den Ausschüssen und Unteraus-
schüssen meistens bekämpft werden. Dies werden 
wir deutlich sagen, und dies können wir auf einer 
derartigen Veranstaltung gerne miteinander austra-
gen. 

Ich möchte unterstreichen, was vorhin gesagt 
wurde: Fünf Jahre Wiedervereinigung und 40 Jahre 
Bundeswehr bedeuten auch fünf Jahre Armee der 
Einheit - eine großartige Leistung. 200 000 Wehr-
pflichtige haben seitdem Dienst getan. Ihnen ge-
bührt selbstverständlich unsere Sympathie. Der Vor-
rang der Verfassung in Art. 12a gilt dem Wehrdienst, 
um dies ganz deutlich zu sagen. 

Wir werden bei den Beratungen im Haushaltsaus-
schuß in den nächsten Wochen deutlich machen, daß 
wir für eine Modernisierung der Bewaffnung sind, 
daß wir gleichzeitig die persönlichen Interessen der 
Soldaten und der zivilen Mitarbeiter nicht übersehen 
wollen und daß wir begrüßen, daß das Ressortkon-
zept, wie es durchgeführt und nach den Diskussio-
nen mit uns modifiziert worden ist, bis zum Jahre 
2000 konsequent weitergeführt wird. Wir werden 
darauf achten, daß der Armee die Ausgaben und die 
Mittel zur Verfügung stehen, die moderne Streit-
kräfte brauchen, moderne Streitkräfte, die auch in 
Zukunft auf der Wehrpflicht gründen. 

Es wird interessant sein, bei der Debatte im Haus-
haltsausschuß zu beobachten, - 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, Ihre Rede-
zeit ist weit überschritten. 

Dietrich Austermann (CDU/CSU): - es ist mein 
letzter Satz - wie sich die Opposition bei den Fragen 
verhält, wie es um die Verteidigungspolitik und auch 
um Beschaffung für die Bundeswehr steht. Der Haus-
halt ist nach unserer Meinung eng geschnitten, aber 
er erlaubt die erforderlichen Maßnahmen für die 
Bundeswehr. Wir werden hier, wie beim Einsatz in 
Bosnien und wie bei den Fragen der Wehrpflicht und 
der Beschaffung, das tun, was getan werden muß, 
Dies war 1955 das richtige Motto. Sie werden sich 
daran erinnern. Es wird auch 1995/96 das richtige 
Motto sein. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: In dieser Debatte haben 
alle zum Teil brutal die Redezeit überschritten, der 
letzte am brutalsten; aber so ist das manches Mal. 
Damit wir mit dem gewaltigen Redepensum, das wir 
haben, zu Rande kommen können, bitte ich, sich an 
die vorgegebenen Redezeiten zu halten. 

Ich habe noch eine Wortmeldung des Kollegen 
Opel zu einer Kurzintervention. Bitte sehr. 

Manfred Opel (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. 

Wir erleben jetzt zum zweiten Mal, daß Kollege 
Austermann persönlich verletzend ist. Ich finde, das 
ist etwas, was in diese Debatte nicht paßt. 

Vielleicht kommen, Herr Präsident, die Äußerung 
und die Meinungsfindung von Herrn Austermann 
deswegen so schlicht hier über, weil er keinerlei per-
sönliche Erfahrung mit der Bundeswehr hat. Ich 
möchte ihn daran erinnern, was die Jacobsen-Kom-
mission gesagt hat. Es war eine Kommission der Bun-
desregierung, die den Bericht an den Bundeskanzler 
abgegeben hat. Wenn Herr Austermann do rt  nachge-
lesen hätte, hätte er den vielen Unsinn, den er hier 
gesagt hat, nicht wiederholt. 

Eine Berufsarmee besteht aus jungen Menschen, 
die in eine Armee gehen, um dort  bis zur Pensio-
nierung zu dienen. Dies kann keiner wollen. Wir 
wollen die integrierte Bundeswehr, wir wollen inte-
grierte Streitkräfte. Aber wir wissen alle, daß so-
wohl die Jacobsen-Kommission wie auch die Wehr-
strukturkommission gesagt haben, daß es für die 
Kampfkraft der Streitkräfte und für die Ausbildung 
erhebliche Probleme gibt, wenn der Wehrdienst zu 
kurz wird. Deswegen hat die Koalition für die ein-
satzorientierten Wehrpflichtigen den W 12 bis W 23 
erfunden. 

Sie wollen 23 000 Wehrpflichtige haben, die frei-
willig fast zwei Jahre dienen. Diese bekommen sie 
nicht. Das heißt, Ihr Konzept ist heute schon geschei-
tert. Deswegen muß man überlegen, wie man zu 
neuen Ufern kommt. Genau dieses hat uns die Jacob-
sen-Kommission vorgegeben. 

Herr Breuer, weil Sie den Kopf schütteln: Der Bun-
deskanzler hat vor über zwei Jahren noch die Zahl 
370 000 genannt. Dann sprach er von 340 000. Alle 
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hielten hier große Predigten und haben auf 370 000 
geschworen, Sie eingeschlossen. Dann wurden es 
340 000, und man hat reduzieren müssen. Schwören 
Sie jetzt nicht wieder auf irgendeine Zahl, zu der Sie 
sich morgen und übermorgen nicht bekennen kön-
nen! 

Jetzt zu den 200 000. Vielleicht scheint es Ihnen 
entgangen zu sein, Herr Kollege Austermann - - 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Opel, eine 
Kurzintervention heißt deshalb so, weil sie kurz ist. 
Nach zwei Minuten ist sie zu Ende, und die sind ab-
gelaufen. 

Manfred Opel (SPD): 200 000 bzw. 202 000, Herr 
Präsident, ist die Zahl, die im Haushalt 1996 für Zeit- 
und Berufsoldaten steht. Das ist die Zahl, die ich zi-
tiert habe. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Opel, be-
vor ich dem Kollegen Austermann das Wo rt  zu einer 
kurzen Replik gebe, erlauben Sie eine Bemerkung 
des amtierenden Präsidenten. 

Sie haben das Wo rt  „persönlich verletzend" be-
nutzt. Hätte er Sie persönlich verletzt, hätte eine 
Wortwahl vorliegen müssen, die vom Präsidenten ge-
rügt worden wäre. Das war aber nicht der Fall. 

Bitte, Herr Kollege Austermann. 

Dietrich Austermann (CDU/CSU): Herzlichen 
Dank, Herr Präsident. 

Nach dieser Kurzintervention von Ihnen hätte es 
eigentlich meiner Wortmeldung nicht bedurft. Ich 
hatte den Eindruck, daß Kollege Opel den Beweis 
dafür bringen wollte, daß ich zu Unrecht behaupte: 
Er tritt für eine Berufsarmee ein. Dieser Beweis ist 
ihm - wenn er ihn versucht haben sollte - jedenfalls 
nicht gelungen. 

Ich zitiere noch einmal: Opel - er nennt sich hier 
verteidigungspolitischer Sprecher der SPD -, am 
15. März 1994: 

Ob man sich im Frieden den Luxus der Wehr-
pflicht unverände rt  leisten kann, ist mehr als frag-
lich. Ausreichend und angemessen wäre eine 
Freiwilligenarmee von etwa 200 000. 

Weil ich gerade das Wo rt  habe: Es gibt auch ein Zi-
tat des Herrn Kolbow, der sich eben über die zehn 
Monate als zu kurz entrüstet hat. Er erklärte am 
20. Oktober 1994, die Sozialdemokraten forde rten 
eine Reduzierung der Bundeswehr auf 300 000 Mann 
und eine Grundwehrdienstzeit von neun Monaten. 
Ich glaube, das ist deutlich und hat bestätigt, daß 
meine Aussage korrekt war. Es wäre an der Zeit, daß 
manch einer einmal überprüft, ob das, was er sagt, 
mit dem übereinstimmt, was er denkt. 

(Walter Kolbow [SPD]: Sie sind ein Dampf

-

plauderer! ) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Bundes-
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung, Carl-Dieter Spranger, das Wo rt . 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Als erstes 
fordert er hoffentlich eine Umschichtung zu

-

gunsten seines Etats!) 

Carl-Dieter Spranger, Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Angemessene 
deutsche Leistungen in der Entwicklungszusammen-
arbeit sind ein wichtiges Signal dafür, daß Deutsch-
land seine Verantwortung in der Welt erkennt und 
ihr gerecht werden will. Unsere Entwicklungspolitik 
genießt weltweit Anerkennung, weil sie auf einer 
modernen und schlüssigen Konzeption beruht. Als 
Politik der Zukunftssicherung dient die Entwick-
lungspolitik nicht nur der Unterstützung unserer 
Partnerländer, sondern auch unseren eigenen Inter-
essen. 

Moderne Entwicklungspolitik ist mehr als Überle-
benshilfe für die Schwachen in unserer Welt. Sie darf 
nicht als Almosen, das der Beruhigung unseres Ge-
wissens dient, mißverstanden werden. Moderne Ent-
wicklungspolitik erhebt den Anspruch, zu globalen 
Strukturveränderungen beizutragen. 

(Dr. Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie tun es bloß nicht!) 

Auch im Rahmen unserer auswärtigen Beziehun-
gen spielt die Entwicklungspolitik eine zunehmend 
wichtige Rolle. Vorhaben zum Schutz der Menschen-
rechte, zur Förderung von politischer Teilhabe, zur 
Rechtsstaatlichkeit sind Beispiele aktiver deutscher 
Friedenspolitik. 

(Dr. Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: China!) 

Dort , wo sich Demokratie und Soziale Marktwirt-
schaft nachhaltig festigen, wird die Gefahr bewaffne-
ter Auseinandersetzungen, die in aller Regel auch für 
uns zu Sicherheitsrisiken und finanziellen Folgela-
sten führen, geringer. Ich glaube, die zentrale Rolle 
der Entwicklungspolitik für unsere Zukunft ergibt 
sich aus dieser Beschreibung sehr deutlich. 

Die Kürze der Zeit gibt mir nur die Möglichkeit, ei-
nige Anmerkungen zu regionalen und sektoralen 
Schwerpunkten für den Haushalt 1996 zu machen. 

Was die regionale Situation anbelangt, bleibt 
Afrika südlich der Sahara weiterhin die größte Emp-
fängerregion. Abgesehen von der besonderen huma-
nitären Verpflichtung dürfen wir einen Kontinent, 
von dem erhebliche globale Risiken ausgehen, nicht 
vernachlässigen. 

Als Schwerpunktbereich schält sich zunehmend 
auch die Mittelmeerregion und der Nahe Osten her-
aus. Diese für uns wegen der engen Nachbarschaft 
zu Europa und der Wanderungsbewegung besonders 
bedeutsamen Regionen bedürfen auch angesichts 
der Gefahr des islamischen Extremismus und des 
Terrorismus, die eine f riedliche Entwicklung bedro-
hen, unserer besonderen Aufmerksamkeit. 
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Bei meinem Besuch im Nahen Osten vor wenigen 
Tagen haben alle Gesprächspartner deutlich ge-
macht, wie wichtig der wirtschaftliche Aufbau und 
die soziale Absicherung der Menschen für den Frie-
densprozeß sind. Hier leistet die deutsche Entwick-
lungszusammenarbeit wirklich Pionierarbeit. Sie will 
über konkrete grenzüberschreitende Vorhaben z. B. 
bei der Wasserversorgung und der Verkehrsinfra-
struktur die Partner des Friedensprozesses bei der 
gemeinsamen Lösung von Existenzfragen für die 
ganze Region unterstützen. Unsere Zusammenarbeit 
hier will mithelfen, den Frieden für die Menschen 
erlebbar zu machen. Das ist auch im Hinblick auf 
unsere Geschichte ein politisches Werk von großer 
Symbolkraft. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zustimmung 
bei der F.D.P.) 

Schließlich legen wir besonderen Wert auf die Zu-
sammenarbeit mit den Ländern Mittel- und Osteuro-
pas und den Nachfolgestaaten der Sowjetunion. Mit 
einem Gesamtvolumen von knapp 400 Millionen DM 
ist nunmehr der größte Teil der Osthilfe im Haushalt 
des BMZ verankert und wird wirkungsvoll und 
rasch, wie alle Pa rtner bestätigen, eingesetzt und 
umgesetzt. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Das alles bei 
gleichem Budgetvolumen!) 

Unsere Entwicklungspolitik setzt an den richtigen 
Stellen an. Das ist an sich seit langem unbest ritten. 
Die Kritik der SPD an der Entwicklungspolitik der 
Bundesregierung, die im Vorfeld dieser Debatte laut 
wurde, ist nicht einmal mehr als Selbstzweck ver-
ständlich. Ihre Behauptungen, Herr Kollege Hauch-
ler, die Mittel für Armutsbekämpfung und Grundver-
sorgung, Bildung und Bevölkerungspolitik würden 
1996 zurückgefahren, sind falsch und leicht wider-
legbar. 

(Dr. Uschi Eid [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: 0,1 %!) 

Der Anteil der grundbedürfnisorientierten Vorha-
ben stieg von 42 % 1991 auf 54 % 1996. Die beacht-
lichste Steigerung wurde gerade in dem konzeptio-
nell besonders schwierigen Teil der selbsthilfeorien-
tierten Armutsbekämpfung erreicht, nämlich von 
8 % 1991 auf nunmehr 18,5 %. Ich sage ganz offen: 
Damit dürfte die Grenze des bei der gegenwärtigen 
Personal- und Mittelausstattung des BMZ Möglichen 
erreicht sein. 

Für Bildung und Ausbildung haben wir die An-
sätze von 165 Millionen DM auf 429 Millionen DM 
erhöht, also ebenfalls mehr als verdoppelt. In der Fa-
milienplanung werden inzwischen bilateral und mul-
tilateral dreimal so viele Mittel wie 1990 bereitge-
stellt: Von damals 74 Millionen DM gelang ein Zu-
wachs auf 207 Millionen DM. Wenn man also die Ent-
wicklungspolitik wirklich voranbringen will, wie ich 
es auch manchen Äußerungen von Kollege Hauchler 
entnehme, dann sollte man diese unbestreitbaren 
Leistungen der Bundesregierung nicht in Abrede 
stellen, sondern anerkennen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die gesellschaftliche Basis, die diese Politik mit-
trägt, wird immer breiter. Wann hat es das schon ge-
geben, daß die deutschen Kirchen, die Gewerkschaf-
ten und zahlreiche Nichtregierungsorganisationen 
unterschiedlichster politischer Neigung von einem 
großen Konsens in der deutschen Entwicklungspoli-
tik sprechen und die Entwicklungspolitik der Bun-
desregierung einmütig unterstützen, wie es auf der 
von German Watch initiierten Pressekonferenz im 
August deutlich wurde? Unsere Bemühungen, seit 
1991 mit einer überzeugenden Konzeption und 
einem vertrauensvollen, engen Meinungsaustausch 
eine neue Qualität des Zusammenwirkens zu schaf-
fen, tragen nun Früchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Entwicklungspolitik hat heute eine Lobby, die 
es sich zur Aufgabe gemacht hat, an einer langfristi-
gen Politik der globalen Zukunftssicherung lokal, re-
gional, national und inte rnational zu arbeiten. 

Ich darf Sie, meine Damen und Herren, bitten, sich 
dieser Lobby anzuschließen. Unterstützen Sie die 
Bundesregierung in ihrem Bemühen, die finanzielle 
Basis für diese über unsere Zukunft mitentschei-
dende Politik zu verstärken! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Professor Dr. Ingomar Hauchler. 

Dr. Ingomar Hauchler (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich will zunächst auf Gemein-
samkeiten in der Entwicklungspolitik hinweisen und 
heute auch dem Bundesminister für wi rtschaftliche 
Zusammenarbeit ein gewisses Lob aussprechen. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Sehr gut!) 

Anschließend muß ich aber Kritik üben. Das wer-
den Sie mir nicht übelnehmen. Es ist guter Brauch, 
daß die Opposition kritisch die Regierungsarbeit be-
leuchtet. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Das ist nicht 
nötig!) 

- Es ist nötig, Herr Feilcke. 

Dann will ich noch eine ganz persönliche Sorge im 
Zusammenhang mit der Entwicklung der multilatera-
len Zusammenarbeit äußern. 

Herr Minister, die Gemeinsamkeiten zuerst. Ich 
habe den Erfolg, den Sie im Nahen Osten erzielt ha-
ben, respektiert. Ich halte es für respektabel, daß Sie 
jetzt doch stärker auf regionale Ansätze in der Ent-
wicklungszusammenarbeit setzen. Ich halte es für 
sehr gut, daß die 140 Millionen DM, die Israel bisher 
jährlich zur Verfügung standen, für länderübergrei-
fende Projekte zur Verfügung gestellt werden, also 
für den Friedensprozeß in Palästina, in Jordanien 
und in Israel. Ich finde auch einige Äußerungen von 
Ihnen in der letzten Zeit richtig. Sie haben gelernt, 
daß Entwicklungspolitik nicht nur Projektpolitik ist, 
sondern zur Strukturpolitik weiterentwickelt werden 
muß und daß viele die Entwicklungspolitik - da sind 
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wir uns einig - immer noch mit falschen Augen se-
hen, nämlich vorwiegend als Sozialhilfepolitik, als 
Projektpolitik, als Transfer. Dabei ist Entwicklungs-
politik tatsächlich Strukturpolitik. Ich bescheinige: 
Sie haben doch einiges gelernt, auch von uns aus 
den Debatten. Herzlichen Dank. 

Aber nach dem Lob ist jetzt die Zeit für massive 
Kritik an der Bundesregierung insgesamt. Diese Kri-
tik macht sich heute am Haushalt fest. Die Regierung 
stellt die ganz leichte Erhöhung des Einzelplans 23 
im Haushalt 1996 als eine Wende hin. Sie, Herr Mini-
ster, lassen sich bereits in der Öffentlichkeit für diese 
Wende feiern. Hoffentlich ist es dafür nicht zu früh. 

Der Ansatz im Regierungsentwurf 1996 beläuft 
sich auf 8,23 Milliarden DM. Das sind ganze 
200 Millionen DM unter dem Ansatz von 1993. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Nominal!) 

- Es sind nominal 200 Millionen DM unter dem An-
satz von 1993 und 900 Millionen DM unter der mittel-
fristigen Finanzplanung nach der Konferenz von Rio, 
die Sie selbst vorgelegt haben. So muß man die 
Dinge ansehen. Kleine Prozentsätze in der kurzfristi-
gen Betrachtung sagen nicht viel. Man muß vielmehr 
in der Langfristbetrachtung sehen: Wofür gibt diese 
Bundesregierung Geld aus; welche Prioritäten setzt 
sie? 

Die Entwicklungspolitik gehörte in den letzten 
Jahren nicht dazu. Und ich sage Ihnen mit Blick auf 
Ihre eigene neue mittelfristige Finanzplanung bis 
1999: Sie gehört auch in Zukunft nicht dazu. Denn 
was veranschlagt die Regierung in der mittelfristigen 
Finanzplanung für Entwicklungspolitik? 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Der Gesamthaushalt soll um 2 % bis 2,5 % jährlich 
bis 1999 steigen. Der Entwicklungshaushalt soll jähr-
lich nur um 0,5 % bzw 1 % steigen. Also soll in Zu-
kunft wieder das gleiche Lied gespielt werden. Die 
Entwicklungspolitik soll schwächer wachsen als der 
Gesamthaushalt. In sechs Jahren, von 1993 bis 1999, 
soll praktisch nichts draufgelegt werden, und das an-
gesichts der Situation, daß wir in diesem Zeitraum 
400 bis 500 Millionen mehr Menschen in der Dritten 
Welt haben, die Umweltverschmutzung global weiter 
ansteigt, Kriege um uns herum sind, Gewalt, Flucht, 
Bevölkerungsexplosion, tiefere Armut. Ich finde, die 
Planung im Bereich Entwicklungspolitik ist kein 
Ruhmesblatt. Das kann nicht als Wende in der Ent-
wicklungspolitik bezeichnet werden, was Sie jetzt für 
die Zeit von 1996 bis 1999 vorsehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich finde es töricht und kurzsichtig, ja blind, daß 
diese Bundesregierung nicht endlich begreift, daß 
gerade im Bereich der Entwicklungspolitik, über den 
wir heute sprechen, Investitionen in die Zukunft am 
besten angelegt wären. Lernen Sie einfach, daß wir, 
wenn wir Kriege vermeiden wollen - wir reden in x 
Debatten über Bosnien, über Kriege, über Gewalt -, 
mehr vorbeugende Friedenspolitik betreiben müs-
sen, d. h. letzten Endes auch Entwicklungspolitik. 

Mein zweiter Kritikpunkt ist: Sie setzen immer 
noch falsche Prioritäten, Herr Minister. Ich habe in 
die Rahmenplanung hineingeschaut und stelle fest, 
daß die zehn größten Empfängerländer im nächsten 
Jahr 100 Millionen DM mehr bekommen sollen. Wer 
ist unter diesen zehn größten? Indonesien, China, In-
dien, Türkei: nicht gerade die Staaten, die unsere ei-
genen Kriterien am besten erfüllen. Ich nehme an, 
daß Sie mir hier beipflichten. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie flunkern hier, Sie streuen den Menschen Sand 
in die Augen. Seien Sie endlich einmal ehrlich! Wenn 
Sie etwas für die Türkei, für China tun wollen, dann 
reden Sie nicht gleichzeitig von Menschenrechten 
und von Demokratisierung. Das ist unehrlich; das 
heißt Sand in die Augen der Menschen streuen. Das 
dürfen Sie nicht tun. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Hauchler, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Ingomar Hauchler (SPD): Gerne. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte, Herr Kol-
lege Pinger. 

Dr. Winfried Pinger (CDU/CSU): Herr Kollege 
Hauchler, ist Ihnen bekannt - das dürfte der Fall 
sein -, daß die Bundesregierung und der Minister, 
wenn er das Kriterium Menschenrechte anlegt, nicht 
auf den jetzigen Zustand, sondern auf die Perspek-
tive abstellen? Wenn Sie auf den Jetzt-Zustand ab-
stellen: Welche Länder würden Sie im Hinblick auf 
Menschenrechtsverletzungen aus dem Katalog her-
ausnehmen? Wollen Sie keine Entwicklungshilfe 
mehr an Indonesien, an Vietnam und solche Länder 
geben? Bitte sagen Sie, welche Länder Sie heraus-
nehmen wollen. 

Dr. Ingomar Hauchler (SPD): Sie sprechen von Ten-
denzen. Wir haben gerade eine Frauenkonferenz in 
China. Ich sehe keine große Tendenz der Chinesen 
zu mehr Menschenrechten, Herr Kollege Pinger; im 
Gegenteil. Das bestätigt, was ich sage. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CDU/ 
CSU: China raus? - Jochen Feilcke [CDU/ 
CSU]: Welche Länder wollen Sie noch hin

-

auswerfen?) 

- Ich habe nie gesagt, daß für mich Menschenrechte 
und Demokratisierung das wichtigste Kriterium für 
Entwicklungshilfe ist. Ich habe auch in meiner Frak-
tion immer gesagt: Entwicklungspolitik ist überfor-
dert, wenn sie zum wichtigsten Instrument von Men-
schenrechtspolitik gemacht werden soll. Entwick-
lungspolitik hat viel zu geringe Mittel, wenn die 
Wirtschaftspolitik und die Diplomatie bei der Men-
schenrechtspolitik nicht grundlegend mitmachen. 
Aber Sie, Herr Minister, haben ja die Menschen-
rechte zu einem der wichtigsten Kriterien erhoben. 
Und ich messe Sie nun an Ihren eigenen Kriterien. 
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Das Wichtigste für die Entwicklungspolitik ist, daß 

die Entwicklungshilfe bei den Menschen direkt an-
kommt und der breiten Bevölkerung hilft. 

(Beifall bei der SPD) 

Dann helfe ich eventuell auch in einem Lande, in 
dem ein Diktator die Menschen unterdrückt, die sich 
gar nicht mehr äußern können. Da müssen wir auch 
einmal im Kopf frei werden. Es kommt darauf an, daß 
die Hilfe ankommt. Auch in Diktaturen muß die Hilfe 
ankommen, gerade do rt , weil dann die Menschen die 
Chance haben zu partizipieren, aufrecht zu stehen 
und politisch selbst das Heft in die Hand zu nehmen. 

Daß Sie zum Teil die Prioritäten falsch setzen, ha-
ben wir immer wieder betont. Aber zumindest eines 
sollten Sie nicht tun: Sie sollten den Menschen 
nicht Sand in die Augen streuen. Wenn Sie ein Kri-
terium propagieren, dann richten Sie sich bitte 
auch danach. 

Zum Schluß möchte ich noch auf eine Sorge zu 
sprechen kommen, die mich persönlich zunehmend 
bewegt. Diese Sorge gilt dem Umfang und der Quali-
tät der multilateralen Zusammenarbeit. Meine Sorge 
beruht ganz konkret darauf, daß in den letzten Jah-
ren eine historische Bewegung zum Stillstand ge-
kommen ist, die nach dem Zweiten Weltkrieg mit der 
Gründung der UNO eingesetzt hat und von großen 
Hoffnungen auf internationale Zusammenarbeit, auf 
ein Zusammenwachsen von multilateralen Struktu-
ren, auf internationale Politik-, Steuerungs- und Kon-
trollfähigkeit begleitet war, und daß wir sogar einen 
Rückfall in nationalstaatliches Denken erleben. 

Die historische Bewegung ist jetzt 50 Jahre alt. In 
diesem Jahr feiern wir den 50. Jahrestag der Grün-
dung der UNO und anderer Institutionen. In dieser 
Zeit sind globale Institutionen entstanden; ich nenne 
die Weltbank, den IWF, die Sonderorganisationen 
der UNO und regionale Einheiten. Die UNO ist in 
den siebziger Jahren zu einem Forum des internatio-
nalen Dialogs, vor allem des Dialogs zwischen Nord 
und Süd, ausgebaut worden, und es hat sich bei-
spielsweise mit dem UNDP, aber auch mit anderen 
Organisationen, ebenso mit der Weltbank - das muß 
man zugeben, auch wenn man sie kritisch betrach-
tet - ein Ansatz multilateraler Politik entwickelt. 

Dies droht derzeit in Frage gestellt zu werden bzw. 
zum Stillstand zu kommen. Das muß tatsächlich be-
sorgt machen, weil es dann zu einer neuen histori-
schen Zäsur in der internationalen Politik käme. Die 
Welt hat sich bisher dahin entwickelt, daß die Natio-
nalstaaten erkannt haben, daß sie nicht mehr alle 
Probleme selbst bewältigen können, daß sie zusam-
menarbeiten müssen, aber nicht nur bilateral durch 
Verträge, sondern eben auch durch Institutionen, die 
rechtsverbindlich und möglichst mit Sanktionsgewalt 
vorgehen können. Das ist, denke ich, zum Stillstand 
gekommen. 

Die internationalen Institutionen werden zuneh-
mend von Nichtregierungsorganisationen, aber 
auch von Regierungen und Parlamenten in Frage ge-
stellt. Ich verweise vor allem darauf, daß es in den 

USA eine Absetzbewegung von der UNO, von der 
Weltbank und von anderen Institutionen gibt. 

(Zuruf von der SPD: Interparlamentarische 
Union!)  

- Auch in der Interparlamentarischen Union gibt es 
Risse. 

Die größte Supermacht, die USA, zieht sich mehr 
und mehr aus multilateralen Engagements zurück. 
Es drohen noch mehr Einschnitte, als es bisher schon 
gibt. Wir erwarten, daß von seiten der USA bei der 
dritten Rate der IDA-Auffüllung verbindliche völker-
rechtliche Verträge gebrochen werden, daß Verspre-
chen nicht mehr eingehalten werden. 

Die USA sind bei der UNO und ihren Sonderorga-
nisationen gewaltig im Rückstand. Ich frage Sie: 
Sprechen Sie mit den amerikanischen Freunden dar-
über? Wie kommen Sie mit dieser Lage zurecht, Herr 
Minister? Der Herr Außenminister ist jetzt leider 
nicht mehr da, der mehr dazu sagen könnte. 

Dies muß uns sehr besorgt machen. Mich macht 
auch besorgt, daß es eventuell zu einer Kettenreak-
tion kommen könnte: Wenn die größte Macht, die po-
litisch dominiert, die wirtschaftlich dominieren will, 
die immer noch militärisch als Hauptordnungsfaktor 
eingreifen möchte, bei der Unterstützung der inter-
nationalen Institutionen ausfällt, dann könnten wir 
insgesamt auf eine schiefe Ebene geraten. 

Es sind aber nicht nur die USA; auch bei uns, in 
diesem Parlament, gehen Stimmungen und Stimmen 
in die Richtung: Eigentlich könnten wir doch selbst 
alles besser. Herr Minister, auch Sie haben dem 
heute wieder etwas Vorschub geleistet. Ich empfand 
es doch als sehr arrogant, wie Sie auftraten: Wir sind 
die Besten, wir sind vorbildlich in der ganzen Welt! - 
Ich denke: Andere sind auch ganz gut. Nehmen Sie 
doch einmal die Holländer, die Skandinavier, auch 
andere, auch UN-Organisationen, die hervorragende 
Projekte haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Jetzt soll die Entwicklungswelt wieder am deut-
schen Wesen genesen - so lese und höre ich das jetzt 
öfter von Ihnen. Überlegen Sie, ob Ihnen, der Regie-
rung, uns Deutschen das nützt. Man schaut aufmerk-
sam auf uns, wie wir uns in einem vereinten Deutsch-
land international präsentieren. Dieser Stil der Arro-
ganz ist nicht angemessen, glaube ich. Und er kann 
sich als kontraproduktiv erweisen. 

Der Bundeskanzler hat heute ganz anders als Sie, 
Herr Spranger, gesprochen. Das hat mich gefreut. Er 
hat gesagt, wir müssen aufpassen, daß wir Deutsche 
uns in die internationale Gemeinschaft einordnen 
und nicht denken, wir könnten von unserer Seite her 
alles bestimmen. Ich betone: Wenn wir das tun, kann 
das kontraproduktiv werden, denn wer sich zu sehr 
aufspielt, wird vielleicht von anderen auf die Dauer 
doch nicht so akzeptiert, wie er es möchte. 

Auch der Außenminister hat übrigens heute darauf 
hingewiesen und gesagt: Wir dürfen auf keinen Fall 
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die internationalen Institutionen schwächen; wir 
brauchen sie für eine internationale Politik. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Da hat er recht!) 

Meine Damen und Herren, das wollte ich einfach 
einmal thematisieren und nachdenklich, vielleicht 
nicht nur als Vorwurf, sondern als Frage an uns alle 
richten: Wo stehen wir Deutsche heute inte rnational? 
Wie ordnen wir uns ein? Wie glauben wir unseren 
Einfluß international ausüben zu können, wie am be-
sten helfen zu können? 

Ich denke, eine gemeinsame Anstrengung der 
Deutschen, die multilaterale Politik zu stärken, ist 
nicht nur notwendig, sondern kann in einem Va-
kuum, das die Amerikaner international durch ihren 
Rückzug hinterlassen, unseren Interessen und unse-
rem Einfluß sogar nutzen. 

Ich hoffe, daß wir über diese Fragen weiter ins Ge-
spräch kommen und im multilateralen Bereich nicht 
wild aus Arroganz herumgekürzt wird. - Neben den 
Gemeinsamkeiten wollte ich Ihnen meine Kritik und 
ein bißchen Sorge um diesen Bereich vortragen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Dr. Uschi Eid, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Mi-
nister, eine Reform und Neuordnung der deutschen 
Entwicklungspolitik ist überfällig. Leider haben Sie 
zu Beginn dieser Legislaturperiode die Chance dazu 
nicht genutzt. Der von Ihnen vorgelegte Haushalts-
entwurf beweist, daß diese Regierung nicht die Kraft 
zu Reformen hat, und das ist bedauerlich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir wissen alle: Die traditionelle Entwicklungspoli-
tik ist gescheitert. Wichtige Reformschritte sind des-
halb nötig. Nur einige möchte ich nennen. 

Erstens. Die Personalbindung in der Entwick-
lungszusammenarbeit ist endlich aufzugeben. Es 
geht nicht an, daß Frauen und Männer aus Af rika, 
Asien und Lateinamerika seit 30 Jahren an deut-
schen Fachschulen, an deutschen Universitäten aus-
gebildet werden und wir immer noch in deutsche 
Entwicklungsprojekte im Süden deutsche Experten 
schicken. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Die Bildungsinvestitionen in Menschen aus dem 
Süden müssen auch im Süden produktiv umgesetzt 
werden. Das deutsche Expertenwesen verhindert 
dies, und damit muß endlich Schluß gemacht wer-
den. 

Zweitens. Unsere Zusammenarbeit mit Süd und 
Ost muß zu einer politischen Querschnittsaufgabe 
werden. Dies setzt eine Stärkung der Bedeutung der 
Entwicklungspolitik im Kabinett voraus. Den Willen 
sehe ich nicht; ich höre zwar überall gute Absichten 
dazu, aber bisher wurden sie nicht umgesetzt. 

Drittens. Kohärenz in allen Politikbereichen ist nö-
tig, damit die Politik aller Resso rts entwicklungsver-
träglich ist. 

Viertens. Die auf verschiedene Ressorts verteilten 
Aufgaben müssen zusammengefaßt werden und 
beim BMZ ressortieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Dies setzt natürlich voraus, daß das Ministe rium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
das zuständige Fachressort für fachlich-technische 
Entwicklungsaufgaben ist und auch bleibt. 

Selbstverständlich werden die auswärtigen Bezie-
hungen der Bundesrepublik durch die Diplomatie 
mit ihrer Kommunikations- und Vermittlungsfunk-
tion, durch die Verteidigungspolitik, aber auch durch 
die Kooperation mit ihrer Entwicklungsfunktion ge-
tragen. 

Die Diplomatie - das ist entscheidend - soll nicht 
über die anderen Bereiche mitverfügen, sondern den 
Rahmen setzen, in denen die anderen beiden agie-
ren. Jüngste Äußerungen des Außenministers wei-
sen in eine ganz andere, meines Erachtens falsche 
Richtung. Ich denke, ich habe das, was der Außenmi-
nister im Gastbeitrag in der „Frankfurter Rund-
schau" vom 19. Juli 1995 geschrieben hat, nicht miß-
verstanden. 

Seit 1961 gibt es die Entwicklungspolitik als eige-
nen institutionalisierten Politikbereich in der Bundes-
regierung. Sie hat in dieser Zeit trotz aller Kritik in-
ternationales Renommee gewonnen. Dies muß so 
bleiben bzw. ausgebaut werden. Deswegen, Herr 
Kinkel: Hände weg vom BMZ! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 

der SPD) 

Das möchte ich aber auch ins Stammbuch von Herrn 
Scharping schreiben, Herr Kollege Schuster. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, neben der Re-
formunfähigkeit beweist der Haushaltsentwurf auch, 
daß diese Bundesregierung trotz vollmundiger Zusa-
gen des Kanzlers bei internationalen Konferenzen - 
fernab von Bonn - gar nicht den politischen Willen 
hat, sich den Herausforderungen zu stellen, die 
durch globale Umwälzungen entstehen. Der von Ih-
nen, Herr Spranger, vorgelegte Haushaltsentwurf ist 
ebenso mickrig wie die Etats der letzten Jahre. Dar-
über kann auch nicht hinwegtäuschen, daß der 
Haushalt gegenüber dem letzten Jahr um 
134 Millionen DM erhöht wurde. Berücksichtigt man 
nämlich, daß diese Erhöhung durch internationale 
Verpflichtungen bereits gebunden ist, wird verständ-
lich, daß es mir schwerfällt, in dem vorgelegten 
Haushaltsentwurf eine positive Wende zu sehen. 
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Die Erhöhung um 1,7 % ist eine Lächerlichkeit ge-
genüber der Dimension der Probleme, die wir am 
Ende dieses Jahrhunderts mit zu lösen haben, weil 
wir sie auch hauptsächlich mit verursacht haben. 

Wenn Sie, Herr Minister, behaupten, übergeordne-
tes Ziel der deutschen Entwicklungspolitik bleibe die 
Armutsbekämpfung, so müssen Sie sich fragen las-
sen: Weshalb kommt dann unter den zehn größten 
Empfängerländern der Finanziellen Zusammenarbeit 
erst an zehnter Stelle ein schwarzafrikanisches Land, 
nämlich Tansania? Die Länderliste zeigt, daß Expo rt

-interessen und nicht Armutsbekämpfung im Vorder-
grund stehen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜND

-

NISSES 90/DIE GRÜNEN - Dr. R. Werner 
Schuster [SPD]: So ist es!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Eid, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Dr. Pinger? 

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
wenn es nicht angerechnet wird. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es wird nicht an-
gerechnet. 

Dr. Winfried Pinger (CDU/CSU): Frau Kollegin Eid, 
Sie haben von einer Lächerlichkeit gesprochen. Sie 
wissen, daß der Entwicklungshaushalt im Vergleich 
zum Gesamthaushalt um drei Prozentpunkte mehr 
steigt. Das sind umgerechnet etwa 250 Millionen 
DM. Sind aus Ihrer Sicht 250 Millionen DM mehr 
eine Lächerlichkeit? 

(Ronald Kohn [F.D.P.]: Das sind Peanuts - 
laut Kopper, Deutsche Bank!) 

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Kollege Pinger, es ist mir klar, daß wir immer in Dia-
log treten, wenn ich hier vorne stehe und Sie in der 
ersten Reihe sitzen. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Da hast du aber einen Ver

-

ehrer!) 

- Ja, so ist es. 

Die Frage ist doch: Wie groß sind die Probleme in 
dieser Welt? Wir sprechen heute von einer Umwelt-
zerstörung noch nie gekannten Ausmaßes, von Mas-
senarmut und Hunger, von Fluchtbewegungen, von 
Naturkatastrophen, von internationaler Kriminalität, 
von diesen Problemen, die wir mit verursacht haben. 
Ich denke, da muß man nicht die Zahlen sehen, son-
dern die Größe der Probleme, die wir zum Ende die-
ses Jahrhunderts zu bewältigen haben. Im Vergleich 
dazu ist dies in der Tat eine Lächerlichkeit. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Abgeord-
nete, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja. 
Noch ein Verehrer! 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Das ist der Ab

-

geordnete aus Uelzen! Hat den Wahlkreis 
direkt gewonnen!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte. 

Klaus-Jürgen Hedrich (CDU/CSU): Liebe Frau Kol-
legin Eid, können Sie vor dem Hintergrund Ihrer Be-
merkung, daß die Zahl von deutschen und europäi-
schen Experten in Entwicklungsländern reduziert 
werden sollte oder diese möglicherweise ganz abge-
schafft werden sollten, bestätigen, daß die deutsche 
Expertin Frau Dr. Ursula Eid in E ritrea hervorra-
gende Arbeit geleistet hat? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dr.  Winfried Pinger [CDU/CSU]: Würde ich 
unterstreichen! - Jochen Feilcke [CDU/ 

CSU]: Man sagt das!) 

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Es 
ehrt mich, daß Sie das hier öffentlich so sagen. Aber 
ich habe keine Arbeit geleistet, die ich einem ande-
ren weggenommen hätte. Vielmehr bestand meine 
Aufgabe genau da rin, eritreische Fachkräfte, die 
nach einer Zeit des Exils aus Deutschland zurückge-
kehrt sind und in ihrem Heimatland eine neue Exi-
stenz gründen konnten, vor Ort zu beraten und ih-
nen die Möglichkeiten aufzuzeigen, die dank Ihres 
Hauses für sie dort bestehen. 

Herr Staatssekretär, ich wünschte mir, daß der Titel 
für genau dieses Programm erhöht wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir mußten aber im letzten Jahr im Haushaltsaus-
schuß dafür kämpfen, daß zusätzliche 500 000 DM 
für das Gehaltszuschußprogramm eingestellt wur-
den. Sie haben ja gute Titel im Haushalt. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Schlechter Minister, gute 

Titel!) 

Aber die Gelder sind falsch verteilt, die Prioritäten 
sind falsch gesetzt. Deswegen nehme ich von meiner 
eingangs genannten Forderung überhaupt nichts zu-
rück. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Das mußte ein

-

mal gesagt werden!) 

Da der Kollege Hauchler schon auf die Probleme 
eingegangen ist, die sich durch das Kriterium Men-
schenrechte im Zusammenhang mit China, der Tür-
kei und Indonesien ergeben, möchte ich, da ich nur 
noch eine Minute habe, zum Schluß kurz meine Kol-
leginnen und Kollegen aus dem Haushaltsausschuß 
ansprechen. 

Sie, verehrte Kolleginnen und Kollegen, reisen 
auch in den Süden. Das ist richtig, und das ist gut so. 
Sie reisen nach Afrika, Asien und Lateinamerika. In 
Südafrika sehen Sie in den Townships, wie die Men- 
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schen leben, wie niedrig ihr Lebensstandard ist. Sie 
sehen in den Favelas, in den Slums in Lateinamerika, 
die Kinder, die nichts zu essen und kein Dach über 
dem Kopf haben. Sie reisen nach Bangladesch, wo 
die Menschen fliehen müssen, wenn es Naturkata-
strophen gibt. Sie reisen in den Maghreb nach Nord-
afrika, wo die Menschen immer weiter wandern müs-
sen, weil die Verwüstung fortschreitet und die Brun-
nen austrocknen. Sie kennen also diese Probleme, 
über die wir hier heute ganz theoretisch reden. 

Ich appelliere an Sie ganz speziell: Wenn Sie über 
den Einzelplan 23 beraten, dann erinnern Sie sich an 
das, was Sie dort  vor Ort gesehen haben, wenn Sie 
im Neuen Hochhaus nachts im Neonlicht tagen! Ich 
bitte inständig: Fleddern Sie diesen Einzelplan 23 
nicht noch mehr; da ist nichts mehr zu kürzen! 

Herzlichen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Kohn, F.D.P.-Fraktion. 

Roland Kohn (F.D.P.): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Lassen Sie mich 
heute drei Punkte vortragen, die aus der Sicht der 
F.D.P. in dieser Debatte wichtig sind. 

Erster Punkt: Nachdem in den letzten Jahren, be-
dingt durch die Finanzierungsprobleme der deut-
schen Einheit, der Einzelplan 23 des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung immer weiter zurückgefahren wurde, haben wir 
in diesem Haushaltsentwurf zum erstenmal wieder 
ein Wachstum. Dies ist positiv, und ich halte über-
haupt nichts davon, diese positive Entwicklung zu 
zerreden. 

Daß allerdings nicht alle Blütenträume reifen kön-
nen, ist ebenfalls klar. Ich will auch ganz deutlich sa-
gen: Ich bekenne mich auch als Entwicklungspoliti-
ker zu meiner Gesamtverantwortung für den Haus-
halt dieses Landes insgesamt. Es kann nicht so sein, 
daß einzelne Fachabgeordnete nur ihren eigenen Be-
reich im Auge haben, ohne die finanziellen, volks-
wirtschaftlichen und Verschuldungsprobleme des 
Gesamthaushalts und damit unseres gesamten Lan-
des zu sehen. 

Deswegen sage ich: Es ist richtig, daß uns diesmal 
eine Trendwende gelungen ist. Es wäre noch vieles 
zusätzlich wünschenswert. Aber diesem Hause ist 
die Aufgabe gestellt, dafür zu sorgen, daß diese Ent-
wicklung vorangeht. 

Lassen Sie mich allerdings deutlich sagen: Ich 
halte nichts davon, daß wir eine einzige Meßgröße 
gleichsam wie eine Monstranz vor uns hertragen, 
nämlich diese ODA-Quote, also den Anteil der Ent-
wicklungshilfe, gemessen an der Wi rtschaftskraft des 
Landes. Das ist eine Kennziffer. Sie soll ein Ziel anvi-

sieren. Wir wollen, daß das vereinte Deutschland sei-
ner Verantwortung gerecht wird. Es kann aber nicht 
so sein, daß dies zum Maßstab der Beurteilung von 
Politik gemacht wird. 

Denn wichtiger als die quantitative Betrachtungs-
weise ist die inhaltliche Betrachtungsweise, ob eine 
intelligente Politik gemacht wird. Dazu sage ich al-
lerdings: Diese Regierung macht eine intelligente 
Entwicklungspolitik. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Kohn, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Hauchler? 

Roland Kohn (F.D.P.): Ja. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte. 

Dr. Ingomar Hauchler (SPD): Herr Kollege Kohn, 
natürlich ist das keine Monstranz. Sind Sie aber nicht 
mit mir der Meinung, daß die Entwicklung des An-
teils eines ganz bestimmten Etatbereichs am Brutto-
sozialprodukt oder am Gesamthaushalt signifikant 
ist? Wenn also dieser Anteil, wie es geschehen ist, 
im Zeitablauf gewaltig fällt - von 0,48 % auf jetzt 
0,31 % -, heißt das dann nicht, daß wir nicht mehr be-
reit sind, so viel vom Bruttosozialprodukt für diesen 
Politikbereich einzusetzen? Anders habe ich das nie 
verstanden. Ich habe das nicht als Monstranz, son-
dern als Trendzeichen angesehen. Würden Sie mir 
bestätigen, daß hier unser Engagement zurückge-
gangen ist? 

Roland Kohn (F.D.P.): Herr Kollege Hauchler, ich 
bestätige Ihnen, daß der Anteil der deutschen Ent-
wicklungshilfe, gemessen am Bruttosozialprodukt, in 
der Vergangenheit zurückgegangen ist. Ich bestätige 
Ihnen auch, daß der Anteil des Einzelplans 23 
am Gesamthaushalt zurückgegangen ist. Dies war 
falsch, aber vor dem Hintergrund der Finanzierungs-
probleme der deutschen Einheit erklärlich. Das 
mußte geändert werden. In dem neuen Haushalts-
entwurf vollziehen wir endlich die Wende. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Das stimmt 
doch nicht!) 

Damit, lieber Herr Kollege Hauchler, komme ich 
zum zweiten Punkt. Ich halte nichts davon, daß wir in 
dem von Ihnen beschriebenen Zusammenhang mit 
ausgestreckten Fingern ausschließlich auf die Bun-
desregierung zeigen. Wenn Sie der historischen 
Wahrheit die Ehre geben, werden Sie zugeben, daß 
der Etat für den Einzelplan 23 in der Vergangenheit 
bei den Haushaltsberatungen mit niedrigeren Ansät-
zen aus dem Bundestag herauskam, als von der Bun-
desregierung im Entwurf vorgesehen war. Damit 
sage ich: Es liegt in der Verantwortung dieses Hau-
ses, der Abgeordneten in diesem Saal, in den Fach-
ausschüssen dafür Sorge zu tragen, daß dies in der 
neuen Runde nicht wieder geschieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Dritter Punkt. Ich habe darauf hingewiesen, daß es 
noch wichtigere Betrachtungsweisen als die quanti-
tativen gibt, nämlich die inhaltlichen. Nun kann ich 
dies in der mir zur Verfügung stehenden Redezeit 
nicht weit ausführen; ich will aber doch einige Stich-
worte nennen. 

Erstens. Für uns Liberale stellt sich die Frage: Was 
machen wir mit dem Geld, das wir zuvor den Bür-
gern durch Steuern weggenommen haben? Setzen 
wir es effektiv, wirksam und wirkungsvoll ein? Meine 
Zweifel daran beruhen darauf, daß meines Erachtens 
im Bereich der Entwicklungspolitik zuviel Gelder für 
konsumtive Zwecke ausgegeben werden. 

Damit wir uns nicht falsch verstehen: Niemand 
wird in Frage stellen, daß in Notsituationen geholfen 
werden muß. Das sage ich ausdrücklich. Wenn wir 
aber eine intelligente Entwicklungspolitik betreiben 
wollen, muß der Grundgedanke sein, daß wir die 
Strukturen aufbauen, damit in den Ländern der wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit, in unseren Partnerlän-
dern, auf Dauer die Rahmenbedingungen vorliegen, 
die einen sinnvollen Einsatz unserer Mittel und da-
mit der Mittel der Steuerzahler ermöglichen. Deswe-
gen sage ich: Entscheidend muß das Kriterium der 
Nachhaltigkeit sein. Darum müssen wir die Struktu-
ren und Rahmenbedingungen verbessern. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Zweitens. Herr Kollege Hauchler, die sozialdemo-
kratische Fraktion hat, vertreten durch Sie, vor weni-
gen Tagen einen Gesetzentwurf für die Organisie-
rung dieses Bereiches vorgelegt. Wir werden das 
sehr sorgfältig diskutieren und beraten. Ich will dem 
nicht vorgreifen, kann Ihnen aber die Frage nicht er-
sparen, wie denn der Gesetzentwurf, den Sie vorge-
legt haben, mit der Aussage der Sozialdemokrati-
schen Partei im Bundestagswahlkampf zusammen-
paßt, das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit abzuschaffen. Ich bekomme diese bei-
den Vorgänge nicht auf einen Nenner. Hier gibt es 
Erklärungsbedarf. Ich bin gespannt, was Sie im Aus-
schuß dazu sagen. 

Drittens. Ich denke, daß wir in Zukunft einen wich-
tigen Schwerpunkt im Bereich Osteuropa, der neuen 
unabhängigen Staaten im Osten, setzen müssen. 
Hier ergibt sich nicht nur auf Grund der geographi-
schen Nähe für uns eine besondere Verantwortung 
und Betroffenheit. Ich denke, daß bei den Beratun-
gen hier noch ein Stück weit der Versuch gemacht 
werden muß, zugunsten dieser Länder umzusteuern. 

Meine Damen und Herren, als der Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit vor Jahr und Tag 
sein Amt antrat, ist er nicht überall mit großen Begei-
sterungsstürmen begrüßt worden. Ich muß heute in 
Form einer Zwischenbilanz sagen: Er macht seinen 
Job hervorragend. Deswegen freuen wir Liberale uns 
darauf, mit ihm und der Bundesregierung in diesem 
Sinne weiter konstruktiv zusammenzuarbeiten - für 
die Menschen in dieser einen Welt, in der wir leben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Jacob, PDS. 

Dr. Willibald Jacob (PDS): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich soll heute das dritte Mal eine 
kurze Rede halten. Ich möchte aber auf eines auf-
merksam machen, nachdem ich heute wiederum er-
lebt habe, wie Abgeordnete der PDS zum Teil behan-
delt werden, indem sie da sind und gleichzeitig sozu-
sagen nicht da sind, 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Sie tun mir 
aber leid!) 

indem sie Fragen stellen und gleichzeitig auf ihre 
Fragen keine Antworten gegeben werden. Ich 
möchte nur darauf hinweisen: Dies wirkt zurück in 
die Wahlkreise. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Na! Na!) 

- Ja, es ist so, Herr Kollege Feilcke. Ich komme aus 
Mecklenburg-Vorpommern, und 20,3 % waren mein 
schlechtestes Wahlergebnis im letzten Jahr. Mich 
fragt dieses Fünftel der Bevölkerung: Warum werdet 
ihr so behandelt? 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Was antworten Sie 
denn dann?) 

Wenn mir ein Bonner Taxifahrer, der Rügen sehr gut 
kennt, sagt, ihr werdet das nächste Mal mit Stimmen 
überschüttet und gewählt werden, so daß ihr euch 
nicht wiedererkennt, dann frage ich mich, ob nicht 
das richtige Gefühl bei einzelnen in der Bevölke-
rung, aber auch hier, vorhanden ist, daß das so nicht 
geht. Nehmen Sie mich als Beispiel. Wenn Sie uns 
überzeugen wollen, dann müssen Sie besser argu-
mentieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da gibt es nichts 
zu überzeugen! - Dr. Winfried Pinger 
[CDU/CSU]: Sprechen Sie zum Einzel

-

plan 23?) 

Wenn Sie das nicht mehr wollen, dann schreiben Sie 
ein Fünftel bis ein Viertel der Bevölkerung im Osten 
ab. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Die Leute wis

-

sen doch gar nicht, wie sie Sie gewählt ha

-

ben!) 

Ich möchte versuchen, dies im Zusammenhang mit 
dem Thema, das hier zur Debatte steht, darzustellen. 
Vielleicht behagt es Ihnen nicht, wie ich denke oder 
rede, aber setzen Sie sich damit auseinander, so daß 
Sie auch Menschen gewinnen und nicht nur aus-
grenzen. 

Jahrelange Versprechen der Bundesregierung und 
zentrale Forderungen der Nichtregierungsorganisa-
tion werden mit dem Planteil 23, dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für wi rtschaftliche Zusam-
menarbeit, nicht erfüllt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Planteil?) 
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Das Verhältnis zu den Entwicklungsländern, wie es 
sich auch in anderen Planteilen widerspiegelt, sollten 
wir so nicht wünschen. Es widerspricht allen Erfah-
rungen von Mitarbeitern in Entwicklungsdiensten, 
die um Menschen und menschenwürdige Lebensbe-
dingungen besorgt sind. 

Erstens. Die öffentliche Entwicklungshilfe geht bis 
auf 0,33 % des Bruttosozialproduktes zurück. 0,7 % 
sind versprochen worden, zuletzt auf dem Weltsozial-
gipfel in Kopenhagen 1995. 

Zweitens. Aus den ärmsten Ländern kommen Ein-
nahmen in Höhe von 1,5 Milliarden DM über Tilgun-
gen und Schuldendienst. 

Drittens. Wesentliche Ausgaben werden für in-
frastrukturelle Großprojekte getätigt, wie z.B. die 
U-Bahn in Shanghai, gegen alle Bitten, Vorschläge 
und Forderungen von erfahrenen Mitarbeitern und 
Experten. 

Viertens. Förderungen sind an den Interessen der 
deutschen Wirtschaft ausgerichtet, indem deutsche 
Unternehmen z. B. in den Stand versetzt werden, ein-
heimische Betriebe aufzukaufen. 

Fünftens. Die Subsumierung der Förderung Osteu-
ropas unter „Entwicklungshilfe" ist genau das, was 
Kenner seit 1989 befürchtet haben: die radikale Kür-
zung der Mittel für den Süden. 

Die Folgen dieser Politik sind wachsende Arbeitslo-
sigkeit auch in den Entwicklungsländern, Ausgren-
zung von Millionen von Menschen und eine Zerstö-
rung ihrer kulturellen Identität. Mehr und mehr Men-
schen begreifen, daß hier im eigenen Land und in den 
Ländern Asiens, Afrikas und Lateinamerikas die glei-
chen ökonomischen Mechanismen wirken: Es entste-
hen Zonen des Wohlstands in den ökonomischen Zen-
tren und Regionen der Unterentwicklung an den Peri-
pherien. Privatisierung und Deregulierung der Wi rt

-schaft stoßen Menschen in ein Nichts, wie wir es uns 
kaum vorstellen können. Es ist deshalb nur verständ-
lich, wenn in einer solchen Situation auch konserva-
tive Menschen die Notbremse ziehen, weil sie Unter-
entwicklung und die Zerstörung von kulturellen 
Identitäten fürchten. Dafür zwei Beispiele: 

Erstens. Der Bischof von Honduras und Präsident 
des lateinamerikanischen Bischofsrates fordert den 
Erlaß der lateinamerikanischen Auslandsschulden 
von heute 533 Milliarden Dollar. Einst wurden 96 
Milliarden Dollar Kredite aufgenommen. 

Zweitens. Der Primas von Polen, Kardinal Glemp, 
hat bei einem Treffen von 100 000 Jugendlichen in 
Tschenstochau - 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege, 
Ihre Zeit! 

Dr. Willibald Jacob (PDS): - die Republik Polen da-
vor gewarnt, dem westeuropäischen Binnenmarkt 
beizutreten. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Er liest eine 
fremde Rede vor! Er weiß gar nicht, wo er 

ist!) 

Wenn ich in meinen Wahlkreis nach Mecklenburg
-Vorpommern komme, 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Er liest eine 
fremde Rede vor! Deswegen weiß er gar 

nicht, wovon er redet!) 

dann sagen mir Frauen in schöner Regelmäßigkeit, - 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Ja-
cob, Sie müssen zum Schluß kommen. 

Dr. Willibald Jacob (PDS): Gut. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Sie überziehen 
deutlich. 

Dr. Willibald Jacob (PDS): - wir sind der letzte 
Dreck in dieser Gesellschaft und in diesem Staat. 

Meine Damen und Herren, weil der Trend dieses 
Haushalts und besonders des Einzelplans 23 in diese 
Richtung geht, nämlich daß Menschen nach innen 
und nach außen gefährdet werden, können wir die-
sem Einzelplan so nicht zustimmen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das muß jetzt Ihr 
letzter Satz gewesen sein, Herr Kollege Jacob. Sie 
haben über eine Minute überzogen. 

Dr. Willibald Jacob (PDS): Wir würden uns freuen, 
wenn eine radikale Neuorientierung der Entwick-
lungspolitik einsetzen würde. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Michael von Schmude, CDU/CSU-Fraktion. 

Michael von Schmude (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Bei meiner letzten 
Haushaltsrede hatte ich Ihnen, Herr Minister 
Spranger, bessere Rahmenbedingungen für den 
Haushalt 1996 gewünscht. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Richtig! Ich kann mich erin

-

nern! - Heiterkeit) 

Diese Rahmenbedingungen sind da. Daran können 
auch die notorischen Schwarzmaler und Miesmacher 
nichts ändern, die immer wieder erfolglos versuchen, 
ein Zerrbild der wirtschaftlichen Daten in der Öffent-
lichkeit darzustellen. 

Die Bundesbank hat nicht gerade zufällig vor der 
letzten Haushaltsberatung den Diskontsatz gesenkt; 
sie hat es diesmal wieder getan und damit die Stabili-
tätspolitik dieser Bundesregierung honoriert. Es geht 
nun schon, wie ich meine, eine inte rnationale Signal-
wirkung davon aus, wenn hier ein Haushalt zur Bera-
tung ansteht, der diesmal in seiner Gesamtheit um 
1,3 % abgesenkt wird und in dessen Rahmen gleich-
zeitig die Ausgaben für die Entwicklungshilfe um 



4308 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 51. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. September 1995 

Michael von Schmude 

1,7 % angehoben werden. Daß damit der Anteil des 
Einzelplans 23 am Gesamthaushalt geringfügig an-
steigt, ist ein positives Zeichen. Dennoch ist Eupho rie 
hier nicht angebracht, schon deshalb nicht, um der 
unrealistischen Erwartungshaltung in vielen Ländern 
der Welt nicht weiteren Auftrieb zu geben. 

Der Anstieg der Entwicklungshilfe im Regierungs-
entwurf 1996 um 134 Millionen DM zeigt aber sehr 
deutlich, daß Deutschland auch unter schwierigen 
Haushaltsbedingungen gewillt und in der Lage ist, 
einen größeren Beitrag zur Lösung der Probleme der 
Dritten Welt zu leisten. 

Dies ist eine überzeugende Antwort nach fünf Jah-
ren deutscher Einheit. Wir alle sind damals konfron-
tiert worden mit Fragen und Sorgen aus den Ent-
wicklungsländern, wo man davon ausging, daß 
Deutschland tiefe Einschnitte bei der Entwicklungs-
hilfe machen würde und machen müßte. Man ging 
weiter davon aus, daß wir, um die eigenen Probleme 
lösen zu können, große Summen aufwenden müßten 
und daß wir, um die Probleme des Ostens mit lösen 
zu helfen, ähnlich große Summen oder noch größere 
würden aufwenden müssen. Die Länder im Osten ha-
ben wir bedient, und wir haben gleichzeitig die Ent-
wicklungsländer nicht fallengelassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege von 
Schmude, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Michael von Schmude (CDU/CSU): Ja, bitte. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Hauchler. 

Dr. Ingomar Hauchler (SPD): Herr Kollege 
Schmude, können Sie meine Aussage bestätigen, 
daß die Mittel des Einzelplans 23 in der mittelfristi-
gen Finanzplanung der Bundesregierung unter dem 
Wachstum des Gesamthaushaltes bleiben sollen und 
daß der Betrag, der für 1999 in dieser mittelfristigen 
Finanzplanung anvisiert ist, nicht über dem Ist von 
1993 liegt? 

Michael von Schmude (CDU/CSU): Herr 
Dr. Hauchler, diese Zahlen tragen wir wie ein 
Trauma vor uns her, genau so wie die ODA-Quote. 

(Otto Schily [SPD]: Wie verträgt sich das mit 
der Aussage des Bundeskanzlers?) 

Sie sind nicht aussagekräftig und auch nicht aussa-
gefähig. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Deshalb 
sagt sie Herr Kohl so oft, ja?) 

Deswegen können Sie das ruhig so oft, wie Sie wol-
len, wiederholen. 

(Otto Schily [SPD]: Das hat Herr Kohl er

-

klärt!) 

Nein, diese Planungen müssen in einem Zusammen-
hang gesehen werden mit den Lasten, die ich gerade 
eben angesprochen habe. 

(Dr. Ingomar Hauchler [SPD]: Stimmen 
diese Zahlen?) 

Ich werde dazu gleich noch etwas im Zusammen-
hang mit der ODA-Quote sagen. 

(Dr. Ingomar Hauchler [SPD]: Würden Sie 
meine Frage beantworten? Stimmen diese 

Zahlen?) 

- Ich habe Ihre Frage beantwortet. 

(Otto Schily [SPD]: Nein!) 

Ich beantworte sie Ihnen gerne noch einmal: Diese 
Zielvorgaben können, genau wie die ODA-Quote, 
für uns nicht der alleinige Maßstab sein. Wir müssen 
Entwicklungshilfe neu definieren. 

(Roland Kohn [F.D.P.]: Richtig!) 

Wir müssen auch zu einer neuen Formel bei der 
ODA-Quote kommen. Wenn wir das nicht wollen 
und nicht gemeinsam angehen, dann werden wir nie 
vergleichbare Leistungen der großen Industrieländer 
gegenüber der Dritten Welt haben. 

(Roland Kohn [F.D.P.]: Zum Beispiel p rivates 
Kapital!) 

Ich sage hier ganz freimütig: Wir mußten einen 
großen Spagat machen, um unseren Aufgaben ge-
recht zu werden. Da sind von uns Kraftanstrengun-
gen gefordert worden, die wir uns immer wieder in 
Zahlen vor Augen halten müssen: Wir sind unserer 
Rolle als großes Geberland in der Entwicklungshilfe 
gerecht geworden. Wir gehören weltweit zu den vier 
Ländern, die in der Entwicklungshilfe die größte Lei-
stung aufbringen. Dennoch hat der Bund in den letz-
ten Jahren für den Ost-West-Transfer 600 Milliarden 
DM aufgebracht. Wir haben allein an Rußland Hilfe 
in Höhe von etwa 100 Milliarden DM geleistet und 
für die Reformstaaten Mittel- und Osteuropas weitere 
46 Milliarden DM aufgebracht. 

Es macht deshalb keinen Sinn, immer nur auf den 
Einzelplan 23 in seiner jetzigen Größenordnung und 
auf die Zielvorgaben hinzuweisen. Es macht auch 
keinen Sinn, immer wieder die ODA-Quote zu stra-
pazieren, um zu beklagen: Wir müßten hier noch 
mehr tun. 

(Dr. Ingomar Hauchler [SPD]: Der Bundes

-

kanzler spricht doch selbst davon!) 

Würden wir die ODA-Quote anders berechnen, kä-
men wir locker und leicht auf Größenordnungen von 
0,5 % und mehr. 

Wir sollten, liebe Kolleginnen und Kollegen, un-
sere Hilfe für die Dritte Welt und für die MOE-Staa-
ten nicht kleinreden oder gar abqualifizieren. Das 
hat der deutsche Steuerzahler, der das nämlich be-
zahlt, nicht verdient. Das haben erst recht nicht die 
zigtausend Menschen, die in der Entwicklungshilfe 
tätig sind, verdient. Sie leisten eine hervorragende 
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Arbeit, insbesondere bei den NROs, in denen meist 
junge Menschen unter schwierigsten Bedingungen 
vor Ort ihre Arbeit in vorbildlicher Weise tun. Wir ha-
ben allen Grund, ihnen hier von Herzen zu danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Der politische Gestaltungsspielraum, der Gestal-
tungsspielraum für uns als deutsches Parlament ist 
beim Einzelplan 23 deshalb kleiner geworden - das 
beklage ich im Gegensatz zum Kollegen Hauchler -, 
weil der Anteil der multilateralen Hilfe steigt. Ich 
bedauere dies. Denn wer sich den Bericht des Euro-
päischen Rechnungshofes zum EEF ansieht, 

(Zustimmung bei der F.D.P.) 

der wird sehr wohl das unterstreichen, was der Mini-
ster gesagt hat. Hier stellt sich schon die Frage, wie 
mit dem Geld besser umgegangen werden kann. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: So ist es! - 
Dr. Ingomar Hauchler [SPD]: Die stellt sich 

auch in Ostdeutschland!) 

Wir haben als deutsches Parlament keine Kontroll-
möglichkeit bezüglich der Mittelverwendung in 
Brüssel. Wir haben kaum Einfluß auf die Mittelver-
gabe. Wir werden uns die multilateralen Titel im 
Haushaltsausschuß diesmal sehr genau ansehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wer den Bericht des Europäischen Rechnungsho-
fes aufmerksam liest, der wird erschreckende Fehl-
leitungen von Geldern feststellen. Dieses Szenario 
kann uns so nicht bef riedigen. Wir werden hier die 
Sonde anlegen müssen. Wir müssen uns überlegen, 
wie wir auf bessere Kontrollen im europäischen Be-
reich hinwirken können. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schmude, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Michael von Schmude (CDU/CSU): Dann bleibt 
mir nur noch, mich ganz herzlich bei Ihrem Haus, 
Herr Minister, für die guten Vorarbeiten für die Haus-
haltsberatungen 1996 zu bedanken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Wort-
meldungen zu diesem Geschäftsbereich liegen nicht 
vor. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums des Innern. Das Wort  hat der Herr Bun-
desminister Manfred Kanther. 

Manfred Kanther, Bundesminister des Innern: Herr 
Präsident! Verehrte Damen! Meine Herren! Wir ha-
ben ein großes Programm für die Innenpolitik der 
nächsten Jahre. Ich befasse mich mit zwei ganz her-
ausragenden Aufgaben: Die erste ist die unermüdli-
che Verbesserung der Bedingungen für die innere Si-
cherheit, weil der Kampf gegen die Bedrohung von 
körperlicher Unversehrtheit, Eigentum und Freiheit 
der Bürger durch Straftaten im Vordergrund unserer 

Anstrengungen stehen muß. Die zweite Aufgabe ist 
der entschlossene Einsatz bei Reformanstrengungen 
in der Verwaltungspolitik, im öffentlichen Dienst, in 
der Neustrukturierung von Verwaltungen, Stichwort: 
schlanker Staat. 

Auf beiden Feldern wird die erfolgreiche Arbeit 
der vergangenen Legislaturpe riode sowohl fortge-
führt als auch um neue Elemente bereichert werden 
müssen. In den wenigen Monaten seit der Bundes-
tagswahl sind die Grundlagen hierfür weitgehend 
geschaffen worden. 

Zum Thema innere Sicherheit, innerer Frieden: 
Die Gefährdungslage bei der Bewahrung der inne-
ren Sicherheit ändert sich leider ständig. Das ist die 
schwierige Grundbedingung unserer Arbeit. Neue 
Verbrechensformen, neue Gangstergruppen, immer 
professionellere technische und Managementmetho-
den in deren Hand wenden sich gegen Recht und 
Gesetz. Folglich darf auch das Handwerkszeug des 
Staates, der seine Sicherheitsbringschuld gegenüber 
den Bürgern erfüllen muß, nicht statisch sein, son-
dern bedarf immer wieder der Anpassung an die 
Lage. 

Ich nenne Ihnen Beispiele, bei denen das gesche-
hen muß: Die Geldwäscheproblematik ist mit dem 
Ziel der Aktualisierung des geltenden Rechts auf 
Grund in zwei Jahren gewonnener praktischer Erfah-
rungen aufzugreifen. Die Kronzeugenregelung muß 
verlängert werden. Sie ist erst vor zehn Monaten in 
Kraft getreten und konnte von Polizei und Justiz in 
dieser Zeit beim allerbesten Willen nicht auf den 
Prüfstand gestellt werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Die Bekämpfung der Korruption in allen Bereichen 
von Verwaltungs-, Straf- und Wi rtschaftsrecht muß 
verstärkt werden. Das Abhören von Gangsterwoh-
nungen muß ermöglicht werden, um neue Verbre-
chermilieus zeitgerecht zu treffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich begrüße die Bewegung, die in diese Themen 
gekommen ist. Wir sollten in Ruhe und ohne Aufge-
regtheiten über die fachlich beste Lösung sprechen, 
aber nicht um alte Fixierungen streiten. 

In mehrfacher Hinsicht ist das alles eine Gemein-
schaftsaufgabe, die nur von Bund und Ländern ge-
meinsam - ohne engherzigen Partikularismus - ge-
löst werden kann, weil die Bedrohung der Sicherheit 
von immer weiteren Grenzziehungen, größerer Mo-
bilität und schwierigeren Aufklärungssituationen ge-
prägt ist und nicht mehr bevorzugt oder gar allein 
auf regionaler Basis bewältigt werden kann. 

Die Gemeinschaftsaufgabe kann nur durch grenz-
überschreitende Zusammenarbeit mit unseren euro-
päischen Nachbarn und schrittweise darüber hinaus 
mittels Ingangsetzung von Europol und praxisorien-
tierter Anwendung sowie ständiger Verbesserung 
des Schengener Vertragswerks mit seiner gewaltigen 
Aufgabe der Grenzsicherung gegen illegale, über-
wiegend verbrecherisch organisierte Wanderungsbe-
wegungen gelöst werden. 
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Schließlich ist ein vernünftiges Miteinander von 
Regierung und Opposition notwendig, weil sich in 
unserem Lande mit seinen föderalen Strukturen in 
der Sicherheitspolitik die Grenzen nicht nach dieser 
billigen und einfachen Formel bestimmen lassen und 
die Bürger für Parteihickhack kein Verständnis auf-
bringen, wenn sie verletzt, beraubt oder von Extremi-
sten bedroht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es zeigt sich, daß Sicherheitspolitik in unserer Zeit 
- unter grundlegend veränderten Bedingungen - ei-
nen integralen Ansatz braucht, der in viele Felder 
der Politik und der Gesellschaft hineinreicht, und 
keinen punktuellen, geradezu klassischen, der auf 
der Basis eines hundert Jahre alten Rechts beruht. 

Dabei ist innere Sicherheit noch nicht alles. Inne-
rer Frieden ist mehr. Er verlangt die Bekämpfung 
barbarischer Gewalt wie in Hannover, und zwar in 
einer anderen und verantwortungsbewußteren Form 
als dort  geschehen, 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

ebenso wie von politisch getarntem Extremismus, 
gleichgültig, ob durch Deutsche oder Ausländer. 

Hier stellt sich auch die europäische Gemein-
schaftsaufgabe besonders klar. Es darf in Westeuropa 
keine durch nationale Grenzen getrennten Aktions-
felder einerseits und Ruheräume für Extremisten an-
dererseits geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Geisterstunde des Dr. Kanther!) 

Besonders im Kampf gegen die gewalttätige PKK 
wird die Bundesregierung nicht nachlassen, alle Mit-
tel des Rechtsstaats massiv einzusetzen, bis jedem 
klar ist, daß in unserem Land keine auswärtigen Kon-
flikte mit Gewalt ausgetragen werden dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Hier zeigt sich, wie wichtig es ist, daß die Bundeslän-
der an dieser Aufgabe mit gleicher Entschiedenheit 
und flächendeckend teilnehmen. Dabei kommt es 
nicht auf die Einschätzung des kurdischen Konflikts 
in der Türkei an, sondern es geht um die gemein-
same Abwehr von Verbrechen und Gewalttätigkeit, 
deren wechselnde politische Mäntelchen insoweit 
ohne Bedeutung sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wo es um die Bewahrung des inneren Friedens 
geht, ist der Konsens, das bürgerschaftliche Zusam-
menleben von Deutschen und Ausländern von her-
ausragender Bedeutung. Hier hat der Asylkompro-
miß seinen unentbehrlichen Platz. Wer ihn rechtlich 
oder tatsächlich in Frage stellt, muß schwerwiegende 
Folgen bedenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Friedliches und freundschaftliches Zusammenle-
ben von Deutschen und Ausländern ist glücklicher-
weise jahrzehntelang in Deutschland eine Selbstver-
ständlichkeit gewesen, war kurzzeitig von Irritatio-
nen begleitet und entwickelt sich jetzt wieder in gu-
ter Tradition. Aber das setzt voraus, daß die Probleme 
auf der Zeitschiene und quantitativ beherrschbar 
bleiben und nicht durch ungebremsten, beliebigen 
Zustrom zunehmen. Deutschland ist kein Einwande-
rungsland, und seine gesellschaftliche Zukunftsvor-
stellung wird nicht von der „multikulturellen Gese ll

-schaft" geprägt, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

die gerade in unseren Tagen an so vielen Stellen der 
Welt schreckliche Zeugnisse ihrer Spannungen ab-
legt. 

Unser Weg ist das Integrationsangebot der deut-
schen Gesellschaft an Millionen Ausländer in einer 
weltoffenen Mitbürgergesellschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In diesem Sinne wird die Bundesregierung auch die 
hier schon vorgetragenen Grundsätze für ein neues 
Staatsbürgerschaftsrecht einschließlich der Kinder-
staatszugehörigkeit entsprechend der Koalitionsver-
einbarung anpacken. 

Wo immer man in diesem Feld des inneren Frie-
dens und der inneren Sicherheit hinsieht, stoßen wir 
auf die Notwendigkeit, über eigene Grenzen hin

-

wegzuschauen und uns der Probleme in Europa ge-
meinsam anzunehmen. Das ist etwas grundlegend 
Neues in der Entwicklung der letzten fünf Jahre, seit 
den großen Grenzöffnungen. Das ist auch noch nicht 
überall und gleichermaßen bewußt geworden. Das 
stößt auch auf unterschiedliche nationale Traditionen 
und Bedenken. 

Das stellt Deutschland mit seinen föderativen 
Strukturen vor ganz eigene Herausforderungen, die 
nur mit Kreativität, Wachsamkeit und entschlosse-
nem Handeln bei wechselnden Situationen bewältigt 
werden können. Es kann in der Sicherheitspolitik 
keine Patentrezepte geben, sondern nur sehr viele 
wirksame Ansätze. Das ist wirklich ein Feld, in dem 
die Politik dicke Bretter zu bohren hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unter dem Arbeitstitel „schlanker Staat" wird von 
uns in einem anderen Bereich kein Modewort ver-
standen, sondern ein ernster und bedeutsamer Auf-
trag. Gleichermaßen verlangen die Ebbe in den öf-
fentlichen Kassen, die Sicherung des wirtschaftli-
chen Standorts Deutschland und die Bewahrung bür-
gerschaftlicher Freiheitsräume ein Zupacken in vie-
len öffentlichen Bereichen: im Genehmigungs- und 
Verfahrensrecht, im Haushaltswesen und bei der Sta-
tistik; aufgerufen sind innerstaatliche und euro-
päische Fragestellungen, traditionelle Strukturen 
ebenso wie besondere Anlässe, etwa der Berlin-Um-
zug. 
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Die Bundesregierung hat sich seit längerem an 

diese Herkules-Aufgabe herangemacht. Besonderen 
Fortschritt erwarten wir uns von der Kommission un-
ter dem Vorsitz von Professor Scholz, in der die Fra-
gestellungen und Antworten gebündelt werden sol-
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Noch so ein Herkules!) 

Weit voran sind wir in einem Sektor, der in diesem 
Zusammenhang von besonderer Bedeutung ist: beim 
öffentlichen Dienstrecht, bei dem wir mit der Ver-
stärkung des Leistungsgedankens, der Verbesserung 
von Mobilität und der Intensivierung von Führungs-
kraft modernste Maßstäbe setzen wollen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Jetzt im Ansatz und im nächsten Jahr auf der Basis 
eines noch zu erstellenden Versorgungsberichts wird 
uns die große Problematik der Versorgungslasten im 
öffentlichen Dienst, die nur ein Teilbereich der Ver-
sorgungslasten überhaupt ist, besonders beschäfti-
gen. Ich weiß, daß das Herangehen an die Fragen 
des öffentlichen Dienstes und an viele Strukturen in 
den Verwaltungen gewaltig an die Besitzstände her-
angeht und mancherlei Widersprüche auslöst. Es ist 
immer ein Unterschied, ob man sich nur über Büro-
kratie beschwert oder ob man im einzelnen daran-
geht, sie zu mindern. Deshalb beabsichtigen wir 
auch nicht, meterdicke neue Gutachten zu fertigen 
und Verwaltungsbibliotheken damit zu füllen, son-
dern möglichst viele Einzelpunkte schnellstens in die 
Praxis umzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das kann bei dem verhältnismäßig kleinen Anteil, 
den die Bundesverwaltung an der Gesamtverwal-
tung hat, und auch bei dem im Verhältnis zu den Be-
diensteten der Länder und Kommunen sehr kleinen 
Anteil der Beschäftigten, die im Dienste des Bundes 
stehen, nur gelingen, wenn auch dieses Feld als eine 
Gemeinschaftsaufgabe aller staatlichen Ebenen be-
griffen wird und die angestaubten Fetische in der Be-
senkammer dem Vergessen überlassen werden. 

Es berührt mich gar nicht, wenn es in diesem Zu-
sammenhang Hakeleien gibt und sich aus allen mög-
lichen Landesteilen die verehrten Kollegen Sozialde-
mokraten 

(Zuruf von der SPD: Und Kolleginnen!) 

- Kolleginnen sind dabei auf Zwischenruf besonders 
dankbar anzunehmen, „meerumschlungen" - mit 
neuen Programmen und Profilvorstellungen melden. 
In der Sache ist festzustellen, daß sie im wesentli-
chen das Konzept der Koalition, das auf meinen Eck-
punkten beruhte, abgeschrieben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Lachen und Wi

-

derspruch bei der SPD) 

Ich freue mich über diese Übereinstimmung, bis 
auf den Punkt, in dem, wie gesagt, die alten Fetische 
fröhliche Urständ feiern, nämlich die alte Streitfrage  

über die Abschaffung des Beamtenrechts, die bar 
jeglicher Vernunft ist und nur noch mit Reminiszen-
zen, aber nicht mehr mit Argumenten begründet 
werden kann. 

(Fritz Rudolf Körper [SPD]: Wo steht das?) 

- Das steht in dicken Papieren, die von vielen sozial-
demokratischen Matadoren dieses Feldes vorgelegt 
werden. Der Abschaffungsgrad ist unterschiedlich, 
Herr Kollege. Da mögen am Ende vielleicht die Rich-
ter übrigbleiben. Den Problemen wird man auf diese 
Weise nicht gerecht. 

Ich suche hier keinen Schlagabtausch. Wenn der 
Bund etwa 13 % aller öffentlichen Bediensteten stellt 
und die Länder, die Kommunen und die Sonderver-
waltungen den großen Rest, dann ist selbstverständ-
lich, daß man so etwas nur zusammen tun kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das, was wir jetzt anpacken, stellt seit Jahrzehnten 
den größten Reformschritt im öffentlichen Dienst-
recht dar. Darauf wird kein Patent ausgestellt; alle 
sind eingeladen, sich mit Vorschlägen in diesem Feld 
zu tummeln und das vorgelegte Werk dann zu einem 
hochbedeutsamen zu machen. Aber wir werden uns 
nicht von Dogmatismus oder Veränderungswut leiten 
lassen. Wir werden nicht Bewährtes über Bord wer-
fen, nur um etwas Neues zu tun. 

(Beifall des Abg. Dr. Edzard Schmidt-Jortzig 
[F.D.P.]) 

Die Strukturen der öffentlichen Verwaltung ste-
hen allerdings rundum auf dem Prüfstand. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sehr gut!) 

Sie müssen sich in der Bewältigung neuer Fragestel-
lungen bewähren, die sich aus dem Wirtschaftsleben, 
der Öffnung von Grenzen, der Entwicklung der Kom-
munikationstechnik, aus gesellschaftlichen Verände-
rungen und aus dem Lebensgefühl der Zeit ergeben. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN], zur CDU/CSU gewandt: 

Könnt ihr mal klatschen?!) 

Dazu gehört nicht zuletzt, daß Haushalts-, Dienst- 
und Organisationsrecht zusammengreifen müssen, 
um die Stellenpläne und die Größe der öffentlichen 
Verwaltungen zu verringern. - 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich verstehe, Herr Kollege Fischer, Ihr Defizit an Zwi-
schenrufen. Denn wenn Ihnen jemand sachlich be-
gegnet, fällt Ihnen in aller Regel ohnehin nichts ein. 
Infolgedessen sind Sie bei diesem Thema natürlich 
etwas notleidend. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ja, Herr Oberstudienrat! So 

ist das! So war das immer!) 

- Na ja, wir hatten gelegentlich das Vergnügen auch 
schon bei anderen Gelegenheiten. 
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Es ist nicht mein Ziel, die Innenpolitik in den Be-
reich des Schlagabtausches zu führen, sondern in 
den Bereich effizienter Lösungen, mit denen der Bür-
ger etwas anfangen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zu diesen effizienten Lösungen gehört, daß wir die 
Stellenpläne und die Größe der öffentlichen Ver-
waltungen verringern müssen. Das ist eine vordring-
liche Aufgabe. Das ist nicht nur ein Gebot der finanz-
wirtschaftlichen Vernunft, sondern auch eine beson-
dere Chance für antibürokratischen Erfolg. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Sehr gut!) 

Ich erinnere - nicht vorwurfsvoll - an die Vollmun-
digkeiten, die wir noch vor zwei, drei Jahren in die-
sem Zusammenhang von Ihnen, verehrte Kollegen, 
gehört haben, wenn es darum ging, den öffentlichen 
Dienst als Arbeitsmarktreservoir zur Aufnahme zu-
sätzlicher Stellen zu verstehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Heute ist völlig unumst ritten, daß Bund, Länder, 
Kommunen und alle Verwaltungen im Interesse der 
Finanzen und der Effizienz an die Verringerung der 
Stellenpläne herangehen müssen - eine der schwie-
rigsten Aufgaben, die überhaupt angepackt werden 
können, weil sie auf die erbittertste Verteidigung von 
Besitzständen stößt. 

Der Haushaltsentwurf für 1996 folgt in der Innen-
politik diesen Leitsätzen. Sein besonderer Schwer-
punkt liegt im Bereich der inneren Sicherheit mit ei-
nem hohen Wachstum, was angesichts der geringen 
Verteilungsspielräume, die wir derzeit nutzen kön-
nen, schwergefallen ist. Aber mit der Einsparung von 
Personal, neuen Formen seiner Umsetzung und der 
Fortbildung von Mitarbeitern in Schwerpunktberei-
chen sowie ersten Schritten zu einem leichtgängige-
ren Haushaltsrecht gehen wir den richtigen Weg. Er 
wird zielsicher, entschlossen und schnell weiterge-
gangen werden. Alle sind eingeladen, sich dem im 
Interesse der Sache anzuschließen. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Schily, SPD-Fraktion. 

Otto Schily (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren Kollegen! In einer haushaltspolitischen 
Debatte ist es eine Selbstverständlichkeit, daß wir 
Kritik an Kritikwürdigem üben und daß wir mit Lob, 
wo es Lobenswertes gibt, nicht zurückhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb beginne ich bewußt mit einem Kompliment 
an den Bundesinnenminister. Mit der Berufung von 
Herrn Geiger zum Präsidenten des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz haben Sie eine ausgezeichnete 

Personalentscheidung getroffen, zu der wir Sie be-
glückwünschen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Das ist keine Nebensächlichkeit; denn angesichts 
der zunehmenden Bedrohung unserer verfassungs-
mäßigen Ordnung durch gewalttätige Gruppen und 
terroristische Aktivitäten unter den verschiedensten 
Vorzeichen hat sich die Arbeit des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz seit dem Ende des Kalten Krieges 
zwar verändert, aber an Bedeutung eher noch zuge-
nommen. 

Der Schutz unserer Verfassung, unserer verfas-
sungsmäßigen Institutionen, ist zugleich unsere ge-
meinsame Aufgabe. Sie, Herr Kanther, haben als In-
nenminister dafür eine besondere Verantwortung. 
Deshalb, Herr Bundesinnenminister, muß ich Sie 
noch einmal auf ein Vorkommnis ansprechen, das in 
dieser Debatte bereits mehrfach erwähnt wurde. 

Wir sind uns sicherlich alle darin einig, daß Ent-
scheidungen des Bundesverfassungsgerichts nicht 
sakrosankt sind und daß abweichende Meinungen 
zu einer verfassungsrechtlichen Streitfrage innerhalb 
und außerhalb des Bundesverfassungsgerichts er-
laubt sind. Wenn aber, wie es in diesem Sommer ge-
schehen ist, einige Politiker über das Bundesverfas-
sungsgericht herfallen wie eine Meute beißwütiger 
Hunde, dann ist das ein Ang riff auf die Verfassung 
selbst, den wir nicht hinnehmen können. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Erwin Marschewski [CDU/ 

CSU]: Wer ist denn gebissen worden?) 

Sie, Herr Kanther, als einer der Verfassungsmini-
ster hätten sich in dieser Situation zu Wo rt  melden 
und vor das Bundesverfassungsgericht stellen müs-
sen. Ihr Schweigen war ein schweres Versäumnis. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ich verhehle dabei nicht, daß ich den Streit um das 
Kruzifix im Klassenzimmer in der Sache selbst nicht 
für so wichtig halte. Zwar ist es zu begrüßen, daß das 
Bundesverfassungsgericht das Erziehungswesen von 
staatlichen Zwängen freihalten will. Auf der anderen 
Seite - ich denke, das sollte unsere gemeinsame 
Überzeugung sein - sind christliche Symbole ein we-
sentlicher Bestandteil der europäischen Kultur. Keine 
Schülerin und kein Schüler wird in seiner freien Ent-
wicklung beeinträchtigt, wenn ein Schulzimmer mit 
christlichen Symbolen ausgeschmückt ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - Beifall 

bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Denjenigen aber, die sich so unendlich aufregen 
und schon das christliche Abendland in Gefahr se-
hen, sei gesagt, daß wohl ein beträchtliches Maß an 
Heuchelei im Spiel ist. Das christliche Gewissen 
hätte sich besser dadurch bewiesen, wenn Sie auch 
nur einen Bruchteil Ihres Eifers, den Sie in die Pole- 
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mik gegen das Kruzifixurteil investiert haben, für 
eine konstruktive Debatte zu dem Kirchenpapier 
über die soziale Frage in Deutschland genutzt hät-
ten. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ich warne im übrigen davor, eine manchem unlieb-
same Verfassungsgerichtsentscheidung zum Anlaß 
zu nehmen, an dem Verfahren der inneren Willens-
bildung des Bundesverfassungsgerichts herumzu-
doktern. Wer eine Zweidrittelmehrheit für Entschei-
dungen des Bundesverfassungsgerichts fordert, ver-
langt damit eine Schwächung des Bundesverfas-
sungsgerichts, wie E rnst Benda zu Recht kritisiert. 
Dazu werden wir uns niemals bereit finden. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Etwas anderes ist das Verfahren bei der Wahl der 
Bundesverfassungsrichter, das korrigiert werden 
muß. Ich hoffe, daß darüber ein ernsthaftes Gespräch 
zwischen den Fraktionen in Gang kommt. Ich be-
grüße es sehr, daß Herr Kollege Eylmann dazu sehr 
beachtliche Ausführungen gemacht hat. Dabei geht 
es um die Stärkung der Legitimation des Bundesver-
fassungsgerichts und nicht um dessen Neutralisie-
rung. 

Wir müssen aber auch insgesamt auf eine Stär-
kung der Legitimation staatlicher Institutionen be-
dacht sein. Das ist ein Thema, das die Fraktionen die-
ses Hauses in unterschiedlicher Intensität unter dem 
Stichwort „Modernisierung der Verwaltung" be-
schäftigt. Meine Redezeit ist zu kurz, um in allen Ein-
zelheiten darzulegen, wie nach unserer Auffassung 
die Modernisierung der Verwaltung vonstatten ge-
hen kann. Ich muß mich auf einige grundsätzliche 
Bemerkungen beschränken. 

Wir haben aber hoffentlich bald Gelegenheit, die 
entsprechenden Fragen in einer eigenständigen De-
batte auf der Grundlage des von uns eingebrachten 
Antrages näher zu behandeln. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

- Das ist vielleicht Ihr Verständnis von Demokratie, 
Herr Kollege, aber ich finde, wir sollten die Plenarde-
batte nicht vollkommen verkommen lassen und alles 
in die Ausschußsitzungen verbannen. - Die Bedeu-
tung dieses Reformprojektes kann gar nicht hoch ge-
nug eingeschätzt werden. Wer behauptet, die Mo-
dernisierung der Wirtschaft habe absoluten Vorrang 
und er könne die Modernisierung der Verwaltung 
vernachlässigen, täuscht sich gewaltig. Eine effizi-
ente, leistungsstarke, bürgernahe Verwaltung gehört 
zu den wichtigsten Standortfaktoren. Sie ist für das 
Gedeihen der Wirtschaft unverzichtbar. 

Ich darf dazu aus einem jüngst veröffentlichten Be-
richt des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung zitieren. Es heißt do rt : 

Eine Politik, die den Rotstift vor allem an den öf

-

fentlichen Investitionen ansetzt, wird langfristig 
kaum erfolgreich sein können, da öffentliche In

-
vestitionen in die Infrastruktur Voraussetzung für 
private Investitionen sind. 

- Auch das ist ein Urteil gegenüber dem Haushalt, 
den wir hier diskutieren. - 

Auch eine Politik, die sich darauf konzentriert, 
die sozialen Leistungen für Problemgruppen - 
Arbeitslose, Sozialhilfeempfänger - zu kürzen, 
verursacht langfristig mehr Schaden denn Nut-
zen. 

Es heißt weiter: 

Mehr Erfolg versprechen dürfte eine grundlegen-
de Modernisierung der öffentlichen Verwaltung, 
die darauf zielt, Flexibilität und Spielräume von 
Verwaltungshandeln zu verbreitern, bürokrati-
sche Hemmnisse abzubauen, Kosten- wie Ver-
antwortungsbewußtsein zu schärfen, die Produk-
tivität zu erhöhen und mehr Bürgernähe zu schaf-
fen. 

Diese Erkenntnisse sollte sich die Bundesregierung 
hinter die Ohren schreiben. Sie sollte vor allen Din-
gen bei sich selbst anfangen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Sehr richtig!) 

An Konzepten für eine Reform der öffentlichen 
Verwaltung fehlt es wahrlich nicht. Die Diskussion 
währt ja nun schon über einige Jahrzehnte. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Jahrzehnte?) 

Aber es fehlt an dem Willen der Bundesregierung, 
die meines Wissens schon über zwölf Jahre im Amt 
ist, 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Das sind aber keine 
Jahrzehnte!) 

diese Konzepte umzusetzen. Mit ein paar Korrektu-
ren und Schönheitsreparaturen ist es nicht getan, erst 
recht nicht mit der Verlautbarung von allerlei guten 
Vorsätzen. 

Vor allem sollten Sie, Herr Bundesinnenminister, 
eine gute Gelegenheit, die so schnell nicht wieder-
kommt, nicht verpassen: Das ist der Umzug der Bun-
desregierung von Bonn nach Berlin. Wir wissen aus 
unseren p rivaten Erfahrungen: Ein Umzug ist immer 
eine gute Gelegenheit, altes Gerümpel loszuwerden. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Dann müßte als erstes der 

Minister in Bonn bleiben!) 

Nun haben wir nicht die Möglichkeit, die Regierung 
zu wechseln oder Minister auszutauschen, aber Sie 
sollten diesen Umzug zur Modernisierung der Bun-
desverwaltung nutzen. 

Wir haben Ihnen dazu in unserem Antrag „Mo-
dernisierung der öffentlichen Verwaltung" konkrete 
Vorschläge unterbreitet. Der Umzug bietet die Mög-
lichkeit zu einer umfassenden Reform der Ministeri-
alverwaltung u. a. durch Verkleinerung der Ministe-
rien, durch ihre Reorganisation, durch Einführung 
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neuer Steuerungsinstrumente und durch Verselb-
ständigung ausgegliederter Bereiche. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Aber Beamte sind 
doch kein Gerümpel!) 

Ich möchte ausdrücklich auf ein von Professor Jann 
erstattetes Gutachten, das die Friedrich-Ebert-Stif-
tung Ende vergangenen Jahres veröffentlicht hat, 
verweisen. Professor Jann hat ein Konzept entwik-
kelt, das mit unseren Vorstellungen weitgehend 
übereinstimmt und das ich Ihnen wirk lich zur Lek-
türe empfehlen möchte. 

Ein solches Reformkonzept wäre, wenn es reali-
siert würde, mit beachtlichen finanziellen, sozialen 
und organisatorischen Vorteilen verbunden und läge 
genau in der Zielrichtung, die wir anstreben, nämlich 
eine modernisierte Verwaltung zu schaffen, die weni-
ger kostet und mehr leistet. 

Bisher haben Sie auf dem Gebiet der Modernisie-
rung der Verwaltung nicht viel zuwege gebracht. 
Auch heute habe ich nicht mehr aus Ihrer Rede ent-
nehmen können, Herr Kanther. Man muß auch kriti-
sieren, daß Sie meinen, mit irgendeiner globalen 
Kürzung von Beschäftigtenzahlen weiterzukommen. 
Sie sollten sich vielleicht an einigen Artikeln orientie-
ren, die erkennen lassen, daß Diätpillen zur Abmage-
rung auch nicht immer zur Gesundheit führen. 

Die Einsetzung einer Kommission, Herr Kanther, 
wird auch kaum weiterhelfen, nicht zuletzt deshalb, 
weil Sie so wichtige Organisationen wie beispiels-
weise die Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Trans-
port und Verkehr und Verbraucherverbände nicht be-
teiligen. Das Reformprojekt „Modernisierung der öf-
fentlichen Verwaltung" hat jedoch nur dann Aussicht 
auf Erfolg, wenn es mit den Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst und nicht gegen sie vorangetrieben wird. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Gerade die großartigen Erfolge, die sozialdemokra-
tisch regierte Kommunen bei der Modernisierung der 
Verwaltungen zu verzeichnen haben - ich nenne als 
Beispiele die Städte Saarbrücken und Heidelberg 
und den Main-Kinzig-Landkreis -, sind der Tatsache 
zu verdanken, daß die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter von Anfang an in den Reformprozeß einbezo-
gen worden sind. Das hat die Leistungsbereitschaft 
und Motivation in ungeahntem Maße gefördert und 
zu höchst erstaunlichen Kostensenkungen und Lei-
stungsverbesserungen geführt. Der Reformwille und 
der Ideenreichtum unter den Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes ist ungeheuer groß. Wenn wir 
diese Potentiale mobilisieren, können wir sicherlich 
auch die Widerstände gegen eine Reform der öffent-
lichen Verwaltung, die es hier und da auch gibt, 
überwinden. 

Wenn wir über die Reform der öffentlichen Verwal-
tung reden, müssen wir leider noch auf einen Um-
stand eingehen, der der Bundesregierung und den 
Koalitionsfraktionen den Zugang zu den richtigen Er-
kenntnissen erheblich erschwert. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Jetzt bin ich ge

-

spannt!) 

- Ja, ich kann es Ihnen sagen. Sie brauchen nicht so 
überrascht zu sein. Ich glaube, es wird Sie auch nicht 
so überraschen, Frau Kollegin. 

Sie sind bedauerlicherweise - das trifft Sie beson-
ders - in dem ideologischen Vorurteil befangen, daß 
in der Regel ein privatwirtschaftlicher Eigentümer 
dem staatlichen Entscheidungsträger oder jedenfalls 
die Organisationsprivatisierung vorzuziehen sei. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Sehr wahr!) 

Diese dogmatische Fixierung auf Privatisierung ist 
gefährlich und verkennt, daß im Wettbewerb eine 
moderne staatliche Verwaltung oft sehr viel effizien-
ter arbeitet als ein Privatunternehmen. Bekanntlich 
eignet sich auch nicht jede staatliche Aufgabe dafür, 
dem marktwirtschaftlichen Kalkül eines Privatunter-
nehmens unterworfen zu werden. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Da sind wir gar nicht 
so weit auseinander!) 

Wir werden daher sehr sorgfältig zu unterscheiden 
haben, was der bessere Weg ist: Privatisierung oder 
Reorganisation der staatlichen Verwaltung. Außer-
dem lege ich großen Wert auf die Feststellung - da 
kämen wir vielleicht doch wieder zueinander -, 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Wir sind schon bei

-

einander!) 

daß es eine falsche Alte rnative ist, wenn behauptet 
wird, es gäbe nur die Wahl zwischen einem staatli-
chen und einem privatwirtschaftlichen Entschei-
dungsträger. Es gibt auch noch etwas Drittes: die 
freie Trägerschaft, die aus einem freien Impuls ge-
samtgesellschaftliche Aufgaben wahrnimmt, z. B. 
durch Stiftungen und gemeinnützige Institutionen. 
Auch das sollten wir nicht aus dem Auge verlieren. 

Ich will in der Kürze der Zeit noch ein weiteres 
Thema ansprechen. Im Zentrum der Innenpolitik 
steht die Wahrung des inneren Friedens. Wenn Sie 
dort  den Konsens suchen, Herr Kanther, dann bin ich 
mit Ihnen einverstanden. Das umfaßt die entschie-
dene Verbrechensbekämpfung durch Repression 
und Prävention. Das erfordert aber auch, daß wir der 
Fremdenfeindlichkeit und anderen Spaltungsten-
denzen in der Gesellschaft entschlossen entgegen-
wirken. Ein wichtiges Instrument, den inneren Zu-
sammenhalt der Gesellschaft zu festigen, wäre ein 
modernes Staatsangehörigkeitsrecht, das wir hier-
mit nochmals anmahnen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Abg. Ina Albowitz 

[F.D.P.]) 

Von diesem sind wir, wie auch aus Kreisen der F.D.P. 
zugegeben wird, leider noch sehr, sehr weit entfernt. 
Da helfen auch nicht kleine Korrekturen, die sie 
jüngst verkündet haben. 

Wenn die F.D.P. in der Bundesregierung noch ir-
gend etwas zu sagen hat, sollte sie sich darum küm-
mern, daß die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts 
bald auf den Weg gebracht wird. Leider hat sich 
wohl bisher nichts an der beklagenswerten Tatsache 
geändert, daß sich in vielen Fragen Innen- und 
Justizministerium wechselseitig blockieren. 
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Was die Kriminalitätsbekämpfung angeht, werden 
wir ebenfalls an anderer Stelle über bestimmte Streit-
fragen zu sprechen haben. Ich will an dieser Stelle 
nur anmerken, daß wir einem offenen Meinungsaus-
tausch darüber, ob es nicht an der Zeit ist, die bun-
despolizeiliche Komponente effizienter zu gestalten, 
nicht ausweichen dürfen. 

Es freut mich, daß der Bundesinnenminister einer 
Pressemeldung aus dem Vormonat zufolge inzwi-
schen auch die Bedeutung einer dezentralen Krimi-
nalitätsbekämpfung und vor allem der Prävention er-
kannt hat. Ob allerdings der Appell von Herrn Kan-
ther, die Eltern sollten ihren Kindern wieder mehr 
Fleiß, Pünktlichkeit, Arbeitsliebe, Ehrlichkeit und 
Höflichkeit sowie den Unterschied zwischen Recht 
und Unrecht beibringen, und die Kinder müßten 
auch Autoritäten wie ihre Eltern anerkennen, beson-
ders hilfreich sein kann, ist zu bezweifeln. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Er schadet doch 
nichts!) 

- Das mag sein. 

In einer Zeit, in der unsere Kinder tagtäglich von 
einer Bilderwelt überschwemmt werden, in der alle 
nur erdenklichen Abscheulichkeiten und Brutalitä-
ten zur Steigerung von Einschaltquoten zur Schau 
gestellt werden, dürfen wir uns nicht wundern, wenn 
sich in den Gedanken und Gefühlen der Kinder 
diese Bilder einnisten und an anderer Stelle ihr Han-
deln beeinflussen. Da müssen wir ansetzen, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

F.D.P.) 

Ein anderes Beispiel: Wenn wir es über Jahrzehnte 
hingenommen haben, daß Bestechung steuerlich 
auch noch belohnt wird, dürfen wir uns nicht wun-
dern, wenn die Kinder es mit der Ehrlichkeit nicht so 
genau nehmen. 

(Lachen bei der CDU/CSU - Erwin Mar

-

schewski [CDU/CSU]: Das wissen die mei

-

sten gar nicht!) 

Wenn steuerliche Ungerechtigkeiten nur halbher-
zig und zögernd und auf Druck des Bundesverfas-
sungsgerichts korrigiert werden, darf es uns nicht er-
staunen, daß die Kinder uns auf Ermahnungen ant-
worten, die Politik sollte sich zuallererst an die ei-
gene Nase fassen und selbst an die traditionellen 
Werte erinnern und sie beherzigen. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Welches Kind kennt 
denn das Steuerrecht? - Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Haben Sie eine Ahnung! Ein Achtjähriger 
weiß heute im Finanzrecht wohl Bescheid!) 

Wer den Unterschied zwischen Recht und Unrecht 
nicht einebnen will, der muß sich der unhaltbaren 
Zustände in der Abschiebehaft annehmen und darf 
das nicht als Angriff auf den Asylkompromiß abzu-
wehren versuchen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der F.D.P.) 

Ist es nicht nur hohles Pathos, wenn die Erziehung 
zur Arbeitsliebe gefordert wird, aber Jugendliche in 
großer Anzahl keinen Ausbildungsplatz, geschweige 
denn einen Arbeitsplatz finden? 

Und Autorität der Eltern? Sie kann man nicht ein-
fordern, Herr Kanther. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Wann 
kommen wir denn zur Innenpolitik, Herr 

Schily?) 

- Ich rede über eine Äußerung von Herrn Kanther. - 
Sie kann man nur durch Einsicht gewinnen. Verbre-
chensvorbeugung durch Erziehung: Gewiß, das ist 
ein gemeinsames Anliegen. Das heißt dann aber 
auch, der Erziehung den Rang zu geben, den sie ver-
dient. 

Auch das gehört in den Bereich der Modernisie-
rung der Verwaltung: Es muß einen freiheitlichen 
Ansatz im Schulwesen geben. Das ist eine Auffas-
sung, die in vielen Ländern der Bundesrepublik an 
Boden gewinnt. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf einen 
bemerkenswerten Leitartikel unter dem Titel „Er-
ziehung ohne Erzieher", den die „Frankfu rter Allge-
meine Zeitung" in dieser Woche veröffentlichte, auf-
merksam machen. Konrad Adam verweist darin zu 
Recht darauf, daß mit dem Verzicht auf die personale 
Dimension die Erziehung nicht irgend etwas Beiläufi-
ges einbüßt, sondern gewissermaßen ihre Seele da-
mit verliert. 

(Siegfried Vergin [SPD]: Da hat er recht!) 

Meine Damen und Herren, aus dem europäischen 
Denken sind uns von Platon über Aristoteles bis zu 
Thomas von Aquin die vier klassischen Kardinaltu-
genden überliefert, 

(Hans-Otto Wilhelm [Mainz] [CDU/CSU]: 
Was hat Aristoteles mit Scharping zu tun?) 

die da heißen: Klugheit - Prudentia -, Gerechtigkeit 
- Justitia -, Tapferkeit - Fortitudo - und die Kraft, das 
rechte Maß einzuhalten - Temperantia. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Herr Fi

-

scher versteht das nicht, weil es Latein ist!) 

- Ich dachte, Sie hätten einmal Strauß kennenge-
lernt. Dann hätten Sie diese Zwischenbemerkung 
nicht gemacht, Herr Marschewski. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Ich habe 
den Kollegen Fischer zitiert!) 

Ob und in welchem Ausmaß diese vier Kardinaltu-
genden bei der Bundesregierung anzutreffen sind, 
will ich nicht weiter vertiefen. Aber es wäre doch den 
Versuch wert, Herr Kanther, wenn Sie sich wenig-
stens bei der Modernisierung der Verwaltung diesen 
vier Kardinaltugenden annähern könnten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Und ich muß auf 
die Zeit aufmerksam machen, Herr Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Wenn Sie klug sein wollen, ma-
chen Sie sich unsere Vorschläge zur Modernisierung 
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der Verwaltung zu eigen. Wenn es gerecht zugehen 
soll, beziehen Sie die Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst in das Reformvorhaben ein. Wenn Sie tapfer 
sein und Ihre Ängstlichkeit abstreifen wollen, versu-
chen Sie, sich beim Bundeskanzler Gehör zu ver-
schaffen. Wenn Ihnen das gelingt, werden wir wie 
stets die vierte Kardinaltugend beibehalten und in 
unserer Kritik das rechte Maß einhalten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Schlauch, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Rezzo Schlauch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Sonne brachte es an den Tag: Auf 15 Seiten hat der 
Herr Innenminister im Sommer sein Credo zur inne-
ren Sicherheit vorgelegt, das er heute eigentlich nur 
sehr wolkig umschrieben hat. Die Lektüre dieses Pa-
piers ließ alle Anhänger einer streitbaren Demokratie 
und eines liberalen Rechtsstaats trotz hochsommerli-
cher Hitze nachhaltig frösteln. Sie dokumentieren, 
was Sie unter innerer Sicherheit verstehen, nämlich 
einen weiteren Abbau von Bürgerrechten und 
Rechtsstaatlichkeit, so wie er mit dem Verbrechens-
bekämpfungsgesetz in der letzten Legislaturperiode 
mit Unterstützung der SPD und der F.D.P. eingeleitet 
wurde und offensichtlich jetzt von der Regierung 
Stück um Stück fortgesetzt werden soll. 

Erfrischend anders sind da die Töne des neuen Prä-
sidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz, 
der die Ansicht vertritt, in einer pluralistischen Ge-
sellschaft könne sich auch ein Geheimdienst einer 
gewissen Offenheit nicht entziehen. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Das hört sich doch 
gut an!) 

- Das hört sich gut an, und ich stimme ihm auch zu, 
wenngleich ich weitergehen würde. Der Schutz der 
Verfassung - das vertreten wir Grünen schon seit lan-
gem - ist besser bei den Bürgern, in der Öffentlich-
keit und im öffentlichen demokratischen Diskurs als 
unter Schlapphüten und hinter hohen Mauern aufge-
hoben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

80 % ihrer Informationen sammeln die Verfas-
sungsschützer, wie wir wissen, ohnehin aus öffentli-
chen Quellen, und es ist zu lesen, daß sie sich in 
Rheinland-Pfalz in Sachen Rechtsextremismus direkt 
bei den Grünen informieren. 

Sie, Herr Kanther, präsentieren uns in Ihrem Bei-
trag zum Sommerloch einmal mehr die ganze Palette 
der Ladenhüter eines Obrigkeitsstaates. Wie sonst 
könnten Sie entgegen allem Sachverstand und aller 
Erfahrung der letzten Jahre bei der Drogenbekämp-
lung mit einer Verschärfung von Strafvorschriften ar-

gumentieren, nachdem Sie erfahren haben, daß die 
Verschärfung des Strafrechts bei Drogen nicht den 
Drogenkonsum einschränkt und nicht das Drogenan-
gebot vermindert, sondern ausweitet. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: So ist es!) 

Beim Demonstrationsrecht, das Sie verschärfen 
wollen, geht es Ihnen nicht um die Sache, sondern 
um eine Demonstration gegen das Verfassungsge-
richt, mit dem Sie dokumentieren wollen, daß das Ur-
teil bezüglich der Sitzblockaden für Sie offensichtlich 
nicht akzeptabel ist. 

Auch der Lauschangriff darf in Ihrem Sicherheits-
bauchladen natürlich nicht fehlen. Warten wir einmal 
ab, wie das liberale Outsourcing, die Befragung und 
Belauschung der Basis, ausgeht und wie es mit die-
sem Thema weitergeht. 

(Beifall des Abg. Joseph Fischer [Frankfu rt ] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Der Korruptionsbekämpfung will der Innenmi-
nister sich endlich annehmen. Jahrelang haben Sie 
Vorschläge, die Absetzbarkeit von Schmiergeldern 
zu streichen, ignoriert. Unter dem Druck der Ereig-
nisse soll nun wenigstens im Inland von diesem aber-
witzigen Tatbestand abgewichen werden, wobei mir 
die Logik, daß die Schmiergelder im Ausland weiter-
hin absetzbar sein sollen, überhaupt nicht eingängig 
ist. 

Was mich in diesem Zusammenhang stört, Herr 
Kanther, ist der fremdenfeindliche Unterton, mit dem 
Sie dieses ernste Thema behandeln. Ich zitiere: Es 
seien „vor allem mafiose Banden" - darunter geht es 
bei Ihnen gar nicht: mafiose Banden, Gangsterwoh-
nungen usw. - „aus Südeuropa, Südamerika und 
Staaten des früheren Ostblocks", die angeblich „den 
Staat durch Korruption unterwandern". 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Ist das nicht 
so?) 

- Die Tatsachen sprechen eine ganz andere Sprache, 
Herr Kollege. Bei Siemens in München, der Opel-Af-
färe in Rüsselsheim, der Gebühreneinzugszentrale 
waren, glaube ich, Deutsche in den mittleren und 
oberen Etagen dieser Unternehmen beteiligt. 

(Beifall des Abg. Joseph Fischer [Frankfu rt ] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] - Zuruf von 

der CDU/CSU) 

Gleichgültig, ob Telekom-Mitarbeiter am Telefonsex 
verdient haben oder Frankfurter und Berliner Bauun-
ternehmer Beamte bestochen haben - von Auslän-
dern findet sich für meine Beg riffe in diesem Bereich 
keine Spur, soweit ich es übersehe. Herr Kanther, Sie 
bewegen sich da auf dünnem Eis und sollten dies in 
Zukunft etwas vorsichtiger behandeln. 

Um der Korruption im öffentlichen Dienst etwas 
entgegenzusetzen, bedarf es nicht Ihres phantasielo-
sen Dauervorschlags der Kronzeugenregelung, son-
dern Sie müssen Transparenz und strukturelle Vor-
kehrungen in der Verwaltung schaffen. Die Instru-
mente sind bekannt: öffentliche Ausschreibung, in- 
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terne Betriebsprüfung, Stärkung der Rechnungshöfe, 
der Prüfungsämter, Rotation der Mitarbeiter im Be-
schaffungswesen, Ausschluß der Firmen, die besto-
chen haben, von öffentlichen Ausschreibungen etc. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Dafür ist 
doch nicht der Innenminister zuständig!) 

- Dafür ist der Herr Innenminister auch zuständig, 
Herr Marschewski. Wenn er meint, daß er die Kor-
ruption mit der Kronzeugenregelung in den Griff be-
kommt, dann ist er jedenfalls falsch gewickelt. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das ist 
ein Punkt von zwanzig!) 

Herr Kollege Marschewski, wie man erfolgreich or-
ganisierte Wirtschaftskriminalität aufklärt, haben die 
Grünen in Nordrhein-Westfalen vorgeführt, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

als sie durch Hartnäckigkeit den Fall Balsam aus den 
Mühlen einer verschlafenen Justiz- und Steuerver-
waltung an den Tag gezogen haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ein starkes Gemeinwesen, Herr Kanther, braucht 
eine starke Position der Bürgerinnen und Bürger, 
eine starke Mitwirkungs- und Rechtsposition gegen-
über dem Staat und nicht umgekehrt. 

In der Strafprozeßordnung - das hat das Bundes-
verfassungsgericht Ihnen gerade erst ins Stammbuch 
geschrieben - ist das Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung bis heute, zwölf Jahre nach die-
sem Urteil, nicht umgesetzt. 

In einem anderen Bereich haben der Innenminister 
und die Politik der Koalition aus unserer Sicht noch 
offenkundiger versagt. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Na, na!) 

Schauen wir ins politische Bayern - da werden Sie 
mir möglicherweise recht geben -: Do rt  wüten die 
politischen Repräsentanten der CSU in unerträgli-
cher Weise gegen ein Urteil des Verfassungsgerichts, 
in dem es um ein christliches Symbol geht. Wenn es 
aber um die Umsetzung zutiefst christlicher Werte 
geht, dann stoßen wir auf totale Fehlanzeige. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Auch 
nicht immer!) 

Dieselben politischen Repräsentanten, die sich alle 
als praktizierende Christen bekennen und dies wie 
eine Monstranz vor sich hertragen, haben offensicht-
lich gar kein Problem damit, Brüder und Schwestern 
ihres Glaubens, nämlich die syrischen Christen, die 
wegen ihrer Religion von Türken und Kurden ver-
folgt werden, gnadenlos abzuschieben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD - Joseph 
Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: So ist es!) 

Das ist Heuchelei pur. Obwohl wir in der ganzen 
Bundesrepublik höchstrichterliche Rechtsprechung 
haben, daß die syrischen Ch risten verfolgt sind, han-
delt man so, wie gerade dargestellt, und streitet sich 
dann über ein Urteil des Verfassungsgerichts. 

Wir bleiben in Bayern. Ich zitiere: 

Ich habe nicht damit gerechnet, daß die Maschi-
nerie so eiskalt läuft, wie ich es jetzt erlebt habe. 

So urteilt ein früherer bayerischer Justizminister der 
CSU jetzt aus Anwaltssicht über die Abschiebepra-
xis in der Bundesrepublik. 

Wir Abgeordneten und die Anwälte in den Kanz-
leien sind täglich mit Dutzenden von Einzelschicksa-
len konfrontiert: Bürgerkriegsflüchtlinge werden teil-
weise nach Kroatien, nach Bosnien, nach Serbien zu-
rückgeschickt, obwohl sie verschiedener ethnischer 
Herkunft sind und sich dem Waffendienst entzogen 
haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Ich kann nur sagen: Was sich da an Einzelschicksa-
len summiert, das ist aus unserer Sicht nicht zu tole-
rieren. Der Innenminister brüstet sich damit, diese 
Menschen zurückzuschaffen, statt ein Bleiberecht zu 
schaffen, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das ist doch 
nicht wahr, was Sie sagen! Das ist falsch!) 

statt zu ermöglichen, daß die geschundenen Bürger-
kriegsflüchtlinge und Deserteure hierbleiben können 
und nicht in einen Zustand von Ungewißheit und 
Verfolgung zurückkehren müssen. 

Nicht genug damit: Der Bundesinnenminister rügt 
auch das Bundesverfassungsgericht, es möge den so 
mühsam ausgehandelten Asylkompromiß nicht ge-
fährden. Die Verfassungskonformität, Herr Innenmi-
nister, wird nicht am Grad der Mühe des Aushan-
delns gemessen. 

Herr Innenminister und leider auch meine Damen 
und Herren Kollegen von der SPD: Ihr Asylkompro-
miß steht vor dem moralischen Aus und wahrschein-
lich auch vor dem rechtlichen Aus. Das werden wir in 
den nächsten Monaten erwarten. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: 350 000 Asylbewerber weniger!) 

Ich hoffe, daß das Bundesverfassungsgericht dem po-
litischen Druck, der auch ein Stück weit im Kalkül 
aufgebaut worden ist, widersteht und in dieser Frage 
unabhängig vom politischen Kalkül entscheidet. 

Der Bundeskanzler führt neuerdings Gespräche 
mit den Bürgerrechtlerinnen aus der ehemaligen 
DDR. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Sehr vernünftig!) 

Mal sehen, ob etwas dabei herauskommt. Ich denke, 
er sollte auch mit dem Innenminister reden, denn der 
Innenminister hat im Sommer auch gesagt: „Das 
Boot ist voll. Wir nehmen keine Flüchtlinge mehr aus 
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Bosnien auf." Eine solche Position ist beschämend, 
auch für den Standort Deutschland, dessen allererste 
Verpflichtung der Humanität und Achtung der Men-
schenwürde gelten sollte. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Norbert  Geis [CDU/CSU]: Aber gleichmä

-

ßig mit anderen Staaten, Herr Kollege!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Albowitz, F.D.P.-Fraktion. 

Ina Albowitz (F.D.P.): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Den vielfachen Be-
gehrlichkeiten von Behörden, Institutionen und auch 
Bürgern an die öffentlichen Kassen steht die Ver-
pflichtung des Gesetzgebers zu st rikter Sparsamkeit 
gegenüber. Es liegt auf der Hand, daß in dieser Kon-
stellation reichlich Konfliktstoff liegt. 

Im Vergleich zum Haushaltsjahr 1995 ist der Ent-
wurf für den Einzelplan des Bundesministers des In-
nern leicht angestiegen. Ein direkter Vergleich fällt 
schwer, weil der Etat durch die Umsetzung des Haus-
halts der zivilen Verteidigung die Daten verändert. 

Dramatisch ist allerdings nach einer ersten Bewer-
tung des Haushalts des Innenministeriums, daß die 
Personalausgaben des Bundes und des Bundesmini-
sters des Innern im besonderen eine Quote von 
42,9 % ausmachen. Die öffentliche Hand gab 1994/ 
1995 rund 260 Milliarden DM für Personalkosten aus. 
Wenn wir dazu noch an Versorgungsleistungen und 
Pensionszahlungen denken, ist dringender Hand-
lungsbedarf geboten. Insoweit sind die Koalitions-
fraktionen und der Bundesminister des Innern auf-
gefordert, die Verschlankung des bürokratischen 
Systems zu einem Hauptthema zu machen. Wir laden 
die Opposition gerne dazu ein, Herr Schily, sich 
daran zu beteiligen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Das öffentliche Dienstrecht muß reformiert werden 
und zu einem effizienten und effektiven Zweig einer 
modernen Dienstleistungsgesellschaft weiterentwik-
kelt werden. Wir wollen einen von alten Zöpfen be-
freiten, zukunftsfähigen, modernen Staat, und wir sa-
gen jedem den Kampf an, der versucht, nach dem al-
ten bayerischen Grundsatz zu handeln: Es muß et-
was geschehen, aber es darf nichts passieren. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe schon 
angesprochen, daß gerade der Haushalt des Innen-
ministeriums immer das Ziel vielfacher Begehrlich-
keiten aller Seiten ist. Mehr als viele andere Politik-
bereiche muß die Innenpolitik schwierige gesell-
schaftliche Probleme bewältigen, und sie muß den 
Wünschen und Sorgen der Bürger Rechnung tragen. 
Das Grundbedürfnis nach Freiheit in Sicherheit, 
nach Geborgenheit in Kultur und nach Entfaltungs-
möglichkeiten in der demokratischen Bürgergesell-
schaft muß politisch gestaltet und auch finanziert 
werden. 

Aber nicht zuletzt bietet die Innenpolitik in jedem 
Jahr erneut die Chance, das Staatsverständnis der 
Regierung und der sie tragenden Koalitionsfraktio-
nen zu dokumentieren und zu manifestieren. 

Die innere Sicherheit, heute offensichtlich eines 
der Hauptthemen in dieser Debatte, ist ein besonders 
wichtiger Bereich. Gerade do rt  zeigt sich das Demo-
kratieverständnis eines Staates. Nur wenn sich der 
Bürger darauf verlassen kann, daß seine individuel-
len Freiheitsrechte vom Staate geschützt und von 
den Mitmenschen auch geachtet werden, kann er 
sich frei entfalten. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Cle

-

mens Schwalbe [CDU/CSU]) 

Der innere Frieden wird nach liberaler Auffassung 
aber gerade dadurch gesichert, daß das richtige Maß 
zwischen der Achtung der Freiheit des einzelnen 
und der Bekämpfung der ihn bedrohenden Krimina-
lität gewahrt wird. Für uns Liberale gibt es daran 
nichts zu rütteln. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Ich betone diese Grundforderung noch einmal 
ganz besonders, weil gerade in letzter Zeit so uner-
träglich oft vom Ende des politischen Liberalismus 
schwadroniert wurde. Diese Versuche werden fehl-
schlagen, meine Damen und Herren, denn gerade in 
Fragen der inneren Sicherheit werden die echten Li-
beralen - Liberale sind offensichtlich immer alle ein 
bißchen - dringend gegen konservatives Staatsden-
ken, sozialistische Bevormundung oder grüne Heils-
lehren gebraucht. 

(Beifall bei der F.D.P. - Erwin Marschewski 
[CDU/CSU]: Was ist denn konservatives 

Staatsdenken?) 

- Das paßt schon dazu. Das vertiefe ich gleich noch, 
Herr Kollege. Es ist ja auch gut, daß wir unterschied-
liche Ansätze haben. Daran zeigt sich die Vielfalt die-
ser Koalition. 

Der Haushaltsansatz zeigt das Bemühen der Bun-
desregierung, angesichts knapper Haushaltsvorga-
ben Kräfte zu bündeln, Aufgaben zusammenzufas-
sen und einzelbehördliche Effektivität zu steigern, 
um das richtige Maß zwischen Freiheit und Krimina-
litätsbekämpfung zu finden. 

Für das BKA wird ein Mehrbedarf gegenüber 1995 
in Höhe von knapp 56 Millionen DM eingesetzt. Der 
größte Teil entfällt auf die Erhöhung der Personalko-
sten zur Bekämpfung von Rauschgiftkriminalität und 
organisierter Kriminalität sowie auf Ta rif- und Besol-
dungserhöhungen. 

Aber auch die verstärkten Bemühungen, den poli-
tischen Extremismus, den Nuklearterrorismus bzw. 
internationale Bandenkriminalität zu bekämpfen, er-
fordern eine angemessene Reaktion des Gesetzge-
bers. Hierauf entfällt ein erheblicher Teil der neuen 
Planstellen. 

Ähnliches gilt für den Bundesgrenzschutz, für den 
ein Mehrbedarf in Höhe von rund 204 Millionen DM 
gegenüber 1995 vorgesehen ist. Der Grenzschutz hat 
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durch Übertragung der Aufgaben von Bahnpolizei 
und Luftsicherheit sowie die Schwerpunktsetzungen 
im grenzpolizeilichen Bereich tiefgreifende Änderun-
gen erfahren und erfährt sie weiterhin. 

Insbesondere besteht das Erfordernis der größt-
möglichen Flexibilität und Mobilität als Reaktion auf 
hochmobile, grenzüberschreitende Kriminalität. Der 
BGS hat gerade nach dem Wegfall der inneneuropäi-
schen Grenzen erheblich an Bedeutung gewonnen. 
Die deutschen Außengrenzen und Flughäfen sind 
leider immer noch ein beliebter Tummelplatz für 
Rauschgifthändler, Schlepperbanden und Men-
schenhändler, und ich befürchte, daß die Aufgaben 
eher noch größer werden. 

Die Polizei des Bundes muß mit einer nahezu un-
veränderten Stellenplanung eine immer größer wer-
dende Zahl von Aufgaben wahrnehmen. Ich habe 
schon die warnenden Hinweise vor einer personellen 
und aufgabenmäßigen Überforderung im Ohr. Wir 
sollten sie ernst nehmen. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, letztes Wochenende konnte man der 
Presse entnehmen, daß Sie, Herr Bundesminister, die 
Novellierung des Staatsangehörigkeitsrechts end-
lich in Angriff nehmen wollen. Wir haben immer wie-
der die Erfüllung der Koalitionsvereinbarungen beim 
Staatsbürgerschaftsrecht angemahnt. Ihr Vorschlag, 
Ausländern schon nach zehn Jahren die Einbürge-
rung zu ermöglichen, geht in die richtige Richtung. 
Wir warten deshalb sehr interessie rt  auf Ihre konkre-
ten Vorschläge. 

Dasselbe gilt auch für Johannes Gersters Einlas-
sungen zur Kinderstaatszugehörigkeit. Uns - ich 
mache überhaupt kein Hehl daraus - ist dieser Vor-
schlag sympathischer als die Vereinbarung der Koali-
tion, zumal alle Fachleute inzwischen große Schwie-
rigkeiten mit dieser Regelung voraussagen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Die Ausländerbeauftragte der Bundesregierung, un-
sere Kollegin Cornelia Schmalz-Jacobsen, hat mehr-
fach auf diese Probleme hingewiesen. 

Die Integration von ausländischen Mitbürgern, 
Herr Innenminister, ist keine Gefälligkeitspolitik, 
sondern sie dient dem inneren Frieden in diesem 
Land und betrifft deutsche und nichtdeutsche Mit-
bürger. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Unser Staatsbürgerschaftsrecht ist nicht mehr zeit-
gemäß. Deshalb fordert meine Fraktion den Bundes-
innenminister mit Nachdruck zum Handeln auf. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für die klassische 
Kulturförderung sind für 1996 rund 700 Millionen 
DM etatisiert. Davon sollen 60 Institutionen Zuwen-
dungen erhalten. Damit hat die institutionelle Förde-
rung einen Anteil von rund 90 %. Dieser Anteil ist 
uns zu hoch. 

Eine effektive Kulturpolitik hängt auch davon ab, 
daß statt Institutionen verstärkt Projekte gefördert 
werden. Dies gibt auf der einen Seite dem Staat die 
Möglichkeit relativ spontaner Schwerpunktsetzun-
gen, andererseits ermöglicht es größere Flexibilität 
auf der Seite der Kulturschaffenden. Daran müssen 
wir arbeiten. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Rund 330 Millionen DM des Kulturhaushaltes flie-
ßen in die neuen Länder und in die östlichen Stadt-
bezirke von Berlin. Insgesamt erhält Berlin rund 
325 Millionen DM. Dazu kommen noch die Mittel in 
Höhe von rund 60 Millionen DM für die Kulturförde-
rung im Rahmen des Hauptstadtvertrages. 

Auch im Jahre 1996 wird das Leuchtturmpro-
gramm Ost mit 20 Millionen DM gefördert. Hier-
durch kann das Fortbestehen einiger herausragender 
Einrichtungen gesichert werden. 

Flankiert  wird dies von einem Zuwachs der Förde-
rung im Bereich der Gedenkstätten, wo nunmehr auf 
rund 42 Millionen DM aufgestockt werden soll. 

Meine Damen und Herren, die Kulturförderung 
des Bundes hat grundlegende Bedeutung für die Ak-
zeptanz der Demokratie in der Bevölkerung. Vor 
dem Hintergrund, daß der Finanzierungsrahmen 
durch die Plafondierung eine gewisse Sicherheit bis 
1999 gibt, wird der Gesetzgeber auch dieser Aufgabe 
gerecht. Allerdings ist meine Fraktion der Meinung, 
daß gerade bei der Kulturförderung viel Raum sein 
muß für private Initiativen, für Mäzenatentum im po-
sitiven Sinne und für Kultursponsoring. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

In diesem Zusammenhang möchte ich den Bundes-
minister des Innern noch einmal eindringlich an ei-
nen Punkt der Koalitionsvereinbarung erinnern: Wir 
brauchen dringend die Novellierung des Stiftungs-
rechts, 

(Beifall des Abg. Ulrich Irmer (F.D.P.]) 

um die Rahmenbedingungen für die Aktivierung pri-
vaten Engagements zu verbessern. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, zum Stichwort Sportför-
derung. Wer in den letzten Wochen die Berichterstat-
tung über die Leichtathletik- und Schwimmeuropa-
meisterschaften verfolgt hat, konnte fast verzweifeln, 
weniger über die Leistungen unserer Sportler, die 
übrigens allesamt keine Maschinen sind - daran 
möchte ich deutlich erinnern -, deren Leistungen 
aber offensichtlich nur noch nach dem Stand des Me-
daillenspiegels gewertet werden, als über das Ver-
halten diverser Funktionäre. 

Ich fand es schon unglaublich, wie einige dieser 
Herren, die immerhin auf Staatskosten reisen, und 
zwar von dem Geld, das wir ihnen zur Verfügung 
stellen, ihren Sportlern in den Rücken gefallen sind. 
Hier müssen wir, glaube ich, mit den Verantwortli-
chen ein dringendes Gespräch führen, Herr Minister. 
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Für die im nächsten Jahr stattfindenden Olympi-
schen Spiele wird zugunsten des Nationalen Olympi-
schen Komitees im Haushalt eine zusätzliche Summe 
von 9,5 Millionen DM eingestellt. Unter der Voraus-
setzung, daß dies den Sportlern und nicht den Funk-
tionären zugute kommt, halte ich das Geld für gut 
angelegt. Im übrigen rate ich für den Medaillenspie-
gel in Atlanta zu etwas mehr Gelassenheit. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine wichtige 
Vorgabe der Koalitionsvereinbarung für die 
13. Wahlperiode ist die Neukonzeption der zivilen 
Verteidigung. Ziel der Neustrukturierung waren die 
Straffung und Konzentration aller Zivilschutzeinrich-
tungen des Bundes durch Integration des Zivilschut-
zes in den gewachsenen Katastrophenschutz von 
Ländern und Kommunen. 

Vor dem Hintergrund der Verbesserung der sicher-
heitspolitischen Lage in Europa ist eine Verringerung 
der bisherigen Vorkehrungen möglich. Dennoch 
bleibt die Ausstattung der zivilen Verteidigung als 
Teil eines einheitlichen staatlichen Vorsorge- und 
Gefahrenabwehrsystems weiterhin wichtig. 

Wir haben gemeinsam mit den Ländern und Kom-
munen den gesamten Zivil- und Katastrophenschutz 
zu einem modernen und effektiven Verbundsystem 
ausgebaut. Dafür danke ich ausdrücklich Ihnen, Herr 
Minister, und Ihren Mitarbeitern. 

Das THW wurde modernisiert und wird für 1996 in 
das Modellprogramm der flexiblen Budgetierung 
überführt. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Mit der Neukonzeptionierung der zivilen Verteidi-
gung wurden auch die Zeichen der Zeit erkannt, der 
erste Schritt zu einem modernen Recht, Herr Kollege 
Schily. Die Aufgabenverteilung zwischen Bund, Län-
dern und Kommunen wurde reformiert, ohne daß 
sich der Bund seinen Finanzierungspflichten entzo-
gen hat. Die Finanzierung von Fahrzeugen, die Aus-
stattung und die Ausbildung für Zivilschutzzwecke 
im Katastrophenschutz, die Ermöglichung einer ge-
bündelten Ausbildung und eine effektive Anpassung 
der Personalstruktur an die neuen Institutionen wer-
den weiterhin vom Bund gewährleistet. 

Diese erfolgreiche Neuorganisation bestärkt meine 
Fraktion nachdrücklich in ihrer Forderung nach ei-
nem weiteren Bürokratieabbau und der Überprü-
fung von Aufgaben des Bundes. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, der Haushalt des Bun-
desministers des Innern zeigt die Notwendigkeit, 
dringende Reformen aktiv anzugehen und eine kla-
rere und effektivere Staatsorganisation einzuleiten. 
Der Staat braucht eine Schlankheitskur. Die Zeit für 
aufgeblasene Personalhaushalte, Füllhornpolitik bei 
öffentlichen Aufträgen und Reitturniere für Stecken-
pferde aller Art ist angesichts leerer Kassen und der 
Kosten der deutschen Einheit vorbei. 

Solange aber die F.D.P. als die auf die Vernunft des 
Bürgers vertrauende politische Partei an der Bundes-
regierung beteiligt ist - das wird sie beim Zustand 
der SPD noch außerordentlich lange sein -, wird der 
Bürger eine Politik erleben, die vom Verantwor-
tungsgefühl gesteuert ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Jelpke, PDS. 

Ulla Jelpke (PDS): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! „Ich bin nicht sicher, ob wir die rechten 
Formen des Erinnerns für die Zukunft schon gefun-
den haben" - so Bundespräsident Roman Herzog an-
läßlich der Gedenkfeiern zum 50. Jahrestag der Be-
freiung des Konzentrationslagers in Bergen-Belsen. 

Er fuhr fo rt  - ich zitiere -: „Immerhin stehen wir an 
einer Schwelle von größter Bedeutung. Die Genera-
tion der Zeitzeugen geht zu Ende ... Was wir jetzt 
brauchen, ist eine Form des Gedenkens, die zuver-
lässig in die Zukunft wirkt ... Vor allem geht es 
darum, eine dauerhafte Form" des Erinnerns zu fin-
den. Dem hat unsere Generation „alles, alles unter-
zuordnen, was in diesem Zusammenhang gedacht 
und geplant wird" 

Wenn wir nun heute diesen Haushaltsplan disku-
tieren, den die Bundesregierung vorgelegt hat, dann 
erkennen wir, welche Art und Weise des Gedenkens 
an den deutschen Faschismus sie sich vorstellt. Es 
geht hier um den Punkt der zentralen Gedenkstät-
ten. Um 12 % sollen die Ausgaben für die Trägerstif-
tung der Gedenkstätten in Sachsenhausen, Branden-
burg und Ravensbrück gekürzt werden. „ Weitrei-
chende Umstrukturierungen" - sprich Entlassungen - 
stehen bereits in den Haushaltskürzungen im Perso-
nalplan. Zwölf Angestellte haben bereits ihren Ar-
beitsplatz verloren. Bei weiteren 24 wurde der Lohn 
gekürzt. 

Aber auch die ehemaligen KZ-Gebäude werden in 
Mitleidenschaft gezogen: die „Revierbaracke", die 
„Station Z" - also die Hinrichtungsstätte und das 
Krematorium - wie auch die Museumsanlagen in 
Sachsenhausen verrotten. 

In dem ehemaligen Frauen-KZ Ravensbrück wer-
den die Kommandatur mit ihrer Sammlung von Ar-
chivunterlagen, wie auch das dortige Mahnmal dem 
Verfall preisgegeben. 

Sämtliche Restaurierungsarbeiten sind in den Ge-
denkstätten eingestellt worden. Die im Haushaltsent-
wurf veranschlagten 2,7 Millionen DM reichen ge-
rade einmal für den Wiederaufbau der von den Neo-
nazis niedergebrannten jüdischen Baracke. Hier 
zeigt sich die ganze Scheinheiligkeit der Bundesre-
gierung: Beim Wiederaufbau der jüdischen Baracke, 
auf dem die Augen der Weltöffentlichkeit ruhen, 
wird so getan, als bemühe man sich um deren Erhalt. 
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Die übrigen, eh schon kümmerlichen Gebäudereste 
dieser faschistischen Gewaltstätten drumherum las-
sen Sie, meine Damen und Herren von der Bundesre-
gierung, systematisch verfallen. 

Benötigt wird nicht nur eine langfristig gesicherte 
Finanzplanung zugunsten der Gedenkstätten, also 
die Zusage über die mittelfristig benötigten 
36 Millionen DM, dringend erforderlich ist auch die 
verbindliche Zusage seitens der Bundesregierung, 
sich unbefristet, d. h. über das Jahr 2003 hinaus, an 
der Finanzierung der KZ-Gedenkstätten zu beteili-
gen. 

Die Überreste des ehemaligen Konzentrationsla-
gers Sachsenhausen drohen zu zerfallen, - so der 
Vorsitzende der Stiftung Brandenburgischer Ge-
denkstätten, Professor Dittberner. Und er berichtet 
davon, daß sich ehemalige Häftlinge dieser deut-
schen Konzentrationslager getäuscht fühlen und arg-
wöhnten, daß „die Bundesrepublik das Kapitel Na-
tionalsozialismus mit den Feierlichkeiten zum 
50. Jahrestag der Befreiung abgeschlossen" habe. 

Während die brandenburgischen KZ-Gedenkstät-
ten 1996 mit 8,8 Millionen DM auskommen sollen, 
sind für den Bundesverband der Vertriebenen - ich 
weiß, Sie werden gleich wieder schreien - im Haus-
haltsentwurf wieder 3,7 Millionen DM veranschlagt. 
Hierzu zählen noch 20,1 Millionen DM zur Förde-
rung von Projekten der Vertriebenenverbände. 

Mit zuletzt 700 000 DM finanzierte die Bundesre-
gierung unter anderem das „Ostpreußenblatt" , die 
Zeitung der Landsmannschaft Ostpreußen. Darin 
konnte die Ermordung von 6 Millionen Jüdinnen und 
Juden in Auschwitz öffentlich in Zweifel gezogen 
werden. 

Funktionäre des Witikobundes, der nationalen Ge-
sinnungsgemeinschaft in der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft, können sich z. B. im „ Witiko-
Brief " unverhohlen antisemitisch äußern. Dort wur-
den Personen, die sich für eine deutsch-jüdische 
Aussöhnung einsetzten, als „Trittbrettfahrer im zeit-
genössischen Holocaust-Expreß" bezeichnet. Der 
stellvertretende Bundesvorsitzende des „Witiko-
bundes" kann das Massaker der SS in Lidice als 
„völkerrechtlich übliche Sache" und die Politik der 
tschechischen Regierung als „Raubsicherungspoli-
tik" ungerügt titulieren. 

Ungeachtet dieser revanchistischen und antisemi-
tischen Äußerungen führender Funktionäre können 
die Vertriebenenverbände auch dieses Jahr wieder 
damit rechnen, von der Bundesregierung augen-
zwinkernd Millionenbeträge zugeschoben zu be-
kommen. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sprechen 
Sie einmal über das Verhältnis PDS - PKK! 

Darüber möchte ich etwas hören!) 

Das Bundesinnenministerium müht sich nach Kräf-
ten, meine parlamentarische Aufklärungsarbeit in 
dieser Angelegenheit zu behindern. Unzählige 
kleine Anfragen meines Büros und rechtsextremisti-
sche und antisemitische Umtriebe in den Vertriebe-

nenverbänden werden mit nichtssagenden, oftmals 
zynischen und praktisch in jedem Fall mit ver-
harmlosenden Bemerkungen beantwortet. Da wun-
dert es mich praktisch nicht mehr, daß die Haus-
haltsmittel beispielsweise für die Aufklärungskam-
pagne gegen Fremdenfeindlichkeit in diesem Jahr 
im Vergleich zum letzten um 740 000 DM gekürzt 
werden und für die Jahre nach 1996 gar nicht 
mehr auftauchen. 

Zum Schluß komme ich zu einem weiteren 
dunklen Kapitel im vorliegenden Haushaltsentwurf 
- das ist hier schon angesprochen worden -, der 
Flüchtlingspolitik. Da tobt praktisch vor unserer 
Haustür ein blutiger Bürgerkrieg. Warum öffnet 
die Bundesregierung nicht bereitwillig die bundes-
deutschen Grenzen und bietet den betroffenen 
Menschen Zuflucht? Herr Kohl hat im Sommer ge-
sagt, das Boot sei nicht voll. Wir haben heute von 
Außenminister Kinkel wieder hören können, daß 
diese Menschen bei uns Zuflucht finden könnten. 
Ich frage mich, in welcher Weise Innenminister 
Kanther diese Politik praktisch umsetzt. Die jetzi-
gen Einsätze der Blauhelm-Soldaten und der Tor-
nados kosten allein in diesem Jahr 350 Millionen 
DM an Haushaltsmitteln. 

Zudem soll die „Festung Europa" durch zusätzli-
che Grenzmaßnahmen weiter ausgebaut werden. Ich 
nenne nur ein paar Beispiele. Für nicht weniger als 
35 Millionen DM werden sogenannte Wärmebildka-
meras angeschafft. Über 1 400 Unterstützungskräfte 
des BGS sind an den Grenzen zu Polen und der 
Tschechischen Republik im Einsatz, die entspre-
chend dem Haushaltsentwurf nunmehr in ordentli-
che Planstellen überführt werden sollen. Die Ausga-
ben beim Erwerb für BGS-Schiffe sollen verdreifacht 
werden. Nicht weniger als 15 Millionen DM sollen 
für die sogenannte Rückführung mittelloser Auslän-
der ausgegeben werden. 

Doch nicht nur, daß sich dieses Deutschland ge-
genüber Flüchtlingen einmauert. Hier lebende Aus-
länderinnen und Ausländer müssen künftig damit 
rechnen, ohne Ausnahme aus der Bundesrepublik 
hinausgeschmissen zu werden. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Das ist nun wirklich 
albern!) 

Das trifft nicht nur die Vietnamesinnen und Vietna-
mesen. 

Es ist ganz offensichtlich, daß die Bundesregierung 
bzw. Herr Kanther besonders gerne mit Regierungen 
von Ländern verhandeln, in denen Bürgerkrieg 
herrscht. Ich will nur an die Türkei und an Algerien 
erinnern. 

Seit Anfang dieser Woche werden auf Grund eines 
entsprechenden Rückführungsabkommens auch 
kroatische Flüchtlinge in ihr vom Bürgerkrieg ge-
schütteltes Land zurückgeschickt. Und man ist sich 
in Bonn nicht zu schade, selbst mit der Regierung in 
Rest-Jugoslawien über die Rücknahme von mehre-
ren zehntausend Flüchtlingen zu verhandeln. 
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Ich glaube, es überrascht Sie nicht, daß wir diesem 
Haushalt auf keinen Fall zustimmen werden. 

(Beifall bei der PDS - Ina Albowitz [F.D.P.]: 
Er ist noch nicht einmal beraten! Wie wol

-

len Sie denn da zustimmen? - Erwin Mar

-

schewski [CDU/CSU]: Traurig, Mann! Über 
das Verhältnis PDS/PKK haben Sie nichts 
gesagt! Deswegen bin ich extra gekom

-

men!)  

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  zu 
einer Kurzintervention hat der Kollege Eylmann. 

Horst Eylmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Da Herr Schily einen Vorschlag 
von mir angesprochen hat, darf ich dazu einige Be-
merkungen machen. 

Im Gesetz ist jetzt schon vorgesehen, daß das Bun-
desverfassungsgericht bei bestimmten Entscheidun-
gen mit einem Quorum von 6 : 2 entscheiden muß, 
z. B. beim Verbot einer Partei oder bei der Amtsent-
hebung eines Richters. Ich bleibe dabei, daß ernst-
haft zu überlegen ist, dieses Quorum auch dann ein-
zuführen, wenn das Bundesverfassungsgericht eine 
Norm für verfassungswidrig und damit für nichtig er-
klären will. Dagegen werden zwei Einwendungen 
erhoben. 

Der eine Einwand beinhaltet kein Sachargument. 
Da wird gesagt: Das fordern immer diejenigen, die 
verloren haben, und beim nächsten Mal freuen sie 
sich über eine 5 : 3-Entscheidung. Dieser Vorwurf 
trifft mich nicht. Ich habe diesen Vorschlag schon vor 
dem letzten Urteil gemacht. Ich habe mich auch noch 
nie über eine 5 : 3-Entscheidung gefreut, weil ich 
nämlich meine, daß alle diese Entscheidungen ihre 
Schwächen hatten und nicht zum Rechtsfrieden bei-
getragen haben. 

Der zweite Einwand ist der von Herrn Schily. Man 
sagt: Dann werden dem Bundesverfassungsgericht 
die Zähne gezogen; es wird entmachtet. 

Ein Blick auf die Rechtswirklichkeit ist nützlich. 
Meine Mitarbeiter haben einmal an Hand der amtli-
chen Entscheidungssammlung die Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts der letzten zehn 
Jahre gezählt. Es waren, wenn sie richtig gezählt ha-
ben, 494, davon drei 5 : 3-Entscheidungen. Also wer-
den 99 % der Entscheidungen mit 6 : 2, mit 7 : 1 oder 
mit 8 : 0 gefällt. Und es kann überhaupt keine Rede 
davon sein, daß die 3 : 5-Entscheidungen eine große 
Zahl darstellen. 

(Zuruf von der SPD) 

- Ja, es geht ja jetzt gerade um diese wenigen Ent-
scheidungen, die ihre Schwächen haben. 

Im übrigen ist ein anderes Thema - das will ich 
gerne einräumen - noch wichtiger. Wir müssen hier 
und mit dem Bundesverfassungsgericht darüber re-
den, daß es seine Kontrollfunktion nicht verläßt und 
sich nicht zu einer oligarchisch konstruierten dritten 

Kammer für besonders heikle Gesetzgebungsvorha-
ben entwickelt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Daran haben Sie teilweise selbst 
schuld!) 

- Daß wir daran zum Teil selbst schuld sind, ist 
durchaus richtig. Ich will  darauf verweisen, was Herr 
Böckenförde in seinem Minderheitenvotum zum Ein-
heitswert-Urteil gesagt hat. 

Im übrigen, als Schluß: Natürlich gehört zur Wah-
rung des Ansehens des Bundesverfassungsgerichts, 
an dem uns allen gelegen sein muß, auch, daß wir 
nicht zum Boykott einer Entscheidung aufrufen. Die-
jenigen, die sich jetzt sehr vollmundig dazu geäußert 
haben, wären allerdings überzeugender gewesen, 
wenn sie es nach dem Urteil zu § 218 das mit dersel-
ben Verve getan hätten; 

(Beifall der Abg. Uta Titze-Stecher [SPD]) 

denn auch damals hat es Äußerungen gegeben, die 
die Grenze der Geschmacklosigkeit weit überschrit-
ten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort zu ei-
ner Kurzintervention hat die Kollegin Däubler-Gme-
lin. 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Meine Damen 
und Herren! Wenn wir jetzt über das Bundesverfas-
sungsgericht reden, muß das, zu dem, was Sie sag-
ten, Herr Kollege Eylmann, um einige Argumente er-
gänzt werden. 

Ich denke schon, daß es vernünftig ist, sich dann, 
wenn man sich über den Inhalt eines Urteils ärgert, 
möglichst wenig über Verfahren zu streiten. Ich bin 
deswegen ganz dankbar, daß wir noch später Zeit 
haben, das zu tun. 

Interessant ist in der Tat, was Sie zu den Zahlen 
sagten. Einen wirklichen Grund zur Beanstandung 
geben die jetzigen Abstimmungsergebnisse - 5:3 
oder 6: 2 - nicht. Das zeigen die Zahlen, die Sie vor-
getragen haben. Wenn Sie die Zahlen näher an-
schauen, werden Sie auch sehen, daß das weitere 
Probleme mit sich bringt. 5 : 3- oder 6: 2-Entscheidun-
gen können nicht danach beurteilt werden, ob 
Grund für die Entscheidung ein Normenkontrollver-
fahren war. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Auf Grund welcher Geschäftsord

-

nung redet Frau Däubler-Gmelin?) 

Maßstab kann also nicht sein, ob z. B. eine Minder-
heit des Bundestages nach Karlsruhe gegangen ist, 
um ein Gesetz, das sie politisch nicht verhindern 
konnte, jetzt zu Fall zu bringen. In genau gleicher 
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Weise trifft das auf Entscheidungen zu Verfassungs-
beschwerden zu. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Ich darf noch einmal fragen: Auf 
Grund welcher Geschäftsordnung redet 

Frau Dr. Däubler-Gmelin?) 

- Das ist der Gedanke, auf den ich Sie gern hinwei-
sen möchte, - wenn es mir gelingt, Sie, Herr von Stet-
ten, auch. 

Der Wert des Bundesverfassungsgerichts liegt 
nämlich ohne Zweifel nicht nur da rin, den Bundes-
tag, d. h. die jeweilige Mehrheit, an die Einhaltung 
der Verfassung zu binden. Es nimmt also zum einen 
eine unglaublich wichtige Kontrollfunktion wahr. Die 
mag uns das eine oder andere Mal nicht passen. Sie 
wissen, auch mir paßt das eine oder andere nicht, 
wenn auch vielleicht nicht immer das, was anderen 
hier im Haus nicht paßt; aber so ist das Leben. 

Daneben liegt seine Bedeutung auch da rin, daß 
das Bundesverfassungsgericht die letzte, wichtigste 
Instanz, der letzte Rettungsanker für Bürger ist, 
wenn Grundrechtsverletzungen der staatlichen Ge-
walt zu besorgen sind. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Sie können nicht re

-

den, Frau Kollegin!) 

Eine Begrenzung auf 6 : 2-Entscheidungen - drei 
Viertel aller Richter müßten dann zustimmen - würde 
die Kontrolle in diesem Bereich ganz entscheidend 
eingrenzen. 

(Beifall des Abg. Otto Schily [SPD]) 

Dies wäre nicht abgrenzbar zu dem, was Sie sagen. 
Das ist der Grund, weshalb ich Sie, Herr Eylmann, 
nachzudenken bitte. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, ich habe einen Fehler ge-
macht. Ich kann zwar mehrere Kurzinterventionen 
zulassen, aber nicht eine Kurzintervention auf eine 
Kurzintervention. Vielmehr muß sich die Kurzinter-
vention auf den Redner beziehen. 

Nun habe ich den Fehler gemacht, und bei der Ko-
alition meldet sich noch jemand. - Sie verzichten? 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Wir haben irgend

-

wann etwas gut bei Ihnen, Herr Präsident!) 

- So ist es. Beim nächstenmal werde ich darauf ach-
ten. Ich bedanke mich für diese Nachsicht. 

Wir fahren jetzt fo rt  in der Debatte. Das Wo rt  hat 
der Kollege Dr. Rupert Scholz, CDU/CSU-Fraktion. 

Dr. Rupert Scholz (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Mit dem Budget des In-
nenministeriums und auch mit dem Budget des Ju-
stizministeriums beraten wir zwei Haushalte, die für 
die Prägung des inneren Zustandes und der rechts-
staatlichen Sicherheit unseres Landes entscheidend  

sind. Ebenso wie der gesamte Bundeshaushalt sind 
auch diese beiden Einzelhaushalte von den notwen-
digen Einsparungen bekanntlich nicht verschont ge-
blieben. Dabei handelt es sich um Einsparungen, die 
zur Konsolidierung der Bundesfinanzen, zur Eindäm-
mung der Staatsverschuldung und damit insgesamt 
zur Senkung der Staatsquote unabdingbar sind. Wir 
stehen also auch hier vor einer Politik der knappen 
Kassen. Das ist aber zugleich - wie immer bei not-
wendigen Beschränkungen - eine Chance für eine 
Besinnung auf das Wesentliche und das wirklich 
Wichtige der Innen- und Rechtspolitik aus der Sicht 
unserer Bürger. 

Unser Gemeinwesen hat sich, wie inzwischen na-
hezu jeder Bürger spürt, vielfältig und buchstäblich 
übernommen. Wir haben lange Zeit - im Zeichen un-
seres großen wirtschaftlichen Erfolgs, des großen 
Wohlstands, den wir uns über Jahrzehnte erwirt-
schaftet hatten - auch in dem Bewußtsein gelebt, daß 
der Staat, staatliche Zuständigkeiten, Verteilungs-
staatlichkeit und staatliche Transferpolitik nahezu 
grenzenlos möglich sind. Jedermann weiß heute 
aber, daß das nicht der Fall ist, daß wir buchstäblich 
an die Grenzen des Machbaren, namentlich an die 
des Finanzierbaren gestoßen sind. Deshalb ist heute 
Besinnung angesagt. 

In diesem Sinne birgt das Datum der so knapp ge-
wordenen Staatshaushalte auch eine besondere 
Chance zur Wiederbesinnung, zur Erneuerung und 
zur Reform unseres Gemeinwesens überall dort, wo 
es notwendig geworden ist. Die auch in vorangegan-
genen Beiträgen schon deutlich gewordenen Refor-
men in diesem Sinne heißen vor allem Notwendig-
keit und Bekenntnis zum schlankeren Staat. 

Der Bundesinnenminister hat bereits darauf hinge-
wiesen, daß wir auf Beschluß der Bundesregierung in 
den kommenden Tagen den Sachverständigenrat 
„Schlanker Staat" konstituieren werden. Mitglieder 
dieses Sachverständigenrates sind angesehene Per-
sönlichkeiten aus der Wissenschaft, den Bundeslän-
dern, den Kommunen, der Wirtschaft, auch den Ge-
werkschaften, Herr Schily, den Parteien und der Bun-
desregierung. Die Einsetzung des Sachverständigen-
rates ist Teil der Initiativen der Koalition, um staatli-
ches Handeln im normativen, administrativen und 
gerichtlichen Bereich auf das notwendige Maß zu be-
schränken. 

Aber darüber hinaus - Herr Schily, das entgegen 
Ihrer Kritik an der Bundesregierung - hat die Koali-
tion in diesem Jahr bereits eine ganze Reihe von Initi-
ativen ergriffen, um Überreglementierungen und 
Überbürokratisierungen zu bekämpfen. So wurden 
z. B. auf der Basis der Schlichter-Kommissionen Vor-
schläge zur Beschleunigung von Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren erarbeitet, die Überprüfung 
der ca. 230 Bundesstatistiken begonnen und die ge-
setzespolitischen Eckpunkte zur Reform des öffentli-
chen Dienstrechts vorgestellt. Alle diese und weitere 
Initiativen, die sich mit dem Thema „schlanker 
Staat" befassen, werden durch diesen Sachverständi-
genrat fachlich und politisch begleitet, gefördert und 
mit zusätzlichen Impulsen versehen werden. 
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Eine wirklich effektive Verschlankung des Staates 
muß - hier erhoffe ich mir wiederum wesentliche Im-
pulse von der Arbeit des Sachverständigenrates - bei 
einer substantiellen Aufgabenkritik beginnen. Ich 
freue mich, daß die Aufgabenkritik auch in dem 
SPD-Papier, auf das Sie Bezug genommen haben, 
Herr Schily, so zentral genannt wird. 

(Fritz Rudolf Körper [SPD]: Das ist eben ein 
gutes Papier!)  

- Das Papier ist sehr gemischt. Aber wir diskutieren 
noch darüber; dann werden wir feststellen, was wirk-
lich drinsteht. Das ist ein Punkt, der positiv ist. 

(Fritz Rudolf Körper [SPD]: Nicht nur der!) 

Ich freue mich, auch Sie einmal loben zu können. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Wie ein Lehrer!) 

Meine Damen und Herren, eines steht jedenfalls 
fest: Bund, Länder und Gemeinden müssen sich end-
lich und ernsthaft fragen, ob alle Aufgaben, die sie in 
den vergangenen Jahrzehnten in die eigene öffentli-
che Regie genommen haben, wirklich nur in staat-
lich-öffentlicher Verantwortung wahrgenommen 
werden können. Es ist ernsthaft zu fragen, was an 
Privatisierung möglich ist. Da ist mir z. B. Ihr Ansatz, 
Herr Schily, in der Abwägung von Privatisierung - ja 
oder nein - zu eng und methodisch nicht richtig an-
gesetzt. 

Wichtig ist bei alledem aber auch eines: Wir brau-
chen in unserer Bevölkerung das Bewußtsein für eine 
solche Reduzierung staatlicher Zuständigkeiten. 
Mancher in unserem Lande ist nämlich im Lichte 
- ich sage es bewußt ironisch - „allzu gut gemein-
ter" staatlicher Überregulierungen, auch staatlicher 
Übervorsorge, bequem geworden. Solche Bequem-
lichkeit verträgt sich nicht mit der geforderten Rück-
kehr zu mehr gesellschaftlicher Eigenverantwortung 
und, verbunden hiermit, mit der Bereitschaft zu mehr 
eigenverantwortlichem Mut, Wagnis und Innova-
tionsbereitschaft. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Burkhard 
Hirsch) 

In diesem Sinne ist das Thema „schlanker Staat" 
nicht nur ein Thema des Staates, sondern ein gesell-
schaftspolitisches Thema von zentraler Bedeutung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jedermann bei uns bekennt sich - zumindest ver-
bal - inzwischen zum Subsidiaritätsprinzip. Aber 
wenn es zur Sache geht, wird es meistens nicht mehr 
sehr ernst genommen. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Leider wahr!) 

Aber wir müssen das Subsidiaritätsprinzip wirklich 
ernst nehmen. Wir müssen uns besinnen, daß das 
Subsidiaritätsprinzip fordert: Der Staat hat sich prin-
zipiell auf die hoheitlichen Kernaufgaben zu konzen-
trieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es geht ganz entscheidend erstens um Subsidiari-
tät, zweitens - damit im übrigen verbunden - um So-
lidarität, nämlich die Solidarität auf der Grundlage 
gesellschaftlicher Eigenverantwortung, und drittens 
um Konzentration. In diesem Sinne werden wir uns 
in den kommenden Jahren in vielfältiger Hinsicht um 
eine neue Philosophie der Staatstätigkeit bemühen 
müssen. 

Es wird nicht mehr so weitergehen, daß wir dem 
Grundsatz „möglichst viel staatliche Zuständigkeit" 
folgen, nein, wir werden den Grundsatz „multum, 
non multa" verfolgen müssen. 

(Dr. Wilfried Penner [SPD]: Aber „in dubio 
pro reo" bleibt?) 

- Sie, lieber Herr Penner, sehen sich offenkundig 
schon wieder als Angeklagten. Sie haben das Recht 
natürlich immer. 

Der Bürger fragt sich heute an zentraler Stelle: Wo 
und wie ist der Staat für mich da? Die Antwort muß 
lauten, daß der Staat vor allem seine genuinen 
Staats- und Hoheitsaufgaben kraftvoll wahrnimmt. 
Das ist ein entscheidender Aufgabenbereich der In-
nen- und Justizpolitik. 

Der Staat muß vor allem seine rechtsstaatliche Ver-
antwortung wirklich und wirksam wahrnehmen. Un-
sere Bürger sind nicht nur an der Einhaltung der libe-
ralen Freiheitsrechte interessiert, sie sind ebenso an 
der vom Staat und seinem Gewaltmonopol zu ge-
währleistenden Rechtssicherheit interessiert. Libera-
lität ist ohne Rechtssicherheit niemals denkbar. Libe-
ralität verfällt in schlichte und unverantwortliche Li-
bertinage, wenn der Staat seine genuine Verantwor-
tung für die Rechtssicherheit nicht wahrnimmt. Des-
halb steht die CDU/CSU-Fraktion mit dem Bundesin-
nenminister für eine aktive und verantwortliche 
Rechtsstaatspolitik, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

die die Rechtssicherheit der Bürger ebenso konti-
nuierlich wie verstärkt in den Vordergrund stellt. 

Verbrechensbekämpfung und innere Sicherheit 
behalten ihren zentralen Rang und sind zu stärken. 
Da geht es ganz entscheidend darum - heute wurde 
bereits mehrfach darauf Bezug genommen -, daß das 
auch in den Ländern geschieht. Vorkommnisse wie 
die Chaostage in Hannover sind unerträglich und 
dürfen sich niemals wiederholen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Wohlgemerkt: Wenn man schon Hannover zitiert - 
das ist heute ja ein bleibendes Thema -, erinnere ich 
daran, daß es nicht nur die Chaostage sind, in denen 
eine verfehlte Politik unter dem scheinbar legitimie-
renden Stichwort sogenannter Deeskalation gemacht 
wird. Ich erinnere auch an den Fall „Castor", wo ent-
gegen klaren gesetzlichen Vorgaben, klaren verwal-
tungsgerichtlichen Entscheidungen das Chaos durch 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 51. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. September 1995 	4325 

Dr. Rupert Scholz 

die Landesregierung in Hannover buchstäblich mit 
befördert und ermutigt wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Norbert Geis 
[CDU/CSU]: So ist es! Das war nicht zum 
ersten Mal! - Dr. Wolfgang Weng [Gerlin

-

gen] [F.D.P.]: Halt grün-rot! - Dr. Uwe Kü

-

ster [SPD]: Sie haben keine Ahnung!) 

Die CDU/CSU-Fraktion und die Koalition werden 
auch die Politik der SPD und der Grünen zur Entkri-
minalisierung sogenannter Kleinkriminalität nicht 
akzeptieren. Was heißt das eigentlich: Entkriminali-
sierung von Kleinkriminalität? Es bedeutet im 
Grunde die Förderung von Einstiegskriminalität. 
Herr Schily, Sie haben auf die Kinder hingewiesen: 
Ihr Vergleich mit der Bestechung. Sie hätten an et-
was ganz anderes denken müssen. Was ist denn mit 
dem Ladendiebstahl, den Sie „entkriminalisieren" 
wollen? Das ist Einstiegskriminalität. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sehr 
wahr! - Otto Schily [SPD]: Nein, das wollen 

wir gar nicht!) 

Wir hatten im letzten Jahr im Einzelhandel rund 
131 000 Ladendiebstähle mit einem Gesamtschaden 
von 2,35 Milliarden DM. Das ist nicht erträglich. Wer 
eine solche kriminelle Einstiegsentwicklung fördert, 
der vergeht sich am Rechtsbewußtsein und - ganz 
entscheidend - auch an unseren Kindern, denen 
rechtzeitig deutlich gemacht werden muß, daß das 
nicht Recht, sondern Unrecht ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Das gleiche gilt für Ihre Politik bezüglich der Frei-
gabe von Drogen. Wer in Mißdeutung des Bundes-
verfassungsgerichtsurteils meint, er könne Drogen 
weitgehend - den sogenannten Eigenverbrauch - 
entkriminalisieren, vergeht sich vor allem an unserer 
Jugend, an den jungen Menschen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Beispiele lassen sich fortsetzen. 

Wo sind die entscheidenden Aufgaben? Der Bun-
desinnenminister hat auf entscheidende und zentrale 
Aufgaben hingewiesen. Es geht ganz maßgeblich 
darum, eine verantwortliche Politik der inneren Si-
cherheit bei der Bekämpfung der organisierten Kri-
minalität, und zwar in wachsamer Orientierung am 
Wandel der tatsächlichen Gefährdungslagen, vor de-
nen wir stehen, wirklich nach vorn zu bringen. 

Die Bekämpfung der organisierten Kriminalität 
muß sich an ihrer Internationalität orientieren. Sie 
muß sich an der Nutzung moderner technischer 
Möglichkeiten und am gesamten Spektrum dessen, 
was hier heute in der Konfrontation auftritt, orientie-
ren, und zwar durch wirksame Prävention und wirk-
same, abschreckende Repression. Dazu gehört natür-
lich die akustische und optische Überwachung von 
Gangsterwohnungen. 

Wir brauchen - darauf hat der Bundesinnenmini-
ster weiter hingewiesen; wir werden das in Angriff 
nehmen - an allererster Stelle eine Bekämpfung der 
Korruption und müssen sie gesetzlich verankern.  

1994 wurden hier über 7 000 Straftaten registriert. 
Die Dunkelziffer ist, wie ich fürchte, noch sehr, sehr 
viel höher. Das wird kaum zu bestreiten sein, das wis-
sen wir alle. 

Dringender gesetzgeberischer Handlungsbedarf 
besteht natürlich bei der Kronzeugenregelung. 

Vor allem bedarf der Gesamtkomplex der Geldwä-
sche einer gründlichen gesetzgeberischen Überprü-
fung. Meine Fraktion hat dazu vor wenigen Tagen 
eine Expertenanhörung durchgeführt. Angesichts 
der enormen und ständig zunehmenden Gewinne 
aus der organisierten Kriminalität brauchen wir eine 
effektive, für die Betroffenen buchstäblich schmerz-
hafte Gewinnabschöpfung, um den Lebensnerv der 
organisierten Kriminalität zu treffen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Strafandrohungen allein reichen aber nicht aus. 
Die Verbrechensgewinne müssen abgeschöpft wer-
den. Der Zugriff auf sogenanntes bemakeltes Vermö-
gen muß im Interesse einer wirksamen Verbrechens-
bekämpfung erleichtert werden. Hier tut sich aller-
dings - auch das müssen wir sehr wohl beachten - 
das geltende Recht im Lichte der Eigentumsgarantie 
des Art. 14 des Grundgesetzes nicht ganz leicht. 
Beim Thema der Beweiserleichterungen, die unter 
den Aspekten der effektiven Verbrechensbekämp-
fung sicherlich wünschenswert sind, werden wir sehr 
behutsam vorzugehen haben. 

Ein letztes Beispiel, das ich nennen will, ist die No-
vellierung des Gesetzes über das Bundeskriminal-
amt. Der entsprechende Gesetzentwurf der Bundes-
regierung liegt dem Bundestag inzwischen vor. Der 
Gesetzentwurf enthält differenzierte Regelungen für 
die vielfältigen Aufgaben des Bundeskriminalamts 
als Zentralstelle für die Verbrechensbekämpfung, als 
Strafverfolgungsbehörde sowie in den Bereichen des 
Personen- und Zeugenschutzes. 

Außerdem wird mit der Aufnahme von bereichs-
spezifischen Datenschutzregelungen für die Tätig-
keit des Bundeskriminalamts dem Volkszählungsur-
teil des Bundesverfassungsgerichts - ich sage sehr 
bewußt: endlich - Rechnung getragen. Die Umset-
zung dieser Rechtsprechung ist überfällig, der soge-
nannte Übergangsbonus läuft allmählich aus oder ist, 
wie es der Hessische Verwaltungsgerichtshof kürz-
lich ausgeführt hat, möglicherweise bereits abgelau-
fen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine 
Rückführung staatlicher Tätigkeitsbereiche kann 
und muß also, richtig verstanden, eben nicht einen 
geschwächten Staat, der die Erwartungen und An-
sprüche der Bürger nicht erfüllt, bewirken. Im Ge-
genteil, der Staat ist dort zu stärken, wo es um die 
zentralen Aufgaben geht, deren Erfüllung der Bürger 
von uns erwartet, insbesondere in der Rechts- und Si-
cherheitspolitik. 

In diesem Sinne will die Koalition mit dem Haus-
halt 1996 auch insoweit entscheidende Weichen stel-
len, um den Bürger einerseits von überflüssiger Büro-
kratie und Überreglementierung zu entlasten, ihm 
auf der anderen Seite aber das Vertrauen in die in- 
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stärker zu vermitteln. Die Koalitionsfraktionen wer-
den diese Ziele mit allem Nachdruck anstreben, und 
wir werden diese Ziele in dieser Legislaturperiode 
gemeinsam erreichen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile das 
Wort dem Abgeordneten F ritz Rudolf Körper. 

Fritz Rudolf Körper (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wer sich mit dem Haushalt die-
ses Ministe riums beschäftigt, kommt nach meinem 
Dafürhalten an einem Thema, das bisher noch keine 
Rolle spielte, nicht vorbei, nämlich an dem Thema 
der Aussiedler. Wir haben eine Vereinbarung: 
225 000 Aussiedler plus/minus 10 % können derzeit 
in unser Land kommen. Mittlerweile müssen wir 
aber feststellen, daß es Regionen in der Bundesrepu-
blik Deutschland gibt, die sich durch eine sehr starke 
Konzentration von Aussiedlern auszeichnen. Es gibt 
sogar Städte und Gemeinden, in denen jeder dritte 
bis vierte Einwohner ein Aussiedler ist. Mein Kollege 
Günter Graf könnte Ihnen beispielsweise bestens be-
richten, wie sich eine solche Situation in einem Land-
kreis wie Cloppenburg vor Ort darstellt. 

Diese Situation beschäftigt offensichtlich auch 
CDU-Politiker vor Ort. So erwägt der Geschäftsfüh-
rer der CDU-Landtagsfraktion in Niedersachsen eine 
Verfassungsklage gegen den Bund. Oder ein CDU-
Staatssekretär verkündet im August zur Aussiedler-
problematik, Zuzüge müßten reguliert und Ansprü-
che gedrosselt werden. Gemeinden in dieser Region 
erwägen sogar, keine Bauplätze mehr an Aussiedler 
zu verkaufen. Selbst Ihre eigenen Leute vor Ort kön-
nen der Politik, wie Sie sie hier in Bonn machen, 
nicht mehr zustimmen. 

(Beifall bei der SPD - Otto Schily [SPD]: Da 
sollte der Herr Waffenschmidt ein bißchen 

mehr zuhören!) 

Ob eine Integration gelingt, läßt sich nur, lieber Kol-
lege Waffenschmidt, an einer ausreichenden Zahl 
von Kindergartenplätzen, Schulplätzen, Arbeitsplät-
zen und Wohnungen deutlich machen. 

Diese Integration ist in vielen Bereichen unserer 
Republik schon nicht mehr möglich. Um diese Inte-
gration geht es, wenn wir hier eine glaubwürdige Po-
litik machen wollen. Aus diesen Gründen will ich 
deutlich festhalten, daß eine Politik, die eine Integra-
tion nicht mehr leisten will und kann und die Rand-
gruppen unserer Gesellschaft schafft, eine Politik ist, 
wie wir sie uns nicht vorstellen und wie wir sie nicht 
haben wollen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rezzo 
Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Lieber Bruder Waffenschmidt, einladen und nicht 
um die Menschen kümmern wird den Betroffenen  

nicht gerecht und entspricht auch nicht einer christli-
chen Glaubenshaltung. 

(Beifall bei der SPD) 

Es werden jährlich über 150 Millionen DM in die-
sem Haushalt für die Deutschen in den sogenannten 
Siedlungsgebieten im Ausland zur Verfügung ge-
stellt. Ziel muß es doch sein, die Menschen zu ermu-
tigen, in ihrer neu anvertrauten Heimat zu bleiben. 
Maßnahmen vor Ort in diesen Siedlungsgebieten, 
die die Aussiedlung in die Bundesrepublik Deutsch-
land vorbereiten, widersprechen meines Erachtens 
dem gesamten Projekt mit seiner Zielsetzung. Das 
kann doch wohl nicht gewollt sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will kurz etwas zu einem anderen Thema sa-
gen. In den verschiedensten Bereichen unserer Ge-
sellschaft stellen wir zur Zeit fest, daß die Hemm-
schwelle zur Anwendung von Gewalt erheblich 
sinkt. Wir müssen auf der Hut sein und bleiben, was 
extremistische Einstellungen und Gewalttäter anbe-
langt. Erschreckend ist jedenfalls für mich der hohe 
Anteil männlicher Jugendlicher unter 17 und unter 
21 Jahren, die an extremistisch orientierten Gewalt-
taten beteiligt sind, was in der Jugendgeschichte ein 
bisher einzigartiges Faktum ist. 

Es ist richtig, daß in diesem Haus Extremismus und 
Gewaltbereitschaft unter Jugendlichen auf eine ge-
meinsame Ablehnungsfront stoßen. Reicht das aber 
aus? Reicht es aus, die Jugendlichen wegen ihrer un-
demokratischen Haltung zu verdammen und wegen 
ihrer Straftaten zu bestrafen? Ich sage, daß das nicht 
ausreicht. Wir werden die Gewaltbereitschaft nicht 
herabsetzen, wenn es uns nicht gelingt, die Ursachen 
in den verschiedensten Lebensumfeldern zu beseiti-
gen. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Bundesregierung muß sich entgegenhalten 
lassen, daß ihre praktizierte Politik Mitschuld an ei-
nem gesellschaftlichen Klima trägt, in dem Men-
schen ausgegrenzt und an den Rand unserer Gesell-
schaft gedrängt werden. 

(Beifall bei der SPD - Günter Graf [Friesoy

-

the] [SPD]: Das sind die Ursachen!) 

Deswegen ist es für mich notwendig, sich mit dem 
Thema Gewalt in den Medien öffentlich auseinan-
derzusetzen. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das ist richtig!) 

Gerade Sie waren es doch, die eine Privatisierung 
und Ausdehnung unseres Medienmarktes mit einer 
stetig wachsenden Konzentration zu Lasten der Plu-
ralität betrieben haben. Sie treten den Fehlentwick-
lungen nicht energisch genug entgegen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Norbe rt 
 Geis [CDU/CSU]: Vorsicht, Vorsicht! - Er

-

win Marschewski [CDU/CSU]: Sie haben 
auch einmal Marx angebetet und heute 

nicht mehr!) 
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- Lieber Erwin Marschewski, es wäre besser, du wür-
dest jetzt weiter zuhören. 

Die zunehmende Gewaltbereitschaft von Jugendli-
chen läßt sich zwar ebenso wenig allein auf das 
Konto der Medien wie auf das Konto der Erziehung 
verbuchen. Aber zusammen mit Werteverfall, sozia-
len Problemen, Orientierungslosigkeit und fehlenden 
Perspektiven tragen die Gewaltdarstellungen im 
Fernsehen, auf Videos und anderswo dazu bei, daß 
Kinder und Jugendliche Gewalt leider zunehmend 
als Mittel der Konfliktlösung sehen. Wenn Sie gerade 
heute diese negativen Entwicklungen beklagen, so 
klingt dies auf Grund ihrer bisherigen politischen 
Entscheidungen wenig überzeugend. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir stehen vor einer 
schwierigen Aufgabe angesichts der schnellen Ver-
änderungen und politischen Rahmenbedingungen in 
unserer Politik. Sie muß einerseits die Zukunft gestal-
ten und dafür notwendige Reformen einleiten. Ich 
nenne nur stichwortartig Reform der öffentlichen 
Verwaltung, Stärkung der inneren Sicherheit, Kampf 
gegen das organisierte Verbrechen, sozialverträgli-
che Regelungen im Asylrecht, sozialverträgliche 
Steuerung des Ausländerzuzugs, aber auch eine stär-
kere Kontrolle der Medien, die in einer Zeit unge-
bremster Medienkonzentration eine überragende 
Rolle bei der Meinungsbildung erlangt haben und 
sich in der Verfassungswirklichkeit neben den drei 
verfassungsgemäßen Gewalten Parlament, Regie-
rung und Rechtsprechung faktisch zu einer vierten 
Gewalt in unserer Gesellschaft entwickelt haben. 

(Beifall des Abg. Günter Graf [Friesoythe] 
[SPD]) 

Diese Reformen können andererseits nur auf der 
Grundlage der geltenden Prinzipien unserer Verfas-
sung gelingen. Diese gilt es zu bewahren und stän-
dig im Bewußtsein der Bürgerinnen und Bürger, ins-
besondere der Jugend zu verankern. 

Ich nenne kurz drei Beispiele. Die beste Abwehr 
gegen eine Erosion unserer Verfassung sind nicht po-
litische Reden sondern das gelebte Vorbild. Eine agi-
tatorische Beschimpfung des Bundesverfassungsge-
richts - das hat ja heute schon eine Rolle gespielt -, 
die über das normale und zulässige Maß einer Ur-
teilsschelte hinausgeht, beschädigt nicht nur das 
Bundesverfassungsgericht, sondern darüber hinaus 
unseren gesamten Rechtsstaat. Wenn Rechtsbewußt-
sein schwindet, sollten Sie die Schuld nicht immer 
bei den anderen suchen. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit Bekenntnissen zum Rechtsstaat allein ist nichts 
getan. Die Kriminalitätsentwicklung verletzt das 
Rechtsbewußtsein mit erheblichen Folgen. Kann der 
Staat angesichts der vorhandenen Kriminalität und 
der Aufklärungsquoten den gesetzlichen Straf an-
spruch nicht mehr ausreichend durchsetzen, sinkt 
zwangsläufig das Vertrauen in die Bestands- und 
Durchsetzungskraft der Rechtsordnung und die 

Rechtstreue aller Bürger. Die Folgen von Mißtrauen, 
ja der Mißachtung gegenüber Staat und Recht sind 
Erscheinungen der Korruption. Die organisierte Kri-
minalität findet hier ihren Nährboden. 

Was macht die Bundesregierung angesichts dieser 
Gefahren? Ihre bisherigen Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Kriminalität, vor allem aber der organisier-
ten Kriminalität, zeigen keinen durchschlagenden 
Erfolg. 

Nach wie vor wird die Bundesrepublik Deutsch-
land als außerordentlich gut geeignete Waschanlage 
für unrechtmäßig erworbenes Geld angesehen und 
benutzt. Um diese Geldwäsche wirksam zu bekämp-
fen, fehlt bisher eine geeignete Gesetzesgrundlage. 
Hier wie auch hinsichtlich der Möglichkeit eines 
wirksamen Abhörens im Milieu der organisierten Kri-
minalität hat die Koalition ihre Hausaufgaben noch 
nicht gemacht. Die Zeit ist gekommen, daß dies jetzt 
erfolgt. 

Wir stimmen darin überein, daß das staatliche Ge-
waltmonopol die Voraussetzung war und ist für die 
Befriedung unserer Gesellschaft. Seine Beseitigung 
würde längerfristig das allgemeine Staatsverständnis 
ebenso wie das Verhältnis der Bürgerinnen und Bür-
ger zum Staat gravierend verändern. 

Schon heute gewährleistet der Staat mit seinen Si-
cherheitskräften die innere Sicherheit nicht mehr al-
leine. Das private Sicherheitsgewerbe expandie rt . 
Rechtlich ist das staatliche Gewaltmonopol bisher 
zwar erhalten geblieben, fraglich ist allerdings, in-
wieweit seine weitere schrittweise Aushöhlung ange-
sichts der tatsächlichen Entwicklungen und eines öf-
fentlichen Gewöhnungseffektes gestoppt werden 
kann. Für das p rivate Sicherheitsgewerbe halten wir 
eine gesetzliche Grundlage für notwendig. Wir wer-
den entsprechende Initiativen einleiten. 

Herr Minister, Sie können mit unserer Aufmerk-
samkeit für Ihre Politik in Ihrem Bereich rechnen - 
bei Ihren Taten, aber auch bei Ihren Versäumnissen. 
Und davon gibt es leider doch einige. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile dem 
Abgeordneten Heinz Dieter Eßmann das Wo rt . 

Heinz Dieter Eßmann (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In einem demokratischen 
Rechtsstaat besteht ein nie ganz aufzulösendes Span-
nungsverhältnis zwischen den Freiheitsrechten des 
einzelnen und den Erfordernissen der inneren Si-
cherheit. Unbest ritten gehört Deutschland zu den li-
beralsten Ländern dieser Welt. Die Individualrechte 
haben bei uns einen breiteren Spielraum - auch das 
ist unbest ritten - als selbst in Frankreich, Amerika 
oder anderen bewährten Demokratien. Andererseits 
ist Deutschland gerade wegen seiner Offenheit ein 
bevorzugter Tummelplatz der organisierten Krimina-
lität geworden. Aus diesem Zwiespalt ergibt sich die 
Problematik einer wirkungsvollen Innenpolitik. 
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Im Gegensatz zu Ihnen, lieber Herr Körper, stelle 
ich fest: Die Bundesregierung und die Koalition sind 
dieser Aufgabe in hohem Maße nachgekommen, und 
das, obwohl in vielen Fällen, in denen die Solidarität 
aller Deutschen gefordert war, die Opposition ihre 
Mitwirkung verweigert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Widerspruch 
bei der SPD) 

Aber dies wird die CDU/CSU-Fraktion und insbeson-
dere den Bundesinnenminister nicht daran hindern, 
den eingeschlagenen Weg mit Überzeugung, Selbst-
bewußtsein und, 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Kraft!) 

wenn es sein muß, mit der nötigen Härte weiterzuge-
hen, 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Uwe Küster 
[SPD]: Jawohl! Genau das, was ich brau

-

che!) 

und dies, aus der Überzeugung heraus, daß der weit-
aus größte Teil unserer Bevölkerung in dieser Frage 
hinter uns steht. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Die innenpolitische 
Mottenkiste ist das!) 

Dieses Bemühen ist auch im Haushaltsentwurf, 
von dem wir heute reden, deutlich erkennbar. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU - Dr. Uwe 
Küster [SPD]: Mein Gott, nein!) 

Ich will das an Hand einiger Beispiele ansprechen. 

(Antje Hermenau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Neue Männer braucht das Land!) 

Wie bereits erwähnt, beträgt die Steigerung im 
Einzelplan 06 bereinigt rund 2,4 %, während der Ge-
samthaushalt um 1,3 % absinkt. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Das letzte Aufgebot 
der CDU! O Gott, o Gott!) 

- Das ist das einzige, was Sie heute beigetragen ha-
ben; das ist bemerkenswert. Ich werde es mir mer-
ken. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Ihre Beiträge sind 
dieses Hauses nicht würdig!) 

Lassen Sie mich zunächst zu dem Bereich Bundes-
grenzschutz kommen. Für den Bundesgrenzschutz 
sind im Jahre 1996 insgesamt 2,941 Milliarden DM 
vorgesehen; das sind rund 200 Millionen DM mehr 
als im Vorjahr und entspricht einer Steigerung von 
rund 7,5 %. Der Stellenhaushalt des Regierungsent-
wurfs 1996 enthält insgesamt 33 206 Planstellen und 
Stellen für den gesamten BGS. 

An Schwerpunkten des BGS-Personalhaushaltes 
sind zu nennen: Für den gehobenen und mittleren 
Polizeivollzugsdienst werden 1996 1200 Nachwuchs-
kräfte eingestellt. Bei zur Zeit rund 6 400 in der Aus-
bildung befindlichen Nachwuchskräften wird der 

BGS 1996 die heute noch bestehende Personallücke 
- das muß man so akzeptieren - von rund 1 700 Poli-
zeivollzugsbeamten weiter deutlich abbauen kön-
nen. 

Für die seit 1993 beim BGS beschäftigten Grenzpo-
lizeilichen Unterstützungskräfte, die sogenannten 
Guks, im Angestelltenverhältnis, die nur bef ristet für 
die Dauer von drei Jahren zur Schließung der dama-
ligen erheblichen Personallücke im Polizeivollzugs-
bereich eingestellt worden sind, enthält der Haushalt 
1996 die notwendige Ermächtigung für deren Weiter-
beschäftigung. 

(Antje Hermenau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Wie aufregend!) 

In den Jahren 1997 und 1998 werden, durch Haus-
haltsvermerk abgesichert, dem BGS dafür insgesamt 
1 300 Stellen zufließen. 

Im Verwaltungsbereich des BGS - auch dies gehört 
dazu - sind 349 neue Stellen vorgesehen. Mit diesem 
zusätzlichen Verwaltungspersonal kann ein wesentli-
cher Teil des Personalbedarfs ausgeglichen werden. 
In den Folgejahren muß das Verwaltungspersonal 
aber weiter verstärkt werden. Das Personal selbst soll 
aus den Behörden im Geschäftsbereich des BMI ge-
wonnen werden, die durch Stellenabbau Personal 
abgeben können. Dennoch - das sei kritisch ange-
merkt - beträgt das Verhältnis zwischen Verwaltung 
und Vollzug nach wie vor 1 : 7 und zu dem wün-
schenswerten Verhältnis 1 : 5 beträgt die Differenz 
noch rund 900 Stellen. Hier besteht gegebenenfalls 
Handlungsbedarf. 

Wenn wir den Bereich der Beschaffungsvorhaben 
für den BGS betrachten, so ist festzustellen, daß alle 
erforderlichen Anschaffungen laufen und haushalts-
mäßig abgesichert sind. Dadurch wird im Haushalts-
ansatz deutlich, daß sich die Bundesregierung und 
die CDU-Fraktion der besonderen sicherheitspoliti-
schen Herausforderung mit einer 1 264 km langen 
Grenze zu Polen und der Tschechischen Republik 
massiv auch in Zukunft stellen wird. Die CDU-Frak-
tion hat in den vergangenen Jahren der Verstärkung 
der Grenzsicherheit und der Bekämpfung der grenz-
überschreitenden Kriminalität besondere Bedeutung 
beigemessen. Auch in Zukunft muß der Bundes-
grenzschutz durch ein funktionierendes Netzwerk 
polizeitaktischer, organisatorischer, personeller und 
ausstattungsmäßiger Maßnahmen zu einem schlag-
kräftigen Instrument deutscher Sicherheitspolitik 
weiter ausgebaut werden. 

Ich habe vor drei Wochen mit einigen Kollegen die 
tschechische Grenze im Abschnitt Pirna besucht und 
selbst erleben können, mit welcher Brutalität organi-
sierte Schleuser andere Menschen aus blankem Ge-
winnstreben in bittere Not und Hoffnungslosigkeit 
treiben. Und ich habe erlebt, mit welchem hohen 
persönlichen Einsatz, unter teilweise schwierigsten 
Bedingungen, Beamte des Bundesgrenzschutzes ih-
ren Dienst versehen. Wir haben allen Grund, ihnen 
dafür zu danken, und die Verpflichtung, dies auch 
durch Handeln im Haushalt zu verdeutlichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Lassen Sie mich zum Bereich des Spo rts kommen. 

Der Haushaltsansatz der Sportförderung weist mit 
223 Millionen DM im Regierungsentwurf 1996 ge-
genüber dem Vorjahr eine Steigerung von fast 
14 Millionen DM auf. Dieser Mehransatz erstreckt 
sich z. B. auf die zentralen Maßnahmen des Spo rts, 
wo sich der Bund u. a. an den Kosten der Vorberei-
tung und Entsendung der Mannschaft für die Olym-
pischen Spiele in Atlanta mit einem Zuschuß von 
9,5 Millionen DM beteiligt. 

Der Ansatz zur Projektförderung in Sporteinrich-
tungen in den neuen Bundesländern mit insgesamt 
12 Millionen DM dient zur Förderung der gemäß 
Art . 39 des Einigungsvertrages unter Trägerschaft 
von Sportverbänden fortgeführten sportwissenschaft-
lichen Einrichtungen: hier das Institut für ange-
wandte Trainingswissenschaften in Leipzig und das 
Institut für Forschung und Entwicklung von Spo rt

-stätten in Berlin. 

Ein Wort  noch zur Errichtung des Deutschen Sport
-museums in Köln. Hier sind im Haushalt 1,5 Millionen 

DM vorgesehen. Hier fehlt aber noch - das muß an-
gemahnt und deutlich gemacht werden - die Zusage 
des Trägervereins, die Bundesregierung zumindest 
von den Folgekosten auszuschließen. Sofern diese 
nicht vorhanden ist, können wir diese Förderung 
nicht durchführen. Das muß auch an dieser Stelle 
sehr deutlich gesagt werden. Wir klagen das einfach 
vom Trägerverein ein. Hier hapert es wohl im we-
sentlichen an der Stadt Köln. 

Als weiterer Schwerpunkt für Sportförderung sind 
die Zuschüsse für Errichtung, Erstausstattung und 
Bauunterhaltung der Bundesleistungszentren für 
den Hochleistungssport mit einem Haushaltsansatz 
von 66,5 Millionen DM zu nennen. Diese Mittel wer-
den benötigt, um die Sportstätten für den Hochlei-
stungssport in einem nutzungsfähigen Zustand zu er-
halten bzw. diesen Zustand durch Sanierungs- und 
Ersatzbaumaßnahmen herzustellen. Vor allem in den 
neuen Bundesländern besteht ein erheblicher Sanie-
rungsbedarf. 

Lassen Sie mich feststellen, daß der deutsche Spo rt 
 mit diesen Haushaltsansätzen mehr als zufrieden 

sein kann. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: So ist es!) 

Aber der deutsche Spo rt  muß nun seinerseits zügig 
die mehrfach angekündigten veränderten Organisa-
tionsformen in die Tat umsetzen. 

Lassen Sie mich abschließend noch ein Wo rt  zum 
Bereich kulturelle Förderung, Vertriebene und Aus-
siedler sagen. Die Erfahrung mit dem Kriegsfolgen-
bereinigungsgesetz vom 1. Januar 1993 beweist die 
Notwendigkeit der bewäh rten Strategie in der Aus-
siedlerpolitik, die da heißt: Sorgfältiges Aufnahme-
verfahren und Hilfe in den Herkunftsgebieten. Bei 
rund 4 Millionen Deutschen in Osteuropa und jähr-
lich rund 200 000 Aufnahmen in Deutschland bleibt 
es notwendig, die Integration in Deutschland zu un-
terstützen und Siedlungsschwerpunkte der Deut-
schen in Osteuropa zu fördern, wo Deutsche leben, 
die nicht aussiedeln können oder noch nicht aussie-
deln wollen. 

Da der Zugang von Spätaussiedlern nun auf etwa 
200 000 Deutsche pro Jahr festgeschrieben wurde, ist 
er für die betroffenen Verwaltungen auch berechen-
bar geworden. Man muß sich jedoch klar sein, daß 
jede Veränderung dieser Zahl, aus welchen Gründen 
auch immer, auch zusätzliche Mittel im Rahmen der 
Haushaltsdurchführung erfordert. 

Operativen Schwerpunkt bilden die Mittel zur 
Hilfe für die Deutschen in Aussiedlungsgebieten mit 
150 Millionen DM. Gegenüber 1995 konnte eine Stei-
gerung von 35 Millionen DM erreicht werden. Durch 
diese Hilfe im kulturellen, sozialen und wirtschaftli-
chen Bereich in den Herkunftsländern, hauptsäch-
lich in den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjet-
union, sollten den dortigen Deutschen Perspektiven 
eröffnet werden, um ihnen eine echte Alte rnative zur 
Aussiedlung nach Deutschland zu geben. 

In Anbetracht der Zeit ist es mir leider nicht mög-
lich, noch weitere Schwerpunkte des Einzelplans 06 
anzusprechen. Insbesondere der Bereich der Kultur 
hätte eine besonders bewe rtende Ansprache ver-
dient. 

Meine Damen und Herren, der Haushaltsplan des 
Innenministers ist wohldurchdacht. Er ist gut struktu-
riert. Ich bitte Sie deshalb, ihm im weiteren Verfah-
ren zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Erst einmal beraten wir ihn, und dann stim

-

men wir zu!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Eßmann, das war - wie wir merken konnten - zwar 
nicht Ihre erste Rede, aber es war Ihre erste in die-
sem Hause. Darum möchte ich Ihnen dazu traditions-
gemäß unseren Glückwunsch aussprechen. 

(Beifall) 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen zum Ge-
schäftsbereich des Bundesministers des Innern vor. 

Wir kommen dann zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums der Justiz. Das Wort  hat die Bun-
desministerin Frau Sabine Leutheusser-Schnarren-
berger. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Bundesmi-
nisterin der Justiz: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die letzte Legislaturpe riode stand 
rechtspolitisch im Zeichen der Bewältigung des Zu-
sammenbruchs eines Systems, das Millionen Men-
schen unterdrückt, bevormundet und bespitzelt hat. 
Einen Großteil der Zeit haben die Arbeiten an den 
Gesetzen zu den Vermögens- und Eigentumsfragen 
und zur Rehabilitierung der Opfer des SED-Regi-
mes, also am Sachenrechtsänderungsgesetz und dem 
Schuldrechtsanpassungsgesetz sowie am Ersten und 
Zweiten SED-UnrechtsBereinigungsgesetz einge-
nommen. 

Heute können wir sagen: Die auf angemessenen 
Interessenausgleich ausgerichtete Politik der Bun-
desregierung bewährt  sich. Das Sachenrechtsände- 
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rungsgesetz und das Schuldrechtsanpassungsgesetz 
gehen den richtigen Weg beim Ausgleich der sehr 
entgegengesetzten Anliegen der Eigentümer und 
Nutzer von Wohnungen und Erholungsgrundstük-
ken. Das zeigt auch die Erledigungsquote von inzwi-
schen doch durchschnittlich 50 % der vorliegenden 
Anträge auf Rückgabe oder auf Investitionen. 

Aber um auch künftig Investitionen so wenig Hin-
dernisse wie nur möglich in den Weg zu legen und 
sie vorrangig bearbeiten zu können, ist auf meinen 
Vorschlag vom Kabinett die Geltungsdauer des Inve-
stitionsvorranggesetzes bis Ende 1998 durch Rechts-
verordnung beschlossen worden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Umfassende Änderungen des Vermögensgesetzes 
halte ich dagegen nicht für erforderlich; denn mei-
stens verfolgen sie dann doch den Zweck, einmal ge-
troffene Grundentscheidungen wieder umzukehren. 

Wir müssen uns aber genauso überlegen, ob die 
Ende dieses Jahres auslaufende Antragsfrist bei der 
Rehabilitierung von SED-Opfern nicht verlängert 
werden sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin offen, mich über diese Frage hier gemeinsam 
mit den Koalitionsfraktionen und der Opposition zu 
unterhalten. Es kann letztendlich nicht jemand be-
straft werden, nur weil er bisher vielleicht noch nicht 
die nötigen Informationen hatte, um nach diesen Ge-
setzen einen entsprechenden Antrag zur Rehabilitie-
rung zu stellen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Die Anpassung des geltenden Rechtes an die so-
ziale Wirklichkeit zum Wohl des Kindes steht im Mit-
telpunkt der Arbeiten des Bundesjustizministeriums 
in dieser Legislaturperiode. Haben wir in der letzten 
Wahlperiode die notwendigen intensiven Vorarbei-
ten durch die Hinzuziehung von Praktikern aus den 
verschiedensten Bereichen geleistet, konnte ich in 
diesem Jahr vor der Sommerpause den Referenten-
entwurf an die Länder und an die Interessenver-
bände verschicken. Diese nehmen jetzt Stellung, so 
daß ich es als realistisch einschätze, zum Ende dieses 
Jahres einen Regierungsentwurf vorlegen zu kön-
nen, für dessen Beratung das Parlament dann ausrei-
chend Zeit hat. 

Wir werden diese Zeit auch benötigen; denn es 
geht um sehr wichtige, sensible gesellschaftliche Fra-
gen. Stichworte: Sorgerecht bei Scheidung, gemein-
sames Sorgerecht, orientiert am Kindeswohl. Es ist 
wichtig und notwendig, hier Änderungen mit dem 
Ziel zu schaffen, daß mehr als bisher die Pa rtner be-
reit sind, bei Scheidung auch gemeinsam die Verant-
wortung für ihre Kinder zu übernehmen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ein Blick in andere Länder zeigt, daß do rt  sehr 
gute Erfahrungen gemacht worden sind und daß das 
gemeinsame Sorgerecht in über 50 % der Fälle sehr 
wohl dem Kind zugute kommt und nicht zu den Strei-
tigkeiten unter den dann geschiedenen Partnern  

führt, die hier jetzt vielleicht befürchtet werden. Ich 
bin offen, mich hier auch mit den Bedenken sehr in-
tensiv auseinanderzusetzen, die gegen diese Vor-
schläge erhoben werden. Seien Sie nur von einem 
überzeugt: Hier wird den Eltern nichts zwangsweise 
vorgeschrieben oder verordnet; denn das diente 
letztlich nicht dem Wohl der Kinder. Aber es ist ein 
Angebot, im Interesse der Kinder zu besseren Rege-
lungen zu kommen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Um auch im Bereich der nichtehelichen Kinder Be-
nachteiligung zu beseitigen - das ist ja das Hauptziel 
der Reform -, werden wir das gemeinsame Sorge-
recht für nicht verheiratete Pa rtner schaffen. Das ist 
eine Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts. Aber 
natürlich ist es auch in der Sache berechtigt, wenn 
beide Partner es wollen. Was kann besser für die Kin-
der sein, als wenn die Pa rtner das Sorgerecht ge-
meinsam beantragen? Auch das entspricht sehr libe-
ralen und zugleich verantwortungsbewußten Vor-
stellungen gegenüber den Kindern. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir werden das Umgangsrecht erweitern. Gerade 
unverheiratete Väter müssen hier eine bessere Stel-
lung bekommen. Das sind Benachteiligungen, die 
wir im Interesse der Kinder und auch der Väter nicht 
länger hinnehmen sollten. 

Die gesetzliche Amtspflegschaft wird aufgehoben 
- der Entwurf ist ja schon in den Beratungen -, und 
wir werden uns auch wieder mit der Beseitigung der 
erbrechtlichen Benachteiligungen von nichteheli-
chen gegenüber ehelichen Kindern beschäftigen. Ich 
hoffe, daß wir einen Grundkonsens finden werden, 
um auch dieses Vorhaben in dieser Legislaturperiode 
verabschieden zu können. 

Ein weiteres Thema - nur wenige Worte dazu - ist 
ja immer die Belastung der Justiz. Sie hat uns in der 
letzten Legislaturperiode beschäftigt, und ich habe in 
diesem Jahr schon zwei Gesetzentwürfe zur Abstim-
mung mit den Ländern und zur Abstimmung in den 
Ressorts auf den Weg gebracht. Einmal geht es dabei 
um das Ordnungswidrigkeitenrecht, wo bei Bagatell-
verfahren die Justiz teilweise wirklich in übermäßi-
gem Umfang belastet wird, zum anderen um verwal-
tungsgerichtliche Verfahren, bei denen es sehr wohl 
noch Handlungsspielräume zur Entlastung der Justiz 
gibt. 

Aber ich möchte eines deutlich machen: Entla-
stung der Justiz und Erhaltung ihrer Funktionsfähig-
keit können letztendlich nicht einseitig zu Lasten des 
rechtsuchenden Bürgers gehen. Wir kommen hier an 
Grenzen. Auch im Strafprozeß können wir rechts-
staatliche Garantien nicht allein im Interesse der Ent-
lastung der Justiz aufheben. Daran orientieren sich 
die Vorstellungen meines Hauses. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Die Zeit erlaubt leider nicht, alle Vorhaben hier 
kurz anzusprechen, die wir im Justizministerium be-
raten und in dieser Legislaturpe riode auf den Weg 
bringen: beim Eheschließungsrecht, im Aktienrecht, 
bei der Bundesnotarordnung. 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 51. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. September 1995 	4331 

Bundesministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 

Natürlich wird uns gerade auch die innere Sicher-
heit in der Rechtspolitik intensiv beschäftigen. Beim 
Geldwäschetatbestand - das sehen wir jetzt schon - 
müssen wir uns mit dem Vortatenkatalog beschäfti-
gen, der wohl um manche typische Delikte erweitert 
werden muß. Aber wir sehen auch, daß für das Geld-
wäschegesetz, was den Schwellenbetrag und die 
Zweitagesfrist angeht, die Bestätigung aus der Praxis 
gekommen ist. Wir haben hier immer gegenüber den 
Vorschlägen auch der Opposition gekämpft, und ich 
glaube, es zeigt sich jetzt, daß es der richtige Weg 
war und daß wir hier keine grundsätzlichen Ände-
rungen vornehmen müssen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir werden uns auch intensiv mit der Bekämpfung 
der Korruption beschäftigen. Wir werden uns, ge-
rade wenn es um den Strafrahmen geht, auch im Be-
reich der Angestelltenbestechung nach dem UWG 
wohl mit der Erhöhung der Strafrahmen auseinan-
dersetzen müssen. Ich glaube, das paßt nicht im Ver-
hältnis zu den Strafrahmen bei Beamtenbestechung, 
die wir auch unter die Lupe nehmen werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Aber ich möchte doch eines hier deutlich machen: 
Wir sollten nicht meinen, daß wir mit dem Instrument 
der Kronzeugenregelung gerade auch im Bereich 
der Korruption nun vielleicht etwas Gutes schaffen, 
denn es führt zu Mißtrauen gegenüber dem Kollegen 
und der Kollegin. Es besteht die Gefahr, daß sich ge-
rade hier doch der eine Kollege gegenüber dem an-
deren in einer Art und Weise verhält, wie wir es im 
öffentlichen Dienst nicht wollen. 

Wir sollten auch sehen, daß die Kronzeugenrege-
lung dazu führt, daß eben Täter ungleich behandelt 
werden, und deshalb steht nach meiner Einschät-
zung eines im Vordergrund. Wir werden die Kron-
zeugenregelung zur Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität verlängern, denn - das sieht jeder ein - 
zehn Monate Bewährungszeit sind zu kurz. Das be-
haupten wir auch zu Recht gegenüber anderen Vor-
schlägen und sagen, Recht, was wir gesetzt haben, 
muß sich bewähren, und das gilt natürlich auch in 
diesem Fall für die befristet geltende Kronzeugenre-
gelung zur Bekämpfung der organisierten Kriminali-
tät. 

Meine Zeit ist zu kurz, als daß ich jetzt auch noch 
auf die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts eingehen könnte. Ich glaube, daß dazu auch 
schon vieles Vernünftige in der Vergangenheit ge-
sagt wurde. Ich glaube, wir sollten uns einig sein, die 
Autorität des Bundesverfassungsgerichts nicht in 
Frage zu stellen. 

Ich meine auch, daß das Bundesverfassungsgericht 
durch seine Entscheidungstexte allein verstanden 
werden sollte und nicht unbedingt noch immer der 
Interpretationen und Erklärungen bedürfen müßte. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Ich bin der Meinung, nach der doch intensiven 
auch öffentlichen Diskussion über dieses Urteil ist es 
nicht so gut, sich jetzt in unmittelbarem Zusammen-

hang mit Fragen der Mehrheitsentscheidungen oder 
der Wahlverfahren schon im Gesetzgebungsverfah-
ren auseinanderzusetzen. Ich glaube, es ist gerade 
auch im Interesse der Autorität des Bundesverfas-
sungsgerichts ganz gut, hier Zurückhaltung zu wah-
ren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile nun 
der Abgeordneten Frau Dr. Herta Däubler-Gmelin 
das Wort . 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte gern, bevor 
ich auf den Justizhaushalt eingehe, noch zwei 
Punkte aufgreifen, die während der gerade abgelau-
fenen innenpolitischen Debatte eine Rolle gespielt 
haben. 

Ich weiß nicht, ob Kollege Scholz noch da ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hier sitzt er!) 

- Gut. Sonst hätte ich Sie einfach gebeten, es ihm 
weiterzusagen. 

Herr Kollege Scholz, Sie haben darüber geredet, 
welche Ziele und welche Aufgaben die Kommission 
„Schlanker Staat" haben sollte. Meine Bitte ist, daß 
Sie Ihre Rede oder das Protokoll noch einmal sehr 
sorgfältig nachlesen. Dann wird Ihnen das auffallen, 
was mir auch aufgefallen ist. 

Sie sprechen davon, daß der Staat seine Aufgaben 
einer Kritik unterziehen muß, und ich meine, das ist 
zweifellos richtig. Sie reden dann davon, daß der 
Staat zunächst und, wie Sie sagten, vornehmlich ho-
heitliche Aufgaben wahrnehmen muß, d. h. alle die 
Aufgaben, die hoheitlich sind. 

Nicht in einem einzigen Satz haben Sie erwähnt, 
daß dieses Staatsmodell vom Grundgesetz mit seiner 
ganz klaren Aussage für den demokratischen und 
den sozialen Rechts- und Bundesstaat nicht aufge-
nommen wurde. Das Grundgesetz in seiner klaren 
Grundentscheidung hat sich für einen Interventions-
staat entschieden, dessen Aufgaben genauso wie die 
Herstellung von Rechtssicherheit darin bestehen, 
den Bürgerinnen und Bürgern den Zugang zu sozia-
len Chancen, zu Bildung, zu Wohnungen und zu Ar-
beit zu ermöglichen. 

Warum sage ich das? Ich sage das nicht deswegen, 
weil ich meinte, Sie würden es theoretisch nicht wis

-

sen. Ich will Sie vielmehr in diesem Zusammenhang 
auf zweierlei aufmerksam machen. Wir leben in einer 
Zeit, die ganz ohne Zweifel von Umbruch, von 
Schwierigkeiten, von Individualismus und von Zer-
fall von Werten einerseits und andererseits von 
Orientierungslosigkeit geprägt ist. Wir leben in einer 
Zeit, in der durch eine starke Privatisierungsdiskus-
sion, manchmal auch falsch verstandene Privatisie-
rungsdiskussion, Ökonomisierungsdiskussion, bis- 
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weilen auch falsch verstandene Ökonomisierungs-
diskussion, eigentlich nur ein Grundwert, der in 
Wirklichkeit keiner ist, übrigzubleiben scheint. Das 
ist der kommerzielle Gedanke, daß sich etwas lohnt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen 
Scholz? 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Gerne. Aber 
wenn Sie noch einen Moment warten würden, Herr 
Scholz, würde ich den Gedanken gerne entwickeln 
und Sie auf meine zwei Punkte aufmerksam machen. 

Die Schwierigkeit, vor der wir stehen, ist im Au-
genblick die, daß wir sparen müssen, auch sparen 
können - das ist gar keine Frage -, daß die Aufgaben 
des Staates effizienter gelöst werden müssen, daß er 
auch manches tut, was er nicht müßte. Aber die 
Grenze zwischen hoheitlich und sozialstaatlich zu 
ziehen, dies wäre in einer Zeit, die so auf Integrati-
onspolitik angewiesen ist, auf die Werte des sozialen 
und demokratischen Rechtsstaates angewiesen ist, 
ein Verbrechen. 

Der zweite Punkt, auf den ich Sie hinweisen 
wollte, ist folgender: Wir haben im Moment ganz of-
fensichtlich eine Diskussion, die es in England und 
Amerika vor einigen Jahren schon gegeben hat. Ich 
erinnere die Liberalen an die Äußerungen von Ralf 
Dahrendorf, andere an Konservative. Das war in der 
Ökonomie die Chicago-Schule, in anderen verfas-
sungsrechtlichen Bereichen war es Neoliberalismus. 
Damals wurde unter den Bedingungen von Großbri-
tannien nicht nur verschlankt, sondern diese Aufga-
bendiskussion in der Tat auf die rein hoheitlichen 
Aufgaben zurückgeführt. 

Heute haben Sie do rt  eine ganz andere Diskussion, 
und zwar ganz egal, ob Sie Ralf Dahrendorf, jetzt 
Lord Ralf Dahrendorf, mit seinem Gutachten für die 
englischen Liberalen heranziehen oder ob Sie z. B. 
die große Kommission über Social Justice von Sir 
Gordon Barries nehmen. Die Frage, was unseren Staat 
eigentlich zusammenhält und wie wir es machen, ist 
eine verdammt ernste. Alle Überlegungen, alle Mo-
delle, die z. B. das Überdenken von Staatsaufgaben, 
das Verschlanken, wie es in modischem Neudeutsch 
heißt, mit einem Zurückschneiden des Sozialstaats im 
Prinzip verwechselt haben, sind gescheitert. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Bitte ist, daß wir uns diese Erfahrungen zu-
nutze machen und deswegen vielleicht an die Ver-
schlankungsdiskussion so herangehen, daß wir kei-
nen Deut Zweifel daran lassen, welche die Aufgaben 
des Staates sind. Wenn dann noch die Möglichkeit 
bestünde, ein bißchen praktische Vernunft insoweit 
anzuwenden, daß sich eine städtische Verwaltung 
oder eine andere Verwaltung verdammt schwer tut, 
wieder etwas Privatisiertes zu machen, wenn sie 
sieht, daß sie in die Fänge eines p rivaten Monopols 
gekommen ist, dann wäre ich geradezu erfreut. 

Bitte schön, Herr Scholz. 

Dr. Rupert Scholz (CDU/CSU): Ich bedanke mich, 
Frau Däubler-Gmelin, für die Lektion, die Sie ver-
sucht haben, was den Staat angeht. Aber ist Ihnen 
vielleicht entgangen, daß wir momentan und in mei-
ner Rede insbesondere über den Haushalt des Innen-
ministeriums, über Innenpolitik, diskutiert haben, 
d. h. über einen Bereich, der in der Tat ganz entschei-
dend für den Bereich der rechtsstaatlich maßgeben-
den Komponente der Sicherheitspolitik zuständig ist? 
Ich fürchte, es ist Ihnen entgangen, daß hier ein Staat 
am Sozialstaat vorbei sozusagen zu, ich sage einmal: 
19.-Jahrhundert-Modellen zurückkehrt. In der Tat, 
der soziale Rechtsstaat insgesamt ist das Bild des 
Grundgesetzes. Wenn Sie das nun den interventioni-
stischen Staat nennen wollen, will ich dahingestellt 
sein lassen, ob das das richtige Bild ist. 

Aber ich habe eine Frage zu stellen: Ist Ihnen viel-
leicht entgangen, daß ich ausschließlich über den Be-
reich der Innenpolitik gesprochen habe? 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Verehrter Herr 
Kollege Scholz, da Sie mich so nett gefragt haben, 
sage ich Ihnen ausdrücklich: Nein, es ist mir natür-
lich nicht entgangen, sondern genau dies hat mich so 
unglaublich beunruhigt, und zwar einfach deshalb, 
weil ich schon die Trennung, die Sie vornehmen, daß 
Sie offensichtlich meinen, Innenpolitik sei etwas, was 
mit sozialem Rechtsstaat und auch mit dem Staats-
modell und mit seinen Staatsaufgaben nichts zu tun 
habe, für falsch halte. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe Sie nur darum gebeten, daß Sie dieses 
vielleicht noch einmal überdenken. - Herr Scholz 
muß stehenbleiben; das ist wirklich schön; deswegen 
ziehe ich meine Antwort noch ein bißchen hinaus. - 
Wir werden über diese Fragen in den nächsten Jah-
ren noch reden müssen. 

Nur, diejenigen, die an diesem falschen Weg lei-
den - damit komme ich zu dem zweiten Punkt, der 
mich in Ihrer Rede sehr gestört hat -, haben dann un-
glaublich weniger Lebenschancen. Das ist dann 
nicht nur deren individuelles Problem, sondern wir 
merken das bei den Werten, und wir merken das 
auch bei der Organisation unserer Gesellschaft. - 
Jetzt mache ich weiter. 

(Dr. Rupert  Scholz [CDU/CSU]: Darf ich 
mich setzen?) 

- Der Herr Präsident entscheidet darüber, ob Sie sich 
setzen dürfen oder nicht - wenn Sie sich diese Ent-
scheidung nicht selber zutrauen. 

Der zweite Punkt war Kinder- und Jugendkrimina-
lität, die Sie z. B. mit Überlegungen über eine not-
wendige Entlastung im Bereich der Kleinkriminalität 
verbunden haben. Mir wäre es schon ganz recht, wir 
könnten das wieder ein bißchen auseinanderziehen. 

Der erste Punkt ist doch der, daß der Umfang der 
Aufgaben im Justizbereich gerade im Zusammen-
hang mit der Verbrechensbekämpfung größer ge-
worden ist. Wer das effizient bekämpfen wi ll, darf 
heute diese unsinnige und schädliche Inanspruch-
nahme der Ressource Justiz nicht weiter mitmachen. 
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Warum haben denn bei uns heute Staatsanwalt-
schaften und Gerichte so furchtbar lange Zeiten, 
wenn es z. B. um die Verfolgung schwieriger Fälle 
der Wirtschaftskriminalität geht? Das ist doch einfach 
deswegen der Fall, weil sie sich mit Kleinkriminalität 
in einem solchen Umfang herumschlagen müssen, 
der jedem, dem es wirklich um eine effiziente Siche-
rung des Rechtsstaates geht, die Überlegung aufnöti-
gen sollte, ob es da nicht Strafmöglichkeiten gibt, die 
erheblich weniger Ressourcen und erheblich weni-
ger Bürokratie voraussetzen. 

Genau diese Frage, die ich jetzt von diesem Pult 
zum dritten Mal innerhalb der letzten anderthalb 
Jahren stelle, werden wir aufnehmen müssen, und 
das werden wir auch tun. 

(Beifall bei der SPD - Norbe rt  Geis [CDU/ 
CSU]: Dann müssen Sie sich mit Herrn 
Schily verständigen! Der ist anderer Mei

-

nung!) 

Wir werden dazu auch ein Anhörungsverfahren ma-
chen. Herr Geis, ich rechne da auch mit Ihrer Unter-
stützung. Wir sind hier heute in einer so kleinen 
Gruppe zusammen, daß wir das wirklich vernünftig 
miteinander bereden können. 

Der zweite Punkt ist die Einstiegskriminalität La-
dendiebstahl. Herr Scholz, mir wäre es schon ganz 
recht, Sie würden dazu einmal die Zahlen zur Kennt-
nis nehmen; sie sind nämlich wirklich schrecklich. 
Ich habe sie mir extra heraussuchen lassen. 

Wenn ich mir bei der Jugendkriminalität die La-
dendiebstähle bei den 14- bis 18jährigen anschaue, 
stelle ich fest, daß es im letzten Jahr 50 000 waren. 
Die Steigerungsrate beträgt etwa 20 %. Das gilt für 
die 14- bis 18jährigen. Sie gehören schon zum Be-
reich des Jugendstrafrechts. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Weil man ihnen klarmacht, das sei 

kein Diebstahl mehr!) 

- Herr von Stetten, ich würde mit Ihnen wirklich 
gerne diskutieren, aber erst nachdem Sie zugehört 
haben. 

Herr Scholz, gucken wir uns doch einmal die Zah-
len der noch nicht Strafmündigen an: Das waren im 
letzten Jahr 30 000. Das heißt, die Zahl ist im Verhält-
nis erschreckend hoch, und sie steigt in einem Aus-
maß, das uns allen nicht nur zu denken geben 
müßte, sondern dringend Anlaß zum Nachdenken 
geben müßte. Aber was heißt das jetzt? 

Wenn Sie sich dann einmal anschauen, daß 1992 
fünfmal so viele Kinder - d. h. die Altersgruppe unter 
14 Jahren, nicht strafmündig - und dreimal so viele 
Jugendliche von Sozialhilfe leben müssen, dann fällt 
Ihnen doch eine Verbindungslinie in diesem Bereich 
auf. 

Der Punkt, über den wir uns hier unterhalten müs-
sen, ist doch folgender - das hat mir vorher schon 
nicht gefallen -: Es hat keinen Sinn, die ganzen 
Schwierigkeiten immer getrennt voneinander zu se-
hen. Dies bringt keine Verbesserungsmöglichkeiten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vielmehr müssen wir repressiv die Kriminalität be-
kämpfen, aber bitte gleichzeitig auch die Ursachen. 
Die Ursachen sind gerade bei unseren Kindern und 
bei den Jugendlichen doppelt deutlich. Bei denen 
kann man noch viel mehr machen. Wenn sie keine 
kriminelle Karriere anstreben, ist das Leid, das sie 
verursachen, und sind auch die Kosten - wir befin-
den uns hier in der Haushaltsdebatte - für die Gesell-
schaft sehr viel besser zu ertragen. 

Ich werbe darum, nicht den Sprüchen derer zu fol-
gen, denen, weil die Kriminalziffern im letzten Jahr 
gesunken sind, offensichtlich nichts Besseres einfällt, 
als z. B. zu sagen, man solle das Jugendstrafrecht 
nicht mehr oder nur noch in Ausnahmefällen für die 
18- bis 21jährigen, also für die Heranwachsenden, 
anwenden. 

Erstens gilt das sowieso nur bei jugendspezifischen 
Verfehlungen - das weiß jeder, der damit zu tun hat -, 
und zum zweiten steckt darin noch die gedankliche 
Verwechslung, als sei Jugendstrafrecht weich und 
Erwachsenenstrafrecht hart. Das ist aber dummes 
Zeug. 

Wenn man sich einmal die Zahlen anschaut, sieht 
man, daß ein Jugendstrafrichter, der sein Handwerk 
versteht und Zeit hat, angemessen, sehr viel präziser 
und differenzierter, auf den Punkt genau mit Strafe, 
Erziehungsmaßnahmen oder beidem an die jungen 
Leute herankommt, als man das im Erwachsenen-
strafrecht kennt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - 
Dr.  Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 

CSU]: Genauso ist es!) 

Wenn wir das gleiche Ziel haben, muß deswegen un-
sere Forderung sein, daß die Jugendstrafrichter aus-
reichend Zeit haben und - auch das ist ein Punkt, für 
den ich werbe - die Differenzierungsmöglichkeiten 
bei den Strafen, die sich im Jugendstrafrecht be-
währt haben, in das Erwachsenenstrafrecht über-
nommen werden. 

Meine Damen und Herren, jetzt möchte ich noch 
einmal auf die Justizdebatte und das eingehen, was 
die Frau Bundesministerin gesagt hat. Weil der Ju-
stizhaushalt ein Verwaltungshaushalt ist, hätte ich 
furchtbar gern einmal darüber geredet, was sie im 
rechtspolitischen Bereich tut und welche Fortschritte 
das nach sich zieht. Daß da völlige Fehlanzeige 
herrscht, fällt auf. Was aber stört, ist, daß wir im we-
sentlichen das ganze letzte Jahr für die Aufgaben der 
Rechtspolitik verloren haben, wenn wir Rechtspolitik 
als das begreifen, was sie sein muß, nämlich zum ei-
nen als Stärkung des demokratischen und rechts-
staatlichen Sozialstaats und zum andern als ganz kla-
rer Beitrag für den Schutz und die Stärkung der so-
zial Schwächeren. 

Es kann mir doch keiner sagen, da gäbe es nichts 
zu tun. Wir wissen doch alle, daß unglaublich viel zu 
tun bleibt. Sie haben jetzt die Frage des Kindschafts-
rechts angesprochen und wissen ganz genau, daß ich 
da mit Ihnen ganz ungeheuer sympathisiere. Wenn 
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man sich aber anschaut, wie tröpfchenweise etwas 
und dann wieder überhaupt nichts, außer den An-
kündigungen, getan wird, kann man schon ungedul-
dig werden. 

Ich will auf das Trauerbeispiel „Vergewaltigung in 
der Ehe", wo es auch um den Schutz von Schwäche-
ren geht und über das wir jetzt schon x-mal geredet 
haben, gar nicht ausführlich eingehen, obwohl es 
sich wirklich lohnen würde. 

1988 ist ein Entwurf gescheitert. Danach haben wir 
immer wieder dafür geworben, unserem Entwurf zu-
zustimmen. Das war nicht möglich, weil das Gezerre 
zwischen Union und F.D.P. dies einfach verhindert 
hat. Wir haben uns dann ungeheuer gefreut, als An-
fang 1995 die Bundesregierung im Rahmen einer Äu-
ßerung zu einem Bundesratsentwurf gesagt hat, daß 
der strafrechtliche Schutz von Frauen vor sexueller 
Gewalt in der Ehe verbessert werden soll. Da haben 
wir gedacht: Jetzt endlich haben wir es! 

Dann aber hat das Bundesjustizministerium am 
13. Februar einen Entwurf vorgelegt, der bis auf ei-
nen Punkt mit dem Entwurf identisch ist, der schon 
1988 gescheitert ist. In bezug auf das Absehen von 
Strafe und die Widerspruchsrechte haben Sie unsere 
Argumentation übernommen; das fand ich gut. Am 
11. März dann hat die „Welt" die Anweisung des 
Bundeskanzleramtes gemeldet, die Beratungen der 
Regierung über das Vorhaben einzustellen. 

Am 14. März meldete Reuter - das fand ich nun 
wirklich gut -, daß die Bundesjustizministerin einen 
gemeinsamen Gesetzentwurf der Koalitionsfraktio-
nen anstrebt. Frau Nolte hat dann am 17. Juli eine 
Studie vorgestellt - das war, glaube ich, die 5 382. 
zu diesem Thema, die im übrigen wieder das glei-
che Ergebnis, jedoch mit aktuellen Zahlen hat -, in 
der stand, daß zwischen 1987 und 1991 ungefähr 
350 000 Frauen von den zu diesem Zeitpunkt mit 
ihnen verheirateten und zusammenlebenden Ehe-
männern vergewaltigt worden sind. Da haben wir 
gedacht: Jetzt müßte es doch eigentlich irgend-
wann einmal schnackeln. Aber wieder nichts, To-
tenstille. 

Wenn man noch die Fälle einbezieht, an die man 
auch denken muß, bei denen zwei Geschiedene zu-
sammenleben oder Verheiratete, die aber von ihrem 
Ehepartner getrennt leben, handelt es sich um 
510 000 Frauen. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Das sind doch Horrorzahlen! - Wil

-

helm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Die hat 
Frau Nolte vorgelegt!) 

- Lieber Herr von Stetten, seien Sie bitte so freund-
lich, in diesem Punkt nicht den Begriff „Horrorzah-
len" zu benutzen. Wenn gerade Sie das tun, bin ich 
versucht, aus Ihrem Brief zu zitieren. Soll ich das ma-
chen? 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Das dürfen Sie!) 

- Da Herr von Stetten mich gerade dazu ermächtigt 
hat, will ich das gerne tun. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Sie haben ihn ja schon in der Hand!) 

- Nein, noch nicht. Das Zitat befindet sich auf meiner 
zweiten Seite. Ich finde das aber sehr liebenswürdig. 

Ich lese Ihnen jetzt einfach aus dem B rief vor, zi-
tiert in der „Frankfurter Rundschau" vom 18. März: 

Zum ehelichen Leben gehört auch, die „Unlust" 
des Partners zu überwinden ... Wenn bei dem 
„Werben" der anfängliche Wille „heute nicht" 
von der einen oder anderen Seite überwunden 
wird, kann dies ja wohl kaum als Vergewaltigung 
angesehen werden, selbst wenn der eine Teil den 
Beischlaf „über sich ergehen läßt" oder ihn als 
Mann „vollzieht", um „endlich seine Ruhe zu ha-
ben" . 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Jeder blamie rt  sich, so gut er kann!) 

- Weil ich Sie sehr schätze, verkneife ich mir Kom-
mentare. 

Nicht einmal bei einem so selbstverständlichen 
Fall ist es bisher gelungen, die Rechtspolitik auf die 
Ziele unserer Verfassung auszurichten. Dabei wer-
den Sie mit großer Sicherheit niemanden finden, der 
heute, wenn er den Straftatbestand der Vergewalti-
gung neu zu definieren hätte, die Trennlinie zwi-
schen strafbar und nicht strafbar ausgerechnet beim 
Trauschein ziehen würde. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Haben Sie auch meinen zweiten Vor

-

schlag gelesen?) 

- Ja, aber der ist so schlecht, daß ich ihn lieber nicht 
vorlese. Das können sie nachher selber tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - 
Dr.  Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Den können Sie gar nicht haben!) 

- Dann ist es vielleicht der dritte. Ich habe hier noch 
einen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
einen weiteren Punkt aufgreifen, der heute keine 
große Rolle gespielt hat, der von uns aber auch drin-
gend ins Auge gefaßt werden muß. Wir machen, 
glaube ich, gerade in der Rechtspolitik noch einen 
Fehler, der sich auf unseren Rechtsstaat und auch auf 
unsere Gesellschaft im Augenblick schon schädlich 
und in den nächsten Jahren noch sehr viel nachteili-
ger auswirken muß. Ich meine folgendes: Wer sich 
z. B. mit Richtern unterhält - Richtern übrigens aller 
Gerichtsbarkeiten, auch der unteren Ebenen -, mit 
Staatsanwälten unterhält, mit Anwälten unterhält 
oder wer in die Kriminalstatistiken hineinschaut, 
wird feststellen, daß heute die Justiz und das, was sie 
tut, immer weniger national gedacht werden kann. 

In der polizeilichen Kriminalstatistik stellen wir 
nicht nur in den neuen Ländern, sondern auch über-
all in der Bundesrepublik fest, daß seit der Öffnung 
der Grenzen die Straftaten mit Grenzberührung - 
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ich will es jetzt einmal ganz weit fassen - immer stär-
ker zunehmen, daß übrigens ein Drittel dieser immer 
so beschworenen organisierten Kriminalität interna-
tional organisiert ist. Wenn Sie heute einfach einmal 
fragen, wie viele Verfahren mit Auslandsberührung - 
nicht unbedingt Strafverfahren, sondern auch in 
Handelssachen - unsere Richter heute haben, dann 
stellen Sie fest: Auch hier gibt es einen unheimlich 
hohen Prozentsatz. Was heißt das? Das heißt, daß wir 
uns diese internationale Verflechtung in Europa in 
Richtung EU, aber auch nach Osten sehr viel stärker 
ins Bewußtsein rufen müssen. Warum? Weil bei uns 
immer noch, wenn ein Verbrechen passierte, gar 
nicht geschaut wird, was das für eines ist. Oder wenn 
irgend etwas ansteht, wird nicht mehr geschaut, was 
das ist. Vielmehr wird als Reaktion immer der natio-
nale Gesetzgeber aufgerufen. 

Ich sage Ihnen, ich habe große Zweifel, daß wir an 
die organisierte Kriminalität oder an die Geldwäsche 
ausgerechnet mit der Kronzeugenregelung heran-
kommen. Sie wissen von mir, daß ich diese Form ei-
ner Regelung nur dann anwenden will, wenn wirk-
lich nichts anderes hilft, weil mit der Kronzeugenre-
gelung immer eine gewisse Durchbrechung der 
rechtsstaatlichen Prinzipien verbunden ist. 

(Beifall des Abg. Detlef Kleine rt  [Hannover] 
[F.D.P.]) 

Gerade bei dieser Art  von Kriminalität wissen wir 
ganz genau, daß die Antwort national viel weniger 
gegeben werden kann als durch Zusammenarbeit 
nicht nur im polizeilichen Bereich, sondern auch im 
Justizbereich, in der Abstimmung von Grundsätzen, 
in der Abstimmung von Gesetzen und in der Abstim-
mungsmöglichkeit im tagtäglichen Justizverhalten. 
Der Amtsrichter aus Offenburg, den ich ständig zi-
tiere - außerhalb der polizeilichen Nacheile mit 
Frankreich, die wenigstens mittlerweile einigerma-
ßen geregelt wurde -, hat es immer noch wahnsinnig 
schwer, wenn er mit seinem Kollegen in Bordeaux 
gemeinsam versuchen muß, nach dem jewei ligen 
Gesetz Gerechtigkeit durchzusetzen. Das geht nicht. 
Was ich damit sagen will, ist: Wenn auf die modernen 
Herausforderungen im Bereich der Kriminalitätsbe-
kämpfung immer nur nationalstaatlich durch Ge-
setze regiert wird, hat es zwei Folgen: Erstens nützt 
es sehr viel weniger, als diejenigen, die es vorschla-
gen, glauben, und zum zweiten macht es den Rechts-
staat an einer Stelle kaputt, an der wir es eigentlich 
nicht bräuchten. 

Meine Damen und Herren, „Rechtsstaat kaputtma-
chen" bringt mich zu dem letzten Stichwort Bundes-
verfassungsgericht. Sie wissen, ich kritisiere gerne, 
genauso wie Sie. Aber wer glaubt, man könne hier 
einerseits die Chaostage geißeln und man brauche 
andererseits nicht demokratisch gewählte Politiker, 
die zum Boykott eines Urteils aufrufen oder gar auf-
fordern, einen Richter zu entfernen - Sie wissen 
schon, wen ich meine -, zu tadeln, der ist nicht nur 
nicht glaubwürdig, sondern der spricht auch seinen 
eigenen Prinzipien der Glaubwürdigkeit Hohn, 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

der ist nicht nur selber kein gutes Vorbild, sondern 
bei dem müssen wir bezweifeln, daß er es ernst 
meint, wenn er über Kriminalitätsbekämpfung oder 
Werte redet. 

Ich denke, diese Diskussion werden wir fortsetzen 
müssen. Meine Bitte an Sie ist, eines zu tun, nämlich 
immer dann, wenn einem das Urteil nicht gefällt, es 
durchgehen zu lassen. Auch mir gefällt manches 
nicht. Aber vergleichen Sie einmal die Äußerungen 
des Herrn Bundeskanzlers zur Reaktion aufgebrach-
ter Frauen in Sachen § 218, die nicht gewählte Abge-
ordnete oder Politikerinnen waren, mit der milden 
Leisetreterei - so wi ll  ich es einmal nennen -, als es 
eigentlich darum gegangen wäre, daß die für die 
Verfassung zuständigen Minister in großer Deutlich-
keit Kollegen oder ehemalige Kollegen zur Ordnung 
rufen, die die Grenze ganz eindeutig überschritten 
haben. Das geht nicht. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort  zu ei-
ner Kurzintervention hat der Kollege Freiherr von 
Stetten. 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): Ich 
mache es wirklich kurz. Nur kann ich nicht stehen-
lassen - es ist einfach nur ein Satz zitiert worden -, 
als sei ich für Gewalt in der Ehe. Wenn ich hier in 
dem Sinne zitiert wurde, daß es Widerstand in der 
Ehe gebe, dann meine ich natürlich nicht, daß er mit 
Gewalt beseitigt werden muß, sondern ich meine, 
daß er mit dem Liebesspiel beseitigt werden soll, das 
in einer Ehe nun einmal dazugehört. 

(Hanna Wolf [München] [SPD]: Sie haben 
immer noch nichts kapiert!) 

- Langsam, langsam. 

Ich habe ausdrücklich geschrieben, daß ich unter 
Erwachsenen nicht weitergehen will. Ich glaube, das 
ist auch richtig so. Vielleicht nehmen Sie auch zur 
Kenntnis, daß ich ausdrücklich eine schärfere Bestra-
fung der Vergewaltigung in der Ehe gefordert habe, 
daß ich aber gleichzeitig gefordert habe, daß es ein 
Widerspruchsrecht und eine A rt  Verzeihung geben 
muß. 

(Hanna Wolf [München] [SPD]: Das gibt es 
doch nicht!) 

Ich glaube, dabei handelt es sich wohl um eine For-
derung, die man stellen kann. 

Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Sehr 
komische Formulierung!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Meine verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen, wir nähern uns all-
mählich einem Thema, das man außerhalb des Ple-
narsaals viel besser behandeln kann als hier. - Frau 
Däubler-Gmelin, wollen Sie darauf antworten? - Das 
ist nicht der Fall. 
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Ich erteile nun das Wort  dem Kollegen Norbe rt 
 Geis. 

Norbert  Geis (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wir werden zur 
Vergewaltigung in der Ehe, Frau Kollegin Däubler

-

Gmelin, einen Gesetzentwurf vorlegen. Er wird im 
Augenblick noch abgestimmt. Die Beratungen der 
Verhandlungsführer innerhalb der Fraktionen der 
Koalition sind abgeschlossen. Ich denke, daß wir in 
Kürze auch im Ausschuß darüber beraten können. 

Ich glaube auch, daß es richtig ist, daß wir uns in 
einer solchen Stunde, bei einer solchen Debatte, mit 
der Kritik beschäftigen sollten, die in den letzten Wo-
chen und Monaten am Bundesverfassungsgericht ge-
übt worden ist, wobei es nicht nur um das Kreuz-Ur-
teil vom 10. August dieses Jahres geht, wenngleich 
dieses Urteil eine große Empörung hervorgerufen 
hat. Der Kirchenpräsident von Hessen-Nassau 
nannte dieses Urteil in Teilen seiner Begründung 
skandalös. Ich glaube aber nicht, daß wir die Kritik 
und die Kritik an der Kritik auf dieses Urteil be-
schränken dürfen. Das würde den Blickwinkel ver-
kürzen. Vielmehr müssen wir einfach wahrnehmen, 
daß aus der Mitte des Verfassungsgerichtes selbst 
und vor allen Dingen auch von den Lehrstühlen kriti-
sche Anmerkungen kommen. Wir kennen sie alle. 
Ich glaube, daß man diesen Anmerkungen nachge-
hen muß. 

Wir müssen - das ist Aufgabe der Rechtspolitik - 
uns mit dieser Frage befassen, gerade weil uns ge-
nauso wie Ihnen die Kontrollfunktion des Bundes-
verfassungsgerichtes im Rahmen unseres politischen 
Systems ungemein wichtig erscheint und weil das 
Verfassungsgericht diese Kontrollfunktion in den 
vergangenen 40 Jahren in einer hervorragenden 
Weise ausgeübt hat und zu Entscheidungen gekom-
men ist, die hohes Ansehen genießen und große Zu-
stimmung nicht nur bei der Bevölkerung in unserem 
Land, sondern auch im Ausland gefunden haben. 
Das Bundesverfassungsgericht und die Richter ha-
ben ein hohes Ansehen. Viele der Ostblockländer, 
die frei geworden sind, suchen den Kontakt zu uns, 
weil sie eine solche Institution wie das Bundesverfas-
sungsgericht haben wollen. Es muß im Rahmen die-
ser Kritik erlaubt sein - es ist auch richtig -, daß wir 
vielleicht mit dafür Sorge tragen, daß das Bundesver-
fassungsgericht den Rahmen, den es in der Verfas-
sung und im Bundesverfassungsgerichtsgesetz ge-
steckt bekommen hat, nicht allmählich überschreitet 
und also nicht zum Gesetzgeber wird, wie das ja 
nicht nur von politischer Seite gerügt wird, sondern 
aus den Reihen des Bundesverfassungsgerichtes sel-
ber angemerkt worden ist. Es ist die Befürchtung ge-
äußert worden, es könnte allmählich zu einer „Ver-
änderung unserer Verfassungsstruktur" kommen. 
Ein Richter am Bundesverfassungsgericht hat dies so 
geäußert. 

Wir müssen in dieser Diskussion mit dafür Sorge 
tragen, daß diese Kontrollfunktion erhalten bleibt, 
daß Gesetzgebung und Rechtsprechung getrennt 
bleiben und daß das Bundesverfassungsgericht eine  

ganz herausgehobene Stellung hat und nicht zu ei-
ner Superrevisionsinstanz der Fachgerichte wird. Ich 
meine, wir sollten diese Diskussion in aller Ruhe auf-
nehmen. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN): Davon war nicht viel zu spüren in 
der letzten Zeit!) 

- Sie sollten meine Äußerungen einmal nachlesen. 
Dann hätten Sie das, was Sie jetzt gesagt haben, viel-
leicht nicht geäußert. Man muß nicht alles glauben, 
was in den Zeitungen steht. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Ich rede nicht nur von Ihnen, son

-

dern von Ihren Freunden!) 

Sie, Frau Justizministerin, haben einen weiteren 
wichtigen Punkt angesprochen, das Kindschafts-
recht. Es ist wahr, Frau Däubler-Gmelin, wir müssen 
mit diesem Gesetzgebungsvorhaben so schnell wie 
möglich klarkommen. Es ist eine längst fällige Re-
form; das sehen wir genauso. Aber ich gebe zu: Wir 
tun uns da ein wenig schwerer, weil uns die Erhal-
tung der Familie - auch wenn das bei Ihnen sicher 
auch der Fall ist - in ganz besonderer Weise am Her-
zen liegt. 

Es geht natürlich nicht nur in den rechtlichen Rah-
men für die Familie, sondern es geht dabei auch um 
die finanzielle Unterstützung. Ich weise aber darauf 
hin, daß in diesem Bundeshaushalt 7 Milliarden DM 
mehr für die Familien ausgegeben werden, während 
der Haushalt gleichzeitig um 7 Milliarden DM ge-
kürzt wird. Das darf man bei einer solchen Debatte ja 
einmal anmerken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Bei dem Kindschaftsrecht geht es um die Frage, 
wie wir die Dinge regeln, die nach einer Scheidung 
in bezug auf die Kinder entstehen. Zu den Vorstel-
lungen des Bundesjustizministeriums gibt es inzwi-
schen Gegenvorschläge. Ich meine, man muß dieje-
nigen, die jetzt kritisieren, auch darauf hinweisen, 
daß es zunächst einmal nicht um die Frau geht - die 
sich natürlich unter Umständen schwertut, in einem 
Scheidungsverfahren einen entsprechenden Antrag 
zu stellen, um dann als Störenfried zu erscheinen -, 
sondern daß es zunächst um die Kinder geht. Ich 
meine, der Ansatz, den das Justizministerium, den 
Sie, Frau Ministerin, gefunden haben, ist nicht so 
falsch. Ich möchte aber einräumen: Man muß dieser 
Frage im einzelnen nachgehen. Wir wollen die Kritik 
nicht beiseiteschieben, sondern wir wollen uns mit 
ihr auseinandersetzen. 

Es geht auch um das gemeinsame Sorgerecht 
nichtverheirateter Eltern, die zusammenleben. Auch 
wir meinen, die elterliche Sorge kann auf einen über-
einstimmenden Antrag hin gemeinsam erteilt wer-
den. 

Und es geht um das Umgangsrecht des nichteheli-
chen Vaters mit dem Kind. Hier kommt es uns darauf 
an, daß nicht in eine bestehende gute Familienbezie-
hung, in die das Kind vielleicht inzwischen eingebet-
tet ist, von außen her - durch ein Umgangsrecht, das 
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nur mit Gewalt durchgesetzt wird - eingegriffen 
wird. Wir müssen versuchen, auch hier eine Lösung 
zu finden, die vor allen Dingen im Interesse des Kin-
des liegt. 

Es geht um das Erbrecht des nichtehelichen Kin-
des. Die Frage hier ist, ob die neuen Überlegungen 
den Betroffenen wirklich Vorteile bringen. Wir wol-
len dies in aller Ruhe miteinander besprechen und 
erwägen. 

Es geht um die Amtsvormundschaft, die ja auch 
Teil dieses Gesetzgebungsvorhabens ist. Wir sind der 
Meinung, man sollte den Betroffenen erst einmal ei-
nen Zeitraum zur Verfügung stellen - das kann ein 
Jahr, das können zwei Jahre sein -, in denen sie ihre 
Dinge selbst regeln können. Aber wenn dann der 
Vater nicht feststeht, dann, so meinen wir, soll der 
Staat im Interesse des Kindes von Amts wegen und 
auf Grund der verfassungsgerichtlichen Entschei-
dung einschreiten. Aber auch in diesem Punkt wol-
len wir miteinander reden. 

Ein Wort noch zu einem anderen Thema - weil 
diese Diskussion nicht im Rahmen dieses Kind-
schaftsrechtes aufgekommen ist -: Wir wenden uns 
gegen jede Gleichstellung von gleichgeschlechtli-
chen Partnerschaften mit der Ehe. Das hat nichts 
miteinander zu tun, das ist etwas ganz anderes und 
gehört auch nicht in diese Debatte. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das ist keine große Überraschung!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben uns natürlich auch mit dem Vermögensgesetz, 
mit dem, was jetzt vom Bundesrat auf uns zukommt, 
zu beschäftigen; mein Kollege Kolbe wird dies noch 
ausführlicher betrachten. Wir waren Ende August in 
Dresden und haben eine Anhörung zum SED-Un-
rechtsbereinigungsgesetz durchgeführt. Wir haben 
uns die Kritik zu diesem Gesetz angehört. Ich bin mit 
Ihnen, Frau Ministerin, der Meinung: Wir sollten zu-
mindest - und das ganz schnell, weil es am Ende des 
Jahres ausläuft - die Antragsfristen - vielleicht für 
beide, für das Erste und das Zweite SED-Unrechtsbe-
reinigungsgesetz; sicherlich trifft das auch auf Zu-
stimmung in den Reihen der SPD - verlängern. 

Ich möchte noch etwas zur inneren Sicherheit sa-
gen. Sie hat in der heutigen Debatte schon eine aus-
giebige Rolle gespielt, auch jetzt in der Justizdebatte. 

Wir streben die Verlängerung der Kronzeugenre-
gelung an und fragen uns natürlich, ob es nicht all-
mählich angezeigt ist, diese Kronzeugenregelung so 
wie in Italien und anderen Ländern auf Dauer einzu-
richten. Auf jeden Fall bitten wir darum, vielleicht ei-
nen längeren Zeitraum einzuräumen. Bei terroristi-
schen Straftaten haben wir schon jetzt eine vier 
Jahre lang geltende Kronzeugenregelung. Wir bitten 
um Verständnis dafür, daß wir fordern, vielleicht ein-
mal einen längeren Zeitraum ins Auge zu fassen. 

Wir halten natürlich an der Abhörung von Gang-
sterwohnungen fest, weil wir meinen, daß dies ein 
wichtiger Punkt in der Kriminalitätsbekämpfung ist. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Was ist eine „Gangsterwohnung"?) 

Unsere Hauptstoßrichtung gilt natürlich der Beste-
chung und der Korruption. Dabei geht es um die 
Frage, ob wir nicht auch Tatbestände anders formu-
lieren sollten, zumindest was den Strafrahmen an-
geht. Vielleicht sollten wir dazu übergehen - wenig-
stens einmal darüber nachdenken -, eine schwere 
Korruption im Beamtenbereich als Verbrechenstat-
bestand zu qualifizieren. Das würde nach dem Diszi-
plinarrecht automatisch dazu führen, weil es eine 
mindestens einjährige Freiheitsstrafe gibt, daß der 
Täter seine Stellung als Beamter verlieren würde. 

Ich sehe den Hinweis, zum Schlußsatz zu kommen. 
- Wir werden an der Justizentlastung nicht vorbei-
kommen. Wir sind im Gespräch mit den Ländern. Ich 
sehe aber das skeptische Gesicht von Herrn Kleine rt , 
und ich weiß, wie schwierig sie ist. Wir werden aber 
darüber diskutieren müssen. 

Frau Kollegin, wir werden die Kleinkriminalität 
nicht dadurch beseitigen, daß wir sie einfach aus 
dem Strafgesetzbuch streichen. Wir dürfen sie auch 
nicht zu Lasten des Arguments beseitigen, wir woll-
ten die Justiz entlasten; denn die Justiz ist für die Si-
cherung des Rechtsstaates da. Ich kann einen rechts-
widrigen Zustand zu Lasten des Rechtsstaates nicht 
mit dem Argument beseitigen wollen, daß ich die Ju-
stiz durch die Entlastung unterstützen würde. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
das ist ein sehr langer Satz. Sie müssen zum Schluß 
kommen. 

Norbert Geis (CDU/CSU): Ich möchte zum Schluß 
darauf hingewiesen haben. - Ich nehme die Rüge 
ernst, Herr Präsident. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort  hat 
nun der Herr Abgeordnete Volker Beck. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Meine Damen und Herren! In den letzten Wochen 
haben wir eine CDU/CSU in Kreuzzugsstimmung er-
lebt. Die Reaktionen auf das Karlsruher Kruzifix-Ur-
teil haben der Republik deutlich vor Augen geführt, 
wie viele Unionspolitiker bereit sind, für den rechten 
Glauben die Rechtsordnung mit Füßen zu treten. 

(Horst Eylmann [CDU/CSU]: Wie viele 
denn?) 

Meine Damen und Herren, auch uns gefällt so 
manches Urteil des Bundesverfassungsgerichts ganz 
und gar nicht. Natürlich darf man auch Karlsruhe kri-
tisieren. Aber was Sie sich geleistet haben, das über-
steigt jedes erträgliche Maß. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD - Dr. 
Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/CSU]: 

Verallgemeinerung!) 
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Kollege Geis bezeichnete die Entscheidung als ver-
fassungswidrig. Ein Bundestagskollege forde rte die 
Enthebung von einzelnen Verfassungsrichtern. Der 
stellvertretende CSU-Vorsitzende forde rte dazu auf, 
das Urteil des Verfassungsgerichts „nicht zu befol-
gen" . Bayerns Ministerpräsident Stoiber kündigt an, 
die Kreuze einfach hängen lassen zu wollen. 

Da fragt man sich doch bange: Observieren dem-
nächst Schlapphüte die Münchner Staatskanzlei? 
Wird die CSU ein Fall für den Verfassungsschutz? 

Die Position des Verfassungsgerichts in Frage zu 
stellen, weil einem ein Urteil nicht paßt, gar zum Boy-
kott gegen seine Entscheidungen aufzurufen - einen 
solchen Angriff auf die Unabhängigkeit und Autori-
tät unseres obersten Gerichtes hat es bislang noch 
nicht gegeben. 

(Beifall des Abg. Otto Schily [SPD]) 

Ich behaupte, das geschieht aus eiskaltem Kalkül. 
So mancher aus der CDU/CSU will schon einmal pro-
phylaktisch das Bundesverfassungsgericht demontie-
ren; denn nicht ohne Grund müssen Sie beim Verbre-
chensbekämpfungsgesetz wie beim Asylrecht eine 
Bauchlandung in Karlsruhe befürchten. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Warten wir ab!) 

Eine einstweilige Anordnung gegen die Schnüffelei 
des BND haben Sie ja bereits kassiert. 

Meine Damen und Herren von der Union, lassen 
Sie von einer Nötigung des Bundesverfassungsge-
richtes ab! Sie spielen mit dem Feuer und beschwö-
ren einen Verfassungskonflikt. 

Und Sie, Frau Justizministerin, kommen Sie end-
lich aus der Versenkung und rufen Sie Ihre Koaliti-
onspartner bei solchen Tönen zur Ordnung! Heute 
haben Sie die Gelegenheit in dieser Debatte leider 
versäumt. 

Aber nicht nur in der Kruzifix-Debatte fehlt es der 
Justizpolitik am liberalen Rückgrat. Frau Leutheus-
ser-Schnarrenberger, wo bleibt denn die Umsetzung 
der Beschlüsse vom Mainzer F.D.P.-Parteitag? Als 
„Befreiungsschlag" wurden sie damals bezeichnet, 
als „just for show"-Beschlüsse haben sie sich heute 
herausgestellt, sie haben sich als reine Schaumschlä-
gerei erwiesen. 

Lediglich einen Referentenentwurf zur Reform des 
Kindschaftsrechts hat das Justizministerium in letzter 
Minute vor der Haushaltswoche präsentiert. Aller-
dings ist es Ihnen hierbei gelungen, das Votum na-
hezu aller Betroffenenverbände souverän zu überhö-
ren. Diese fordern nämlich zu Recht, ein gemeinsa-
mes Sorgerecht nach einer Scheidung auf Antrag zu 
ermöglichen. Statt dessen wollen Sie das gemein-
same Sorgerecht als Regelfall verordnen. Damit 
schwächen Sie die Stellung der betroffenen Mütter 
massiv. So geht das nicht. Die längst überfällige Re-
form des Kindschaftsrechts darf nicht zu Lasten der 
Frauen gehen. 

(Bundesministerin Sabine Leutheusser

-

Schnarrenberger: Nicht zu Lasten des Kin

-

des!) 

Wir zumindest machen das nicht mit. 

Ansonsten wartet man vergebens auf die Umset-
zung Ihrer Mainzer Beschlüsse. Wo bleibt denn Ihr 
Einsatz für den Abbau der Diskriminierung nichtehe-
licher Lebensgemeinschaften? Was ist mit dem Ver-
sprechen, die Lebenssituation von Lesben und 
Schwulen konkret zu verbessern? In welcher Schub-
lade ist der Gesetzentwurf zur Vergewaltigung in 
der Ehe verschwunden? Die bisherige Debatte hat 
das immer noch nicht geklärt. 

(Dr. Hermann Otto Solms [F.D.P.]: Den wer

-

den Sie sehr bald wiederfinden! Das hat 
nichts mit Haushalt zu tun!) 

- Darauf hoffe ich. 

Herr Geis, nach Ihren Ausführungen ist mir der Zu-
sammenhang zwischen Familienförderung und Straf-
freiheit bei der Vergewaltigung in der Ehe immer 
noch nicht einsichtig, und ich finde, er gehört in 
diese Debatte nicht hinein. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Dann haben Sie 
mich falsch verstanden! Dazu habe ich 

nicht geredet!) 

Diese Rechtssituation ist keine Familienförderung, 
sondern es ist familienzerstörend, so etwas hinzuneh-
men. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es ist im Justizministerium verdächtig sti ll  gewor-
den. Anscheinend wirft der große Lauschangriff 
schon seine Schatten voraus. Herr Gerhardt will die 
Stimmung an der F.D.P.-Basis abhorchen, also Ring 
frei zur nächsten Runde im Grundrechteabbau. Die 
Botschaft an Sie, Frau Ministe rin, ist leider klar. Sie 
sind angezählt. 

Unterdessen darf Innenminister Kanther weiterhin 
unter dem Vorwand der sogenannten effektiven Ver-
brechensbekämpfung immer neue Horrorszenarien 
mit noch mehr Strafverschärfungen und noch mehr 
Demontage des Rechtsstaates ausbreiten. Seine Rede 
heute war wieder ein deutliches Beispiel dafür. 

Besinnen Sie von der Koalition sich lieber einmal 
auf die Grundlagen unserer Verfassung: Grund-
rechte werden als Freiheits- und Abwehrrechte des 
einzelnen gegen die Allmacht eines übermächtigen 
Staates gewährleistet. Wenn in unserem Lande 
Grundrechte nur so lange Geltung beanspruchen 
dürfen, wie sie den Staat in seiner vermeintlichen 
Aufgabenerfüllung nicht tangieren, dann sind sie al-
lerdings das Papier nicht we rt , auf dem sie gedruckt 
sind. 

Noch ein letzter Punkt, Frau Justizministerin: Im-
mer wieder hört man aus Ihrem Munde, der Täter-
Opfer-Ausgleich solle vorangetrieben werden. 
Heute haben Sie davon allerdings nichts gesagt. Wie 
verträgt sich das damit, daß im neuen Haushalt 
300 000 DM für das Service-Büro der Deutschen Be-
währungshilfe e. V. für Täter-Opfer-Ausgleich und 
Konfliktschlichtung gestrichen werden sollen? Von 
dieser Streichung betroffen ist eine Einrichtung, die 
sich maßgeblich mit der Koordination und Entwick-
lung von Standards für den Täter-Opfer-Ausgleich 
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befaßt. Gerade das ist wegen der unterschiedlichen 
Regelungen in den einzelnen Bundesländern unab-
dingbar. Wir hatten dazu kürzlich in Bonn eine Ta-
gung, die sehr lehrreich war und bei der deren Not-
wendigkeit wirklich jedem drastisch vor Augen ge-
führt wurde. 

Vielleicht ist Ihnen der Widerspruch zwischen offi-
zieller Verlautbarung und Praxis im Haushaltsplan 
nur schlichtweg nicht aufgefallen. So ganz überra-
schend fände ich das nicht. Schließlich haben Sie 
und Ihre Parteikollegen nach eigenem Bekunden 
erst vor kurzem im Kabinett die Abstimmung über 
das sogenannte Asylbewerberleistungsgesetz ein-
fach verschlafen 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

und entgegen dem Votum Ihrer Partei Herrn Seeho-
fers schäbigem Plan zugestimmt, die Sozialleistun-
gen für Kriegsflüchtlinge zu streichen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

So versehen Sie Ihr liberales Wächteramt. Da kann 
man nur konstatieren: Ruhe sanft, liberale Rechtspo-
litik! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort hat 
der Abgeordnete Detlef Kleinert. 

Detlef Kleine rt  (Hannover) (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Verläß-
liche, prognostizierbare Rechtsprechung in ange-
messener Zeit - ich mache es jetzt so ähnlich wie Sie, 
Frau Däubler-Gmelin, gewisse Dinge, um die wir uns 
weiterhin bemühen müssen möglichst gleich am An-
fang immer zu wiederholen, - bedeutet u. a., daß die-
ses Parlament bei der Gesetzgebung, wenn nicht äu-
ßerste Dringlichkeit gegeben ist, sorgfältig zu Werke 
geht, prüft, die Beteiligten anhört, vernünftige Ge-
spräche in angemessener Zeit führt und daraufhin - 
das spricht am ehesten dafür, daß das dann auch so 
zustande kommt - anständige Gesetze macht. 

Deshalb besteht ein gutes halbes Jahr nach Zu-
sammentreten dieses Bundestages überhaupt keine 
Veranlassung, angesichts der Vorlagen, die bereits 
jetzt für jedermann sichtbar geworden sind und für 
die wir der Bundesjustizministerin danken, etwa von 
versäumter Zeit zu sprechen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Der Druck der vergangenen Legislaturperiode mit 
den unglaublichen Anforderungen, die sich aus der 
deutschen Einigung ergeben haben, ist im wesentli-
chen abgebaut worden. Deshalb müssen wir hier zu 
einem gediegenen Arbeitsstil zurückfinden. Das gilt 
für eine Fülle von Vorhaben, die man am besten nur 
ganz vorsichtig oder gar nicht anfaßt. Ich denke zum 
Beispiel an die Regelungsfülle - zum allergrößten 
Teil überflüssig -, die der SPD vorschwebt. Nachdem 
sie kunstvoll das Phantom der Bankenmacht aufge-
baut hat, läßt sie ihrem Regelungsbedürfnis großzü-
gig freien Lauf. Wir prüfen gern mit Ihnen gemein-
sam, was davon wohl sein muß. Wir sagen gar nicht,  

daß da überhaupt nichts wäre, um das man sich küm-
mern und bei dem vielleicht auch hier und da etwas 
geregelt werden müßte. Aber alles zu regeln, was ir-
gend geht, geht zu weit. 

Dazu gehört im übrigen auch, daß wir möglichst 
immer weiter - das bedarf offenbar einer langwieri-
gen und gründlichen Überzeugungsarbeit - auf au-
ßergerichtliche Einigungen hinarbeiten, daß wir 
möglichst viele Anreize zu außergerichtlichen Eini-
gungen geben. Wenn heute schon 70 % aller poten-
tiellen Streitfälle mit Hilfe der Anwaltschaft außerge-
richtlich erledigt werden, ist das der wirksamste Bei-
trag zur Gerichtsentlastung, den wir uns vorstellen 
können. Auch dafür muß man dankbar sein. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Das muß man weiter so betreiben. 

Ich könnte mir auch vorstellen, daß gewisse Über-
legungen über die Art , wie wir die Richter der ober-
sten Bundesgerichte wählen, mit in diesen Zusam-
menhang gehören. Wir könnten sowohl den Vertre-
tungen der Richter wie gleichzeitig denen der An-
wälte mehr Möglichkeiten geben, ihre Vorstellungen 
vorzutragen, um damit etwas mehr Transparenz in 
die Vorgänge zu bringen, so daß sich die Richter-
schaft in ihrer Stellung und hinsichtlich der Grund-
sätze, die dazu führen, daß Richter in diese verant-
wortungsvolle Position der Rechtsentwicklung ge-
bracht werden, sicherer fühlt. Dazu, meine ich, wä-
ren vernünftige Gedanken sehr angebracht. 

Gleichzeitig finde ich die insbesondere nach kürz-
lichen sehr heftigen Auseinandersetzungen über ein 
Verfassungsgerichtsurteil sofort einsetzenden Dis-
kussionen über eine Veränderung der Mehrheiten, 
mit denen das Gericht entscheidet, oder über ein ver-
ändertes Wahlverfahren weniger angemessen, um 
das einmal so zurückhaltend auszudrücken. 

Ich möchte mich zu der nach dem Kruzifix-Urteil 
entstandenen Diskussion in der gleichen Weise zu-
rückhaltend äußern. Es hat immerhin - soviel darf 
man sagen; ich glaube, ich bin darin mit Herrn Kolle-
gen Schily im wesentlichen einig - zu einer in vielen 
Teilen - keineswegs überall - sehr niveauvollen Dis-
kussion geführt. Es hat bei vielen Menschen, bei de-
nen der Umgang mit christlichen Symbolen zur Rou-
tine geworden zu sein scheint, dazu geführt, daß sie 
neu darüber nachgedacht haben, aus welchen Grün-
den und gar aus welchen Rechtsgründen solche 
Symbole Verwendung finden. Rechtsgründe dafür 
sollte es im gegebenen Zusammenhang allerdings 
nicht geben. Das war der Sinn des Urteils; darum 
geht es in Ordnung. 

Wenn daraufhin die Kreuze - weil die Eltern sie 
übereinstimmend wünschen oder weil niemand wi-
derspricht - in den Schulen und anderwärts als ein 
Bestandteil unserer Kulturgeschichte und unserer 
Einstellung zu diesen Grundwerten weiterhin hän-
gen, dann werden wir das begrüßen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD) 

Nur: Die staatliche Anordnung ist eine ganz andere 
Geschichte; sie durfte nicht sein. 
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Wir werden auch über Ihre Vorschläge in bezug 
auf Änderungen beim Bundesverfassungsgericht 
gerne diskutieren. Herr Kollege Eylmann, Sie wis-
sen, daß ich neulich bei einer Gelegenheit in Gegen-
wart unserer argentinischen Kollegen laut über die 
Möglichkeit nachgedacht habe, do rt  eine Zweidrit-
telmehrheit einzuführen, wofür tatsächlich einiges 
spricht. Bei weiterer Überlegung habe ich mir ge-
dacht, ich könnte zu leicht in die Gefahr kommen, in 
der sich zur Zeit Herr Beck vielleicht - ich sage das 
ganz vorsichtig - befindet, daß ich mir nämlich in 
dem Augenblick, in dem mir etwas nicht so sehr ge-
fällt, sage: „Darauf mußt du so und so reagieren" und 
nicht das Ende bedenke - respice finem. Man sollte 
immer im Auge behalten, daß bei einer Änderung 
der Verhältnisse diese Änderung sehr massiv ins ei-
gene Fleisch schneiden könnte, so daß man es, wenn 
man den Gedanken zu Ende geführt hat, am liebsten 
bei dem läßt, was wir schon haben, so wie Frau 
Däubler-Gmelin die Ehre hatte, das als Berichterstat-
terin 1990 dem Hause vorzutragen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Kleinert , Sie müssen tatsächlich das Ende bedenken. 

Detlef Kleinert (Hannover) (F.D.P.): Herr Präsident, 
wegen der historischen Bedeutung des nun folgen-
den Satzes bitte ich Sie eine Sekunde - nein, eine et-
was längere Sekunde - um Nachsicht. Ich möchte 
nämlich für die weitere Diskussion darauf aufmerk-
sam machen, daß sich in früherer Zeit die Fronten 
häufig ganz überraschend anders entwickelt haben. 

Die Bundesregierung aus CDU/CSU und F.D.P. hat 
1950 die feste Meinung vertreten, nur das Plenum 
des Bundestages könne die Verfassungsrichter wäh-
len, alles andere sei verfassungswidrig. Dagegen ist 
Herr Adolf Arndt zu Felde gezogen und hat durch 
eindrucksvolle Überzeugungsarbeit dazu beigetra-
gen, daß der Rechtsausschuß des Bundestages 
schließlich dem Plenum einstimmig empfohlen hat, 
bei der dortgefundenen Lösung eines Wahlgremi-
ums zu bleiben - ein klassisches Verdienst eines be-
deutenden Rechtspolitikers der Sozialdemokratie, an 
das man bei dieser Gelegenheit gern einmal erinnert, 
wie überhaupt der Blick in die Geschichte auch für 
unsere künftigen Beratungen hoffentlich noch viel 
Gutes hergeben wird. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Professor Heuer. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben heute schon mehr-
fach über das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
diskutiert. Das Gericht hat zum drittenmal in kurzer 
Zeit mit einem Urteil, das die Rechte des einzelnen 
oder von Minderheiten schützt, heftige Kritik und 
große Aufregung bei den eher konservativ gesinnten 
Kreisen der deutschen Politik hervorgerufen. Im jet-

zigen Fall des sogenannten Kruzifix-Urteils haben in 
der ersten Aufregung bayerische Politiker sogar mit-
geteilt, sie wollten dem Urteil den Gehorsam verwei-
gern. Diese Politiker offenbarten damit den gleichen 
selektiven Rechtsgehorsam wie jene Steuerpflichti-
gen und Steuerflüchtigen, die Diebstahl verurteilen, 
aber nichts dabei finden, Steuern zu hinterziehen 
und ihr Vermögen am Fiskus vorbei in die Steueroa-
sen zu schleusen. 

Herr Geis hat am 21. August 1995 von der Gefahr 
gesprochen, daß durch die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts der gewaltengeteilte Staat 
ruiniert wird. Das Bundesverfassungsgericht ist u. a. 
auch als Notbremse gedacht für den Fall, daß Politi-
ker den Rahmen der Verfassung verlassen oder sich 
dazu anschicken. Das war von den Konstrukteuren 
des Grundgesetzes gewollt. Wenn Zweifel auftau-
chen, ob sich die Politik in den Grenzen der Verfas-
sung hält, sollte darüber ein Gericht entscheiden. 
Das ist dann notwendigerweise eine Entscheidung 
über Politik. Insofern gibt es natürlich einen Bereich 
einer gewissen Vermischung der Gewalten. Die gibt 
es übrigens auch, wenn Richter von Politikern er-
nannt oder gewählt und befördert oder nicht beför-
dert werden. 

Will man diese gegenseitige Kontrolle von Politik 
und Rechtsprechung einschränken oder abschaffen? 
Es gibt keine Ideallösung. Bei aller Problematik, die 
einer solchen Kontrolle und einer Korrektur parla-
mentarischer Mehrheitsentscheidungen durch ein 
Verfassungsgericht innewohnt - das ist im Zweifel 
eine Einschränkung des Souveräns -, würde ihre 
Schwächung doch auch zu einer Schwächung der 
Rolle des Bundesverfassungsgerichts und des Rechts 
allgemein führen. 

Ich weise jedenfalls namens der Abgeordneten-
gruppe der PDS die am Bundesverfassungsgericht 
geübte Schmähkritik entschieden zurück, die ver-
sucht - ich teile in diesem Punkt die Auffassung des 
Kollegen Beck -, das Gericht einzuschüchtern, um im 
Interesse einer bestimmten politischen Richtung Ein-
fluß zu nehmen. 

Der Vorwurf, das Prinzip der Gewaltenteilung 
werde verletzt, kommt eigenartigerweise aus dem 
gleichen politischen Lager, das es mit der Gewalten-
teilung bei den Kampfeinsätzen der Bundesluftwaffe 
über dem ehemaligen Jugoslawien nicht so genau 
nimmt. Das Bundesverfassungsgericht hat solche 
Einsätze für verfassungsgemäß erklärt, wenn und so-
weit der Bundestag sie genehmigt. 

Man kann über diese Entscheidung verschiedener 
Auffassung sein. Ich habe meine Einwände. Aber 
wie auch immer: Der Bundestag hat Kampfeinsätze 
unter der Bedingung genehmigt, daß sie den Frie-
denstruppen der Vereinten Nationen im ehemaligen 
Jugoslawien die Erfüllung ihres Mandats ermögli-
chen oder ihren eventuellen Abzug unterstützen. 

Ich meine, daß diese einschränkenden Bedingun-
gen nicht erfüllt sind. Es geht bei den jetzigen Einsät-
zen der Tornados nicht im mindesten um UNO-Trup-
pen. Das Verständnis dieser Regierung von Gewal- 
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tenteilung besteht also offenbar darin, daß das Ver-
fassungsgericht und das Parlament beschließen kön-
nen, was sie wollen, und die Regierung gleichwohl 
und unabhängig davon tun kann, was sie will. 

Herr Scholz - er ist nicht mehr da - hat davon ge-
sprochen, daß wir den kraftvollen schlanken Staat 
haben wollen. Ich möchte nicht gern, daß das Symbol 
des kraftvollen schlanken Staates nun der Tornado 
ist. 

Das Kruzifix-Urteil und die bevorstehenden Nach-
wahlen liefern wieder einmal den Anlaß, grundsätzli-
che Veränderungen beim Schutz des Grundgesetzes 
durch Rechtsprechung anzumahnen. Es gibt eine 
Diskussion darüber, ob es richtig ist, daß Personen, 
die dera rt  weitreichende Entscheidungen treffen, der 
Öffentlichkeit weitgehend unbekannt sind. Sie wer-
den von einem Konklave gewählt, das seinerseits der 
Öffentlichkeit ebenfalls unbekannt ist und dessen 
Verfahren zumindest nicht mit dem übereinstimmt, 
was der unvoreingenommene Leser A rt . 94 Abs. 1 
des Grundgesetzes entnimmt. 

Auch wenn Adolf Arndt das damals befördert hat, 
meine ich, man sollte das überdenken. Ich meine 
nicht, daß es der Demokratie, dem Bundesverfas-
sungsgericht oder den Richtern schadet, wenn der 
ganze Vorgang etwas öffentlicher wird. Über die 
Frage einer öffentlichen Anhörung sollte man disku-
tieren. 

Noch ein Gedanke zum Schluß. Unser Kollege 
Norbert  Geis hat am 22. August 1995 - ich zitiere ihn 
zum zweiten Mal; das zeigt unsere enge Verbunden-
heit - im WDR bestätigt, daß in der Kruzif ix-Sache 
die Bayerische Staatsregierung nunmehr ein Gesetz 
vorlegen will, in dem die vom Bundesverfassungsge-
richt für grundgesetzwidrig erklärte Bestimmung er-
neut enthalten sein soll, damit die Kläger wiederholt 
diese Bestimmung gerichtlich angreifen müssen. 

Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, was 
das heißt: Die Regierung eines Bundeslandes legt ei-
nen Gesetzentwurf vor im vollen Wissen um seine 
Verfassungswidrigkeit. Ich bin gespannt, ob bei ei-
nem solchen Verfassungsverständnis, das bewußt 
den Gehorsam gegenüber dem Bundesverfassungs-
gericht verneint, die Bayerische Staatsregierung und 
die sie tragende Partei im nächsten Verfassungs-
schutzbericht als verfassungsfeindliche Organisatio-
nen erwähnt werden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Das Wort hat 
nun der Abgeordnete Manfred Kolbe. 

Manfred Kolbe (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kollegen! Vor wenigen Tagen jährte 
sich zum fünftenmal der Tag der Unterzeichnung des 
Einigungsvertrages, und in wenigen Wochen feiern 
wir den fünften Jahrestag der Wiedervereinigung. 
Frau Bundesministerin, Sie haben deshalb dankens-
werterweise die Gelegenheit zu einem kurzen 
rechtspolitischen Rückblick ergriffen, zumal die 

Rechtspolitik der letzten Jahre in der Tat im Zeichen 
der Wiedervereinigung stand. 

Mir ist es deshalb unverständlich, wenn von Ihnen, 
Frau Herta Däubler-Gmelin, das Fehlen rechtspoliti-
scher Konzepte beklagt wird. Ich glaube, in der 
Rechtspolitik ist noch nie soviel passiert wie in den 
letzten Jahren. Noch nie waren die Rechtspolitiker so 
beschäftigt. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: So ist es! Das 
soll endlich einmal anerkannt werden!) 

Die Aufarbeitung des Unrechtsstaats DDR, soweit 
noch möglich, die Schaffung einer einheitlichen 
Rechtsordnung in Deutschland und der Aufbau der 
Justiz im Osten waren in der Tat zentrale Themen 
und Aufgaben, die ganze Arbeit erforderten. 

Am schwierigsten war es, den Menschen zu hel-
fen, deren Lebenschancen vom SED-Regime beein-
trächtigt oder gar zerstört worden waren. Soweit 
noch möglich, haben hier die beiden SED-Unrechts-
bereinigungsgesetze versucht, einen Ausgleich zu 
schaffen, wenn auch oft nicht das erreicht werden 
konnte, was vielleicht wünschenswert gewesen 
wäre. Ich bedanke mich ganz ausdrücklich dafür, 
daß Sie hier weitere Gesprächsbereitschaft in bezug 
auf die Fristen usw. signalisiert haben. Wenn wir ir-
gendwelche Spielräume in der Politik haben, dann 
sollten wir versuchen, den Opfern der DDR noch zu 
helfen. 

Bei der Rechtsangleichung haben wir das Werk 
des Einigungsvertrages fortgesetzt und einen weit-
gehenden Abschluß erreicht. Während der Aus-
gangsgrundsatz des Vermögensgesetzes Rückgabe 
vor Entschädigung im Osten nach wie vor - ich 
drücke es einmal vorsichtig, parlamentarisch aus - 
umstritten bleibt, werden die nachfolgenden Gesetze 
wie z. B. das Sachenrechtsbereinigungsgesetz, das 
Schuldrechtsanpassungsgesetz und das Entschädi-
gungsgesetz in der Bundesratsfassung überwiegend 
als sachgerechter Interessenausgleich empfunden. 
Wenn man bedenkt, daß es sich um Gesetze von vita-
lem Interesse für Hunderttausende von Familien 
handelt, die elementarste Lebensgrundlagen wie die 
Wohnung betreffen, dann muß man anerkennen, daß 
es eine großartige Leistung ist, daß diese Gesetze 
jetzt so unspektakulär vollzogen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie, Frau Ministe rin, haben wesentlichen Anteil an 
diesem sachgerechten Ausgleich. 

Schließlich ist auch der Aufbau der Justiz in den 
östlichen Bundesländern weitgehend abgeschlos-
sen, wozu der Bund eine beachtliche Anschubfinan-
zierung in Höhe von ungefähr 300 Millionen DM ge-
leistet hat. Besonders erfreulich ist, daß jetzt die Ver-
lagerung zweier oberster Bundesgerichte, des Bun-
desverwaltungsgerichts nach Leipzig und des Bun-
desarbeitsgerichts nach Erfurt, in die Gänge kommt 
und diese beiden Gerichte um das Jahr 2000 ihren 
Sitz im Osten Deutschlands haben werden. 

Gerade der Vergleich mit Osteuropa zeigt, wie 
wichtig der Rechtsstaat und wie wichtig eine rechts-
staatliche Justiz als Investitionsrahmenbedingung ist. 
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Es bleibt aber auch für die Rechtspolitik noch man-
ches zu tun. Auf dem Gebiet der Rechtsangleichung 
haben wir noch einige schmerzhafte Lücken. Ich er-
wähne hier nur - davon bin ich in meinem Wahlkreis 
besonders betroffen - das immer noch geteilte Berg-
recht im wiedervereinigten Deutschland. Im Osten 
gehören nach wie vor zahlreiche Bodenschätze wie 
Sand, Kies und Steine nicht wie im Westen dem 
Grundeigentümer. Mir ist es nach wie vor unver-
ständlich, Frau Ministerin, warum die Bundesrepu-
blik Deutschland hier erstens das DDR-Volkseigen-
tum  perpetuie rt , zweitens die ansonsten immer be-
schworene Eigentumsgarantie des Art. 14 des 
Grundgesetzes nicht beachtet und drittens auf den 
elementaren Grundsatz der Rechtsgleichheit verzich-
tet. 

Meine Fraktion hat dazu für diese Woche endlich 
eine erste Initiative ergriffen, die meiner persönli-
chen Ansicht nach aber nicht ausreicht. Wichtig wäre 
es meines Erachtens, daß Sie als Bundesjustizmini-
sterin und die Rechtspolitiker sich endlich einmal 
dieses Themas annähmen, damit es nicht nur im 
Bundeswirtschaftsministerium behandelt wird, wo 
wahrscheinlich handfeste Interessen den Gang der 
Dinge bestimmen. 

Besonders beschäftigen muß uns auch die Sorge 
gerade der Bürger im Osten um die innere Sicher-
heit. Nach der Arbeitslosigkeit ist die Kriminalität 
das drängendste Problem. Wir alle können nur mit 
Sorge eine Allensbach-Umfrage vom Frühjahr regi-
strieren, nach der auf die Frage, ob die Bürger mit 
dem Schutz durch die Polizei zufrieden seien, im We-
sten etwa gleich viele mit Ja und mit Nein geantwor-
tet haben - 43 % zu 44 % -, während im Osten nur 
13 % zufrieden waren; 76 % waren nicht zufrieden. 

Mich bedrückt es immer, wenn mir die Bürger im 
Wahlkreis sagen: Lieber Herr Kolbe, wir sind durch-
aus zufrieden mit der Bundesrepublik Deutschland, 
aber in der DDR waren wir besser vor Kriminalität 
geschützt. - Es darf nicht so sein, daß nur eine totali-
täre Diktatur in der Lage ist, die Bürger vor Kriminali-
tät zu schützen. Das muß auch der demokratische 
Rechtsstaat leisten. Dazu sind wir alle aufgefordert. 

Gerade die 40 Jahre DDR zeigen, glaube ich, mit 
einer kaum zu überbietenden Deutlichkeit die Be-
deutung des Rechtsstaats für uns alle. Der Rechts-
staat verkörpert das Wesen der Bundesrepublik 
Deutschland und ist Grundlage unseres friedlichen 
Zusammenlebens und auch unseres wirtschaftlichen 
Wohlstands. Der Rechtsstaat kann deshalb für eine 
freie Gesellschaft nie zu teuer sein. Dennoch sind wir 
hier in einer Haushaltsdebatte. Wir müssen natürlich 
dem steuerzahlenden Bürger auch über die Kosten 
der Justiz Rechenschaft ablegen. 

Was mir bei der Befassung mit den Kosten der Ju-
stiz in den letzten Wochen aufgefallen ist, ist, daß wir 
dazu wohl im Augenblick keinen exakten Überblick 
haben. Wir beraten heute den Haushalt Ihres Hau-

ses, Frau Ministerin, rund 700 Millionen DM. Do rt 
 sind aber auch justizfremde Kapitel wie das Bundes-

patentamt enthalten, während andererseits oberste 
Gerichte, Bundesgerichte wie das Bundesarbeitsge-
richt und das Bundessozialgericht, fehlen. Die Justiz-
haushalte der Länder haben ein Gesamtausgabevo-
lumen von rund 15 Milliarden DM, enthalten aber 
auch nicht gewisse Kosten, etwa die Gebäudekosten 
oder die Pensionslasten. Ich glaube, wir sollten ein-
mal versuchen, eine Aufstellung der Kosten der Ju-
stiz zu erarbeiten: zum einen, um mehr Transparenz 
zu erreichen, zum anderen aber auch, um dem steu-
erzahlenden Bürger Rechenschaft abzulegen. 

(Detlef Kleine rt  [Hannover] [F.D.P.]: Um zu 
zeigen, wie preiswert das ist!) 

- Ja, durchaus. Das kann auch das Ergebnis sein, 
Herr Kleinert. 

Wir müssen uns dabei auch dem internationalen 
Vergleich stellen; denn eine rechtsstaatliche effizi-
ente Justiz ist auch ein wichtiger Standortfaktor. Wir 
haben in Deutschland heute rund 75 000 zugelassene 
Rechtsanwälte, beschäftigen 20 600 Richter, 5 000 
Staatsanwälte und 12 500 Rechtspfleger. Ein ver-
gleichbarer Industriestaat wie Japan kommt bei einer 
Bevölkerungszahl von 120 Millionen Einwohnern mit 
14 000 zugelassenen Rechtsanwälten, 2 800 Richtern 
und 1 200 Staatsanwälten aus. Auch hier wäre ein-
mal eine vergleichende Untersuchung angebracht. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
Sie müssen zum Abschluß kommen. 

Manfred Kolbe (CDU/CSU): Ich möchte nur noch 
einen Satz sagen. 

Der Bundesjustizhaushalt, den Sie, Frau Ministe-
rin, heute im Parlament einbringen, hat, soweit wir 
das im Entwurf gesehen haben, diesen Geboten der 
Sparsamkeit bereits Rechnung getragen. Investiti-
onsbereinigt sinken die Ausgaben um 3 %. Nur we-
gen der großen Investitionen beim Seegerichtshof in 
Hamburg und beim Bundespatentamt in München 
haben wir die Ausgabensteigerung von 4,6 %. Wir 
werden das auch bei den Beratungen im Haushalts-
ausschuß berücksichtigen. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Weitere Wort
-meldungen liegen für die heutige Sitzung nicht vor. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 7. September 
1995, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.53 Uhr) 
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